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Aus den Beſprechungen: 
Dr. Hans F. Helmoll in der „Zeitſchrift für Völkerrecht“: 
r EI SEN OJEHTE TUT Bolkerre ght 


„Die pollſtändigſte und verdienſtvollſte, allen wiſſenſchaftlichen 


ſprüchen genügende Kriegschronik. Das Werk ſtehtkatſächlichohne Wettbewerb 
Schmollers Jahrbücher: 


„Deutſcher Fleiß, deutſche Beharrlichkeit arbeiten hier an e 
Werke, das deutſchem Bedürfnis nach möglichſter Obſektivität und 
ständigkeit und einem unſtillbaren Tatſachenſinne entſproſſen ilt....... 

Man ſieht, es iſt ein umfaſſendes Material zuſammengetragen, jo daß 
weitreichende Belehrung des Leſers erreicht wird, und durch dieſen Reich 
und die Überſichtlichkeit iſt der Deutſche Geſchichtskalender ſicher allen 
lichen Sammlungen weik überlegen.“ 


Ku 1117 Direktor der Hochſchule für Journalismus an dei 
Dr. Talcoll Williams, Columbia⸗Univerſität in Mew⸗Vork: 
N „Ihr »Deutſcher Geſchichtskalender« hat mir oft Auskunft gegeben 
ich auf keinem anderen Wege erhalten Konnte. Es iſt einer der vielen ü 
raſchenden Beweiſe für die außerordenkliche Organiſation deut 
Betätigung auf allen Gebieten, daß Sie, trozdem Sie von jo vielem ı 
ſchnikten ſind, noch in der Lage find, eine jo bewundernswerte Chronik des Kr 
zu veröffentlichen, die alle Standpunkte zur Geltung bringt.“ 

„Von dem „Deutſchen Geſchichtskalender“ find noch eine kleine Anz 
Uftändiger Exemplare auf Lager. Solange der Vorrat reicht, liefere ich 
eſem wertvollen Quellenwerk zur Zeitgeſchichte, das in kei 
‚edakftonsbibliothek fehlen ſollte: 
ahrg. 1900 19141 (27 Leinwandbände) ſtatt Mk. 182, — für nur Mk. 120 
‚ahrg. 1885—1914 1 (59 Leinwandbände) ſtatt Mk. 362, — für Mk. 190,—. 

Jede Buchhandlung iſt in der Lage, die Beftellung zu dieſem Preife auszuführen. 


„eee lese eee αοαsοꝛα⁰οD̊s eee „eee esse sees „eee eee eee esse sees, an 


Auf die Ladenpreiſe wird ab 1. Januar 1918 ein 


Teuerungszuſchlag von 30 Prozent 
inſchließlich des Sortimenker⸗Aufſchlags) erhoben. 


Lieferung 42/43 und 45/50 (Nov. 1917 
bis Juni 1918) ſind noch nicht erſchienen, 
werden aber ſobald als möglich nachgeliefert. 
Beim Einbinden kommt Lieferung 44 hinter 
den Texkteil von Lieferung 43, aber vor 
das Halbjahrsregiſtler. Dasſelbe gilt für 
Lieferung 51. 
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Am 28. November 1917 richtet die ruſſiſche Regierung von 
| Zarſkoje Selo aus ein von dem Volkskommiſſar für auswärtige An⸗ 


gelegenheiten Trozki und dem Vorſitzenden des Rats der Volks⸗ 
kommiſſare Lenin unterzeichnetes Funkentelegramm au die Regierungen 
und die Völker der kriegführenden Länder, worin ſie vorſchlägt, zu 
einem nahen Termin in Verhandlungen über einen Waffen- 
ſtillſtand und einen allgemeinen Frieden einzutreten. Das 
Telegramm, das teilweiſe verſtümmelt iſt, aber bis auf eine Stelle 
ergänzt werden kann, lautet: 
„Zarſkoje Selo, den 28. November. 
An die Völker der Kriegführenden! 

Die ſiegreiche Arbeiter⸗ und Bauernrevolution in Rußland hat die 
Friedensfrage an die Spitze geſtellt. Die Periode der Schwankungen, des 
Aufſchiebens und des Burcaukratismus iſt beendet. Jetzt ſind alle Re⸗ 
gierungen, alle Klaſſen und alle Parteien aller kriegführenden Länder auf⸗ 
gefordert worden, kategoriſch die Frage zu beantworten, ob ſie zuſammen mit 
uns an den Verhandlungen über einen ſofortigen Waffenſtillſtand und einen 
allgemeinen Frieden heranzutreten einverſtanden ſind oder nicht. Von der 

Antwort auf dieſe Frage hängt es ab, ob wir einem neuen Winterfeldzug 
mit allen jenen Schrecken und Elend entgehen werden und ob Eurova 
weiterhin von Blut durchſtrömt wird. 

Wir, der Rat der Volkskommiſſtonäre, wenden uns mit dieſer Frage 
an die Regierungen unſerer Verbündeten. Wir fragen fie vor dem An⸗ 
geſicht ihrer eigenen Völker und vor dem Angeſicht der ganzen Welt, ob 
ſie einverſtanden ſind, an Friedensverhandlungen heranzu⸗ 
‚teten. Wir, der Rat der Vollskommiſſionäre, wenden uns an die ver⸗ 
dundeten Völker, in erſter Reihe an die arbeitenden Mafjen, ob fie damit 
derberſtanden ſind, dieſe ſinnloſe Metzelei fortzuſetzen und blind dem Ver: 

5 Ar der europäſchen Kultur entgegenzugehen. Wir verlangen, daß die 
ar Aterparteien der verbündeten Länder unverzüglich die Frage beantworten, 
eg ſie mit der Einleitung von Friedensverhandlungen einverſtanden ſind. 
Dieſe Frage ſtellen wir an die Spitze . N 
. Ver e, den wir beantragt haben, ſoll ein Volksfriede ſein. Er 
ſollein Ehrenfriede des Einverſtändniſſes fein, der jedem Volk 
die Freiheit ſeiner wirtſchaftlichen und kulturellen Entwicklung ſichert. Die 
Arbeiter⸗ und Bauernrevolution hat ſchon ihr Friedensprogramm bekannt⸗ 
gegeben. Wir haben die Geheimverträge des Zaren und der Bourgeoiſie 
mit den Verbündeten veröffentlicht und dieſe Verträge für unverbindlich 
für das ruſſiſche Volk erklärt. Wir beantragen, mit allen Völkern 
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öffentlich einen neuen Vertrag auf der Grundlage des Ein- 
verſtändniſſes und der Zuſammenarbeit zu ſchließen. Unſeren 
Antrag haben die offiziellen und offtziöſen Vertreter der regierenden Klaſſen 
der verbündeten Länder mit der Weigerung beantwortet, die Regierung der 
Räte anzuerkennen und ſich mit ihr ins Einvernehmen über Friedensver⸗ 
handlungen zu ſetzen. g 

Die Regierung der ſiegreichen Revolution entbehrt der Anerkennung 
der profeſſionellen Diplomatie; aber wir fragen die Völker, ob die reaktionäre 
Diplomatie ihre Gedanken und Beſtrebungen zum Ausdruck bringt und ob 
die Völker der Diplomatie erlauben, die große Friedensmöglichkeit, die durch 
die ruſſiſche Revolution veröffentlicht wird, fallen zu laſſen. Die Antwort 
auf dieſe Frage .... (Störung)... Nieder mit dem Winterfeldzug! Es 
lebe Friede und Völkerverbrüderung! 

Der Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten: 
Trozki. 
Vorſitzender des Rates der Volkskommiſſare: 
Ulianow Lenin.“ 


Gleichzeitig richtet die ruſſiſche Regierung folgende Note an die 
Vertreter der neutralen Länder Norwegen, Niederlande, Spanien, 
Schweden, Schweiz und Dänemark: 

„Herr Botſchafter (Geſandter)! In Ausführung eines Beſchluſſes des 


Kongreſſes von Vertretern der Arbeiter⸗ und Bauernräte habe ich mich im 
Namen des Rates der Volksbeauftragten an die Botſchaften der Alliierten 
mit dem Vorſchlage gewandt, Verhandlungen über einen ſofortigen Waffen⸗ 
ſtillſtand an allen Fronten und den Abſchluß eines demokratiſchen Friedens 
ohne Annexionen oder Kontributionen, entſprechend dem Grundſatze der 
freien Entwicklung der Völker, einzuleiten. Gleichzeitig hat der Rat der 
Volksbeauftragten die Militärbefehlshaber und Abgeordneten des republi⸗ 
kaniſchen Heeres damit betraut, vorläufige Berhandlungen mit den Befehls 
habern der feindlichen Armeen einzuleiten, um zu einem ſofortigen Waffen 
ſtillſtand an unſeren und allen anderen Fronten zu gelangen. Indem ich 
es für meine Pflicht halte, Sie von den getanen Schritten zu benachrichtigen, 
habe ich die Ehre, Herr Botschafter (Geſandter), Sie zu bitten, alles Ihnen 
mögliche zu tun, daß unſer Waffenſtillſtandsvorſchlag und die Aufforderung 
zu Verhandlungen über den Abſchluß eines Friedens der Aufmerkſamkeit 
der Regierungen der feindlichen Länder amtlich unterbreitet werden Endlich 
habe ich die Ehre, Ihnen meine volle Hoffnung auszudrücken, daß Sie alle 
Ihnen möglichen Maßregeln treffen werden, die hiermit gemachte Mit⸗ 
teilung ſo ſchnell wie möglich an die öffentliche Meinung des Voltes ge⸗ 
langen zu laſſen, deſſen Beauftragter Sie ſind. Die Arbeiterklaſſen der 
neutralen Länder ſeufzen im äußerſten Elend, welches eine Folge dieſes 
verbrecheriſchen Krieges iſt, der, wenn man ihm nicht ein Ende macht, die 
noch nicht an ihm teilnehmenden Völker in ſein zermalmendes Triebwerk 
hineinzuziehen droht. Die Forderung nach ſofortigem Frieden iſt der Wunſch 
der arbeitenden Klaſſen aller kriegführenden und neutralen Länder. Aus 
dieſem Grunde hat die Regierung des Rates der Voltsbeauftragten die 
Sicherheit, von den Arbeiterklaſſen der neutralen Länder entſchloſſen unter 
ſtützt zu werden, und ich bitte Sie, die Verſicherung des Wunſches der 
ruſſiſchen Demokratie entgegenzunehmen, brüderliche Beziehungen mit der 
Demokratie aller Länder zu pflegen. R 
Der Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten: 
Trozki.“ 
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Am 29. November macht der deutſche Reichskanzler Dr. Graf 
v. Hertling im Reichstage Mitteilung von dem ruſſiſchen Angebot 
und fährt fort: „Ich ſtehe nicht an, zu erklären, daß in den bisher 
bekannten Vorſchlägen der ruſſiſchen Regierung diskutable Grundlagen 
für die Aufnahme von Verhandlungen erblickt werden konnten und 
daß ich bereit bin, in ſolche einzutreten, ſobald die ruſſiſche Regierung 
hierzu bevollmächtigte Vertreter entſendet. Ich hoffe und wünſche, 
daß dieſe Beſtrebungen bald feſte Geſtalt annehmen und uns den 
Frieden bringen werden.“ 

Dieſe Außerungen des Reichskanzlers enthalten die formulierte 
deutſche Antwort auf die ruſſiſchen Mitteilungen und werden durch 
Funkſpruch verbreitet. Es wird deshalb davon abgeſehen, nochmals 
von Berlin aus durch Funkſpruch zu den ruſſiſchen Außerungen Stellung 
zu nehmen. Dagegen erteilt die öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung 
am ſelben Tage der ruſſiſchen Regierung folgende Antwort: 

„An die Regierung der ruſſiſchen Republik. Der Funkſpruch des 
Rates der Volkskommiſſare vom 28. November des laufenden Jahres, mit 
dem ſich die ruſſiſche Regierung bereit erklärt, Verhandlungen über den Ab⸗ 
ſchluß eines Waffenſtillſtandes und eines allgemeinen Friedensvertrages ein⸗ 
zuleiten, iſt der Regierung Oſterreich⸗Ungarns zugekommen. Die von der 
ruſſiſchen Regierung bekanntgegebenen Richtlinien für einen abzuſchließenden 
Waffenſtillſtand und Friedensvertrag, hinſichtlich welcher die Regierung der 
ruſſiſchen Republik den Gegenvorſchlägen entgegenſieht, bilden nach der 
Anſicht der öſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung geeignete Grundlagen für 
die Einleitung dieſer Verhandlungen. Die Regierung Oſterreich⸗Ungarns 
erklärt ſich daher bereit, in die von der ruſſiſchen Regierung vorgeſchlagenen 
Verhandlungen über einen ſofortigen Waffenſtillſtand und über einen all⸗ 


gemeinen Frieden einzutreten. a, R 8 
K. K. Miniſter des Außern Czernin.“ 


Am 30. November unterſtreicht Staasſekretär v. Kühlmann 
die Erklärung des Reichskanzlers noch, indem er im Hauptausſchuſſe 
des Reichstags ausführt: „Unſere Blicke ſind in dieſem Zeitpunkte 
vor allem nach Oſten gerichtet. Rußland, das die Kriegsfackel in 
die Welt geſchleudert hat, Rußland, in dem eine bis ins Mark der 
Knochen faule Rotte von Bureaukraten und Schmarotzern unter Bei⸗ 
ſeiteſchiebung eines vielleicht manchmal wohlmeinenden, aber ſchwachen 
und mißleiteten Selbſtherrſchers die Mol liſierung erſchlich, die die 
eigentliche und unmittelbare Urſache dieſer gewaltigen Völkerkataſtrophe 
geworden iſt, hat die Schuldigen weggefegt und ringt nun in ſchweren 
Wehen danach, durch Waffenſtillſtand und Frieden Raum für ſeinen 
inneren Aufbau zu gewinnen. Den klaren Worten, mit denen der 
Herr Reichskanzler geſtern die Stellungnahme der deutſchen Regierung 
zu dieſem Streben dargelegt hat, brauche ich meinerſeits nichts hinzu⸗ 
zufügen. Wir werden uns auch in dieſer Frage von dem Grundſatz 
einer feſten und gemäßigten, auf dem Boden der Tatſachen ſtehenden 
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Staatskunſt nicht entfernen. Die bisher von den heutigen Macht⸗ 
habern in Petersburg der Welt mitgeteilten Grundſätze erſcheinen ge⸗ 
eignet als Unterlage für eine Neugeſtaltung der Dinge im Oſten, 
die dem Selbſtbeſtimmungsrecht voll Rechnung tragen und die weſentlich 
die dauernden Intereſſen der beiden großen Nachbarreiche Rußland 
und Deutſchland zu ſichern geeignet ift; daß wir dieſes Ziel ver⸗ 
folgen können, im engſten Einvernehmen mit unſeren Verbündeten 
und, wie mir ſcheinen will, auch mit der moraliſchen Unterſtützung 
der überwiegenden Mehrheit der hier verſammelten Vertreter des 
deutſchen Volkes, gereicht mir zur beſonderen Genugtuung und wird 
unſerem Auftreten nach außen auch die nötige Wucht verleihen.“ 
Am ſelben Tage erklärt im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe 
Miniſterpräſident Dr. v. Seidler: „Wie dem hohen Hauſe aus der 
offiziellen Meldung des k. und k. Korreſpondenz⸗Bureaus vom geſtrigen 
Tage bekannt iſt, hat die k. und k. Regierung die Einladung der 
ruſſiſchen Regierung zu ſofortigen Verhandlungen über einen Waffen⸗ 
ſtillſtand und einen allgemeinen Frieden bereits angenommen. Die 
k. und k. Regierung iſt im Sinne ihres wiederholt bekanntgegebenen 
Standpunktes entſchloſſen, die einzuleitenden Verhandlungen im Geiſte 
der Verſöhnlichkeit zu führen, da ihre Abſicht darauf gerichtet iſt, 
baldigſt einen Frieden zu erreichen, der ein vertrauensvolles Zu⸗ 
ſammenarbeiten der Völker in Zukunft ermöglicht. Wie aus der 
Antwort des Miniſters des Außern au die Regierung der ruſſiſchen 
Republik weiter erſichtlich iſt, hat ſich die Regierung Oſterreich⸗ 
Ungarns bereit erklärt, in Verhandlungen über einen allgemeinen 
Frieden einzutreten“ Bei dieſen Verhandlungen wird die Regierung 
Oſterreich⸗Ungarns anſtreben, mit jenen Staaten, die ſich auf Grund 
der jetzt von Rußland ergangenen Einladung bereit erklären, einen 
Frieden zu ſchließen, zu einem Frieden zu gelangen, der für die 
vertragſchließenden Gruppen gleich ehrenvoll iſt und der von dem 
Grundſatze ohne territoriale und wirtſchaftliche Vergewaltigungen 
geleitet fein wird. Hierbei wird die öſterreichiſch-ungariſche Re⸗ 
gierung das Recht der mit ihr zum Friedensvertrag ſchreitenden 
Staaten anerkennen, den zu ihnen gehörenden Völkern volle Freiheit 
der Entſchließung über ihre ſtaatliche Zukunft zu gewähren, und wird 
ſich jeder Einmiſchung in die innerſtaatlichen Verhältniſſe ihrer 
Kompaziſzenten enthalten, wird aber ihrerſeits verlangen, daß jede 
Einmengung in unſere eigene ſtaatliche Organiſation unterbleibt.“ 
Der bulgariſchen Sobranje wird am 1. Dezember bei Wieder⸗ 
aufnahme der Sitzungen durch den Miniſterpräſidenten Radoſlawoff 
Mitteilung von dem Schritte der ruſſiſchen Regierung gemacht. 
Radoſlawoff erklärt: „Bulgarien war ſtets bereit, in Übereinſtimmung 
mit ſeinen Verbündeten in Friedensverhandlungen einzutreten, ſobald 
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ein Vorſchlag von den Gegnern ausginge, wie es durch ſeine Note 
vom Dezember 1916 und die Antworten auf die Noten Wilſons 
und des Pupſtes bewieſen hat. Solch ein Vorſchlag iſt jetzt von dem 
Oberhaupt der Regierung der ruſſiſchen Republik Lenin und dem 
Volkskommiſſar für Auswärtiges Trozki an uns gerichtet worden. 
Wir haben ſofort geantwortet, daß wir bereit ſind, in Verhandlungen 
einzutreten. Bulgarien konnte das Friedensangebot nicht ablehnen, 
weil es ſein nationales Ideal, um deſſentwillen es in den Krieg ein⸗ 
getreten iſt, erreicht hat. Die Einigung des bulgariſchen Volkes in 
einem einzigen Staate, der Mazedonien, Morawaland und die Do⸗ 
brudſcha einſchließt: dies wird für uns die Grundlage aller Be⸗ 
ſprechungen bilden. Nach meinen Nachrichten wird die ruſſiſche Re⸗ 
gierung demnächſt Vertreter beſtimmen, die alsbald mit unſeren 
Verbündeten über die Führung der Verhandlungen ſprechen werden.“ 


Vor der türkiſchen Abgeordnetenkammer erſcheint am 6. De⸗ 
zember der Miniſter des Außern Meſſimi⸗Bei mit folgender Mit⸗ 
teilung: „Wir ſind Zeugen eines neuen, ſehr bedeutſamen Abſchnittes 
der ruſſiſchen Revolution. Wir befanden uns dem von Lenin und 
Trozki unterzeichneten Vorſchlage gegenüber, durch den der unver⸗ 
zügliche Beginn von Friedensverhandlungen verlangt wurde. Wir 
wie die Verbündeten antworteten, daß wir bereit wären, in Waffen⸗ 
ſtillſtands⸗ und Friedensverhandlungen unter der Bedingung einzu⸗ 
treten, daß wir uns befugten ruſſiſchen Delegierten gegenüber befänden. 
Wir haben unſere Delegierten ernannt. Nichts hindert uns, in Ver⸗ 
handlungen, ſei es für einen allgemeinen Waffenſtillſtand, ſei es für 
den Frieden, mit der gegenwärtigen ruſſiſchen Regierung einzutreten, 
welche die Eroberungspolitik verſchmäht, die vom Zarismus gegen⸗ 
über unſerem Lande verfolgt wurde, um die ruſſiſchen Freiheits⸗ 
beſtrebungen zu erſticken, welche ferner die vom Zarismus mit deſſen 
Verbündeten abgeſchloſſenen Geheimverträge verwirft, ſie veröffentlicht 
und auf dieſe Weiſe den Wunſch zeigt, unſere nationale Ehre, Un⸗ 
abhängigkeit und Souveränität zu achten. Es gibt keinen Grund, 
der uns hindern würde, die beiten Beziehungen guter Nachbarſchaſt 
mit Rußland herzustellen, mit einem friedlichen Rußland, das ebenſo 
wie wir lange Jahre in Ruhe auf dem Gebiete der Reformen zu 
arbeiten wünſcht. Wir werden einem Rußland, das uns Sympathie 
und Aufrichtigkeit zeigt, Gleiches mit Gleichem vergelten. Wir haben 
die Hoffnung, in den Beratungen über den Waffenſtillſtand und 
Frieden mit den ruſſiſchen Delegierten, bei denen wir die gleichen 
Gefühle für uns vorausſetzen, in nächſter Zeit unſerem Wunſche ge⸗ 
mäß zu einem tatſächlichen Ergebnis zu gelangen.“ 


Der Eindruck des Friedensangebots iſt in der Preſſe aller Länder 
ganz gewaltig. Das Urteil der deutſchen Zeitungen lautet in der Haupt⸗ 
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ſache günſtig, da alle darin einig ſind, daß eine Bereitſchaft zu Verhand 
lungen über das Waffenſtillſtandsangebot nicht als Ausdruck der Schwäche, 
ſondern nur als ein Ergebnis der militäriſchen Stärke und der daraus 
entſpringenden politiſchen Sicherheit aufgefaßt werden könne. 

„Die „Kreuz⸗Ztg.“ ſagt: „Zum erſtenmal ergab ſich für eine der höchſten 
amtlichen Stellen im Rate der verbündeten Mittelmächte die Möglichkeit, 
das Wort vom kommenden Frieden auf einer tatſächlichen Grundlage aus⸗ 
zuſprechen. Der Schwierigkeiten, die ſich noch entgegenſtellen werden, ge⸗ 
dachte Graf Hertling nicht, er gab nur ſeine Bereitwilligkeit kund, auf 
Grund der bisher ja ſchon bekanntgewordenen, ihm diskutabel erſcheinenden 
ruſſiſchen Vorſchläge in Verhandlungen einzutreten. Mit ihm hoffen und 
wünſchen wir, daß die Beſtrebungen eine feſte Geſtalt annehmen möchten. 
Daß dabei das deutſche Intereſſe in dem vollen Umfange gewahrt wird, 
für den unſere Waffenerfolge an der Oſtfront die Grundlage geben, iſt eine 
Vorausſetzung, der Graf Weſtarp im Namen ſeiner politiſchen Freunde im 
weiteren Verlaufe der Sitzung Ausdruck gab.“ 

Die „Deutſche Tagesztg.“ ſagt: „Wenn der Reichskanzler die ruſſiſchen 
Vorſchläge für eine diskutable Verhandlungsgrundlage anſah und dem⸗ 

emäß ſich bereit erklärte, mit bevollmächtigten Vertretern der ruſſtſchen 
Nestern in Verhandlungen einzutreten, ſo können wir damit einverſtanden 
ſein in der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß die gegebenen deutſchen 
Intereſſen im Oſten dabei voll gewahrt werden. Dieſe Vorausſetzung gilt 
natürlich auch gegenüber der Zuſtimmung des Kanzlers zu dem Grundſatz 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker hinſichtlich Polens, Kurlands und 
Litauens, und wie wir hinzufügen möchten, auch hinſichtlich Livlands und 
Eſtlands. Wir möchten hoffen, daß es unſerer Politik gelingen werde, 
dieſen Grundſatz mit den deutſchen Intereſſen in Einklang zu bringen; 
ihr oberſtes und unbedingtes Ziel muß jedenfalls ſein, uns im Oſten die 
militäriſchen, politiſchen und wirtſchaftlichen Sicherungen zu erringen, deren 
wir bedürfen. Wir ſind überzeugt, daß dieſe Sicherungen auch mit dem 
wohlverſtandenen Intereſſe Rußlands durchaus vereinbar ſind und ebenſo 
mit dem eigenſten Intereſſe der Völker im Weichſelgebiet und im Baltikum.“ 

In der „Poſt“ heißt es: „Statt einer politiſchen Rede konnte ſich 
der Reichskanzler im Reichstag einer politiſchen Handlung unterziehen. 
Das Angebot der Petersburger Machthaber, bis zu einem nahen Termin 
Verhandlungen über einen Waffenſtillſtand zu beginnen und jo den Weg 
zum Frieden zu ebnen, gab Gelegenheit, geradezu eine politiſche Beziehung 
des deutſchen Reichstags zu Rußland ſeit Kriegsbeginn zu knüpfen. Der 
Kernpunkt der Kanzlerrede bekräftigt die grundſätzliche Möglichkeit baldiger 
Verhandlungen zwiſchen den beiden Reichen, deren wirtſchaftliche Bedin⸗ 
gungen ohnehin auf eine Gemeinſchaftsarbeit hinſtreben.“ 

Der „Berl. Lok.⸗Anz.“ urteilt: „Ob der ſtürmiſche Jubel, mit dem 
der Reichstag die Mitteilung über das ruſſiſche Friedensangehot begrüßte, 
berechtigt war, ob nicht vielleicht erneut bittere Enttäuſchung folgen wird, 
hängt davon ab, ob die Bolſchewiki die Macht wirklich ſchon feſt in der 
Hand haben, und dann davon, ob ihr Friedenswille ſo ſtark iſt, daß ſie die 
unverhüllten Drohungen ihrer Bundesgenoſſen mit Aushungerung und 
japaniſcher Invaſion nicht beeinfluſſen, daß fie alſo den Mut haben, den 
ſchieher von London zu brechen und mit uns einen Sonderfrieden zu 

ießen.“ . 
Die „Germania“ macht darauf aufmerkſam, daß das gewiß wieder 
ein bedeutſamer Schritt auf dem Wege zum Frieden ſei, daß aber nun erſt 
die eigentlichen Schwierigkeiten begännen. In dem nun vorzunehmenden 
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Friedenswerk müßten neben den Diplomaten auch die Politiker ſprechen. 
Parteiführer und wahrſcheinlich auch der Hauptausſchuß des Reichstags 
ſeien bereits zur Entſcheidung mitaufgerufen. Die „Germania“ verzeichnet 
mit Dan eu daß die Reichsregierung damit den guten Willen zeige, 
mit der Volksvertretung in dieſem entſcheidenden Zeitpunkt in ftändiger 
Fühlung zu bleiben. Sie ſetze die Politik der Beteiligung des Parlaments 
an den kommenden Entſchließungen fort, und es brauchten ängſtliche Ge⸗ 
müter durchaus nicht zu erſchrecken, als wenn der Hauptausſchuß nun den 
Friedensunterhändler ſpielen wolle. 


Die „Köln. Ztg.“ ſchreibt: „Das ruſſiſche Volk verleugnet den ruch⸗ 
loſen Eroberungs willen der alten Regierung, es will das Ende des Krieges, 
um in friedlicher Arbeit die Überfülle der Aufgaben zu löſen, die das 
Zarentum ihm hinterlaſſen hat. Iſt dem aber ſo, dann iſt ein zweites 
ebenſo ſicher, gegen dieſes neue Rußland hat Deutſchland keinen Kriegs⸗ 
grund mehr. Es iſt im Gegenteil bereit, ihm beim Wiederaufbau ſeines 
Hauſes nachbarlich zu helfen. Es weiß, daß die beiden Staaten nach ihrer 
Lage aufeinander angewieſen ſind, und es iſt darum bereit, über die er⸗ 
oberten Gebiete eine Verſtändigung zu ſuchen, die keinen Stachel in der 
ruſſiſchen Volksſeele zurückläßt. Das war es, was der Kanzler geſtern in 
weltgeſchichtlicher Stunde den Bolſchewiki antwortete, und der Beifall des 
Reichstags bewies, daß er auch hier im Namen des deutſchen Volkes 
ſprach.“ 

Die „Münch. Neueſt. Nachr.“ laſſen ſich vernehmen: „Ein erſter 
Schritt iſt nun getan. Wir wollen uns gewiß hüten, uns von der Freude 
über dieſe Kunde berauſchen zu laſſen und die Schwierigkeiten gering zu 
ſchätzen, die noch bei jedem weiteren Schritt aus der Erde wachſen können, 
aber wir wollen auf der anderen Seite auch nicht kleinmütig und zweifelnd 
an dem verzagen, was doch einmal kommen muß: an dem Sieg der Vernunft 
und der Menſchlichkeit!“ 

Die „Voſſ. Ztg.“ erklärt: „Daß die Worte des Kanzlers nicht miß⸗ 
deutet werden können, dafür ſorgte jener Teil der Kanzlerrede, der die 
Weſtmächte davor warnte, unſere Antwortnote an den Papſt als Freibrief 
für eine ſtrafloſe Verlängerung des Krieges ins Unendliche anzuſehen. In 
diefer Warnung muß auch das ruſſiſche Volk ein Zeichen unſeres Selbſt⸗ 
bewußtſeins und unſerer Stärke ſehen. Sie zeigen, daß wir nicht aus 
Schwäche, nicht aus Zwang, ſondern aus freier Entſchließung und reiner 
Friedensliebe die Friedenshand zu ergreifen bereit ſind, die das ruſſiſche 
Volk uns entgegenſtreckt. Und was den Weſtmächten gegenüber gilt, würde 
natürlich auch jede ruſſiſche Regierung zu gewärtigen haben, die gegen den 
Willen des ruſſiſchen Volkes den Krieg wieder aufzunehmen und zu ver⸗ 
längern trachten wollte.“ 

Noch zuverſichtlicher äußert ſich das „Berl, Tagebl.“, nach deſſen 
Meinung es uneingeſchränktes Lob verdient, daß Graf Hertling klar, un⸗ 
zweideutig, offen und öffentlich ſeine Bereitſchaft zu Verhandlungen kund⸗ 
gegeben habe, denn: „Wie auch die Dinge in Rußland ſich weiter ent⸗ 
wickeln mögen und was auch aus dieſer Friedensaktion werden mag — es 
iſt klug und verdient uneingeſchränktes Lob, daß der Reichskanzler ſo ohne 
diplomatiſſerendes Verſteckſpiel und ohne jene Windungen und Wendungen, 
die ihre Wirkung verfehlen, dem ruſſiſchen Volke die Möglichkeit, zu einem 
ſchnellen und nicht kränkenden Frieden zu kommen, zeigt. Ob Lenin und 
Trozki in der Lage ſein werden, den Frieden zu ſchaffen und auf der vom 
Kriegsjammer befreiten ruſſiſchen Heimaterde ihr von hohem Ideallsmus 
erſonnenes Werk zu errichten, wiſſen wir nicht. Ob Duchonin nur eine 
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andere Regierung will oder die Friedensidee überhaupt verwirft, und was 
die Koſaken Kaledins wollen und tun, iſt uns ziemlich unbekannt. Aber 
das eine iſt doch kaum zu bezweifeln: wenn die Marimaliſten in ganz 
Rußland verkünden können, daß der Friede, ein guter und gerechter Friede 
zu haben ſei, dann wird das ruſſiſche Volk noch mehr den Wahnwitz derer 
verurteilen, die es auffordern, um unfaßbar fremder Ziele willen ſich 
weiter hinſchlachten zu laſſen, zu verhungern, im Elend zu verkommen.“ 

Der „Vorwärts“ unterſtreicht die vom Kanzler an die Weſtmächte 
gerichtete Warnung, indem er ſchreibt: „Die Lebensintereſſen der angren⸗ 
zenden Völker müſſen dabei gewiſſenhaft mitbeachtet werden, nicht nur die 
Lebensintereſſen der Mittelmächte, ſondern auch diejenigen Rußlands. 
Polen, Kurland und Litauen ſollen nicht Bollwerk, ſondern Brücke werden 
zwiſchen der europäiſchen Mitte und dem weiten Oſten. Das deutſche Volk 
wird darauf achten, daß die großen Werte der Zukunft nicht durch eine 
tleinliche Konjunkturpolitik des Augenblicks zerſtört werden Graf 
Hertling hat dann auch über den Weſten Ausführungen gemacht, die unter 
den nun einmal gegebenen Verhältniſſen leidlich ſcheinen mögen. Er hat 
auch dem Weſten gegenüber die deutſche Friedensbereitſchaft im Sinne der 
Antwortnote an den Papſt zum Ausdruck gebracht, aber angeſichts des 
leider offenbaren Mangels an Entgegenkommen auch auf die lan bin: 
wwe die eine Fortſetzung des Krieges für die Weſtſtaaten haben 
önnte.“ 


Unter den öſterreichiſchen Blättern hebt das Wiener „Fremden⸗ 
blatt“ die Bereitwilligkeit der öſterreichiſch⸗ungariſchen und der deutſchen Re⸗ 
gierung hervor, in Beſprechungen über einen ſofortigen Waffenſtillſtand 
und über die Schaffung eines allgemeinen Friedens einzutreten, während 
aus dem Funkſpruch von Zarſkoje Selo hervorgehe, daß die Alliierten Ruß⸗ 
lands ſich weigern, die neue Regierung anzuerkennen. „Wenn alſo der 
große Augenblick, die Welt von dem entſetzlichen Unglück dieſes furchtbaren 
Krieges zu befreien, ungenützt verſtreichen ſollte, dann trifft die Verant⸗ 
wortung für dieſe Schuld weder Rußland, welches das Friedensangebot 
machte, noch die Mittelmächte, welche dieſen Vorſchlag annehmen. Dann 
aber wird auch die ganze Welt erkennen, wer den Frieden nicht gewollt 
hat und wer die Hinderniſſe ſchuf, damit die Menſchheit nicht zur Ruhe 
komme. Der Schritt, den die Petersburger Machthaber getan haben, ift 
ein überaus bedeutungsvoller, und fie haben ihn getan aus ehrlicher llber⸗ 
zeugung und in dem vollen Bewußtſein, daß für ihr Vaterland der Friede 
eine Notwendigkeit iſt. Bevor man ſich aber ein Urteil über den ſo er⸗ 
wünſchten Erfolg des ruſſiſchen Friedensvorſchlages bilden kann, muß man 
abwarten, ob die igise Petersburger Regierung einen dauernden Charakter 
beſitzt. Die Ereigniſſe der letzten Monate haben nur allzu deutlich gezeigt, 
wie labii die Zuſtände in dem tief erſchütterten ruſſiſchen Reiche ſind, und 
der raſche Wechſel der Macht von einer Hand in die andere mahnt dringend 
zur Vorſicht.“ . 

Auch die ungarifhen Zeitungen geben ſämtlich ihrer Genugtuung 
Ausdruck über die Außerungen des Grafen Czernin und des Grafen ene 
in denen dieſe erklären, daß das Anerbieten der ruſſiſchen Regierung als 
geeignete Grundlage für die Einleitung von Friedensverhandlungen anzu⸗ 
ſehen ſei. Den größten Eindruck macht die Erklarung des Grafen Hertling 
über das Selbſtbeſtimmun srecht der ehemals dem Zepter des Zaren unter⸗ 
worfenen Länder Polen, Litauen und Kurland. 

„Peſter Lloyd“ ſchreibt: „Ob die Regierung Lenins fo viel Macht 
und Autorität beſitzt, ihre Friedenspolitik zu Ende zu führen, wiſſen wir 
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nicht, und ebenſowenig, ob ſie auf die Dauer den Erpreſſungen, an denen 
es die Entente nicht fehlen laſſen wird, zu widerſtehen vermögen wird. 
Die Regierungen der Mittelmachte hatten aber im Augenblick hoher geſchicht⸗ 
licher Verantwortung eine Pflicht gegen die Völker und gegen die Menſch⸗ 
heit zu erfüllen. Von ihnen, den monarchiſchen Regierungen, iſt ſchon vor 
Jahresfriſt das erſte Wort von Frieden in die Welt gegangen. Die Revo⸗ 
lution geſellt ſich jetzt dem Werke, das die Mittelmächte begonnen und nie⸗ 
mals im Stiche gelaſſen haben, auch damals nicht, als die Revolution unter der 
Herrſchaft Kerenſkis ſich einem unheilvollen Rückfall in die Kriegspolitik ergab.“ 

„Peſti Naplo“ ſagt: „Wenn die ruſſiſche Regierung jetzt mit der 
größten Energie das Land vor eine vollendete Tatſache ſtellt und den Frieden 
herbeiführt, ſo wäre das nicht nur ein Glück für die Welt, ſondern dadurch 
würde ein Konſolidierungsprozeß der gegenwärtigen ruſſiſchen Regierung 
in verheißungsvoller Weiſe beginnen.“ 


Unter den bulgariſchen Blättern ſchreibt „Woenni Isweſtia“, die 
Bolſchewiki mit ihrem Friedens willen ſeien die Herren und allmächtig. Das 
Blatt glaubt beſtimmt, daß fie viel erreichen, da bei der jetzigen Gemüts⸗ 
verfaſſung in Rußland jede Regierung, die nicht den Frieden wolle, ſich 
nicht halten könne. Bezüglich der Friedensverhandlungen meint das Blatt, 
daß der gute Wille auf ruſſiſcher wie auf Feindesſeite nicht fehlen werde. 
Das Blatt betont ferner, daß Rußland als großer Staat aus ſeiner Ver⸗ 
gangenheit Kapital für die Zukunft habe, ſodaß für Rußland keine Ge⸗ 
fahr beſtehe, entrechtet und ausgeraubt zu werden. Weder Freund noch Feind 
werde ſo etwas wagen. r 

Im Gegenſatz zu den übrigen Blättern ſieht das Demokratenblatt 
„Preporetz“ die Lage der Bolſchewiki weitaus am ſchwärzeſten, hält aber 
den Friedenswunſch doch für ſo ſtark, daß für beide Teile eine befriedigende 
Löſung gefunden werden werd. 


Die türkiſchen Blätter nehmen die Nachricht von dem Anſuchen 
Rußlands um einen Waffenſtillſtand einmütig mit lebhafter Befriedigung 
auf und heben die Vorteile hervor, die ſich daraus für einen dem Vier⸗ 
bunde gunſtigen Fortgang des Krieges ergeben. „Ikdam“ jagt: „Die Türken 
kannten den Zarismus und die vorläufige Regierung als ihre Feinde. Sie 
ſehen aber die Bolſchewiki nicht mit böſen Augen an, die die Geheimver 
träge veröffentlichen und einen Friedensvorſchlag machen.“ 

„Sabah“ ſchreibt: „Die ruſſiſchen Parlamentäre werden bei uns einen 
guten Willen vorfinden. Unſere Friedensunterhändler werden ebenfalls 
von Vernunft und Billigkeit geleitet ſein. Die Gewinnung der jetzigen Leiter 
der ruſſiſchen Revolution verbürgt eine neue Periode des Friedens und des 
Heils für den Orient.“ 


Von den Blättern der den Mittelmächten feindlichen Länder iſt die 
lranzöſiſche Preſſe durch die Rede des Grafen Hertling gänzlich außer 
Faſſung gebracht. Der „Temps“ redet dem Grafen Hertling ins Gewiſſen, 
er ſolle als Konſervativer und als Mann der Ordnung und Überlieferung ſich 
ſchämen, ſich mit fo verworfenen Elementen wie Lenin in Verhandlungen 
einzulaſſen. 
„Journal des Debats“ und „Echo de Paris“ halten es für ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die gegenwärtige Ententekonferenz eine Antwort auf die Rede 
Hertlings erteilte. Nach der Auffaſſung des „Echo de Paris“ bedeutet die 
Rede nichts anderes als eine Einladung an die Entente, zu kapitulieren. 
In der unabhängigen Preſſe fängt man an, die fehlerhafte Politik 
der Verbandsmächte gegenüber der rufſiſchen Revolution zu kritiſteren, fomeit 
dies die Zenſur zuläßt. 
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Ign der „Humanité“ warnt Sembat die Entente vor einer Entrüſtungs⸗ 

kundgebung gegen die Revolutionäre, die die Spaltung zwiſchen Rußland 
und der Entente nur noch erweitern müſſe. Er nimmt den Vorſchlag von 
Lord Lansdowne auf, jetzt auf Eroberungspläne zu verzichten und anzu⸗ 
erkennen, daß die Maximaliſten in Rußland die Oberhand gewonnen haben, 
weil das Volk nur noch von zwei Gefühlen beherrſcht ſei, der Furcht vor 
dem Zarentum und der Sehnſucht nach dem Frieden. ‚ 

„Matin“, „Pays“ und „Lanterne“ warnen vor dem Abbruch der Be⸗ 
ziehungen zum ruſſiſchen Volke. 

Die italieniſche Preſſe verbreitet die Meldung vom bevorſtehenden 
Waffenſtillſtand zwiſchen Rußland und den Mittelmächten mit großen Über⸗ 
ſchriften und ſtellt ihnen Meldungen gegenüber von dem wachſenden Wider⸗ 
ſtand des ruſſiſchen Volkes gegen Lenin. N 

Der Mailänder „Corriere della Sera“ meint zur Rede Hertlings, wie 
Deutſchland, fo muſſe nunmehr auch der Vierverband das ruſſiſche Problem 
in den Mittelpunkt ſtellen; es dürfe keine trügeriſchen Hoffnungen und Ver⸗ 
tuſchungen mehr geben. Die ruſſiſche Frage muſſe in ihrer Wirklichkeit 


und in ihren praktiſchen Möglichkeiten erfaßt werden. 


Sehr bemerkenswert ſind die Urteile der neutralen Preſſe. Aus der 
Reihe der niederländiſchen Blätter ſei der Haager „Nieuwe Courant“ 
angeführt, der ſchreibt, der Reichskanzler ſei nicht ſo weit gegangen wie die 
Note Krylenkos, aber beide Erklärungen ergänzten einander. „Die ruſſiſche 
Regierung ernannte ihre Bevollmächtigten und iſt bereit, in Unterhandlungen 
zu treten. Es iſt der Sprung ins Dunkle, denn es iſt noch nicht klar, ob 
Krylenko auf die Unterſtützung aller Armeen rechnen kann. An der Er⸗ 
klärung des deutſchen Reichskanzlers war beruhigend und der Anknüpfung 
von Unterhandlungen mit Rußland förderlich, daß er Polen, Litauen und 
Kurland das Selbſtbeſtimmungsrecht zuerkannte.“ 

Auch die däniſche (Kopenhagener) „Nationaltidende“ beſchäftigt ſich 
mit dem ruſſiſchen Friedensangebot und der ablehnenden Haltung der Ver⸗ 
bandsmächte und ſagt dazu: „Die Haltung der engliſchen und der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung gegenüber dem Friedensangebot der Bolſchewikt iſt nur 
natürlich. Eine andere Frage iſt, ob England und Frankreich, oder richtiger, 
ob England an dieſer Haltung feſthalten will, wenn Lenin die Macht be⸗ 
hauptet. Es kann nicht beſtritten werden, daß die Ausſichten hierfür in 
den letzten Tagen gewachſen ſind.“ Der Artikel nimmt dann Bezug auf 
den Brief Lansdownes und ſagt, daß er die Aufmerkſamkeit auf eine 
Außerung Balfours bei dem Feſte für Venizelos lenke, daß die Vernichtung 
des deutſchen Handels nicht Kriegsziel, ſondern Kriegsmittel ſei, und fährt 
fort: Es herrſcht vollſtändige Übereinftimmung zwiſchen Lansdowne und 
Balfour. Man kann den Verdacht ſchöpfen, daß die Führer der Konſer⸗ 
vativen, die ſicher niemals in ihren Herzen beſondere Vorliebe für Lloyd 
George gehegt haben, die Gelegenheit benutzen wollen, um ein Koalitions⸗ 
miniſterium zu ſtürzen. Hier liegen jedenfalls engliſche Anzeichen vor, die in 
Verbindung mit der ruſſiſchen Lage Aufmerkſamkeit verdienen. Es iſt Tatſache, 
daß bisher alle Friedensfühler in London beſtimmt zurückgewieſen wurden, 
aber wenn England über die Freiheit der Meere verhandeln will, wird ein 
großes Hindernis für ernſte Friedensverhandlungen beiſeite geſchafft fein.” 

Unter den Schweizer Preßorganen ſagt der Berner „Bund“: Die 
Friedensbereitſchaft der maximaliſtiſchen Regierung Rußlands iſt ein welt 
geſchichtliches Dokument erſter Ordnung. Mag ſie nun zum Frieden führen 
oder nicht, zum erſtenmal in der Geſchichte des Krieges wendet ſich die 
Regierung eines im Kriege ſtehenden Volkes über die leitenden Staats⸗ 
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männer der anderen Staaten hinweg an die Völker der kriegführenden 
Länder und fordert ſie auf, dem gegenſeitigen Zerfleiſchen ein Ende zu machen. 
Und dies geſchieht im gleichen Augenblick, da die Verbündeten Rußlands 
in Paris Konferenzen darüber abhalten, wie der Krieg mit Anſpannung 
aller Kräfte zu einem für die Entente ſiegreichen Ende durchgeführt werden 
könne. Größere Gegenſätze innerhalb eines Staatenbundes find nicht dent: 
bar. Ob der Schritt wirklich zum allgemeinen Frieden führt, iſt heute noch 
nicht abzuſehen; Anzeichen ſprechen eher dagegen als dafür. Aber eine 
Tatſache von ungeheurer Bedeutung bleibt die Friedensbotſchaft doch.“ 

„Journal de Geneve“ ſchreibt, Lenin ſei keineswegs gekauft, wie man 
ſo oft fälſchlicherweiſe behaupte. Die Welt ſtehe vor einem Ereignis von 
unüberſehbarer Tragweite. Man dürfe nicht glauben, daß ein großer Teil 
der ruſſiſchen Armee dem Befehl Lenins nicht folgen wolle. Das ruſſiſche 
Volk in ſeiner ungeheuren Mehrheit fordere mit Lenin den Frieden. Die 
Starke des Arbeiter⸗ und Soldatenrats gegenüber der Regierung Kerenſkis 
ſei es eben, daß der Arbeiter⸗ und Soldatenrat dieſes Gefühl repräjentiere. 
Die Lage enthalte für die Mittelmächte eine gewiſſe Gefahr, weil ſie an 
ihrer Tür einen ſtändigen Herd von Anarchie und Revolution hätten. Dieſe 
Gefahr beſtehe aber nur für die Zukunft, während der Verband von dem 
Schlage unmittelbar getroffen werde. Für die Alliierten ſei der ganze ur⸗ 
ſprüngliche Kriegsplan über den Haufen geworfen und müſſe auf neue 
Grundlage geſtellt werden. 


Parallel mit der diplomatiſchen Fühlungnahme Rußlands über 
Friedensverhandlungen geht eine ſolche der ruſſiſchen Heeresleitung 
wegen eines Waffenſtillſtandes. Bereits am 26. November, 11 Uhr 
vormittags ſendet der Volkskommiſſar für Kriegs⸗ und Marineange⸗ 
legenheiten und Höſtkommandierende der ruſſiſchen Heere Krylenkow 
Bevollmächtigte mit folgenden Erklärungen ab: 

„Auögerüflet mit unbeſchränkten Vollmachten des Rates der Volks⸗ 
kommiſſare für die Geſchäfte des Krieges, habe ich, Oberbefehlshaber der 
Armeen der Republik Rußland, dem Bevollmächtigten Leutnant Knauer 
vom 9. Huſarenregiment, Mitglied des Komitees der 5. Armee, ferner dem 
Medizinmajor Sagolnitſch und dem Freiwilligen Venera die Weiſung erteilt, 
ſie möchten bei dem Kommandanten der deutſchen Truppen in dem Abſchnitte, 
in dem dieſe Bevollmächtigten empfangen werden, anfragen, ob der Ober⸗ 
kommandierende der deutſchen Armee einverſtanden ſei, Bevollmächtigte zu 
entſenden, um unverzüglich Verhandlungen einzuleiten mit dem Ziele, einen 
Waffenſtillſtand auf allen Fronten der kriegführenden Länder herbeizuführen, 
um hierauf die Friedensverhandlungen zu beginnen. Im Falle einer günſtigen 
Antwort des Oberkommandierenden der deutſchen Armee ſind die Parlamentäre 
beauftragt, den Ort und die Zeit der Zuſammenkunft der Unterhändler zu 
beſtimmen. (gez.) Der Volkskommiſſar Krylenkow.“ 


Die ruſſiſchen Bevollmächtigten betreten die deutſchen Linien an 
der Front der 5. Armee. Auf Meldung an den Oberbefehlshaber 
Oſt, Feldmarſchall Prinzen Leopold von Bayern, erklärt dieſer noch 
am ſelben Tage, daß er bereit und bevollmächtigt ſei, mit der ruſſiſchen 
oberſten Heeresleitung über einen Waffenſtillſtand zu verhandeln. 

Es wird darauf mit den ruſſiſchen Parlamentären Ort und 
Zeit vereinbart, wo ſich eine mit Vollmacht verſehene ruſſiſche Kom⸗ 
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miſſion mit einer entſprechend bevollmächtigten Kommiſſion der Gegen⸗ 
partei treffen ſoll. Am 

27. November früh treten die ruſſiſchen Parlamentäre die Rück⸗ 
reiſe an und gelangen noch am ſelben Tage nach Dünaburg, wo ſie 
folgenden Bericht abliefern: 


„Wir begaben uns 12 Uhr 20 Minuten von Dwinſk zur Front des 
18. Armeekorps. 4 Uhr 20 Minuten nachmittags kamen wir zur Front des 
Moskauer Infanterieregiments und gingen in einem Laufgraben weiter, 
gemäß den internationalen Beſtimmungen mit einer weißen Flagge und 
einem Trompeter. In einer Entfernung von 300 Schritten von der unter 
dem Namen Hannover bekannten Stellung trafen wir auf deutſche Offiziere. 

Nachmittags 5 Uhr wurden wir mit verbundenen Augen zum Stabe 
des deutſchen Bataillons geführt, das die Hannover⸗Stellung beſetzt hält. 
5 Uhr 30 Minuten überreichten wir unſere vom Volkskommiſſaxiat des 
Kriegs⸗ und Marineweſens ſowie vom Oberſtkommandierenden der Truppen 
der ruſſiſchen Republik ausgeſtellte ſchriftliche Vollmacht, die von zwei dazu 
befohlenen deutſchen Generalſtabsoffizieren entgegengenommen wurde. Die 
Unterhandlungen wurden in franzöſiſcher Sprache geführt. 

Unſer Angebot auf Einleitung von Verhandlungen über Waffenruhe 
an den Fronten der kriegführenden Mächte und darauffolgenden Friedens⸗ 
ſchluß wurde ſofort dem Stabe des Oberſtkommandierenden aller Fronten, 
Prinzen Leopold von Bayern, und dem Generaliſſimus des deutſchen Heeres 
übermittelt. 

Abends 8 Uhr 20 Minuten wurden wir im Auto nach Laſſen ge⸗ 
bracht, wo wir vom Diviſionsgeneral Hoffmeifter offiziell empfangen wurden. 
Dieſer erklärte, daß unſere Vollmachten als zufriedenſtellend befunden worden 
ſeien und daß eine Antwort innerhalb 24 Stunden erwartet werden könne. 

Inzwiſchen traf bereits (am 27. November) vormittags 7 Uhr 50 Mi- 
nuten eine erſte Antwort vom deutſchen Oberkommando ein, die dem Vor⸗ 
ſchlag auf Unterhandlungen über Waffenſtillſtand nach den in der Voll⸗ 
macht angegebenen Prinzipien zuſtimmte. General Hoffmeiſter und die 
Parlamentäre erhielten Vollmacht, für die weitere Zuſammenkunft der Dele⸗ 
gierten der Kriegführenden einen detaillierten Plan auszuarbeiten. 

Nach einem mit dem deutſchen Oberkommando ſtattgefundenen Mei- 
nungsaustauſch überlieferte General Hoffmeiſter uns in der Nacht zum 
26 (2) eine von ihm unterzeichnete ſchriftliche Antwort auf unſeren Antrag. 
In der Antwort heißt es: 

1. Deutſchland iſt geneigt, Verhandlungen betreffs Waffenruhe unver⸗ 
züglich einzuleiten, und der Höchſtkommandierende aller deutſchen Truppen 
an der Oſtfront iſt bevollmächtigt, ſie zu führen. 

2. Der deutſche Oberkommandierende ſtellt einen Extrazug zur Ver⸗ 
fügung der Delegierten, die an den Verhandlungen teilnehmen ſollen. 

3. Zwiſchen den Delegierten und der höchſten Gewalt, die durch den 
Rat der Volkskommiſſare vertreten wird, wird eine direkte telegraphiſche Ver⸗ 
bindung hergeſtellt. 7 

Ferner wurde uns mitgeteilt, daß das deutſche Oberkommando den 
Befehl erteilt habe, überall da, wo der Feind nicht angreife, alle Operationen 
einzuſtellen, während das Fraterniſieren aufhören müſſe, bis die Verhand⸗ 
lungen abgeſchloſſen ſeien. 5 TR. 

Am 27., morgens 8 Uhr, wurden wir mit verbundenen Augen zu 
dem Frontabſchnitt zurückgeführt, von dem aus wir empfangen worden 
waren.“ 


Die Friedensverhandlungen in Breſt⸗Litowfk. 13 


Krylenkow macht dies in einem Tagesbefehl dem ruſſiſchen Heere 
und der Flotte bekannt und ordnet die ſofortige Einſtellung des Feuers 
auf der ganzen Front an. In zahlreichen Abſchnitten der ruſſiſchen 
Front wird von Diviſion zu Diviſion örtliche Waffenruhe vereinbart. 
Mit einer ruſſiſchen Armee im Gebiet von Pripjet bis ſüdlich der Lipa 
und mit mehreren ruſſiſchen Generalkommandos wird Waffenſtillſtand 
abgeſchloſſen, wonach dort am 2. Dezember, 10 Uhr abends, alle Feind⸗ 
ſeligkeiten eingeſtellt werden. Weitere Verhandlungen ſind im Gange. 

Am 2. Dezember, nachmittags 4½ Uhr, findet ſich die ruſſiſche 
Kommiſſion an der verabredeten Stelle ein, um ſich ſofort nach dem 
für die Verhandlungen in Ausſicht genommenen Ort Breſt⸗Litowſk 
zu begeben. Dort trifft ſie am n 

3. Dezember, nachmittags 4 Uhr, ein und wird vom Oberbefehls⸗ 
haber Oſt Generalfeldmarſchall Prinzen Leopold von Bayern mit einer 
kurzen Anſprache begrüßt. Darauf beginnen die Verhandlungen über 
den Abſchluß eines Waffenſtillſtandes, an denen unter Vorſitz des Chefs 
des Generalſtabes Generals Hoffmann Vertreter der deutſchen Land⸗ 
und Seeſtreitkräfte ſowie Bevollmächtigte der oberſten Heeresleitungen 
von Bulgarien, Oſterreich⸗Ungarn und der Türkei teilnehmen. 

Am 4. Dezember dehnen ſich an der Front des Erzherzogs Joſef 
und des Generalfeldmarſchalls v. Mackenſen die Waffenſtillſtandsver⸗ 
handlungen auch auf die rumäniſchen Truppen aus. 

Am 5. Dezember ſchließen die bevollmächtigten Vertreter der 
oberſten Heeresleitungen Deutſchlands, Oſterreich⸗Ungarns, Bulgariens 
und der Türkei mit den bevollmächtigten Vertretern Rußlands für 
die Fronten von der Oſtſee bis zum Schwarzen Meer, ſowie auf den 
türkiſch⸗ruſſiſchen Kriegsſchauplätzen in Aſien Waffenruhe für die Zeit 
vom 7. Dezember 1917, 12 Uhr mittags, bis zum 17. Dezember 1917, 
12 Uhr mittags, ab. Die zehntägige Friſt ſoll dazu benutzt werden, die 
Verhandlungen über den Waffenſtillſtand zu Ende zu führen. Zur 
mündlichen Berichterſtattung über das bisherige Ergebnis begibt ſich 
ein Teil der Mitglieder der ruſſiſchen Abordnung auf wenige Tage in 
die Heimat. Die Kommiſſionsſitzungen dauern fort und haben das Er⸗ 
gebnis, daß am 6. Dezember die Redaktion der Sitzungsprotokolle 
und die Vorarbeiten für die kommenden Vollſitzungen abgeſchloſſen 
werden können. 

. „ Über den Verlauf der am 4. und 5. Dezember geführten Verhandlungen 
wird von deutſcher Seite halbamtlich folgendes mitgeteilt: 

„Zu Beginn der Verhandlungen mit der im Standort des Haupt⸗ 
quartiers des Oberbefehlshabers Dit erſchienenen ruſſiſchen Abordnung ſtellte 
ſich beim Austauſch der Vollmachten heraus, daß dieſe auf beiden Seiten 
lediglich dazu ermächtigt find, über einen Waffenſtillſtand zu verhandeln, nicht 
aber über den Frieden. Die ruſſiſche Abordnung ſchlug vor, einen allge⸗ 
meinen Waffenſtillſtand für alle Heere und auf allen Fronten zu vereinbaren. 
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Hierauf konnte unſererſeits nicht eingegangen werden, da die Bundes⸗ 
genoſſen Rußlands weder vertreten waren, noch den ruſſiſchen Vertretern 
Vollmachten erteilt hatten, in ihrem Namen zu ſprechen. Wir kamen dahin 
überein, die Verhandlungen auf Abſchluß eines Waffenſtillſtandes zwiſchen 
den Armeen der Verbündeten und dem ruſſtſchen Heere zu beſchränken. 

Von ruſſiſcher Seite iſt hierbei ausdrücklich hervorgehoben worden, daß 
der abzuſchließende Waffenſtillſtand den unmittelbaren Eintritt in Friedens⸗ 
verhandlungen zum Zwecke haben ſolle, und zwar über einen allgemeinen 
Frieden zwiſchen allen Kriegführenden. Hiervon haben die Bevollmächtigten 
der Verbündeten mit Befriedigung Kenntnis genommen. Sogleich in Er⸗ 
örterungen von Friedensfragen einzutreten war nicht möglich, da die beider⸗ 
ſeitigen Vollmachten hierzu nicht ausreichten. 

Am zweiten Sitzungstage teilten die ruſſiſchen Vertreter uns ihre Vor⸗ 
ſchläge für den Waffenſtillſtand mit. Dieſe Bedingungen gingen für ihre 
militäriſche Lage zum Teil ganz erſtaunlich weit. Die Ruſſen verlangten 
beiſpielsweiſe die Räumung der Inſeln im Rigaiſchen Meerbuſen, ohne 
ihrerſeits die Zurückziehung ihrer Truppen an irgendeiner Stelle der Front 
anzubieten. Ferner wollten ſie uns vorſchreiben, für die ganze Dauer eines 
ihrerſeits auf ſechs Monate vorgeſehenen Waffenſtillſtandes unſere Truppen 
in den Schützengräben an der Oſtfront zu belaſſen. 

Nicht einmal die Zurückverlegung in Ruhequartiere ſollte geftattet fein. 
Auf ſolche Bedingungen konnten wir uns natürlich nicht einlaſſen. Bei 
der Beſprechung der einzelnen Punkte ſtellte ſich dann aber heraus, daß in 
allem außer in einer Frage eine Einigung leicht zu erzielen war. Der 
einzige Punkt, für den wir keine Löſung fanden, war die Frage der Inſeln 
im Rigaiſchen Meerbuſen, deren Räumung natürlich außerhalb jeder Er⸗ 
örterung ſtand.“ 


In den folgenden Tagen wendet ſich die ruſſiſche Regierung 
nochmals an die Regierungen der Verbandsmächte mit dem Vorſchlage, 
an den Friedensvorbeſprechungen teilzunehmen, erhält aber keine Ant⸗ 
wort darauf. 


9. Dezember. Die verbündeten Heere ſchließen mit den ruſſiſchen 
und rumäniſchen Armeen der rumäniſchen Front zwiſchen dem Dujeſtr 
und der Donaumündung Waffenſtillſtand. 


11. Dezember. Die ruſſiſche Regierung macht von der Erfolg⸗ 
loſigkeit ihrer Bemühungen der Offentlichkeit Mitteilung in folgendem, 
von der Petersburger Telegraphen⸗Agentur verbreiteten Telegramm: 


Petersburg, 11. Dezember Am 28. November nachts iſt unſere Frie⸗ 
densabordnung entſprechend der Verabredung in Breſt⸗Litowſk angekommen 
und hat die Abordnungen der Mittelmächte am 29. mittags getroffen. Außer 
den von dem Rat der Volkskommiſſare beauftragten Vertretern der politiſchen 
Parteien nehmen an unſerer Abordnung von Armee und Flotte entſandte 
Militärvertreter teil, um notwendige Aufklärungen zu geben. Über einige 
Punkte iſt in den erſten Sitzungen Einverſtändnis erzielt worden. 

Die bürgerliche Preſſe hatte einen Mißerfolg dieſer Verhandlungen 
auspoſaunt, iſt aber nicht übel enttäuſcht worden; ihr Lügenunternehmen 
wird in allen Punkten entlarvt werden Die ausgefallenen Erfindungen 
von einer Räumung Petersburgs, einer Abtretung Finnlands, einer Zurück⸗ 
nahme der Front um 100 Werſt werden von jedermann genügend gewürdigt 
werden. 
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Die Unterbrechung der Waffenſtillſtandsverhandlungen auf eine Woche 
wurde auf ruſſiſcher Seite dazu beſtimmt, ſich noch einmal an die Alliierten 
zu wenden und noch einmal die Soldaten und Proletarier aufzurufen, 
nachdrücklich in den Gang der Ereigniſſe einzugreifen; dieſer Entſchluß iſt 
ausgeführt worden. 

Der Rat der Volksbeauftragten hat den alliierten Ländern vor⸗ 
geſchlagen, an den Friedens vorbeſprechungen teilzunehmen, aber keine Ant⸗ 
wort iſt vernehmbar geworden; die Verantmortlichkeit fällt auf se 

Die ruſſiſche Abordnung reiſt ab, um die Waffenſtillſtandsverhandlungen 
fortzuſetzen. Sie reiſt, geſtützt auf die moraliſche Kraft der ſiegreichen Re⸗ 
volution der Arbeiter und Bauern, ſie reiſt, um die Kanonen zum Schweigen 
zu bringen und die Gewehre ſich ſenken zu laſſen an der ganzen Front vom 
Baltiſchen bis zum Schwarzen Meere. Die ruſſiſche Abordnung wird die 
begonnenen Waffenſtillſtandsverhandlungen zum Abſchluß bringen. Sie 
wird fortfahren, wie ſie angefangen hat, nicht wie einer, der ſich ergibt, ſon⸗ 
dern als bevollmächtigte Vertretung des Landes eines aufrechten Volkes, 
auf welches die Blicke von Millionen und aber Millionen von Arbeitern 
und Soldaten der ganzen Welt gerichtet ſind. 


15. Dezember. Von den bevollmächtigten Vertretern der ruſ⸗ 
ſiſchen oberſten Heeresleitung und den oberſten Heeresleitungen von 
Deutſchland. Sſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und der Türkei wird in 
Breſt⸗Litowſk der Waffenſtillſtandsvertrag unterzeichnet. Der 
Vertrag lautet: 


„Zwiſchen den bevollmächtigten Vertretungen der oberſten Heeres⸗ 
leitungen Deutſchlands, Oſterreich- Ungarns, Bulgariens und der Türkei 
einerſeits und Rußland andererſeits wird zur Herbeiführung eines 
dauerhaften, für alle Teile ehrenvollen Friedens folgender 
Waffenſtillſtand abgeſchloſſen: i 

J. Der Waffenſtillſtand begiunt am 17. Dezember 1917, 12 Uhr mittags 
(4. Dezember 1917, 14 Uhr ruffiicher Zeit) und dauert bis 14. Januar 1918, 
12 Uhr mittags (1. Januar 1918, 14 Uhr ruſſiſcher Zeit). Die vertrag⸗ 
ſchließenden Parteien find berechtigt, den Waffenſtillſtand am 21. Tage mit 
ſiebentägiger Friſt zu kündigen: erfolgt dies nicht, ſo dauert der Waffen⸗ 
ſtillſtand automatiſch weiter, bis eine der Parteien ihn mit ſiebentägiger 
Friſt kündigt. 

1. Der Waffenſtillſtand erſtreckt ſich auf alle Land⸗ und Luftſtreitkräfte 
der genannten Mächte auf der Landfront, dem ruſſiſchen Schwarzen Meer 
und der Oſtſee. Auf den ruſſiſch⸗türkiſchen Kriegsſchauplätzen in Aſien tritt 
der Waffenitillftand gleichzeitig ein. Die Vertragſchließenden verpflichten ſich, 
die Anzahl der an den genannten Fronten und auf den Inſeln des Moon⸗ 
Sunds befindlichen Truppenverbände — auch hinſichtlich ihrer Gliederung 
und ihres Etats — nicht zu verſtärken und an dieſen Fronten keine Um⸗ 
Bruppierungen zur Vorbereitung einer Offenſive vorzunehmen. Ferner ver⸗ 
pflichten ſich die Vertragſchließenden, bis 14. Januar 1918 (1. Januar 1918 
ruſſiſcher Zeit) von der Front zwiſchen dem Schwarzen Meer und 
der Oſtſee keine operativen Truppenverſchiebungen vorzu⸗ 
nehmen, außer wenn ſie im Augenblick der Unterzeichnung des 
Waffenſtillſtandsvertrags ſchon eingeleitet find. Enolich ver⸗ 
pflichten ſich die Vertragſchließenden, in den Häfen der Oſtſee öſtlich des 
15. Längengrades Oſt von Greenwich und in den Häfen des Schwarzen 
ian während der Dauer des Waffenſtillſtandes keine Truppen zuſammen⸗ 
zuziehen. 
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II. Als Demarkationslinien an der europäiſchen Front gelten die 
beiderſeitigen vorderſten Hinderniſſe der eigenen Stellungen. Dieſe Linien 
dürfen nur unter den Bedingungen unter Ziffer IV überſchritten werden. 
Dort, wo keine geſchloſſenen Stellungen beſtehen, gilt beiderſeits als 
Demarkationslinie die Gerade zwiſchen den vorderſten beſetzten Punkten. 
Der Zwiſchenraum zwiſchen beiden Linien gilt als neutral. Ebenſo ſind 
ſchiffbare Flüſſe, die die beiderſeitigen Stellungen trennen, neutral und 
unbefahrbar, es ſei denn, daß es ſich um vereinbarte Handelsſchiffahrt 
handelt. In den Abſchnitten, wo die Stellungen weit auseinanderliegen, 
find alsbald durch die Waffenſtillſtandskommiſſionen (Ziffer VD) Demar⸗ 
kationslinien feſtzulegen und kenntlich zu machen. Auf den ruſſiſch⸗türkiſchen 
Kriegsſchauplätzen in Aſien ſind die Demarkationslinien ſowie der Verkehr 
über dieſelben (Ziffer IV) nach Vereinbarung der beiderſeitigen Höchſt⸗ 
kommandierenden zu beſtimmen. 

IV. Zur Entwicklung und Befeſtigung der freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Völkern der vertragſchließenden Parteien wird ein 
Kae Verkehr der Truppen unter folgenden Bedingungen 
geſtattet: 

1. Der Verkehr iſt erlaubt für Parlamentäre, für Mitglieder der 
Waffenſtillſtandskommiſſionen (Ziffer VI und deren Vertreter. Sie alle 
müſſen dazu Ausweiſe von mindeſtens einem Korpskommando bzw. Korps⸗ 
komitee beſitzen. BEN h nn 

2. In jedem Abſchnitt einer ruſſiſchen Diviſion kann an etwa zwei 
bis drei Stellen ein organiſierter Verkehr ſtattfinden. Hierzu ſind im Ein⸗ 
vernehmen der ſich gegenüberſtehenden Diviſionen Verkehrsſtellen in der 
neutralen Zone zwiſchen den Demarkationslinien einzurichten und durch 
weiße Flaggen zu bezeichnen. Der Verkehr iſt nur bei Tage von Sonnen 
aufgang bis Sonnenuntergang zuläſſig. An den Verkehrsſſellen dürfen ſich 
gleichzeitig höchſtens 25 Angehörige jeder Partei ohne Waffen aufhalten. 
Der Austauſch von Nachrichten und Zeitungen iſt geſtattet. Offene Briefe 
können zur Beförderung übergeben werden. Der Verkauf und Austauſch 
von Waren des täglichen Gebrauches an den Verkehrsſtellen iſt erlaubt, 

3. Die Beerdigung Gefallener in der neutralen Zone iſt erlaubt. Die 
näheren Beſtimmungen ſind jedesmal durch die beiderſeitigen Diviſionen 
oder höheren Dienſtſtellen zu vereinbaren. 

4. Über die Rückkehr entlaſſener Heeresangehöriger des einen 
Landes, die jenſeits der Demarkationslinie des anderen Landes beheimatet 
ſind, kann erſt bei den Friedensverhandlungen entſchieden werden. Hierzu 
rechnen auch die Angehörigen polniſcher Truppenteile. 8 

5. Alle Perſonen, die — entgegen den vorſtehenden Vereinbarungen 
unter 1 bis 4 — die Demarkationslinie der Gegenpartei überſchreiten, 
werden feſtgehalten und. erit bei Friedensſchluß oder Kündigung des Waffen: 
ſtillſtandes zurückgegeben. Die vertragſchließenden Parteien verpflichten ſich, 
ihre Truppen durch ſtrengen Befehl und eingehende Belehrung auf das 
Einhalten der Verkehrsbedingungen und die Folgen von Überſchreitungen 
hinzuweiſen. 

V. Für den Seekrieg wird folgendes feſtgelegt: 

1. Der Waffenſtillſtand erſtreckt ſich auf das ganze Schwarze Meer 
und auf die Oſtſee öſtlich des 15. Längengrades Oſt von Greenwich, und 
zwar auf alle dort befindlichen See⸗ und Luftitreitfräfte der vertrag⸗ 
ſchließenden Parteien. Für die Frage eines Waffenſtillſtandes im Weißen 
Meer und in den ruſſiſchen Küſtengewäſſern des Nördlichen Eismeeres wird 
von der deutſchen und der ruſſiſchen Seekriegsleitung in gegenſeitigem Ein⸗ 


Die Friedensverhandlungen in Breit-Litorff. 17 


vernehmen eine beſondere Vereinbarung getroffen werden. Gegenſeitige 
Angriffe auf Handels⸗ und Kriegsſchiffe ſollen nach Möglichkeit ſchon jetzt 
unterbleiben. In jene beſondere Vereinbarung ſollen auch Beſtimmungen 
aufgenommen werden, um nach Möglichkeit zu verhindern, daß ſich See⸗ 
ſtreitkräfte der vertragſchließenden Parteien auf anderen Meeren bekämpfen. 

2. Angriffe von der See aus und aus der Luft auf Häfen und Küſten 
der anderen vertragſchließenden Partei werden auf allen Meeren beider⸗ 
ſeits unterbleiben Auch iſt das Anlaufen der Seeſtreitkräfte der anderen 
Partei verboten. 

3. Überfliegen der Häfen und Kuſten der anderen vertragſchließenden 
Partei ſowie der Demarkationslinien iſt auf allen Meeren unterſagt. 

4. Die Demarkationslinien verlaufen: 

a) Im Schwarzen Meer: Von dem Alinka⸗Leuchtturm (St. Georgs⸗ 
mündung) bis Kap Jeros (Trapezunt). 

b) In der Oſtſee von Rogekül bis Weſtküſte Worms. — Bogskär— 
Svenska —Hoegarne. — Die nähere Feſtſetzung der Linie zwiſchen Worms 
und Bogskär wird der Waffenſtillſtandskommiſſion der Oſtſee (Ziffer VII) 
übertragen mit der Maßgabe, daß den ruſſiſchen Seeſtreitkräften bei allen 
Wetter⸗ und Eisverhältniſſen freie Fahrt nach der Aalandſee gewährleiſtet 
iſt. Die ruſſiſchen Seeſtreitkräfte werden die Demarkationslinie nicht nach 
Süden, die Seeſtreitkräfte der vier verbündeten Mächte nicht nach Norden 
überichreiten. — Die ruſſiſche Regierung übernimmt die Gewähr dafür, daß 
die Seeſtreitkräfte der Entente, die ſich bei Beginn des Waffenſtillſtandes 
nördlich der Demarkationslinien befinden oder ſpäter dahin gelangen, ſich 
ebenſo verhalten wie die ruſſiſchen Seeſtreitkräfte. 

5. Handel und Handelsſchiffahrt in den in Ziffer 1 Abf. 1 bezeich 
neten Seegebieten ſind frei. Die Feſtlegung aller Beſtimmungen für den 
Handel ſowie die Bekanntgabe der gefahrloſen Wege für Handelsſchiffe wird 
den Waffenſtillſtandskommiſſionen des Schwarzen Meeres und der Oſtſee 
(Ziffer VII, 1 und 7) übertragen. 

6. Die vertragſchließenden Parteien verpflichten ſich, während des 
Waffenſtillſtandes im Schwarzen Meer und in der Oſtſee keine Vorberei⸗ 
tungen zu Angriffsoperationen zur See gegeneinander vorzunehmen. 

Vi Um Unruhe und Zwiſchenfälle an der Front zu vermeiden, 
dürfen Übungen mit Infanteriewirkung nicht näher als 5 Kilometer, mit 
Artilleriewirkung nicht näher als 15 Kilometer hinter den Fronten vorge⸗ 
nommen werden. Der Landminenkrieg wird vollſtändig eingeſtellt. Die 
Luftſtreitkräfte und Feſſelballons müſſen außerhalb der 10 Kilometer breiten 
Luftzone hinter der eigenen Demarkationslinie halten. Arbeiten an Stel⸗ 
lungen hinter den vorderſten Drahthinderniſſen ſind erlaubt, jedoch nicht 
ſolche, die der Vorbereitung von Angriffen dienen können. 

2 VII. Mit Beginn des Waffenſtillſtandes treten die nachſtehenden 
Waffenſtillſtandskommiſſionen⸗ (Vertreter jedes an dem betreffenden 
Frontſtück beteiligen Staates) zuſammen, denen alle militäriſchen Fragen 
für die Ausführung der Waffenſtillſtandsbedingungen in den betreffenden 
Bereichen zuzuführen ſind: 

1. Riga für die Oſtſee. e 

2. Dünaburg für die Front von der Oſtſee bis zur Disna. 

3. Breſt Litowſk für die Front von der Disna bis zum Priplet. 

3. Berditſchew für die Front vom Pripjet bis zum Dnieſtr. 

5. Koloſoar. FTIR 

6. Focſani für die Front vom Briefs zum Schwarzen Meer 
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(Grenzbeſtimmung zwiſchen den beiden Kommiſſionen 5 und 6 im gegen⸗ 
ſeitigen Einvernehmen). 

7. Odeſſa für das Schwarze Meer. 

Dieſen Kommiſſionen werden unmittelbare, unkontrollierte Fernſchreibe⸗ 
leitungen in die Heimatländer ihrer Mitglieder zur Verfügung geſtellt. Die 
Leitungen werden im eigenen Lande bis in die Mitte zwiſchen den Demar⸗ 
kationslinien von den betreffenden Heeresleitungen gebaut. Auch auf den 
ruſſiſch⸗kürkiſchen Kriegsſchauplätzen in Aſien werden derartige Kommiſſionen 
eingerichtet nach Vereinbarung der beiderſeitigen Höchſtkommandierenden. 

VIII. Der Vertrag über die Waffenruhe vom 5. Dezember (22. No⸗ 
vember) und alle bisher für einzelne Frontſtücke abgeſchloſſenen Verein⸗ 
barungen über Waffenruhe oder Waffenſtillſtand werden durch dieſen 
Waffenſtillſtandsvertrag außer Kraft geſetzt. 

IX. Die vertragſchließenden Parteien werden in unmittelbarem An⸗ 
ſchluß an die Unterzeichnung dieſes Waffenſtillſtandsvertrags in Friedens⸗ 
verhandlungen eintreten. 

X. Ausgehend von dem Grundſatz der Freiheit, Unabhängigkeit und 
territorialen Unverſehrtheit des neutralen perſiſchen Reiches ſind die türkiſche 
und die ruſſiſche oberſte Heeresleitung bereit, die Truppen aus Perſien 
zurückzuziehen. Sie werden alsbald mit der perſiſchen Regierung in Ver⸗ 
bindung treten um die Einzelheiten der Räumung und die zur Sicher⸗ 
ſtellung jenes Grundſatzes ſonſt noch erforderlichen Maßnahmen zu regeln. 


XI. Jede vertragſchließende Partei erhält eine Ausfertigung dieſer 
Vereinbarung in deutſcher und ruſſiſcher Sprache, die von den bevoll⸗ 
mächtigten Vertretern unterzeichnet iſt. 

Breſt⸗Litowſk, 15. Dezember 1917, 2. Dezember 1917 ruſſ. Stils. 

gez.: Unterſchriften. 
Zuſatz. 

Zur Ergänzung und zum weiteren Ausbau des Abkommens über den 
Waffenſtillſtand ſind die vertragſchließenden Parteien übereingekommen, 
ſchnellſtens die Regelung des Austauſches der Zivilgefangenen und der 
dienſtuntauglichen Kriegsgefangenen unmittelbar durch die Front in An⸗ 
griff zu nehmen. Hierbei ſoll die Frage der Heimſchaffung der im Laufe 
des Krieges zurückgehaltenen Frauen und Kinder unter 14 Jahren in erſter 
Linie berückſichtigt werden. 

Die vertragſchließenden Parteien werden ſofort für tunlichſte Ver⸗ 
beſſerung der Lage der beiderſeitigen Kriegsgefangenen Sorge tragen. Dies 
ſoll eine der vornehmſten Aufgaben der beteiligten Regierungen ſein. Um 
die Friedensverhandlungen zu fördern und die der Ziviliſation durch den 
Krieg geſchlagenen Wunden ſo ſchnell wie möglich zu heilen, ſollen Maß⸗ 
nahmen zur Wiederherſtellung der kulturellen und wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen den vertraaſchließenden Parteien getroffen werden. Dieſem Zweck 
ſoll u. a. dienen: Wiederaufnahme des Poſt⸗ und Handelsverkehrs und 
Verſand von Büchern und Zeitungen und dergleichen innerhalb der durch 
den Waffenſtillſtand gezogenen Grenzen. Zur Regelung der Einzelheiten 
wird eine gemiſchte Kommiſſton von Vertretern ſämtlicher Beteiligten dem⸗ 
nächſt in Petersburg zuſammentreffen. 

Breſt⸗Litowſk, 15. Dezember 1917. 

Grundſätzlich genehmigt und unter Vorbehalt der endgültigen Formu⸗ 
lierung unterzeichnet: . 

gez.: Unterſchriften.“ 
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In der für die Türkei beſtimmten Abſchrift des Vertrags ſchließen die 
dem deutſchen Bericht gleichlautenden Beſtimmungen über den Waffenſtill⸗ 
ſtand mit Rußland wie folgt: 

„Der Verkehr der Handelsſchiffe auf dem Schwarzen Meer iſt frei. 
Eine Sonderkommiſſion iſt beauftragt, die nötigen Entſcheidungen betreffs 
der Begrenzungslinie für die Seeſtreitkräfte und für die Feſtſetzung der 
ungefährlichen Routen für den Verkehr von den Handelsſchiffen zu treffen.“ 

17. Dezember. Halbamtlich wird von Berlin aus bekannt⸗ 
gegeben, daß die Friedensverhandlungen in den nächſten Tagen be⸗ 
ginnen und unverbindliche Vorbeſprechungen in Breſt⸗Litowſk bereits 
im Gange ſind. 


In der Wirkung des Abſchluſſes des Waffenſtillſtandes iſt die deutſche 
Preſſe in weitem Umfange einig. Der Berliner „Lok.⸗Anz.“ ſagt: „Wir 
ſtehen vor einer gewaltigen Aufgabe, auch wenn einſtweilen nur der Friede 
mit Rußland in Frage kommt. Die verhältnismäßig leichte Verſtändigung 
über den Waffenſtillſtand darf als eine gute Vorbedeutung des ungleich 
ſchwierigeren Problems angeſehen werden, das nunmehr in Angriff genommen 
werden ſoll. Täuſchen wir uns nicht darüber, daß es unſeren Feinden Ernſt 
iſt mit ihrer Entſchloſſenheit, den Kampf fortzuſetzen. Nichts wäre verhäng⸗ 
nisvoller, als wenn wir in unſerer Entſchloſſenheit nachlaſſen würden, 
unſere Aufgabe bis zur letzten Entſcheidung zu bewältigen.“ 

In der „Poſt“ wird der Waffenſtillſtand als vorläufiger Schlußſtein 
für den Krieg mit Rußland bezeichnet; als Folge unſerer Siege werde er 
vom Rigaiſchen Meerbuſen bis zur Donau mit Freude und Stolz begrüßt. 
Aber noch ſtehen im Weſten die Millionenheere Englands und Frankreichs. 
Noch bleibe viel zu tun, aber das Bewußtſein, daß wir ſiegen müſſen, werde 
uns für kommende Prüfungen ſtählen. 

Der „Dresd. Anz.“ urteilt: „Der verheißungsvolle Beginn der Ver⸗ 
handlungen darf darüber nicht hinwegtäuſchen, daß es an Schwierigkeiten 
im weiteren Verlauf nicht fehlen wird. Bei dem guten Willen auf beiden 
Seiten wird es jedoch vorausſichtlich gelingen, dieſer Schwierigkeiten ſtets 
Herr zu werden, zumal da bereits der Waffenſtillſtand eine durchaus 
ee Grundlage für die künftigen Friedensverhandlungen ge: 

affen hat.“ 

In der „Deutſchen Zeitung“ heißt es: „Angeſichts des Waffenſtillſtandes 
müſſen wir erkennen, welche großen militäriſchen Aufgaben noch zu bewäl⸗ 
tigen ſind. Sie ſind uns vom Feinde aufgezwungen. Es gibt kein Mittel⸗ 
ding zwiſchen Sieg und Niederlage. Wie wir das Leben wollen, ſo müſſen 
wir auch den Sieg wollen.“ j 

Das „Leipz. Tagebl.“ äußert ſich: „Der zweite Waffenſtillſtand hat 
doppelte Dauer wie der erſte. Das iſt auch eine Antwort auf die letzte 
Rede Lloyd Georges, die die Welt noch einmal vor der Verſtändigung mit 
Deutſchland warnen wollte. Im deutſchen Volk tritt kein Überſchwang zutage, 
wohl aber eine ſtarke ſtille Freude und eine ruhige Zuverſicht in den Aus⸗ 

ang der weiteren Verhandlungen. Niemand verkennt die Aufgaben und 
Schwierigkeiten, die noch zu überwinden bleiben, ſowohl bei dem Kampfe 
um den Frieden im Oſten als auch bei dem Kampfe um den Krieg 
im Weſten.“ 

In der Berliner „Morgenpoſt“ lieſt man: „Es iſt unſere feſte Über: 
zeugung, daß der Waffenſtillſtand nicht gekündigt werden, ſondern zum 
endgültigen Frieden mit Rußland führen wird. Man kann aus der Tat⸗ 
ſache, daß es gelungen iſt, bis zum Abſchluß des Waffenſtillſtandes zu ge⸗ 

>= 
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langen, folgern, daß bei beiden Parteien nicht nur der gute Wille vorhanden 
iſt, ſondern daß darüber hinaus über die Hauptbedingungen des Friedens⸗ 
vertrags bereits Einigkeit in Sicht kommt. Aber freilich, unſere Feinde 
im Weſten werden zu verhindern ſuchen, daß der Friede mit Rußland er⸗ 
reicht wird, das den Frieden braucht, wenn es nicht rettungslos in dem 
Chaos verſinken will, das es längſt ſchon zu verſchlingen droht.“ 

Das „Berl. Tagebl.“ ſagt: „Es iſt ein ſehr freudiges Ergebnis, aber 
man darf ſich noch keineswegs vorſchnellen Träumen hingeben. Wir ſtehen 
vor nicht zu unterſchätzenden Schwierigkeiten bei den Verhandlungen über 
den Frieden, die jetzt beginnen. Immerhin, der Waffenſtillſtand mit Rußland 
iſt erreicht. Im Often, von wo die große Flut über uns herbrechen ſollte, herrſcht 
Ruhe, und man muß dankbar das Gute auskoſten, das die Stunde bringt.“ 
8 Der „Vorwärts“ ſchreibt: „Die Strategie hat ihr Werk getan, jetzt 
iſt es Aufgabe einer weitblickenden Staatskunſt, das Richtige zu tun; von 
ihr hängt jetzt die Zukunft Europas ab. Die ſozialdemokratiſche Fraktion 
kennt keine pofitive Arbeit, an der fie ſich mit leidenſchaftlicherem Eifer be⸗ 
teiligte, als am Aufbau des Friedenswerkes, das immer noch von den 
ſchwerſten Gefahren umdroht iſt.“ 

Die öſterreichiſchen Blätter ſtellen übereinſtimmend feſt, daß der in 
Breſt⸗Litowſk zuſtande gekommene Waffenſtillſtandsvertrag einen ſtarken Erfolg 
der folgerichtigen Friedenspolitik der beiden Mittelmächte bedeutet, die genau 
vor Jahresfriſt zum erſtenmal zum Ausdruck gelangte. An gutem Willen und 
kluger Mäßigung der Mittelmächte ſowie Rußlands bei nunmehr beginnenden 
Friedensverhandlungen fehle es ſicherlich nicht. 

Die Wiener „N. Fr. Preſſe“ findet beſonders die Beſtimmungen über 
die freie Handelsſchiffahrt auf dem Schwarzen Meere und in der Oſtſee 
bemerkenswert, durch die ein Handelsvertehr zwiſchen den ruſſiſchen Häfen 
und den Häfen der Vierbundsſtaaten in der Oſtſee und im Schwarzen 
Meere ermöglicht werde. Das Blatt hebt ferner die Beſtimmungen über 
die Regelung des wechſelſeitigen Verkehrs zwiſchen den Truppen hervor, 
dem ausdrücklich die Beſtimmung zugeſchrieben werde, zur Entwicklung 
und Befeſtigung der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Völkern 
der getthpügich benden Parteien beizutragen. Erwähnenswert jet noch, daß 
der Vertrag in deutſcher und ruſſiſcher Sprache ausgefertigt ſei, während 
ſonſt bei internationalen Verträgen die franzöſiſche Sprache üblich geweſen ſei. 

Die „Wiener Arbeiterzeitung“ ſagt: „Wenn die Mittelmächte Rußland 
Vorſchläge machen, die Lenin und Trozki annehmen können, dann können 
dies nur Vorſchläge ſein, die für alle Völker, auch für England, Frankreich 
und Italien annehmbar ſind. Dieſe Vorſchläge werden vor der ganzen 
europäiſchen Offentlichkeit gemacht werden, werden alſo auch unſeren weſt⸗ 
lichen Feinden nicht unbekannt bleiben. Die Völker Englands, Frankreichs 
und Italiens werden es erfahren, wenn wir Vorſchläge machen, die für 
alle Völker annehmbar ſind, und ſie werden Lloyd George, Clemenceau und 
Sonnino davonjagen, wenn dieſe die Annahme der Vorſchläge zurückweiſen.“ 

Die franzöſiſche Preſſe beſpricht den Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
der Zentralmächte mit Rußland in einem ſehr vorſichtigen Ton, der erkennen 
läßt, daß man in Paris die Lage ernſter beurteilt, als man bisher die 
ruſſiſchen Ereigniſſe hat nehmen wollen. . 

Der „Temps“ ſtellt ohne Umſchweife die Forderung, daß Frankreich 
ſich nicht von den ruſſiſch⸗deutſchen Friedensperhandlungen fernhalten dürfe, 
und ſchreibt: „Rußland wünſcht einen gerechten Frieden, und wir können 
keinen anderen wünſchen. Solange aber Deutſchland dieſen gerechten Frieden 
nicht auf allen Fronten annehmen würde, ſollte Rußland mit ihm verhandeln? 
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Rußland würde ſich einer großen Gefahr ausſetzen, wenn es allein unter: 

handeln wollte, ohne Unterſtützung ſeiner Bundesgenoſſen. Deutſchland 

hatte eine Brücke zwiſchen ſich und Rußland errichten wollen, vielleicht 

handel es von uns ab, eine Mauer daraus zu machen. Laßt uns deshalb 
deln. 

„Journal“ bekämpft die Auffaſſung, als wenn Deutſchland den Waffen⸗ 
ſtillſtand beſchleunigt hätte, um Streitkräfte frei zu bekommen für die Offen⸗ 
ſive an der Weſtfront. Deutſchland habe die Bereitwilligkeit Rußlands ge⸗ 
ſehen und ſich beeilt, fie zu benutzen. 

„Matin“ tröſtet, die Maximaliſten ſeien nicht ganz Rußland. Immer⸗ 
hin werde man ein wagemutiges Manöver Deutſchlands erleben, das der 
maximaliſtiſchen Regierung einen Anſchein von Geſetzlichkeit zu verleihen 
trachten werde. 

Viele Blätter ergehen ſich in wütenden Beſchimpfungen gegen die 
Maximaliſten, allen voran „Homme Libre“, der erklärt, der Waffenſtillſtand 
ſei die erſte Folge des ſchimpflichen Verrats Lenins. Die Bolſchewiki hätten 
die ſchwerſte Verantwortung auf ſich genommen, indem ſie den Vertrag 
namens der ruſſiſchen Regierung unterzeichneten. 

Am 22. Dezember. werden in Breſt⸗Litowſk die Friedensver⸗ 
handlungen eröffnet. Als Vertreter nehmen daran teil: 

auf deutſcher Seite Staatsſekretär v. Kühlmann, Geſandter 
v. Roſenberg, Legationsſekretär v. Höſch, General Hoffmann, Major 
Brinckmann, 

auf öſterreichiſch-ungariſcher Seite Miniſter des Außern 
Graf Czernin, Botſchafter v, Merey, Geſandter v. Wiesner, Legations⸗ 
rat Graf Colloredo, Legationsſekretär Graf Cſaky, Jeldmarſchalleutnant 
v. Cſicſerics, Oberſtleutnant Pokornh, Major v. Glaiſe, 

auf bulgariſcher Seite Juſtizminiſter Popoff, Geſandter Koſſeff, 
Geſandter Stojanowitſch, Oberſt Gantſcheff, Legationsrat Dr. Anaſtaſſoff, 

auf türkiſcher Seite Miniſter des Äußern Achmed Neſſimi 
Bei, Botſchafter Ibrahim Hakki Paſcha, Unterſtaatsſekretär Reſchad 
Hikmed Bei, General der Kavallerie Zeki Paſcha, 

auf ruſſiſcher Seite A. A. Joffe, L. A. Kamenew, Frau M. A. 
Bizenko, M. N. Pokrowſki, L. M. Karachan, N. M. Lubinſki, M. P. 
Weltmann Pawlowitſch, Admiral W. M. Altvater, General Samoilo, 
Oberſt Fokke, Oberſt Zeplik, Hauptmann Lipfki. 

Prinz Leopold von Bayern begrüßt in ſeiner Eigenſchaft 
als Oberbefehlshaber des Oberkommandos Oſt die in ſeinem Haupt⸗ 
quartier erſchienenen Vertreter der Mächte des Vierbundes und 
Rußlands mit einer Anſprache, worin er unter Hinweis auf den 
günſtigen und erfolgreichen Verlauf der Waffenſtillſtandsverhand⸗ 
lungen der zuverſichtlichen Hoffnung Ausdruck gibt, daß auch die 
nun begonnenen Verhandlungen möglichſt bald zu einem die Völker 
beglückenden Frieden führen möchten. Auf Einladung des Prinzen 
Leopold übernimmt der erſte türkiſche Vertreter Ibrahim Hakki 
Paſcha als Alterspräſident den Vorſitz. Auf ſeinen Vorſchlag über⸗ 
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nimmt Staatsſekretär v. Kühlmann als erſter den Vorſitz bei den 
Verhandlungen und hält folgende Anſprache: 


„Es iſt für das Land, das ich zu vertreten habe, und für mich eine 
große Ehre, gemäß dem Beſchluß der Verſammlung bei der heutigen erſten 
Beratung den Vorſitz führen zu dürfen, bei der Vertreter der verbündeten 
Mächte mit den Delegierten des ruſſiſchen Volkes zuſammentreffen, um dem 
Kriege ein Ende zu machen und den Zuſtand von Frieden und Freund⸗ 
gel zwiſchen Rußland und den hier vertretenen Mächten wieder her: 
zuſtellen. 

„Nach der Lage der Verhältniſſe kann nicht die Rede davon ſein, ein 
bis in die kleinſten Einzelheiten ausgearbeitetes Friedensinſtrument bei den 
jetzt begonnenen Beratungen herzuſtellen. Was mir vorſchwebt, iſt die Feſt⸗ 
ſetzung der wichtigſten Grundſätze und Bedingungen, unter denen ein fried⸗ 
licher und freundnachbarlicher Verkehr, insbeſondere auch auf kulturellem 
Gebiete, möglichſt bald wieder in Gang gebracht werden kann, und die 
Beratung der beſten Mittel, durch welche die durch den Krieg geſchlagenen 
Wunden wieder zu heilen wären. Unſere Verhandlungen werden erfüllt 
ſein von dem Geiſte verſöhnlicher Menſchenfreundlichkeit und gegenſeitiger 
Achtung. Sie müſſen Rechnung tragen einerſeits dem hiſtoriſch Gegebenen 
und Gewordenen, um nicht den feſten Boden der Tatſachen unter den 
Füßen zu verlieren, andererſeits aber getragen ſein von jenen neuen und 
großen Leitgedanken, auf deren Boden die hier Verſammelten zuſammen⸗ 
treffen. Ich darf es als glückverheißenden Umſtand anſehen, daß unſere 
Verhandlungen im Zeichen jenes Feſtes beginnen, welches ſchon ſeit langen 
Jahrhunderten der Menſchheit die Verheißung: „Friede auf Erden denen, 
die guten Willens ſind,“ gegeben hat, und ich darf in die Verhandlungen 
mit dem aufrichtigen Wunſche eintreten, daß unſere Arbeiten einen raſchen 
und gedeihlichen Fortgang nehmen möchten.“ 


Auf Grund von Vorſchlägen des Vorſitzenden werden hierauf 
folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

Rangordnungen werden nach der alphabetiſchen Liſte der ver⸗ 
tretenen Mächte gelöſt werden; 

im Präſidium der Vollverſammlung wechſeln die erſten Be⸗ 
vollmächtigten der fünf Mächte ab; 

als Verhandlungsſprachen ſind zugelaſſen: die deutſche, die 
bulgariſche, die ruſſiſche, die türkiſche und die franzöſiſche Sprache. 

Fragen, die nur einzelne der beteiligten Mächte intereſſieren, 
können den Gegenſtand von Sonderverhandlungen zwiſchen dieſen 
bilden; 

die offiziellen Sitzungsberichte ſollen gemeinſam feſtgeſtellt 
werden. 

Auf Einladung des Vorſitzenden entwickelt hierauf der erſte 
ruſſiſche Vertreter Joffe in längerer Rede die Grundlagen 
des ruſſiſchen Friedensprogramms, die ſich im weſentlichen 
mit den bekannten Beſchlüſſen des Arbeiter- und Soldatenrats und 
der Allruſſiſchen Bauernverſammlung decken. Er ſchlägt folgende 
ſechs Punkte als Grundlagen für die Friedensverhandlungen vor: 
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1. Es wird keine gewaltſame Angliederung von während des Krieges 
eroberten Gebieten zugelaſſen. Die Truppen in den beſetzten Gebieten 
werden dieſe alsbald räumen. 

2. Unverletzliche Wiederherſtellung der politiſchen Unabhängigkeit der 
Völker, wie ſie im gegenwärtigen Kriege bekanntgegeben worden iſt. 

3. Den verſchiedenen Nationalitäten, die vor dem Kriege nicht politiſch 
unabhängig waren, wird die Möglichkeit gewährleiſtet, über die Frage ihrer 
Zugehörigkeit zu dieſem oder jenem Staate frei zu beſtimmen oder durch 
eine Abſtimmung über die nationale Unabhängigkeit zu entſcheiden. Die 
Volksabſtimmung muß unter vollſtändiger Freiheit aller Einwohner der 
betreffenden Gebiete, darunter der geflüchteten Auswanderer, vor ſich gehen. 

4. In Gebieten, die von verſchiedenen Nationalitäten bewohnt werden, 
werden die Rechte der Minderheiten durch Sonderrechte gewährleiſtet werden, 
die 199 Unabhängigkeit der Kultur und autonome Verwaltung ge⸗ 
währen. 

5. Kein kriegführendes Land zahlt eine Kriegsentſchädigung. Was 
die bereits gezahlten angeblichen Kriegskoſten betrifft, ſo werden ſie zurück⸗ 
erſtattet. Was die Entſchädigungen von Privatperſonen betrifft, ſo werden 
beſondere Summen aufgebracht werden durch proportionale Zahlungen 
aller kriegführenden Länder. 

6. Die kolonialen Fragen werden gelöſt werden, indem man dabei 
die Punkte 1 bis 4 anwendet. Hinſichtlich der Küſten der ſich Beratenden 
hält die ruſſiſche Delegation es für unerträglich, daß die Freiheit der kleinen 
Nationen durch eine ſtärkere Nation vergewaltigt werde, wie durch wirt⸗ 
ſchaftlichen Boykott und durch die Unterwerfung eines Landes durch ein 
anderes, durch Auferlegung von Handelsverträgen und Zollverträgen, die 
die Handelsfreiheit eines dritten Landes behindern, ferner durch See⸗ 
handelsklaſſen. 

In Ergänzung dieſer Punkte ſchlägt die ruſſiſche Delegation den ver⸗ 
tragſchließenden Parteien vor, jede Art verſteckter Bekämpfung der Freiheit 
ſchwacher Nationen durch ſtärkere als unzuläſſig zu bezeichnen, z. B. durch 
wirtſchaftlichen Boykott, wirtſchaftliche Vorherrſchaft des einen Landes über 
das andere auf Grund aufgezwungener Handelsverträge, durch Sonderzoll⸗ 
verträge die Freiheit des Handels dritter Länder zu beſchränken, durch See- 
blockade, die nicht unmittelbare Kriegsziele verfolgt uſw. 


Die Vertreter der vier verbündeten Mächte erklären ſich bereit, 
in eine Prüfung dieſer Vorſchläge einzutreten. 

25. Dezember. Der Vierbund erteilt ſeine Antwort auf die 
ruſſiſchen Vorſchläge. Der öſterreichiſch-ungariſche Miniſter des 
Auswärtigen Graf Czernin gibt namens der Abordnung des Vier⸗ 
bundes folgende Erklärung ab: 


„Die Delegationen der verbündeten Mächte gehen von dem klar aus⸗ 
geſprochenen Willen ihrer Regierungen und ihrer Völker aus, möglichſt bald 
den Abſchluß eines allgemeinen gerechten Friedens zu erreichen. 

Die Delegationen der Verbündeten ſind in Übereinſtimmung mit dem 
wiederholt kundgegebenen Standpunkte ihrer Regierungen der Anſicht, daß 
die Leitſätze des ruſſiſchen Vorſchlages eine diskutable Grundlage für einen 
ſolchen Frieden bilden können. 8 2 

Die Delegationen des Vierbundes find mit einem ſofortigen allge- 
meinen Frieden ohne gewaltſame Gebietserwerbungen und ohne Kriegs⸗ 
entſchädigungen einverſtanden. Wenn die ruſſiſche Delegation die Fort⸗ 
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ſetzung des Krieges nur zu Eroberungszwecken verurteilt, ſo ſchließen ſich 
die Delegationen der Verbündeten dieſer Auffaſſung an. Die Staatsmänner 
der verbündeten Regierungen haben wiederholt in programmatiſchen Er⸗ 
klärungen betont, die e de würden, um Eroberungen zu machen, 
den Krieg nicht um einen Tag verlängern. An dieſem Standpunkt haben 
die Regierungen der Verbündeten ſtets unbeirrt feſtgehalten. Sie erklären 
feierlich ihren Entſchluß, unverzüglich einen Frieden zu unterſchreiben, der 
dieſen 92 auf Grundlage der vorſtehenden, ausnahmslos für alle krieg⸗ 
führenden Mächte in gleicher Weiſe gerechten Bedingungen beendet. 

Es muß aber ausdrücklich darauf hingewieſen werden, daß ſich ſämt⸗ 
liche jetzt am Kriege beteiligten Mächte innerhalb einer angemeſſenen Friſt aus⸗ 
nahmslos und ohne jeden Rückhalt zur genaueſten Beobachtung der alle 
Völker in gleicher Weiſe bindenden Bedingungen verpflichten müſſen, wenn 
die Vorausſetzungen der ruſſiſchen Darlegung erfüllt ſein ſollen. 

Denn es würde nicht angehen, daß die jetzt mit Rußland verhandelnden 
Mächte des Vierbundes ſich einſeitig auf dieſe Bedingungen feſtlegen, ohne 
die Gewähr dafür zu beſitzen, daß Rußlands Bundesgenoſſen dieſe Bedin⸗ 
gungen ehrlich und rückhaltlos auch dem Vierbunde gegenüber anerkennen 
und durchführen. dr 

Dieſes vorausgeſchickt, ift zu den von der ruſſiſchen Delegation als 
Verhandlungsgrundlagen vorgeſchlagenen ſechs Punkten das Nachfolgende 
zu bemerken: 8 

Zu 1.: Eine gewaltſame Aneignung von Gebieten, die 
während des Krieges beſetzt worden ſind, liegt nicht in den Abſichten der 
verbündeten Regierungen. Über die Truppen in den zurzeit beſetzten Ge 
bieten wird im Friedensvertrag Beſtimmung getroffen, ſoweit nicht über die 
Zurückziehung an einigen Stellen vorher Einigkeit erzielt wird. 

u 2.: Es liegt nicht in der Abſicht der Verbündeten, eines der 
Volker, die in dieſem Kriege ihre politiſche Selbſtändigkeit verloren haben, 
dieſer Selbſtändigkeit zu berauben. 

Zu 3.: Die Frage der ſtaatlichen Zugehörigkeit nationaler 
Gruppen, die keine ſtaatliche Selbſtändigkeit beſitzen, kann nach dem 
Standpunkt der Vierbundmächte nicht zwiſchenſtaatlich geregelt werden. Sie 
iſt im gegebenen Falle von jedem Staat mit ſeinen Völkern ſelbſtändig auf 
verfaſſungsmäßigem Wege zu löſen. 

Zu 4.: Desgleichen bildet nach Erklärungen von Staatsmännern des 
Bierbundes der Schutz des Rechts der Minderheiten einen weſent⸗ 
lichen Beſtandteil des e ener aden Selbſtbeſtimmungsrechts der 
Völker. Auch die Regierungen der Verbündeten verſchaffen dieſem Grundſatz, 
ſoweit er praktiſch durchführbar erſcheint, überall Geltung. 

Zu 5.: Die verbündeten Mächte haben mehrfach die Möglichkeit betont, 
daß nicht nur auf den Erſatz der Kriegskoſten, ſondern auch auf den 
Erſatz der Kriegsſchaden wechſelſeitig verzichtet werden könnte. Hiernach 
würden von jeder kriegführenden Macht nur die Aufwendungen für ihre in 
Kriegsgefangenſchaft geratenen Angehörigen, ſowie die im eigenen Gebiet 
durch völkerrechtswidrige Gewaltakte den Zivilangehörigen des Gegners Ale 
gefügten Schäden zu erſetzen fein. 

Die von der ruſſiſchen N vorgeſchlagene Schaffung eines be- 
ſonderen Fonds für dieſe Zwecke könnte erſt dann zur Erwägung geſtellt 
werden, wenn die anderen Kriegführenden innerhalb einer angemeſſenen 
Friſt ſich den Friedensverhandlungen anſchließen. 

Zu 6.; Von den vier verbündeten Mächten verfügt nur Deutſchland 
über Kolonien. Seitens der deutſchen Delegation wird hierzu, in voller 
Übereinſtimmung mit den ruſſiſchen Vorſchlägen, folgendes erklärt: 
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Die Rückgabe der während des Krieges gewaltſam in Beſitz ge⸗ 
nommenen Kolonialgebiete iſt ein weſentlicher Beſtandteil der deutſchen 
Forderungen, von denen unter keinen Umſtänden abgegangen werden kann. 
Ebenſo entſpricht die ruſſiſche Forderung der alsbaldigen Räumung ſolcher 
vom Feinde beſetzten Gebiete den deutſchen Abſichten 

Bei der Natur der deutſchen Kolonialgebiete ſcheint, von den früher 
erörterten grundſätzlichen Erwägungen abgeſehen, die Ausübung des Selbit- 
beſtimmungsrechts in den von der ruſſiſchen Delegation vorgeſchlagenen 
Formen zurzeit nicht durchführbar. Der Umſtand, daß in deutſchen Kolonien 
die Eingeborenen trotz der größten Beſchwerden und trotz der geringen Aus⸗ 
ſichten eines Kampfes gegen den um das Vielfache überlegenen, über un⸗ 
beſchränkten überſeeiſchen Nachſchub verfügenden Gegner in Not und Tod 
treu zu ihren deutſchen Freunden gehalten haben, iſt ein Beweis ihrer An 
hänglichkeit und ihres Entſchluſſes, unter allen Umſtänden bei Deutſchland 
zu bleiben, ein Beweis, der an Ernſt und Gewicht jede mögliche Willens⸗ 
kundgebung durch Abstimmung weit übertrifft.“ 5 
. Die von der ruſſiſchen Delegation im Anſchluſſe an die eben erörterten 
ſechs Punkte vorgeſchlagenen Grundſätze für den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehr finden die uneingeſchränkte A de der Delegationen der ver⸗ 
bündeten Mächte, welche von jeher für die Ausſchließung jedweder wirt⸗ 
ſchaftlichen Vergewaltigung eingetreten ſind und die in der Wiederherſtellung 
eines geregelten und den Intereſſen aller Beteiligten volle Rechnung 
tragenden Wirtſchaftsverkehrs eine der wichtigſten Vorbedingungen für die 
Anbahnung und den Ausbau freundſchaftlicher Beziehungen zwiſchen den 
derzeit kriegführenden Mächten erblicken.“ 

Anknüpfend an dieſe Erklärungen führt Graf Czernin aus: 
„Auf Grund der ſoeben entwickelten Prinzipien ſind wir bereit, mit 
allen unſeren Gegnern in Verhandlungen zu treten. Um aber nicht 
unnötig Zeit zu verlieren, ſind die Verbündeten bereit, ſofort in die 
Beratung derjenigen Spezialpunkte einzutreten, deren Durcharbeitung 
ſowohl für die ruſſiſche Regierung als für die Verbündeten auf alle 
Fälle notwendig erſcheinen wird.“ 

In der Erwiderung hierauf erklärt der Führer der ruſſiſchen 
Delegation Joffe, dieſe konſtatiere mit Genugtuung, daß die Ant⸗ 
wort der Delegationen Dentſchlands, Oſterreich⸗Ungarns, Bulgariens 
und der Türkei die Prinzipien eines allgemeinen demokratiſchen 
Friedens ohne Annexionen aufgenommen habe. Sie erkenne die 
enorme Bedeutung dieſes Fortſchrittes auf dem Wege zum allgemeinen 
Frieden an, müſſe jedoch bemerken, daß die Antwort eine weſentliche 
Beſchränkung in Punkt 3 enthalte. Die ruſſiſche Delegation konſtatiere 
weiter mit Befriedigung die in der Erklärung der Vierbundmächte 
zu Punkt 5 enthaltene Anerkennung des Prinzips „ohne Kontri⸗ 
butionen“. Sie mache jedoch hinſichtlich der Entſchädigung für den 
Unterhalt von Kriegsgefangenen Vorbehalt. Ferner erkläre die ruſ⸗ 
ſiſche Delegation, ſie lege Gewicht darauf, daß Privatperſonen, die 
unter Kriegsaktionen gelitten haben, aus einem internationalen Fonds 
entſchädigt werden. Die ruſſiſche Delegation erkenne an, daß die 
Räumung der vom Gegner beſetzten deutſchen Kolonien den von ihr 
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entwickelten Grundſätzen entſpreche. Sie ſchlage vor, die Frage, ob 
das Prinzip der freien Willensäußerung der Bevölkerungen auf die 
Kolonien anwendbar ſei, beſonderen Kommiſſionen vorzubehalten. 

Abſchließend erklärt der Führer der ruſſiſchen Delegation, dieſe 
ſei trotz der erwähnten Meinungsverſchiedenheiten der Anſicht, daß 
die in der Antwort der Mächte des Vierbundes enthaltene offene 
Erklärung, keine aggreſſiven Abſichten zu hegen, die faktiſche Mög⸗ 
lichkeit biete, ſofort zu Verhandlungen über einen allgemeinen 
Frieden unter allen kriegführenden Staaten zu ſchreiten. 

Mit Rückſicht hierauf ſchlägt die ruſſiſche Delegation eine zehn⸗ 
tägige Unterbrechung der Verhandlungen vor, endigend am 
4. Januar 1918, damit den Völkern, deren Regierungen ſich den hier 
geführten Verhandlungen über einen allgemeinen Frieden noch nicht 
angeſchloſſen haben, die Möglichkeit geboten wird, ſich mit den jetzt 
aufgeſtellten Prinzipien eines ſolchen Friedens bekannt zu machen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt müſſen die Verhandlungen 
unter allen Umſtänden fortgeſetzt werden. 

Der Vorſitzende Graf Czernin erſucht hierauf die ruſſiſche 
Delegation, dieſe ihre Antwort ſchriftlich zu überreichen und ſchlägt 
vor, ſofort in die Verhandlung jener ſpeziellen Punkte einzutreten, 
welche für alle Fälle zwiſchen der ruſſiſchen Regierung und den Re⸗ 
gierungen der verbündeten Mächte geregelt werden müßten. 

Der Führer der ruſſiſchen Delegation Joffe ſchließt ſich dem 
Vorſchlage des Vorſitzenden an und ſpricht ſeine Bereitwilligkeit aus, 
ſogleich in die Beſprechung jener Einzelheiten einzutreten, die auch 
für den Fall allgemeiner Friedensverhandlungen den Gegenſtand 
ſpezieller Erörterungen zwiſchen Rußland und den vier Verbündeten 
zu bilden hätten. 

Auf Antrag des Staatsſekretärs v. Kühlmann wird einſtimmig 
beſchloſſen, zur Vermeidung jeglichen Zeitverluſtes und in Würdigung 
der Wichtigkeit der zu erfüllenden Aufgabe dieſe Verhandlungen ſchon 
am nächſten Vormittag zu beginnen. 

26. Dezember. Zwiſchen den Vertretern Deutſchlands und Oſter⸗ 
reich⸗Ungarns einerſeits und Rußlands andererſeits finden Beratungen 
ſtatt, die im weſentlichen die Wiederherſtellung des Verkehrs zwiſchen 
den genannten Mächten betreffen. 

27. Dezember. Die Beratungen der Delegationen der Ver⸗ 
bündeten mit den Vertretern Rußlands über die Spezialfragen werden 
fortgeſetzt und ſo weit gefördert, daß eine kurze Unterbrechung der 
Verhandlungen in Ausſicht genommen werden kann, um den Dele⸗ 
gationen, von denen einzelne mit ihren heimiſchen Behörden Fühlung 
zu nehmen haben, hierzu Gelegenheit zu bieten. 
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28. Dezember. Zwiſchen den Abordnungen der Verbündeten und 
Rußlands wird die vorläufige Beratung jener Punkte beendigt, die 
auch bei Abſchluß des allgemeinen Friedens zwiſchen Rußland einer⸗ 
ſeits und dieſen Mächten andererſeits geregelt werden müſſen. In 
einer ganzen Reihe wichtiger Punkte wird die Grundlage für eine 
Einigung geſchaffen. Außer politiſchen Fragen werden auch ſolche 
rechtlicher und wirtſchaftlicher Natur verhandelt und vorbehaltlich der 
Prüfung durch die heimiſchen Behörden und der endgültigen Redak⸗ 
tion in befriedigender Weiſe geregelt. 

Zunächſt wird Einigung über die Wiederherſtellung des 
durch den Krieg unterbrochenen Vertragszuſtandes erzielt. Ferner 
wird vereinbart, daß in rechtlicher wie in wirtſchaftlicher Beziehung 
das eine Land vom anderen nicht ſchlechter behandelt werden ſoll als 
irgendein drittes Land, das ſich nicht auf Vertragsrechte berufen 
kann. Kriegsgeſetze ſollen aufgehoben, die davon Betroffenen in ihre 
früheren Rechte eingeſetzt oder entſchädigt werden. In weiteren Be⸗ 
ſtimmungen werden die für die Kriegskoſten und Kriegsſchäden auf⸗ 
geſtellten Regeln näher ausgeführt. Namentlich einigt man ſich auch 
über die Behandlung der den Zivilangehörigen außerhalb des Kriegs⸗ 
gebiets erwachſenen Schäden. 

Über die gegenſeitige Freilaſſung und Heimbeförderung 
der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten wird grundſätzliche 
Einigung erzielt. Das gleiche gilt von der Rückgabe der beiderſeitigen 
Kauffahrteiſchiffe. Endlich wird die ſchleunige Wiederaufnahme der 
diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen vorgeſehen. In wirt⸗ 
schaftlicher Hinſicht ergibt ſich völliges Einverſtändnis über die ſofortige 
Einſtellung des Wirtſchaftskrieges und die Wiedereröffnung des 
Handelsverkehrs und über die Einrichtung eines organiſierten Waren⸗ 
austauſches. 8 

Ferner wird weſentliche Übereinſtimmung über die Grundlage 
erzielt, auf der die wirtſchaftlichen Beziehungen der beiden Länder 
dauernd geregelt werden ſollen. 

In der wichtigen Frage der Behandlung der beiderſeits 
beſetzten Gebiete wird von ruſſiſcher Seite folgender Vorſchlag 
gemacht: 

„In voller Übereinſtimmung mit der offenen Erklärung der beiden 
vertragichließenden Teile, daß ihnen kriegeriſche Pläne fernliegen und daß 
fie einen Frieden ohne Annexionen ſchließen wollen, zieht Rußland ſeine 
Truppen aus den von ihm offupierten Teilen Oſterreich⸗ Ungarns. der 
Türkei und Perſiens zurück und die Mächte des Vierbundes aus Polen, 
Litauen, Kurland und den anderen Gebieten Rußlands. Entſprechend den 
Grundſätzen der ruſſiſchen Regierung, die das Recht aller in Rußland 
lebenden Völker ohne Ausnahme auf Selbſtbeſtimmung bis zur Abſonde⸗ 
rung verkündet hat, wird der Bevölkerung dieſer Gebiete die Möglichkeit 
gegeben werden, binnen kürzeſter Zeit in genau beſtimmter Friſt vollkommen 
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frei über die Frage ihrer Vereinigung mit dem einen oder dem anderen 
Reich oder über die Bildung eines ſelbſtändigen Staates zu entſcheiden. 
Hierbei iſt die Anweſenheit irgendwelcher Truppen in den abſtimmenden 
Gebieten nicht zuläſſig, außer von nationalen oder örtlichen Milizen. Bis 
zur Entſcheidung dieſer Frage aber liegt die Verwaltung dieſer Gebiete in 
den Händen von in demokratiſcher Weiſe gewählten Vertretern oder der 
örtlichen Bevölkerung ſelbſt. Die Friſt der Räumung nebſt den anderen 
Umſtänden und dem Beginnen und Verlauf der Demobiliſation des Heeres 
wird durch eine beſondere militäriſche Kommiſſion beſtimmt.“ 

Demgegenüber ſchlägt Deutſchland vor, den erſten beiden 
Artikeln des Präliminarvertrages nachſtehende Faſſung zu geben: 

„Artikel 1. Rußland und Deutſchland erklären die Beendigung des 
Kriegszuſtandes. 

Beide Nationen ſind entſchloſſen, fortan in Frieden und Freundſchaft 
zuſammen zu leben. Deutſchland würde (unter der Vorausſetzung der zu⸗ 
geſtandenen vollen Gegenſeitigkeit gegenüber ſeinen Bundesgenoſſen) bereit 
ſein, ſobald der Friede mit Rußland geſchloſſen und die Demobiliſierung der 
ruſſiſchen Streitkräfte durchgeführt iſt, die jetzigen Stellungen und das be⸗ 
ſetzte ruſſiſche Gebiet zu räumen, ſoweit ſich nicht aus Artikel 2 ein 
anderes ergibt. f ; 

Artikel 2. Nachdem die ruſſiſche Regierung entſprechend ihren Grund: 
ſätzen für alle im Verbande des ruſſiſchen Reiches lebenden Völker ohne 
Ausnahme ein bis zu ihrer völligen Abſonderung gehendes Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht proklamiert hat, nimmt ſie Kenntnis von den Beſchlüſſen, worin der 
Volkswille ausgedrüctt iſt, für Polen, ſowie für Litauen, Kurland und Teile 
von Eſtland und Livland die volle ſtaatliche Selbſtändigkeit in Anſpruch zu 
nehmen und aus dem ruſſiſchen Reichsverbande auszuſcheiden. 

Die ruſſiſche Regierung erkennt an, daß dieſe Kundgebungen unter 
den gegenwärtigen Verhältniſſen als Ausdruck des Volkswillens anzuſehen 
iind, und iſt bereit, die hieraus ſich ergebenden Folgerungen zu ziehen. Da 
in denjenigen Gebieten, auf welche die vorſtehenden Beſtimmungen Anwen⸗ 
dung finden, die Frage der Räumung nicht ſo liegt, daß dieſe gemäß den 
Beſtimmungen des Artikels 1 vorgenommen werden kann, ſo werden Zeit⸗ 
punkt und Modalitäten der nach ruſſiſcher Auffaſſung nötigen Bekräftigung 
der ſchon vorliegenden Lostrennungserklärungen durch ein Volksvotum auf 
breiter Grundlage, bei der irgendein militäriſcher Druck in jeder Weiſe 
auszuſcheiden iſt, der Beratung und Feſtſetzung durch eine beſondere Kom⸗ 
miſſion vorbehalten.“ 

Eine im weſentlichen gleichlautende Formulierung wird öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſcherſeits vorgeſchlagen. 

Die ruſſiſche Regierung nimmt dieſe Erklärung zur Kenntnis 
und ſtellt ihre Auffaſſung daraufhin wie folgt feſt: 

„Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß als tatſächlicher Ausdruck des 
Volkswillens nur eine ſolche Willenserklärung betrachtet werden kann, die 
als Ergebnis einer bei gänzlicher Abweſenheit fremder Truppen in den be⸗ 
treffenden Gebieten vorgenommenen freien Abſtimmung erſcheint. Daher 
ſchlagen wir vor, und wir beſtehen darauf, daß eine klarere und genauere 
Formulierung dieſes Punktes erfolgt. Wir ſind jedoch damit einverſtanden, 
daß zur Prüfung der techniſchen Bedingungen für die Verwirklichung eines 
derartigen Referendums, desgleichen zur Feſtſetzung einer beſtimmten Räu⸗ 
uningsfriſt eine Spezialkommiſſion eingeſetzt wird.“ 
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In der am ſelben Tage abgehaltenen dritten und vor Eintritt 
der vereinbarten Pauſe letzten Plenarſitzung führt der bulgariſche 
Juſtizminiſter Popoff den Vorſitz. Er weiſt auf die Bedeutung der 
eingeleiteten Friedensverhandlungen hin, die eine Grundlage für eine 
neue Ara in der Entwicklung des Völkerrechts zu bilden verſprechen. 
Die Menſchheit habe den Delegationen des Vierbundes und jener 
Rußlands, die das Rechtsgefühl des großen ruſſiſchen Volkes ver⸗ 
körpere, viel zu danken. Um dieſem Gedanken Ausdruck zu verleihen, 
übergibt ſodann Juſtizminiſter Popoff den Vorſitz an den Führer der 
ruſſiſchen Delegation ; 

Joffe, der darauf hinweiſt, daß in der letzten Plenarverſamm⸗ 
lung beſchloſſen worden ſei, nach der Beſprechung einzelner ſpezieller 
Fragen zwiſchen den Vertretern des Vierbundes und Rußlands die 
nächſte Vollverſammlung auf den 4. Januar n. St. feſtzuſetzen. Nach 
dem nunmehr erfolgten Abſchluſſe dieſer Beſprechungen ſei die Sitzung 
die letzte vor dem 4. Januar 1918. 

Ibrahim Hakki-Paſcha führt aus, daß ſich die von ihm 
bei Eröffnung der Konferenzen geäußerte Hoffnung, das Werk 
bald einem befriedigenden Ende zugeführt zu ſehen, nicht als zu kühn 
erwieſen habe. Nahezu alle ſchwierigen Fragen, welche der dreiein⸗ 
halbjährige Krieg aufgeworfen habe, ſeien beſprochen und geprüft 
worden. Man könne ſagen, daß die Mehrzahl derſelben heute auf 
dem Wege zu einer praktiſchen Löſung ſei. Ein ſehr gutes Ergebnis 
ſei mithin während der ſechstägigen Verhandlungen erzielt worden. 
Für dieſes Ergebnis der Beſprechungen gebühre der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation Dank, da ſie während der Verhandlungen viel Aufrichtigkeit 
und viel praktiſchen Sinn gezeigt habe. Die ruſſiſchen Herren hätten 
bewieſen, daß ſie auch gute Diplomaten und gute Staatsmänner ſeien. 
Ani Schluſſe wünſcht Hakki⸗Paſcha den Herren der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation eine glückliche Heimreiſe. Er ſchließt mit dem Wunſche auf 
ein glückliches Wiederſehen am vereinbarten Tage. 


Der Führer der ruſſiſchen Delegation Joffe gibt gleichfalls der 
Anſicht Ausdruck, daß die begonnenen Verhandlungen ein guter An⸗ 
fang ſeien und die Erwartung zuließen, daß der verheerende Krieg 
ein baldiges Ende finden werde. „In der jetzt beginnenden Pauſe“, 
ſo ſchließt er, „werden wir alle das Gefühl haben, daß hinter uns 
Millionen leidender Menſchen ſtehen, die das Ende des Krieges 
herbeiſehnen. Das Bewußtſein dieſer Verantwortlichkeit vor unſeren 
Völkern, vor der Menſchheit und vor der Geſchichte gibt uns Hoffnung 
und innere Kraft, den Weg zum allgemeinen Frieden zu finden. 
In dieſer Hoffnung erkläre ich die gegenwärtige Sitzung für ge⸗ 
ſchloſſen.“ 
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Am ſelben Tage erläßt die Ukraine eine Bekanntmachung, 
wonach ſie den zwiſchen Rußland und dem Vierbunde geſchloſſenen 
Waffenſtillſtand anerkennt. 


Von engliſchen Blättern ſagt „Mancheſter Guardian“ in einem Leit⸗ 
artikel zu den deutſchen Friedensvorſchlägen: „Die Vorſchläge ſind unver⸗ 
träglich mit der Theorie eines ſiegreichen Deutſchlands, ſie ſtellen den Verſuch 
dar, die Verluſte abzuschließen, um volle Freiheit zu erhalten, das alte Spiel 
von neuem beginnen zu können. Das iſt kein Zeichen eines neuen Geiſtes 
in der deutſchen Politik und keine Abkehr vom Militarismus. Seit mehr 
als einem Menſchenalter gibt es zwei offene Wunden, die eine iſt Elſaß⸗ 
Lothringen und die andere die Türkei. In beiden Fällen foll die Herrſchaft 
der Macht, die das Unrecht verübt hat, aufrecht erhalten werden. Aus 
dieſem Grunde müffen wir geſtehen, daß wir auf der Grundlage dieſer 
Vorſchläge keine Ausſicht auf einen dauernden Frieden ſehen. 

Andererſeits iſt es einleuchtend, daß die Zurückweiſung der deutſchen 
Vorſchläge aus dieſem Grunde allein uns unberechenbaren Schaden zufügen 
würde. Die Antwort der Verbündeten ſollte bis in die Einzelheiten gehen. 
Soviel wie nur irgend möglich ſollte von den deutſchen Vorſchlägen ange⸗ 
nommen werden. Unſere Mindeſtforderungen, beſonders in bezug auf 
Elſaß⸗Lothringen, die Küſten der Adria und die Türkei ſollten mitgeteilt 
werden. Wenn Deutſchland hiernach noch glaubt, daß Platz für Verhand⸗ 
lungen frei bleibt, dann ſollten wir verhandeln.“ 

„Dailn News“ ſchreiben: „Kühlmann hat eine Erklärung über die 
Friedensbedingungen formuliert, die nicht nur die Sozialiſten und das 
Zentrum in Deutſchland und den Teil der öffentlichen Meinung, der jetzt 
in Rußland vorherrſcht, verſöhnen wird, ſondern auch auf geſchickte Weiſe 
die Alliierten in den Verdacht bringen wird, aggreſſive Imperialiſten zu 
ſein, deren Ehrgeiz nicht zuläßt, daß ſie einer ſo demokratiſchen Regelung, 
wie einem Frieden ohne Annerionen und ohne Schadenvergütung zuſtimmen. 
Dies iſt eine geſchickte Diplomatie, und nichts wäre unverſtändlicher, als 
wenn die Preſſe oder die Politiker der Entente das deutſche Angebot in 
Bauſch und Bogen verwürfen; denn darauf hat es die deutſche Diplomatie 
nachgerade abgeſehen.“ 

Trotzdem halten die „Daily News“ die deutſchen Bedingungen nicht 
für annehmbar. Das Blatt ſchreibt: „ſie können nicht als Grundlage 
für ſofortige Verhandlungen angenommen werden. Ihre Mängel ſind 
augenfällig in der weſentlichen Frage Belgien und der kaum weniger 
weſentlichen Frage Serbien. Die deutſche Löſung iſt ganz unannehmbar. 
Ihre Mängel würden zwar an ſich ſchon genügen, um die deutſchen Vor⸗ 
ſchläge zu ignorieren oder einfach zurückzuweiſen aber wenn Rußland ſich 
an die Alliierten wendet, würden dieſe eine offenherzige und begründete 
Erklärung über die Kriegsziele und Friedensbedingungen abgeben.“ 

Die franzöſiſche Preſſe widmet den Erklärungen der Mittelmächte 
folgende Betrachtungen. „Matin“ ſchreibt: „Die bevollmächtigten Unter⸗ 
händler von Breſt⸗Litowſk gehen auf eine Woche in die Ferien. Die der 
Mittelmächte haben ihre Ferien wohl verdient. Im Laufe dieſer Vor⸗ 
beſprechungen haben ſie die Unterhandlungen derart zu führen gewußt, daß 
die Hauptpunkte für ſie gewonnen ſind. Gewonnen gegen die Ruſſen und, 
wohlverſtanden, gegen die Ruſſen allein! Die feſte Entſchloſſenheit der 
Verbandsmächte wird dadurch in keiner Weiſe berührt.“ 

„Petit Pariſien“ äußert ſich: „Die Antwort der Mittelmächte beſagt 
in Wahrheit nichts anderes, als daß die Deutſchen und Ofterreicher in den 
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eroberten Provinzen bleiben wollen, daß die Entſcheidungen, die entweder 
von künſtlich geſchaffenen Landtagen oder von proviſoriſchen in Berlin oder 
Wien ernannten Regierungen getroffen ſind, maßgebend ſein und die Völker 
ſie nur gutheißen ſollen. Eine merkwürdige Auffaſſung des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der Völker.“ 

„Libre Parole“ führt aus: „Es iſt ſchon ein ſchönes Reſultat, daß 
die Ruſſen allen deutſchen Bedingungen über Entlaſſung der Gefangenen, 
Wiederherſtellung der Handelsbeziehungen, Zulaſſung von Vertretern des 
Kaiſers nach Petersburg uſw. zugeſtimmt haben. Aber die Vertreter des 
Lenin⸗Trozkiſchen Syndikats ſind noch weiter gegangen: ſie haben ſogar 
die berühmten Grundſätze der Verteidigung der Völkerrechte aufgegeben. 
Das Ideal der Humanität verſchwindet. Es bleibt die klägliche Wirklichkeit, 
die jämmerlichſte Geſinnungsloſigkeit, die ſchändlichſten Eigenſchaften von 
Feigheit bis zu Habgier. Wer glaubt, daß die Maximaliſten über die 
zyniſchen Vorſchläge der Mittelmächte empört waren, kennt fie nicht. Sie 
machten wohl ein ſaures Geſicht, beruhigten ſich aber, ſobald ihnen die 
Deutſchen ſagten, die Einzelheiten könnten an eine Kommiſſion gehen. 
Klagen wir nicht über dieſe Lektion. Denen aber, die ſich noch über Deutſch⸗ 
lands Zuſammenbruch und ſeine Nachgiebigkeit Illuſionen machen, bleibt 
jetzt keine Ausrede mehr.“ 

Unter den Auslaſſungen der italieniſchen Preſſe iſt folgende Auße⸗ 
rung des „Giornale d'Italia“ bemerkenswert: „Die deutſchen Vorſchläge 
ind von allen Geſichtspunkten aus unannehmbar. Die Mittelmächte bieten 
tatſächlich einen Frieden an, der ihnen unter Umſtänden Vergrößerungen in 
Rußland und auf dem Balkan ſichert, ohne daß ſie einen Zollbreit Boden 
dabei verlieren, weder in Europa, noch in ihren Kolonien. Selbſt das 
Schickſal Belgiens bleibt unklar. Es handelt fi in der Hauptſache um 
einen deutſch⸗öſterreichiſchen Frieden, den die Entente als einen Schimpf. 
als Zuſammenbruch und als ein Unglück von ſich weiſt. Italien hat nur 
eine Antwort zu geben: Widerſtand an der Seite ſeiner Bundesgenoſſen.“ 

„Idea Nazionale“ ſchreibt: „Der vom Grafen Gzernin vorgeſchlagene 

Friede würde den Sieg den Oſterreichern und den Deutſchen zuerkennen 
und die militäriſche, politiſche und wirtſchaftliche Vorherrſchaft Deutſchlands 
in Europa gutheißen. Angeſichts dieſer Friedensformel können wir nur 
das Wort der Starken wiederholen: Widerſtand leiſten!“ 
Dias neue Blatt „Epoca“ ſagt: „Es handelt ſich offenſichtlich um 
einen Hinterhalt, um eine neue Friedensoffenſive, die der erſten Prüfung 
nicht ſtandhält. Sie bedeutet den Fehlſchlag der Bemühungen Rußlands. 
dem der Gegner ſelbſt ſeine Pflichten der Solidarität ins Gedächtnis 
zurückruft.“ d 

29. Dezember. Der polniſche Miniſterpräſident Kucharzewſki 
begibt ſich nach Wien, um ſich mit dem Grafen Czernin über die 
Teilnahme der polniſchen Regierung an den Friedensverhandlungen 
zu verſtändigen. 

2. Jannar 1918. Der Vorſitzende der ruſſiſchen Friedens⸗ 
delegation Joffe ſendet an die Vorſitzenden der Vertretungen von 
Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und der Türkei folgendes 
Telegramm: 

„Die Regierung der ruſſiſchen Republik ſieht es als dringlich an, die 
weiteren Friedensverhandlungen auf neutralem Gebiete zu führen und 
ſchlägt ihre Verlegung nach Stockholm vor. Die ruſſiſche Delegation er⸗ 
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wartet Antwort hierauf in Petersburg. Was den Vorſchlag der deutſchen 
und öſterreichiſch⸗ ungariſchen Delegation vom 25. Dezember, wenigſtens in 
der Faſſung der erſten beiden Punkte anlangt, ſo ſieht die Re ierung der 
ruſſiſchen Republik als geſchäftsführender Hauptausſchuß der Sowjets in 
voller Übereinſtimmung mit der von unſerer Friedensdelegation aus⸗ 
gedrückten Meinung dieſen Vorſchlag als dem Grundſatz der freien Selbſt⸗ 
beſtimmung der Völker widerſprechend an, ſelbſt in der eingeſchränkten 
Form der Antwortserklärung des Vierbundes. 
Der Vorſitzende der Friedensdelegation. Joffe.“ 

3. Januar. Die Abordnungen der vier verbündeten Mächte 
beantworten dieſe Depeſche mit der telegraphiſchen Mitteilung, daß 
ſie jede Verlegung des Verhandlungsortes ablehnen, da bindend 
verabredet worden ſei, die Verhandlungen ſpäteſtens am 5. Januar 
in Breſt⸗Litowſk wieder aufzunehmen. Am 


4. Jannar macht Reichskanzler Dr. Graf v. Hertling darüber 
dem Hauptausſchuß des deutſchen Reichstags folgende Mitteilungen: 

„Schon früher hatte wiederholt während der Verhandlungen 
die ruſſiſche Regierung den Wunſch ausſprechen laſſen, daß die Ver⸗ 
handlungen von Breſt⸗Litowſk verlegt und in einem neutralen Ort, 
etwa in Stockholm, fortgeſetzt werden möchten. Jetzt iſt dieſer Vor⸗ 
ſchlag ausdrücklich gemacht worden. Die ruſſiſche Regierung ſchlägt 
eine Verlegung der Verhandlungen von Breſt⸗Litowſk nach Stockholm 
vor. Ganz abgeſehen davon, daß wir nicht in der Lage find, uns 
von den Ruſſen Vorſchriften über den Ort machen zu laſſen, wo 
wir die Verhandlungen weiterführen wollen, darf ich darauf hin⸗ 
weiſen, daß eine Verlegung nach Stockholm zu außerordentliche 
Schwierigkeiten führen würde; ich will nur die eine Schwierigkeit 
anführen: durch die direkte Verbindung, die die verhandelnden 
Delegierten mit ihren Hauptſtädten Berlin, Wien, Sofia, Konſtanti⸗ 
nopel und Petersburg haben müſſen. Die direkten Verbindungen, 
die in Breſt⸗Litowſk angelegt ſind, funktionieren gut. In Stockholm 
würden ſie auf die größten Schwierigkeiten ſtoßen. Schon dieſer 
eine Punkt führt dazu, daß wir nicht darauf eingehen können. Dazu 
kommt, daß die Machenſchaften der Alliierten, Mißtrauen zu ſäen 
zwiſchen der ruſſiſchen Regierung, ihren Vertretern und uns, ſofort 
neuen Boden gewinnen würden. Ich habe daher den Herrn Staats⸗ 
ſekretär v. Kühlmann beauftragt, dieſen Vorſchlag abzulehnen. In⸗ 
zwiſchen ſind in Breſt⸗Litowſt Vertreter der Ukraine eingetroffen, 
und zwar nicht nur als Sachverſtändige, ſondern mit Vollmachten 
ausgeſtattet. Wir werden in Ruhe mit den Vertretern der Ukraine 
weiter verhandeln. u 

Ich füge noch hinzu, daß von Petersburg mitgeteilt worden 
iſt, die ruſſiſche Regierung könne auf Punkt 1 und 2 unſerer Vor⸗ 
ſchläge nicht eingehen. Dieſe beiden Punkte beziehen ſich auf die 
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Modalitäten der Räumung der Gebiete und die Vornahme der 
Volksabſtimmungen. 


In der ruſſiſchen Preſſe wird uns inſinuiert, daß in dieſen 
Punkten 1 und 2 ausgedrückt ſei, wir würden uns in illoyaler Weiſe 
unſerer Zuſage betreffs der Selbſtbeſtimmungsrechte der Völker ent⸗ 
ziehen wollen. Ich muß dieſe Inſinuation zurückweiſen. Punkt 1 
und 2 ſind lediglich durch praktiſche Erwägungen beſtimmt. Wir 
können davon nicht abgehen. Ich glaube, meine Herren, wir können 
getroſt abwarten, wie dieſer Zwiſchenfall weiter verlaufen wird. 
Wir ſtützen uns auf unſere Machtſtellung, auf unſere loyale Ge⸗ 
ſinnung und auf unſer gutes Recht.“ 


Am Abend desſelben Tages geht in Berlin folgendes Telegramm 
aus Breſt⸗Litowſk ein: 


Heute 10 Uhr abends iſt hier das in Überſetzung folgende Hughes⸗ 
Telegramm aus Petersburg eingetroffen: 


„An die Herren Vorſitzenden der vier verbündeten Mächte! 


Die Verlegung der Verhandlungen auf neutrales Gebiet entipricht 
dem erreichten Stand der Verhandlungen. In Anbetracht der Ankunft 
Ihrer Delegationen am früheren Ort der Verhandlungen wird unſere 
Delegation mit dem Volkskommiſſar für Auswärtige Angelegenheiten Trozki 
morgen nach Breſt fahren in der Überzeugung, daß eine Verſtändigung 
über die Verlegung der Verhandlungen auf neutralen Boden keine 
Schwierigkeiten machen wird. Die ruſſiſche Delegation.“ 


Inzwiſchen wird von den Vertretern des Vierbundes mit den 
in Breſt⸗Litowſk mit Vollmachten verſehenen Vertretern der Ukraine 
in befriedigender Weiſe verhandelt. 


5. Januar. Von Breſt⸗Litowſk aus wird folgender Funkſpruch 
in deutſchem Klartext abgeſandt: 


„An die ruſſiſche Delegation, zu Händen ihres Vorſitzenden Herrn 
Joffe, Petersburg. 

In ihrer Antwort auf die Vorſchläge der ruſſiſchen Delegation haben 
die Delegationen des Vierbundes am 25. Dezember 1917 in Breft-Litorojf 
gewiſſe Leitſätze für den Abſchluß eines ſofortigen allgemeinen Friedens auf⸗ 
geftellt. Zur Vermeidung einer einfeitigen Feſtlegung hatten fie die Gültigkeit 
dieſer Leitſätze ausdrücklich davon abhängig gemacht, daß ſich ſämtliche, jetzt 
am Kriege beteiligten Mächte innerhalb einer angemeſſenen Friſt ausnahmslos 
und ohne jeden Rückhalt zur genaueſten Beobachtung der alle Völker in 
gleicher Weiſe bindenden Bedingungen verpflichten müßten. Mit Zustimmung 
der vier verbündeten Delegationen war darauf von der ruſſiſchen Delegation 
eine ben f Friſt feſtgeſetzt worden, innerhalb welcher die anderen Krieg⸗ 
führenden ſich mit den in Breſt⸗Litowſk aufgeſtellten Grundſätzen eines ſo⸗ 
fortigen Friedens bekannt machen und über den Anſchluß an die Friedens⸗ 
verhandlungen entſcheiden ſollten. 5 

Die Delegationen der verbündeten Mächte ftellen feit, daß die zehntägige 
-Frift mit dem 4. Januar 1918 abgelaufen und von keinem der anderen 
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Kriegführenden eine Erklärung über den Beitritt zu den Friedensverhand⸗ 
lungen bei ihnen eingegangen iſt. 
Die Vorſitzenden der verbündeten Delegationen: 


gezeichnet v. Kühlmann für Deutſchland, 
gezeichnet Graf Czernin für Oſterreich⸗Ungarn, 
gezeichnet Popoff für Bulgarien, 
gezeichnet Neſſimi Bei für die Türkei.“ 


7. Januar. Die ruſſiſchen Friedensdelegierten einſchließlich des 
Volkskommiſſars für auswärtige Angelegenheiten Trozki treffen in 
Breſt⸗Litowſk ein. 

Die Stockung in den Friedensverhandlungen läßt in Berliner 
politiſchen Kreiſen die Auffaſſung einer Kriſis entſtehen, in deren 
Mittelpunkt auf der einen Seite die oberſte Heeresleitung, auf der 
anderen Herr v. Kühlmann ſteht. Die oberſte Heeresleitung, unter 
der in dieſem Teil nicht General Hoffmann, ſondern in erſter Reihe 
General Ludendorff zu verſtehen iſt, mit dem der Generalfeldmarſchall 
v. Hindenburg ſich ſolidariſch erklärt hätte, mache Herrn v. Kühl⸗ 
mann zum Vorwurf, daß er aus der militäriſchen Situation nicht 
das Mögliche und Wünſchenswerte herauszuholen willens ſei und 
daß er dieſen ſeinen Neigungen auch bei den Verhandlungen mit den 
Vertretern der bolſchewiſtiſchen Ruſſen gefolgt ſei. Die Dinge hätten 
ſich nachgerade ſo zugeſpitzt, daß für General Ludendorff und damit 
auch für Hindenburg die Frage ſei: wir oder Herr v. Kühlmann? 
Es taucht ſogar die Behauptung auf, daß General Ludendorff ein 
Entlaſſungsgeſuch eingereicht habe. Dieſe Nachricht entſpricht. wie 
offiziös erklärt wird, nicht den Tatſachen; daß ſie jedoch eines Wahr⸗ 
heitskerns nicht entbehrt, geht aus folgender Mitteilung des „Berl. 
Lok. Anz.“ hervor: 

„Der Reichskanzler empfing im Laufe des geſtrigen Sonntags (6. Januar) 
eine Reihe von Fraktionsführern, denen er ein durchaus beruhigendes Bild 
unſerer gegenwärtigen militäriſchen und politiſchen Lage zu geben in der 
Lage war. Auch eine Reihe von Perſönlichkeitsfragen wurden in einer 
Weiſe erörtert, daß jeder Grund zur Beunruhigung als beſettigt angeſehen 
werden kann.“ 

Verſchärft wird die Spannung durch das Gerücht, daß die 
deutſchen Bevollmächtigten von der ihnen mitgegebenen Marſchroute 
abgewichen ſeien. Dem tritt die „Nordd. Allg. Ztg.“ am 8. Januar 
entgegen, indem ſie hochoffiziös ſchreibt: „Weder für den bisherigen 
noch für den künftigen Gang der Verhandlungen kann die Rede da⸗ 
von ſein, daß die deutſchen Bevollmächtigten etwas anderes erſtreben 
und vertreten als das, was fie nach ihren Inſtruktionen zu ver⸗ 
treten haben.“ 

Redaktionell fügt das Blatt am folgenden Tage noch hinzu: „So ſelbſt⸗ 
verſtändlich dieſe Mitteilung auch lautet, fo iſt die Jeſtſtellung doch nicht 
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überflüffig geweſen. Wenn etwas zur Verſchärfung der Gegenſäͤtze, die ſich 
während des Zwiſchenfalls von Breſt⸗Litowſk aneinander rieben, beigetragen 
hat, dann war es die verſchiedentlich verbreitete und auch wohl geglaubte 
Anſicht, daß der Staats ſekretär des Auswärtigen bei den Verhandlungen 
mit den ruſſiſchen Abgeſandten über das hinausgegangen ſei, was als Pro⸗ 
gramm der deutſchen Reichsregierung feſtgeſetzt geweſen ſei. Durch dieſe 
Ausſtreuungen mußten im Volke Beſorgniſſe genährt werden, die der Wah⸗ 
rung der Zuverſicht in hohem Maße abträglich werden konnten. Wenn jetzt 
dieſen Gerüchten die Unterlage entzogen wird, dann wird die politiſche 
Atmoſphäre davon den größten Nutzen haben. Die uns jetzt jo nötige Ein» 
heitlichfeit und Einigkeit im Volke kann durch nichts ſtärker gefährdet fein 
als durch böſe Beiſpiele; die Feitftelung, daß auch nicht um Haaresbreite 
von der Straße abgewichen wird, die bei den Beſprechungen in Berlin für 
uns feſtgelegt worden iſt, muß dazu beitragen, uns die Ruhe im Innern 
wiederzubringen.“ 


8. Januar. In Breſt⸗Litowſk wird eine Vorbeſprechung zwiſchen 
den Vorſitzenden der dort verſammelten Abordnungen abgehalten, an 
der teilnehmen: Staatsſekretär v. Kühlmann. Miniſter des Außern 
Graf Czernin, Juſtizminiſter Popoff, Volkskommiſſar für auswärtige 
Angelegenheiten Trozki, Großweſir Talaat Paſcha und ukrainiſcher 
Staatsſekretär für Handel und Induſtrie Wſewolod Holubowytſch. 
Später finden Beſprechungen zwiſchen Vertretern der Vierbundmächte 
und den ukrainiſchen Vertretern ſtatt. 


9. Januar. In einer Vollſitzung, an der ſämtliche Abordnungen 
und die ukrainiſchen Vertreter teilnehmen, führt Staatsſekretär 
v. Kühlmann aus: 


„Die für die bisherigen Sitzungen maßgebenden Formalien werden, 
wie ich annehme, mit allgemeiner Zuſtimmung auch weiter als maßgebend 
betrachtet werden. Da in der Zuſammenſetzung einzelner Delegationen Ver⸗ 
änderungen vorgekommen ſind, erſcheint es nicht überflüſſig, am Beginn 
unſerer Arbeiten einen kurzen Rückblick auf die Vorgeſchichte und den bis⸗ 
herigen Gang der Verhandlungen zu werfen. 

Die gegenwärtige ruſſiſche Regierung hat am 28. November 1917 
durch einen »An Alles gerichteten Funkſpruch unter Mitteilung gewiſſer Be⸗ 
ſchluſſe ihre Berenwilligkeit erklärt, mit den Kriegführenden in Friedens⸗ 
verhandlungen einzutreten. Darauf hat der deutſche Reichskanzler, Herr 
Dr. Graf v. Hertling, in ſeiner programmatiſchen Antrittsrede vor der Voll⸗ 
verſammlung des deutſchen Reichstags am 29 November 1917 erklart: 

»Die ruſſiſche Regierung hat geſtern von Zarſkoje Selo aus ein von 
dem Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten, Herrn Trozki, und 
dem Vorſitzenden des Rates der Volkskommiſſare, Herrn Lenin, unter 
zeichnetes Funkentelegramm an die Regierungen der kriegſührenden Länder 
gerichtet, worin fie norſchlägt, zu einem nahen Termin in Verhandlungen 
über den Waffenſtillſtand und einen allgemeinen Frieden einzutreten. Ich 
ſtehe nicht an, zu erklären, daß in den bisher bekannt gewordenen Vor⸗ 
ſchlägen der rutfiichen Regierung diskutable Grundlagen für die Aufnahme 
von Verhandlungen erblickt werden können und daß ich bereit bin, in 
ſolche einzutreten, ſobald die ruſſiſche Regierung hierzu bevollmächtigte 
Vertreter entſendet. Ich hoffe und wünſche, daß Diele Beſtrebungen bald 
feſte Geſtalt annehmen und uns den Frieden bringen werden. 


8 * 
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Die leitenden Staatsmänner der anderen Verbündeten gaben dem 
Sinne nach gleiche Erklärungen ab. 

Am 3. Dezember 1917 begannen die Verhandlungen über den Waffen⸗ 
ſtillſtand, die am 15. Dezember durch Unterzeichnung des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages erfolgreich zu Ende geführt worden ſind. 

Gemäß der Beſtimmung dieſes Vertrages im Artikel IX: »Die ver⸗ 
tragſchließenden Parteien werden im unmittelbaren Anſchluß an die Unter⸗ 
zeichnung dieſes Waffenſtillſtandsvertrages in Friedensverhandlungen ein⸗ 
treten,« entſandten die vier verbündeten Mächte bevollmächtigte Vertreter 
nach Breſt⸗Litowſk, die mit den Vertretern der ruſſiſchen Regierung am 
22. Dezember 1917 die Friedensverhandlungen begannen. Dieſe zerfielen 
in zwei geſonderte Teile: in eine Erörterung über die Möglichkeit eines 
allgemeinen Friedens und in eine Beſprechung derjenigen Punkte, die unter 
allen Umſtänden zwiſchen den Mächten des Vierbundes und der ruſſiſchen 
Regierung zur Erörterung geſtellt werden mußten. 

Wie von der ruſſiſchen Delegation in der Sitzung vom 25. Dezember 
1917 vorgeſchlagen worden iſt, trat eine zehntägige Unterbrechung der Ver⸗ 
handlungen ein, damit nach der ruſſiſchen Erklärung die Völker, deren 
Regierungen den geführten Verhandlungen über einen allgemeinen Frieden 
ſich noch nicht angeſchloſſen hätten, die Möglichkeit hätten, genügend mit 
den jetzt aufgeſtellten Prinzipien eines ſolchen Friedens ſich bekannt zu 
machen; nach Verlauf der beſagten Friſt müßten die Verhandlungen er⸗ 
neuert werden, abgeſehen davon, ob und wieviele kriegführende Staaten 
ich den Verhandlungen anſchließen. 

Die Friſt iſt am 4. Januar 1918 mitternachts abgelaufen. Die ver⸗ 
bündeten Regierungen haben darauf nachſtehenden gemeinſamen Beſchluß 
durch Funkſpruch verbreitet, nachdem ihnen bekannt geworden war, daß von 
den Regierungen der Entente irgendwelche zweckdienlichen Mitteilungen nicht 
eingegangen waren: 

»In ihrer Antwort auf die Vorſchläge der ruſſiſchen Delegation 
hatten die Delegationen des Vierbundes am 25. Dezember 1917 in Breſt⸗ 
Litowſk gewiſſe Leitſätze für den Abſchluß eines ſoſortigen allgemeinen 
Friedens aufgeſtellt. Zur Vermeidung einer einfeitigen Feſtlegung hatten 
ſie die Gültigkeit dieſer Leitſätze ausdrücklich davon abhängig gemacht, 
daß ſich ſamtliche jetzt am Kriege beteiligten Mächte innerhalb einer an⸗ 
gemeſſenen Friſt ausnahmslos und ohne jeden Rückhalt zur genaueſten 
Beobachtung der alle Völker in gleicher Weiſe bindenden Bedingungen 
verpflichten müßten. Mit Zuſtimmung der vier verbündeten Delegationen 
worden von der ruſſiſchen Delegation eine zehntägige Friſt feftgeſetzt 
worden. 

Die Delegationen der verbündeten Mächte ftellen feſt, daß die zehn⸗ 
tägige Friſt mit dem 4. Januar 1918 abgelaufen und von keinem der 
anderen Kriegführenden eine Erklärung über den Beitritt zu den Friedens⸗ 
verhandlungen bei ihnen eingegangen iſt.⸗ 

Wie ſich aus dem Inhalt der Mitteilung der verbündeten Regierungen 
vom 25. Dezember 1917 ergibt, war die weſentlichſte Vorbedingung, 
die darin geſtellt wurde, die einſtimmige Annahme der alle Völker in 
gleicher Weiſe bindenden Bedingungen durch alle feindlichen Mächte. Der 
Nächteintritt dieſer Bedingung hat die aus dem Inhalt der Erklärung und 
der Perſtreichung der Friſt ſich ergebenden Folgen. Das Dokument iſt 

hinfällig geworden. 5 
< Die nächſte Aufgabe unſerer Verſammlung wäre zunächſt, die Ber: 
handlungen an dem Punkte wieder aufzunehmen, an dem ſie vor Eintritt 
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der Weihnachtspauſe ſich befanden. Die ruſſiſche Delegation hat aber durch 
= on En Joffe gezeichnetes Telegramm an General Hoffmann dieſem 
mitgeteilt: 


»Die Regierung der ruſſiſchen Republik hält es für notwendig, die 
weiteren Verhandlungen über den Frieden auf neutralem Boden zu führen, 
und ſchlägt ihrerſeits vor, die Verhandlungen nach Stockholm zu verlegen, 
und auch in einem weiteren Telegramm den Wunſch der Verlegung des 
Verhandlungsortes in das neutrale Ausland zu erkennen gegeben. 


Ich will auf die aus bisherigen Darlegungen an anderer Stelle den 
Herren Delegierten bekannten Gründe, die es unmöglich machen, die Ver⸗ 
handlungen an einem anderen Orte als Breft⸗itowſt zu führen, hier nicht 
näher eingehen, möchte aber jetzt ſchon als feſtſtehenden und unabänderlichen 
Beſchluß der vier verbündeten Mächte ausſprechen, daß ſie nicht in der Lage 
ſind, die jetzt hier angefangenen Verhandlungen über einen Präliminar⸗ 
frieden an einem anderen Orte weiterzuführen. Wie ſchon früher in un⸗ 
verbindlicher Weiſe dargelegt, waren ſie aus Courtoiſie gern bereit, die for⸗ 
male Schlußverhandlung und Unterzeichnung der Präliminarien an einen 
mit der ruſſiſchen Delegation zu vereinbarenden Orte vorzunehmen und über 
die Wahl dieſes Ortes in eine Debatte einzutreten. . 


Es kann nicht unerwähnt bleiben, da ja für die Führung einer Ver⸗ 
handlung die Atmosphäre, in der ſie ſich vollzieht, von der allergrößten 
Wichtigkeit iſt, daß ſeit dem Abſchluß des Gedankenaustauſches vor der zeit⸗ 
weiligen Unterbrechung der Verhandlungen ſich manches zugetragen hat, 
was geeignet ſchien, Zweifel an der aufrichtigen Ab ſicht der ruſ⸗ 
ſiſchen Regierung zu erwecken, mit den Mächten des Vierbundes zum 
Abſchluß eines raſchen Friedens zu gelangen. Ich möchte in dieſer Hinſicht 
verweiſen auf den Ton gewiſſer halbamtlicher Kundgebungen der ruſſiſchen 
Regierung gegen Regierungen der Vierbundmächte, insbeſondere aber auf 
eine Kundgebung der Petersburger Telegraphenagentur, die im Auslande 
als halbamtliches ruſſiſches Organ angeſehen wird. In dieſer Kundgebung 
— ich will, um meine Rede nicht allzuſehr zu verlängern, für den Augen⸗ 
blick auf die wörtliche Wiedergabe verzichten, behalte mir aber, wenn es 
nötig werden ſollte, ihre Wiedergabe für den weiteren Verlauf der Diskuſſion 
vor — war eine angeblich in der Sitzung vom 28. Dezember 1917 durch 
den Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation Herrn Joffe gegebene Antwort 
ausführlich wiedergegeben, die — wie ein Einblick in die Akten lehrt 
lediglich aus der Phantaſie des Erfinders entſprungen iſt. Dieſe in allen 
Teilen erfundene Mitteilung hat erheblich dazu beigetragen, das Urteil über 
den bisherigen Verlauf der Verhandlungen zu verwirren und deren Ergeb⸗ 
niſſe zu gefährden. 

Wenn ich trotzdem die Hoffnung nicht völlig aufgeben möchte, daß die 
Verhandlungen zu einem erſprießlichen Ergebnis führen können, fo gründet 
ſich dieſe Hoffnung in erſter Linie auf den uns bekannten und durch die 
ruſſiſch Delegation in beredter Weiſe zum Ausdruck gebrachten Wunſch des 
ruſſiſchen Volkes nach einem dauernden und geſicherten Frieden und auf 
die Erfahrungen, die wir in den Verhandlungen mit der Arbeitsmethode der 
ruſſiſchen Abordnung gemacht haben. Soweit ſich aus den vor der Arbeitspauſe 
geführten Verhandlungen ein Urteil bilden läßt, halte ich die Schwierig⸗ 
keiten materieller Natur nicht für groß genug, um ein Schei⸗ 
tern des Friedenswerkes und damit vorausſichtlich die Wieder⸗ 
aufnahme des Krieges im Oſten mit einen unabſehbaren Folgen 
für gerechtfertigt zu halten.“ 
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Hierauf führt der öſterreichiſch⸗ungariſche Miniſter des Außern 
Graf Czernin aus: 


„Ich habe den Bemerkungen meines deutſchen Kollegen noch folgendes 
hinzuzufügen: Die Gründe, welcher wegen wir eine Verlegung der Ver⸗ 
handlungen im jetzigen Augenblick in ein neutrales Land kategoriſch ver⸗ 
weigern, ſind doppelter Natur: 

Erſtens techniſcher Art: Sie wie wir ſind von hier aus mit direkten 
Drähten mit unſeren reſp. mit Ihren Regierungen verbunden, und täglich 
findet ein Meinungsaustauſch von Ihnen mit Petersburg und Kiew, von uns 
mit unſeren Zentralen ſtatt. Wir alle konnen dieſen Apparat nicht miſſen, 
ſollen die Verhandlungen nicht unendlich erſchwert und verzögert werden. 

Noch wichtiger aber als dieſer Grund iſt das zweite Motiv: Sie, meine 
Herren, haben ſeinerzeit an uns die Einladung für allgemeine Friedens⸗ 
verhandlungen ergehen laſſen. Wir haben dieſelbe angenommen, und wir 
haben uns auf eine Baſis für den allgemeinen Frieden geeinigt Auf dieſer 
Baſis haben Sie Ihren Verbündeten ein zehntägiges Ultimatum geſtellt. 
Ihre Verbündeten haben Ihnen nicht geantwortet, und heute handelt 
es ſich nicht mehr um Verhandlungen zwecks eines allgemeinen 
Friedens, ſondern eines Separatfriedens zwiſchen Rußland und 
dem Vierbunde. 

Die Verlegung der Verhandlungen auf neutrales Gebiet würde der 
Entente die von ihr erſehnte Gelegenheit geben, ſtörend einzugreifen. Die 
Regierungen Englands und Frankreichs würden vor und hinter den Kuliſſen 
alles verſuchen, um das Zuſtandekommen dieſes Separatfriedens zu ver: 
hindern. Wir weigern uns, den weſtlichen Mächten dieſe Gelegenheit zu 
liefern. Aber wir waren bereit, an einem noch zu beſtimmenden Orte die 
formale Schlußverhandlung und die Unterzeichnung des Friedensvertrages 
vorzunehmen. 

„Was den meritoriſchen Teil der Verhandlungen anbelangt, in welchem 
eine Übereinſtimmung zwiſchen Ihnen und uns noch nicht erzielt iſt, ſo haben 
wir uns in der lesten Vlenarfigung bindend darauf geeinigt, dieſe Fragen 
einer ad hoc zu bildenden Kommiſſion zu übergeben, welche ſofort ihre Ar⸗ 
beiten zu beginnen hätte. F . 

Alle vier Alliierten ſind völlig einig darüber, die Verhandlungen auf 

der von dem Herrn Staatsſekretär und mir entwickelten, mit den ruſſiſchen 
Herren bereits bindend abgemachten Baſis zu Ende zu führen. 
X enn die Herren der ruſſiſchen Delegation von den gleichen Inten⸗ 
tionen beſeelt ſind, ſo werden wir zu einem alle befriedigenden Ergebniſſe 
gelangen; wenn nicht, dann werden die Dinge ihren notwendigen Lauf 
nehmen, aber die Verantwortung für die Fortſetzung des Krieges fallt dann 
ausſchließlich auf die Herren der ruſſiſchen Delegation.“ 


Großweſir Talaat Paſcha und Juſtizminiſter Popoff ſchließen 
ſich namens der türkiſchen und der bulgariſchen Delegation dieſen Aus⸗ 
führungen an. 


Darauf gibt General Hoffmann folgende Erklärung ab: 


„Es liegt mir hier eine Anzahl Funkſprüche und Aufrufe vor, unter⸗ 
zeichnet von den Vertretern der ruſſiſchen Regierung und der ruſſiſchen oberſten 
Heeresleitung, die teils Beſchimpfungen der deutſchen Heereseinrichtungen 
und der deutſchen oberſten Heeresleitung, teils Aufforderungen revolutionären 
Charakters an unſere Truppen enthalten. Dieſe Funtſprüche und Aufrufe 
verſtoßen zweifellos gegen den Geiſt des zwiſchen den beiden Armeen ge⸗ 
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ſchloſſenen Waffenſtillſtandes. Im Namen der deutſchen oberſten Heeres 
leitung lege ich gegen Form und Inhalt dieſer Funkſprüche und Aufrufe 
auf das entſchiedenſte Proteſt ein.“ 


Feldmarſchalleutnant Exzellenz v. Cſieſeries, Oberſt Gantſcheff 
und General der Kavallerie Izzet Paſcha ſchließen ſich dieſem Proteſt 
im Namen des k. und k. Armeeoberkommandos, der bulgariſchen oberſten 
Heeresleitung und der ottomaniſchen Armee an. 

Auf Vorſchlag des Volkskommiſſars für auswärtige Angelegen⸗ 
heiten Trozki wird nunmehr die Sitzung unterbrochen. 


Die energiſchen Erklärungen des Staatsſekretärs v. Kühlmann und 
des Generals Hoffmann finden auch in dem Teil der deutſchen Preſſe ein 
beifälliges Echo, der bisher mit der Kritik nicht zurückgehalten hat. Wenn 
die Blätter der Rechten auch betonen, daß ihre grundſätzliche Stellung zum 
Friedensprogramm im Oſten unverändert geblieben ſei, jo drücken fie doch 
ausnahmslos ihr Einverſtändnis aus mit dem, was den Ruſſen von den 
Vertretern der Mittelmächte bedeutet worden iſt. 

Die „Kreuzzeitung“ ſchreibt: „Mit Befriedigung und Genugtuung be⸗ 
grüßen wir und mit uns ſicherlich alle vaterländiſch denkenden Kreiſe in 
Deutſchland den entſchiedeneren und feſteren Ton, den nunmehr unſere und 
unſerer Verbündeten Friedens unterhändler in Breſt⸗Litowſk nach der Wieder: 
aufnahme der Verhandlungen angeſchlagen haben. Die Entſchiedenheit, mit 
der Staatsſekretär v. Kühlmann ſich gegen die in Petersburg durch die Ver⸗ 
öffentlichung der Petersburger Telegraphen⸗Agentur gegebene Entſtellung der 
Vorgänge beim Abſchluß der Verhandlungen wandte, war ebenſo erfreulich 
wie die Feſtigkeit, mit der er und Graf Czernin die Verlegung der weiteren 
Verhandlungen von Breſt⸗Litowük auf neutralen Boden ablehnten. Auch der 
ſcharfe Proteſt, den General Hoffmann im Verein mit den militäriſchen Ver 
tretern unſerer Verbündeten gegen die Schmähungen der verbündeten Heere 
und die Verſuche, unſere Soldaten in revolutionärem Sinne zu beeinfluſſen, 
einlegte, wird rückhaltloſe Zuſtimmung finden.“ 


In der freikonſervativen „Poſt“ heißt es: „Aus Breſt⸗Litowſk kommen 
erfreuliche Nachrichten, — nicht ſo ſehr, daß ſie von poſitiven Ergebniſſen 
künden, als vielmehr in dem Sinne, daß fie Klarheit und Beruhigung über 
die deutſche Politik verbreiten, die auf der Friedenskonferenz vertreten werden 
ſoll. Fürs erſte iſt freilich auch bereits ein kleiner poſitiver Erfolg errungen. 
Die klipp und klare Ausſage der verbündeten Vertreter, der Vierbund werde 
mit Rußland nirgend anders als in Breſt⸗Litowſk weiter verhandeln, hat 
die ruſſiſchen Volkskommiſſare dazu bewogen, ihren Stockholmer Plan fallen 
zu laſſen und wieder an die Stätte der deutſch⸗ruſſiſchen Waffenſtillſtands⸗ 
verhandlungen zurückzukehren, — ein Beweis, daß feſtes Auftreten und klare 
Entschiedenheit, wenn fie auf tatſächlicher Macht beruht und ſich mit Ver: 
nunſt paart, noch immer zum Ziele führt. — Es wird alſo weiter ver⸗ 
handelt in Breſt⸗Litowſk! Und ſomit iſt wenigſtens die formale Vorausſetzung 
für 1 reibungsloſen Verlauf der weiteren deutſch⸗ruſſiſchen Ausſprache 
gegeben.“ 

Die „Tägliche Rundſchau“ glaubt zwar der deutſchen Diplomatie auch 
heute noch nicht trauen zu dürfen, weil ſie ihr Verhandlungsprogramm 
nicht verleugnet habe, immerhin freut fie ſich über die „Selbſtverſtändlich⸗ 
keiten“: „Man atmet auf. Herr v. Kühlmann hat in Breſt⸗Litowſk den Ton 
gefunden, in dem man mit Leuten von der ſeeliſchen Struktur der Joffe 
und Trozki von vornherein hätte reden ſollen, um ſie nicht im Irrtum 


[40] Deutſcher Geſchichtskalender. 


darüber zu laſſen, wie wir's meinen. Wirklich, man atmet auf. Nicht als 
ob wir über die Abſichten und Entſchlüſſe unſerer Breſt⸗Litowſker Diplomatie 
in materieller Hinſicht beruhigt wären. Niemand halte uns für ſo kindlichen 
Gemütes. Aber die Form und der Ton ſind doch nun ſo, daß man ſich 
nicht mehr ſchämt.“ 

Auch die „Berl. Neueſt. Nachr.“ ſind einverſtanden: „Endlich haben die 
deutſchen Diplomaten die Sprache geſprochen, die 515 und allein des 
fen 0er Volkes würdig war, und der Erfolg beweiſt, wie wirk⸗ 
ſam ſie iſt.“ 


Ahnlich äußert ſich der „Tag“, der, wie auch andere Blätter, mit be⸗ 
ſonderer Genugtuung hervorhebt, daß jetzt nicht mehr der allgemeine Friede 
auf der Tagesordnung ſteht: „Klarheit, ſehr erwünſchte Klarheit iſt ferner 
in dem nicht minder wichtigen Punkte geſchaffen, daß nunmehr lediglich ein 
Sonderfriede mit Rußland in Frage ſteht, daß der vom Vierbund lange 
und ſehnſüchtig genug angeſtrebte allgemeine Friede mit der Geſamtheit 
unſerer Feinde einſtweilen aus der Diskuſſion ausgeſchieden iſt. Keine 
Schmeichel⸗ und keine Drohreden, mögen ſie aus den Hauptplätzen der Alten 
oder der Neuen Welt zu unſeren Ohren dringen, können fortan eine Ein⸗ 
wirkung auf die Verhandlungsgrundlagen von Breſt⸗Litowſk ausüben. Es 
iſt ſo, wie Trozki ſelbſt es noch in Petersburg geſagt hat: die Entente iſt 
ſchuld daran, wenn nur ein deutſch⸗ruſſiſcher Sonderfriede zuſtande kommt, 
ſie iſt es, die den allgemeinen Frieden auch diesmal verhinderte. Ihr 
ſcheint es noch immer nichts auszumachen, das Blutvergießen abermals zu 
verlängern; Rußland dagegen iſt nicht in der Lage, das völlig ſinnlos ge⸗ 
wordene Treiben noch länger mitzumachen. Daraus ergeben ſich unerbitt- 
liche Konſequenzen, die jetzt in Breſt⸗Litowſk gezogen werden müſſen.“ 

Die „Germania“ ſagt: „Es ſcheint nicht ganz einfach geweſen zu ſein, 
die Ruſſen zu dieſem Schritt der Gerechtigkeit und Wahrheit zu bringen, 
denn eine ganze Reihe von Tagen iſt darüber ins Land gegangen. Um ſo 
höher aber iſt das Verdienſt der Vierbunddelegationen, nicht um unſere 
Intereſſen, ſondern um die ganze Sache des Friedens einzuſchätzen, das ſie 
ſich durch Umſicht bei dieſen Auseinanderſetzungen und durch Feſtigkeit in 
der Vertretung ihres Standpunktes erworben haben. Dieſes Verdienſt muß 
auch feine Rückwirkungen auf die künſtlich von gewiſſen Kreiſen erzeugte 
und hochgehaltene innere Spannung bei uns im Lande ausüben und die 
Geiſter endlich zu der Ruhe zwingen, die man im vaterländiſchen Intereſſe 
verlangen kann.“ 

Daß die Gegenſätze hinſichtlich der zu erſtrebenden Kriegsziele fort⸗ 
dauern, ſieht man aus dem „Berl. Tagebl.“, das die Hoffnung auf einen 
allgemeinen Frieden noch nicht aufgeben will und an die Reichstagsent⸗ 
ſchließung erinnert, die noch zu Recht beſtehe. 

Vorſichtig äußert ſich der „Vorwärts“: „Für einen Teil der Preſſe iſt 
bei ſeiner Ablehnung des allgemeinen Friedens der Gedanke maßgebend, daß 
die erwartete weitere Verbeſſerung der Kriegslage eine vollſtändige Abkehr von 
der Politik des 19. Juli und des 25. Dezember geſtatten könnte. Auch wir 
Sozialdemokraten ſind nun für jede Verbeſſerung der Kriegslage, träumen aber 
nicht den Traum, daß man die ganze Welt mit Waffengewalt unter den deut⸗ 
ſchen Siegeswillen beugen könnte, und fürchten, daß eine politiſch falſche Aus⸗ 
nutzung militäriſcher Erfolge auf die, Dauer zu Deutſchlands größtem Unheil 
ausſchlagen würde. Darum fordern wir für die Friedensſtimmen des Aus⸗ 
landes dieſelbe ernſte und unvoreingenommene Beachtung, die von der 
liberalen Preſſe Englands für die Friedenserklärung der Mittelmächte vom 
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25. Dezember gefordert worden iſt, und lehnen alle Belehrungen, die uns 
teils in drohendem, teils in wohlwollendem Sinne zugekommen ſind, dankend 
ab. Heute wie geſtern: wenn es den Gegnern mit ihren Friedensabſichten 
Ernſt iſt, dann keinen Tag länger!“ 


10. Januar. Die Sitzung wird wieder aufgenommen. Als erſter 
Redner führt der ukrainiſche Staatsſekretär für Handel und Induſtrie 
Holubowytſch folgendes aus: 


„Verehrte Herren und Damen! Die durch den Krieg erſchöpften und 
gequälten Völker ſehnen ſich nach Frieden. In dieſer Sehnſucht nach 
Frieden haben die Vertreter der Demokratie Großrußlands, ohne Rückſicht 
zu nehmen auf die Angriffe ſeitens eines Teiles der ruſſiſchen Geſellſchaft 
und der Preſſe, kühn die Schützengräben der kriegführenden Mächte zu dem 
en überſchritten, um nicht auf dem Schlachtfelde durch Blut und durch 

iſen, ſondern auf dem Wege freundſchaftlichen Übereinkommens zwiſchen 
den Volkern den für die ganze Welt erwünſchten allgemeinen Frieden zu 
erreichen. Nachdem mit den Friedensverhandlungen begonnen worden iſt 
und die Prinzipien des Friedens bekanntgegeben worden ſind, haben Sie, 
verehrte Herren, mit Recht eine Pauſe von zehn Tagen eintreten laſſen, um 
dadurch den Staaten, die bisher an den Friedensverhandlungen nicht teil- 
nahmen, die Möglichkeit zu geben, dieſen beizutreten. Unſer Staat, die 
ukrainiſche Volksrepublik, deren Volk ſtets zum Frieden geneigt war, hat 
als erſter auf Ihren Ruf geantwortet. Nachdem durch das dritte Univerfal 
der ukrainiſchen Zentralrada vom 7./20. November die ſtaatliche Stellung 
beſtimmt war, nimmt die ukrainiſche Volksrepublik im gegenwärtigen Augen“ 
blick ihre nationale Exiſtenz wieder auf, die ſie vor mehr als 250 Jahren 
verloren hat, und tritt jetzt in vollem Umfange der ihr auf dieſem Gebiete 
zukommenden Rechte in internationale Beziehungen ein. Auf Grund der 
obigen Darſtellung hält es das Generalſekretariat der Regierung der 
ukrainiſchen Volksrepublik für richtig, auf den jetzigen Friedensverhandlungen 
eine ſelbſtändige Stellung einzunehmen, und hat die Ehre, den Regierungen 
der hier vertretenen Mächte folgende Note zu überreichen: 

Die Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik — das Generalſekre⸗ 
tariat — bringt hiermit allen kriegführenden und neutralen Staaten folgen⸗ 
des zur Kenntnis: Mittels des Univerſals Nr. III der ukrainiſchen Zentral⸗ 
rada vom 7./20. November 1917 wurde die ukrainiſche Volksrepublik 
proklamiert und wurde durch dieſen Staatsakt die völkerrechtliche Stellung 
der letzteren beſtimmt. 

„Die Schaffung eines föderativen Bundes aller im gegebenen Momente 
auf dem Territorium des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreiches entſtandenen 
Republiken anſtrebend, knüpft die ukrainiſche Volksrepublik durch das 
Generalſekretariat bis zum Zeitpunkte der Bildung einer gemeinſamen 
Bundesregierung in Rußland ſowie der Regelung der völkerrechtlichen 
Vertretungsfrage zwiſchen der ukrainiſchen Volksrepublik einerſeits und der 
Bundesregierung des künftigen Staatenbundes anderſeits ſelbſtändige 
völkerrechtliche Beziehungen an. Das Generalſekretariat erachtet es ſomit 
für unumgänglich, alle Staaten und Völker der Welt über das Verhalten 
der ufraintichen Volksrepublik gegenüber den Friedensverhandlungen, die 
dieſer Tage in Breſt⸗Litowſk zwiſchen den Vertretern des Rats der Volks⸗ 
kommiſſare einerſeits und den Regierungen der gegen Rußland Krieg 
führenden Mächte anderſeits beginnen, in Kenntnis zu ſetzen. 

Unerſchütterlich daran feſthaltend, daß der gegenwärtige Krieg für alle 
Staaten und insbeſondere für die arbeitenden Klaſſen eines jeden Staates 
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das ſchwerſte Übel bedeutet, daß alle kriegführenden Staaten etwaigen 
Eroberungsabſichten entſagen und die Friedensverhandlungen unverzüglich 
einleiten ſollten, hat die ukrainiſche Zentralrada, das Parlament der 
ukrainiſchen Republik, es für unumgänglich befunden, gleich nach der Ver⸗ 
kündigung der ukrainiſchen Republik eine aktive Politik in der Friedens⸗ 
frage einzuleiten. Die ukrainiſche Zentralrada hat alſo, nachdem fie in 
ihrem dritten Univerſal die Notwendigkeit eines unverzüglichen Friedens⸗ 
ſchluſſes verkündigt hat, es für unumgänglich erachtet, die Schließung 
eines Waffenſtillſtandes zu erſtreben; zu dieſem Zwecke wurden Vertreter 
des Generalſekretariats an die Südweſtfront ſowie an die rumäniſche Front, 
die gegenwärtig zu einer einzigen ukrainiſchen Front unter der Leitung der 
Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik vereinigt find, geſchickt. Gleich⸗ 
zeitig hat die ukrainiſche Zentralrada das Generalſekretariat beauftragt, die 
verbündeten Mächte von dieſen Verhandlungen in Kenntnis zu feßen, 
was ſeinerzeit ſeitens des Generalſekretariats auch vollzogen worden iſt. 
In der Folge, als der Rat der Volkskommiſſare im Einverſtändnis mit 
den Regierungen der gegen Rußland Krieg führenden Staaten die Waffen⸗ 
ſtillſtandsangelegenheit an allen Fronten Rußlands in die Hand genommen 
hat, hat das Generalſekretariat ſeine Vertreter nach Breſt⸗Litowſk behufs 
Kontrolle und Information geſchickt. Hierbei erachtet das Generalſekretariat 
es für notwendig, hervorzuheben, daß die Vertreter des Rates der Volks⸗ 
kommiſſare, ungeachtet deſſen, daß ſie über die Ankunft der Delegierten der 
Regierung der Ukraine zwecks Teilnahme an den Verhandlungen in Kenntnis 
eſetzt worden waren, einen allgemeinen Waffenſtillſtand ſelbſtändig ohne 
jedwedes Einverſtändnis mit der ukrainiſchen Volksrepublik gefertigt haben: 
Gegenwärtig, da der Rat der Volkskommiſſare, gemäß dem letzten 
Punkte der Bedingungen des allgemeinen Waffenſtillſtandes, die Friedens⸗ 
verhandlungen mit den Regierungen Deutſchlands, Oſterreich Ungarns, 
der Türkei und Bulgariens in Breſt⸗Litowſk beginnt, erklärt das General⸗ 
ſekretariat im Namen der ukrainiſchen Volksrepublik folgendes: 

1. Die geſamte Demokratie des ukrainiſchen Staates ſtrebt die Be⸗ 
endigung des Krieges in der ganzen Welt, einen Frieden zwiſchen allen 
gegenwärtig kriegfuͤhrenden Staaten, einen allgemeinen Frieden an. 

2. Der zwiſchen allen Mächten zu ſchließende Friede muß demo⸗ 
kratiſch ſein und einem jeden, auch dem kleinſten Volke, in jedem Staate 
25 volle, durch nichts beſchränkte nationale Selbſtbeſtimmungsrecht 
ſichern. 

3. Für die Ermöglichung des wirklichen Willensausdrucks der 
Völker müſſen entſprechende Garantien geſchaffen werden. 

4. Es iſt demnach jedwede Annexion, d. h. jedwede gewaltſame 
Angliederung oder Übergabe irgendeines Landteiles ohne Einverſtändnis 
ſeiner Bevölkerung unzuläſſig. 

5. Ebenſo unzuläſſig iſt vom Standpunkte der Intereſſen der 
arbeitenden Klaſſen jedwede Kriegsentſchädigung, welche Form auch immer 
ihr beigegeben würde. 

6. Kleinen Völkern und Staaten, die infolge des Krieges beträcht⸗ 
lichen Schaden oder Verwüſtungen erlitten haben, muß gemäß den Regeln, 
die auf den Friedenskongreſſen ausgearbeitet werden müſſen, materielle 
Hilfe erwieſen werden. R 

7. Die ukrainiſche Volksrepublik, die gegenwärtig auf ihrem Terri⸗ 
torium bie ukrainiſche Front beſetzt hält und in völkerrechtlichen An⸗ 
gelegenheiten, vertreten durch ihre Regierung, welcher der Schutz der 
ukrainiſchen Volksintereſſen obliegt, ſelbſtändig auftritt, muß gleich den 
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übrigen Mächten an allen Friedensverhandlungen, Konferenzen und 
Kongreſſen teilnehmen können. 

8. Die Macht des Rates der Volkskommiſſare erſtreckt ſich nicht auf 
anz Rußland, demnach auch nicht auf die ukrainiſche Volksrepublik. 
Es kann daher der aus den Verhandlungen mit den gegen Rußland 
Krieg führenden Mächten evenmuell reſultierende Friede für die Ukraine 
nur dann verpflichtend werden, wenn die Bedingungen dieſes Friedens 
durch die Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik angenommen und 
unterzeichnet wurden. 

9. Im Namen des geſamten Rußlands kann nur diejenige Regierung 
(und zwar auschließlich eine Bundesregierung) Frieden ſchließen, die 
von allen Republiken und ſtaatlich organiſierten Gebieten Rußlands an⸗ 
erkannt ſein würde. Wenn aber eine ſolche Regierung in der nächſten 
Zeit nicht gebildet werden könnte, ſo kann dieſen Frieden nur die ge⸗ 
einigte Vertretung jener Republiken und Gebiete ſchlietzen. 

An dem Prinzip eines demokratiſchen Friedens unerſchütterlich 
feſthaltend, ſtrebt das Generalſekretariat gleichzeitig die möglichſt raſche 
Herbeiführung dieſes allgemeinen Friedens an und legt großes Gewicht 
allen Verſuchen, die ſeine Verwirklichung näherbringen können, bei. 
Das Generalſekretariat hält es daher für unumgänglich, feine Vertretung 
auf der Konferenz in Breſt⸗Litowſk zu beſizen, indem es gleichzeitig 
hofft, daß die endgültige Löſung der Friedensangelegenheit auf einem 
internationalen Kongreſſe erfolgen wird, zu deſſen Beſchickung die Regie⸗ 
rung der ukrainiſchen Volksrepublik alle Kriegführenden auffordert. 

Der Präſident des Generalſekretariats: 
Winnitſchenko. 
Der Staatsſekretär für internationale Angelegenheiten: 
Schulgin. 


Staatsſekretär v. Kühlmann erwidert hierauf: 


„Meine Herren! Wir haben von den Ausführungen des Herrn Vor⸗ 
ſitzenden der ukrainiſchen Delegation und von dem Inhalte der uns ge⸗ 
machten Mitteilungen mit lebhaftem Intereſſe Kenntnis genommen. Ich 
ſchlage vor, daß die ukrainiſche Note als wichtiges hiſtoriſches Dokument 
den Akten des Kongreſſes einverleibt werde. Die Vertreter der verbün⸗ 
deten Mächte begrüßen im Sinne ihres Telegrammes vom 26. Dezember 
1917 die in Breſt⸗Litowſk erſchienenen ukrainiſchen Vertreter. Die Ber: 
treter der verbündeten Mächte behalten ſich ihre Stellungnahme zu den 
Einzelheiten der Ausführungen der ukrainiſchen Delegierten vor.“ 

Anſchlieend hieran ſpricht der Vorſitzende den Wunſch aus, einige 
Fragen zu ſtellen, um die Unterlagen für die Beſchtußfaſſung der ver⸗ 
bündeten Mächte zu ſchaffen. Bisher ſei mit den Vertretern der Peters⸗ 
burger Regierung über ſämtliche, das ruſſiſche Gebiet betreffenden Ange⸗ 
legenheiten verhandelt worden. Es müͤſſe daher an den Vorſitzenden der 
Delegation der Petersburger Regierung die Frage gerichtet werden, ob er 
und teine Delegation auch ferner die Angelegenheiten des geſamten Rußlands 
hier diplomatiſch zu vertreten beabfichtigen. 


Der ruſſiſche Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten 
Trozki gibt hierauf folgende Erklärung ab: 
„In Kenntnis der durch die ukrarniſche Delegation veröffentlichten 


Note des Generalſekretariats der ukrainiſchen Volksrepublik erklärt die 
ruſſiſche Delegation ihrerſeits, daß ſie im vollen Einvernehmen mit der 
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grundſätzlichen Anerkennung des Selbſtbeſtimmungsrechts jeder Nation bis 
zur vollen Lostrennung kein Hindernis für die Teilnahme der ukrainiſchen 
Delegation an den Friedensverhandlungen finde.“ 

Über die Bedeutung dieſer Erklärung entſpinnt ſich eine längere 
Diskuſſion, die ſchließlich in die Frage zuſammengefaßt wird, ob die 
ukrainiſche Delegation eine Unterabteilung der ruffiſchen Delegation 
darſtelle oder ob ſie in diplomatiſcher Beziehung als Vertretung 
eines ſelbſtändigen Staates zu behandeln ſei. 

Dieſe Frage wird von Trozki dahin beantwortet, daß er ſie 
als erledigt betrachte, da die ukrainiſche Delegation als eine ſelb⸗ 
ſtändige Vertretung hier aufgetreten, da dieſe Vertretung von ſeiner 
Delegation hier anerkannt worden und da von keiner Seite ein 
anderer Vorſchlag gemacht worden ſei. 

Der Vorſitzende der ukrainiſchen Delegation Holubowytſch 
dankt hierauf dem ruſſiſchen Vertreter für dieſe Stellungnahme und 
für die Art, in der dieſe auſgenommen worden ſei. Er nehme an, 
daß dadurch die ſelbſtändige Stellung, die ſeine Abordnung bei den 
Friedensverhandlungen einzunehmen habe, beſtimmt ſei, daß nämlich 
die ukrainiſche und die ruſſiſche Abordnung zwei getrennte ſelbſtändige 
Delegationen derſelben Partei bildeten. 

Nachdem Staatsſekretär v. Kühlmann mit Zuſtimmung der 
Verſammlung erklärt hat, daß dieſe Präliminarfrage vorerſt zwiſchen 
den Delegationen der Verbündeten beraten werden würde und ihre 
weitere Erörterung im Plenum vorbehalten bleibe, erhält der erſte 
Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation Trozki das Wort: 

Er halte es für notwendig, vorerſt ein Mißverſtändnis zu beſeitigen, 
das ſich in die Verhandlungen eingeſchlichen habe. Die ruſſiſche Delegation 
ſtelle feſt, daß das offizielle, in deutſchen Zeitungen veröffentlichte Protokoll 
der Sitzung vom 27. Dezember 1917 in dem Teil, in welchem die Rede 
des Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation wiedergegeben worden ſei, dem 
entſpreche, was ſich in dieſer Sitzung ereignet habe. Was das der ruſſtſchen 
Delegation gänzlich unbekannte, wirkliche oder fiktive Telegramm der Peters⸗ 
burger Telegraphenagentur anbelange, auf welches ſich die deutſche Preſſe 
und der Staatsſekretär v Kühlmann berufen hätten, jo müſſe die ruſſiſche 
Delegation hierüber zunächſt Erkundigungen einziehen. ß 

Trozli gibt dann feinem Bedauern Ausdruck, daß dieſes Mißver⸗ 
ſtändnis, das in keinem Zuſammenhange mit den Arbeiten der Delegation 
ſtehe, eingetreten ſei. Was den von den militäriſchen Vertretern der drei 
anderen Delegationen unterſtützten Proteſt des Generals Hoffmann gegen 
Artikel in der Preſſe, Funkſprüche, Aufrufe uw. betreffe, jo müſſe er er⸗ 
klären, daß weder die Bedingungen. des Waffenſtillſtandes, noch der Charakter 
der Friedensverhandlungen die Freiheit der reſſe und des Wortes begrenzten. 

Nach dieſen Vorbemerkungen geht Trozki auf den Inhalt der von den 
Borfigenden der deutſchen und öſterpeichiſch⸗ungariſchen Delegation abgegebenen 
Erklärungen ein und führt aus: 

„Fürs erſte beſtätigen wir, daß wir im vollen Einvernehmen mit dem 


vorher gefaßten Beſchluß die Friedensverhandlungen weiterführen wollen, 


Die Friedeusverhandlungen in Breſt⸗Litowſk. 45 


ganz abgeſehen davon, ob ſich die Mächte der Entente anſchließen oder nicht. 
Wir nehmen die Erklärung der Delegationen des Vierverbandes zur Kenntnis, 
daß die Grundlagen des allgemeinen Friedens, die in ihrer Deklaration vom 
25. Dezember formuliert waren, jetzt hinfällig werden, da die Länder der 
Entente während der zehntägigen Friſt ſich den Friedensverhandlungen nicht 
angeſchloſſen haben. ir unſererſeits halten an den von uns proklamierten 
Grundſätzen des demokratiſchen Friedens feſt.“ 


Was den ruſſiſchen Vorſchlag auf Verlegung der weiteren Verhand⸗ 
lungen auf neutrales Gebiet anbelange, ſo ſei dieſer auf den Wunſch zurück⸗ 
zuführen, für beide Seiten gleich günſtige Verhältniſſe herzuſtellen. Die 
öffentliche Meinung Rußlands nehme übrigens daran Anſtoß, daß die 
ruſſiſche Delegation Verhandlungen in einer von deutſchen Truppen beſetzten 
Feſtung führe, zumal da es ſich hier um das Schickſal lebendiger Völker 
handle. Die techniſchen Schwierigkeiten, die das Verlegen der Verhand⸗ 
lungen auf neutrales Gebiet mit ſich bringe, könne die ruſſiſche Delegation 
ebenſowenig gelten laſſen, wie die Furcht vor Machenſchaften der Verbands⸗ 
mächte, gegen die ſich Rußland ſelbſt zu ſchützen wiſſe. 

Unter Hinweis auf die von der maximaliſtiſchen Regierung bisher 
konſequent befolgte Friedenspolitik und die von ihr bewieſene Unabhängigkeit 
bemerkt Trozki weiter, er habe abſolut keine Gründe, anzunehmen, daß die 
Diplomatie der Entente auf neutralem Boden gegen den Frieden mit größerem 
Erfolge operieren könnte als in Petersburg. Gegenuͤber der vom Vor⸗ 
ſitzenden der öſterreichiſch⸗ungariſchen Delegation ausgeſprochenen Befürchtung, 
die Regierungen Englands und Frankreichs könnten vor wie hinter den 
Kuliſſen verſülchen, das Zuſtandekommen des Friedens zu verhindern, halte 
er es für nötig zu erklären, daß die maximaliſtiſche Polit ohne Kuliſſen 
auskomme, da dieſe Waffe der alten Diplomatie durch das ruſſiſche Volk 
zuſammen mit vielen anderen Dingen im ſiegreichen Aufſtande des 25. Oktober 
abgeſchafft worden ſei. 2 

Wenn alſo nach Anficht der ruſſiſchen Delegation techniſche und poli⸗ 
tiſche Umſtände das Schickſal des Friedens nicht unbedingt an Breſt⸗Litowſk 
als Verhandlungsort knüpften, fo vermöge die ruſſiſche Delegation nicht an 
einem anderen, vom Reichskanzler erwähnten Argument vorüberzugehen. 
Gemeint ſei jener Teil der Rede des Grafen Hertling, in der dieſer außer 
auf das gute Recht und das loyale Gewiſſen auch auf die Machtſtellung 
Deutſchlands hingewieſen habe. Die ruſſiſche Delegation habe weder die 
Möglichkeit noch die Abſicht, zu beſtreiten, daß ihr Land durch die Politik 
der bis vor kurzem herrschenden Klaſſen geſchwächt ſei; aber die Weltſtellung 
eines Landes werde nicht nur durch den augenblicklichen Stand ſeines tech⸗ 
niſchen Apparatos beſtimmt, ſondern auch durch die ihm innewohnenden 
Möglichkeiten, wie ja auch die wirtſchaftliche Kraft Deutſchlands nicht nur 
nach dem heutigen Stande ſeiner Verpflegungsmittel beurteilt werden dürfe. 
Ebenſo wie die große Reformation des 16. und die große Revolution des 
18. Jahrhunderts die ſchaffenden Kräfte des deutſchen und des franzoſiſchen 
Volkes zum Leben geweckt habe, ſo ſeien durch die große Revolution in 
Rußland die ſchaffenden Kräfte des ruſſiſchen Volkes geweckt und ent⸗ 
faltet worden. 

Aber die ruſſiſche Regierung habe an die Spitze ihres Programms 
das Wort „Friede“ geſchrieben, 195 die hohen Sympathien, die das ruſſiſche 
Volk den Völkern der Verbündeten entgegenbringe, beſtärken es in dem 
Wunſche, den ſchleunigſten Frieden, der auf der Verſtändigung der Völker 
begründet ſein werde, zu erreichen. Um den Mächten des Vierbundes den 
Vorwand eines Abbruches der Friedensverhandlungen aus techniſchen 


[46] Deutſcher Geſchichtskalender. 


Gründen zu entziehen, nehme die ruſſiſche Delegation die Forde ⸗ 
rung an, in Breſt⸗Litowſk zu bleiben. Sie bleibe in Breſt⸗Litowſk, 
um keine Möglichkeit in dem Kampfe um den Frieden unausgenutzt zu laſſen. 

Indem die ruſſiſche Delegation auf ihren Vorſchlag wegen Verlegung 
der Verhandlungen auf neutralen Boden verzichte, beantrage ſie zur Fort⸗ 
ſetzung der Verhandlungen überzugehen. 

Auf Vorſchlag des Vorſitzenden wird dann beſchloſſen, am Nach⸗ 
mittage zwiſchen den Delegationen Deutſchlands und Oſterreich-Ungarns 
einerſeits und Rußlands andererſeits eine interne Beratung abzuhalten. 


In dieſer wird vereinbart, daß die von der ruſſiſchen Delegation 
am 27. Dezember 1917 vorgeſchlagene Kommiſſion zur Beratung 
der politiſchen und territorialen Fragen gebildet werden ſoll und 
daß parallel mit den Beratungen dieſer Kommiſſion Vorbeſprechungen 
der Fachreferenten der einzelnen Delegationen über die Regelung der 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Fragen ſtattzufinden haben. Es wird 
des weiteren vereinbart, daß die erſterwähnte Kommiſſion am 11. Januar, 
vormittags 10 Uhr ihre Beratungen beginnen ſoll. 


Von deutſcher und öſterreichiſch-ungariſcher Seite werden in die 
Kommiſſion entſandt: die Vorſitzenden der beiden Delegationen, je 
ein diplomatiſcher und militäriſcher Beigeordneter und je zwei Sekretäre. 
Die ruſſiſche Delegation behält ſich die Beſchlußfaſſung über die Zahl 
der in die Kommiſſion zu entſendenden Mitglieder vor. 


11. Januar. Die Kommiſſion konſtituiert ſich und nimmt ihre 
Arbeiten auf. 


12. Januar. In der Vollſitzung der Delegationen gibt Graf 
Czernin folgende Erklärung ab: 


„In der Plenarſitzung am 10. d. M. hat der Herr Staatssekretär 
der ukrainiſchen Volksrepublik den Delegationen der vier verbündeten 
Mächte die Note des Generalſekretariats der ukrainiſchen Volksrepublik vom 
11.124. Dezember 1917, Nummer 726, übergeben. Dieſe Note enthält unter 
Punkt 7 die Erklärung, daß die durch das Generalſekretariat vertretene 
ukrainiſche Volksrepublik in völkerrechtlichen Angelegenheiten ſelbſtändig auf⸗ 
tritt, und daß ſie gleich den übrigen Mächten an allen Friedensverhandlungen, 
Konferenzen und Kongreſſen teilzunehmen wünſcht. In Erwiderung hier⸗ 
auf beehre ich mich im Namen der Delegationen der vier verbündeten Mächte 
nachſtehendes zu erklären: 

„Wir erkennen die ukrainiſche Delegation als ſelbſtändige 
Delegation und als bevollmächtigte Vertretung der ſelbſtän⸗ 
digen ukrainiſchen Volksrepublik an. Die formelle Anerkennung 
der ukramiſchen Volksrepublik als ſelbſtändiger Staat durch die vier ver⸗ 
bündeten Mächte bleibt dem Friedensvertrage vorbehalten.“ 


Trozki führt hierauf folgendes aus: 


„Im Zuſammenhange mit der ſoeben in der Erklärung der Dele⸗ 
gationen des Vierbundes behandelten Frage erachte ich es für notwendig, 
zum Zwecke der Informationen und behufs Beſeinigung möglicher Die 
verſtändniſſe folgende Erklärung abzugeben: Diejenigen Konflikte, welche ſich 
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zwiſchen der ruſſiſchen Regierung und dem Generalſekretariat ergeben haben 
und deren tatſächliche Seiten mehr oder weniger allen Anweſenden bekannt 
ſind, hatten und haben einen Zuſammenhang mit der Frage der Selbſt⸗ 
beſtimmung des ukrainiſchen Volkes. 5 

Sie ſind durch die Widerſprüche zwiſchen der Politik der Sowjets 
der Volkskommiſſare und des Generalſekretariats entſtanden, Widerſprüche, 
die ihren Ausdruck erhalten ſowohl auf dem Territorium der Ukraine wie 
auch außerhalb ihrer Grenzen. Was nun die faktiſch vor ſich gehende 
Selbſtbeſtimmung der Ukraine in Geſtalt einer Volksrepublik anbetrifft, fo 
kann dieſer Vorgang keinen Raum für Konflikte zwiſchen den beiden Bruder⸗ 
republiken geben. In Anbetracht deſſen, daß es in der Ukraine keine Okku⸗ 
pationstruppen gibt, daß das politiſche Leben dort frei verläuft, daß es 
dort weder mittelalterliche Standesorgane gibt, die das Land repräſentieren 
wollen, noch von oben auf Grund der Machtſtellung ernannte Schein⸗ 
miniſterien, die innerhalb der Grenzen handeln, die ihnen von oben ein⸗ 
geräumt werden, in Betracht ziehend, daß auf dem Territorium der Ukraine 
überall freigewählte Sowjets der Arbeiter⸗, Soldaten: und Bauerndeputierten 
exiſtieren und daß bei der Wahl aller Organe der Selbſtwerwaltung das 
70 des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts an⸗ 
gewandt wird, gibt es und kann es keinen Zweifel geben, daß der Prozeß 
der Selbſtbeſtimmung der Ukraine in den geographiſchen Grenzen und in 
den ſtaatlichen Formen, die dem Willen des ukrainiſchen Staates entsprechen, 
ſeine Vollendung finden wird. In Anbetracht des Vorſtehenden und in 
Übereinſtimmung mit der in der Sitzung vom 10. Januar abgegebenen 
Erklärung ſieht die ruſſiſche Delegation keinerlei Hinderniſſe für eine ſelb⸗ 
ſtändige Teilnahme der Delegation des Generalſekretariats an den Friedens⸗ 
verhandlungen.“ 


Der ukrainiſche Statsſekretär Holubowytſch erklärt hierauf, 
die Deklaration der vier verbündeten Mächte zur Kenntnis zu nehmen. 
Auf Grund derſelben werde ſeine Delegation an den Friedensverhand⸗ 
lungen teilnehmen. 

General Hoffmann bemerkt, er habe aus der Antwort des 
Vorſitzenden der Petersburger Delegation auf ſeinen Proteſt erſehen, 
daß Herr Trozki nicht verſtanden habe, warum die von ihm bean⸗ 
ſtandeten Funkſprüche und Veröffentlichungen gegen den Geiſt des 
Waffenſtillſtandes verſtoßen. Am Kopf des Waffenſtillſtandsvertrages 
ſtänden die Worte: „Zur Herbeiführung eines dauerhaften Friedens.“ 
Die ruſſiſche Propaganda verſtoße hiergegen, weil ſie nicht einen 
dauerhaften Frieden anſtrebe, ſondern Revolution und Bürgerkrieg 
in unſere Länder tragen möchte. 

In ſeiner Antwort verweiſt Trozki darauf, daß die geſamte 
deutſche Preſſe in Rußland zugelaſſen ſei, und zwar auch jene, welche 
den Anſichten der ruſſiſchen reaktionären Kreiſe entſpreche und die 
dem Standpunkte der Regierung der Volkskommiſſare zuwiderlaufe. 
Es herrſche alſo vollkommene Parität in dieſer Sache, die mit dem 
Waffenſtillſtandsvertrage nichts zu tun habe. 

General Hoffmann repliziert hierauf, daß ſein Proteſt ſich nicht 
gegen die ruſſiſche Preſſe gerichtet habe, ſondern gegen offizielle Re⸗ 
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gierungskundgebungen und offizielle Propagandatätigkeit, die mit der 
Unterſchrift des Oberkommandierenden Krylenko verſehen ſei. Der 
Oberbefehlshaber Oſt und der Staatsſekretär des Außern betrieben 
keine analoge Propaganda. 

Trozki erwidert, daß die Bedingungen des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages keine Beſchränkung für die Außerung der Meinung der 
Bürger der ruſſiſchen Republik oder ihrer regierenden oder leitenden 
Kreiſe enthielten oder enthalten könnten. 


Staatsſekretär v. Kühlmann ſtellt zu den Bemerkungen des 
Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation feſt, daß die Nichteinmiſchung 
in die ruſſiſchen Verhältniſſe ein feſtſtehender Grundſatz der deutſchen 
Regierung ſei, der aber natürlich volle Gegenſeitigkeit erheiſche. 

Trozki entgegnet, die Parteien, die der ruſſiſchen Regierung 
angehören, würden es als einen Schritt vorwärts anerkennen, wenn 
die deutſche Regierung ſich frei und offenherzig über ihre Abſichten 
bezüglich der inneren Verhältniſſe ausſprache, inſofern ſie dies für 
notwendig erachten würde. 

Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 


Die deutſch⸗öſterreichiſch-ungariſch-ruſſiſche Kommiſſion zur 
Beratung der territorialen Fragen hält am 11. und 12. Januar 
drei lange Sitzungen ab, die folgenden Verlauf nehmen: 


Nach einer kurzen einleitenden Erörterung über formale Fragen der 
Beratungen wird zunächſt feſtgeſtellt, daß an die erſte Stelle des abzu⸗ 
ſchließenden Friedensvertrages die Beendigung des ee wi en 
den kriegführenden Teilen ausgeſprochen werden ſoll. Dagegen lehnt es 
Trozki 9 ſich anſchließend hieran auszusprechen, daß die vertragſchließenden 
Teile entſchloſſen ſeien, „fortan in Frieden und Freundſchaft zu leben“. 
Trozki findet, daß dies eine dekorative Phraſe fei, die nicht den Sinn der 
Beziehungen kennzeichne, die zukünftig zwiſchen dem ruſſiſchen und dem 
deutſchen Volke bzw. den Völkern Oſterreich⸗Ungarns beſtehen würden. Er 
hoffe, daß ganz andere Dinge die Beziehungen zwiſchen den Völkern be⸗ 
einfluſſen würden. Nach einer Ausſprache über dieſen Punkt wird beſchloſſen, 
auf den Gegenſtand in einem ſpäteren Zeitpunkt nochmals zurückzukommen. 

Im weiteren Verlaufe der Beſprechung wird feſtgeſtellt, daß Einver⸗ 
nehmen darüber herrſche, die Räumung der von beiden kriegführenden 
Parteien beſetzten Gebiete prinzipiell auf die Grundlage der vollen Gegen⸗ 
ſeitigkeit zu ſtellen derart, daß die Räumung des beſetzten ruſſiſchen Gebietes 
an die Räumung der von Rußland beſetzten Gebiete Oſterreich⸗Ungarns, 
der Türkei und Perſiens zu knüpfen ſei. 8 a 

Im ſpäteren Stadium der Verhandlungen wird Perſien aus dieſem 
Zuſammenhange geſtrichen, da es nicht ein kriegführender Teil ſei. Trozki 
ſchlaͤgt vor, am Schluſſe den Satz einzuſchalten: „Rußland verpflichtet ſich, 
in möglichſt ſchneller Zeit ſeine Truppen aus den Gebieten des beſetzten 
neutralen Perſiens herauszuführen“, und fügt hinzu, daß er keinen anderen 
Grund zu dieſer geplanten Anderung habe als den Wunſch, das ſchreiende 
Unrecht zu betonen, das von der früheren ruſſiſchen Regierung gegenüber 
dem neutralen Lande begangen worden ſei. 
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Hierzu bemerkt Staatsſekretär v. Kühlmann, er begrüße dieſe Er⸗ 
klärung um ſo mehr, als auf Seite der Mittelmächte für das alte Kultur⸗ 
volk der Perſer die allerlebhafteſten Sympathien beſtünden und ſie nichts 
mehr wünſchten, als daß die Perſer in Zukunft frei von Unterdrückung ihre 
nationale Kultur pflegen könnten. 


Es kommt ſodann die Frage zur Beſprechung in welchem Zeitpunkte 
die Räumung der beſetzten Gebiete zu erfolgen haben werde. Der deutſche 
Vorſchlag geht dahin, die Räumung an einen Zeitpunkt zu knüpfen, in 
welchem nach Friedensſchluß Rußland ſeine Streitkräfte demobiliſiert haben 
werde. Die Räumung der beſetzten Gebiete an die erfolgte Demobiliſierung 
der ruſſiſchen Streitkräfte zu binden, ſei deshalb notwendig, weil die Gefahr 
vorliege, daß Rußland, bevor ſeine Streitkräfte demobiliſiert ſeien, infolge 
Veränderungen in feinem Regierungsſyſtem und ſeinen Abſichten jederzeit 
in der Lage wäre, wieder Offenſivoperationen durchzuführen. 


Trozki ſpricht demgegenüber den Wunſch aus, die Räumung der be⸗ 
ſetzten Gebiete parallel mit dem Verlaufe der beiderſeitigen Demobiliſierung 
durchzuführen, worüber nähere Vereinbarungen zu treffen wären. 

Nach einem Hinweis des Staatsſekretärs v. Kühlmann darauf, 
daß nach dem ruſſiſchen Vorſchlage die Räumung der beſetzten Gebiete ſich 
bis zum Abſchluß des allgemeinen Friedens hinausziehen müſſe, wird die 
Beratung über dieſen Punkt abgebrochen. 


Es gelangt nun die Frage zur Erörterung, auf welche Teile der be⸗ 
ſetzten Gebiete ſich die Räumung zu erſtrecken habe. Hierzu führt Staats⸗ 
ſekretär v. Kühlmann aus: „Wie aus der Definition des Wortes Räumung 
hervorgeht, erſtreckt ſie ſich nur auf diejenigen Gebiete, die noch Teile des 
Staatsgebietes derjenigen Macht ſind, mit der der Friede geſchloſſen 
wird. Auf ſolche Gebiete, die bei Eintritt des Friedens nicht mehr 
Teile dieſes Staatsgebietes bilden, erſtreckt ſie ſich nicht. Es würde alſo in 
eine Unterſuchung darüber einzutreten ſein, ob und welche Teile des ehe 
maligen ruſſiſchen Gebietes bei Eintritt des Friedens noch als zum ruſſiſchen 
Gebiete gehörig betrachtet werden können. Die ruſſiſche Regierung hat, 
entiprechend ihren Grundſätzen, für alle in Rußland lebenden Völker ohne 
Ausnahme ein bis zu ihrer völligen Abſonderung gehendes Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht proklamiert. Wir behaupten, daß in Ausübung dieſes Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes in einem Teile der von uns beſetzten Gebiete die zur 
Vertretung der betreffenden Völker de facto bevollmächtigten Körperſchaften 
ihr Selbſtbeſtimmungsrecht im Sinne der Abſonderung von Rußland derart 
ausgeübt haben, daß nach unſerer Auffaſſung dieſe Gebiete heute nicht mehr 
als zum ruſſiſchen Reiche in ſeinem ehemaligen Umfange gehörig betrachtet 
werden können.“ 


Hierauf erklärt Trozki: „Wir halten unſere Erklärung in vollem Um⸗ 
fange aufrecht, daß die Völkerſchaften, die das ruſſiſche Gebiet bevölkern, 
ohne äußeren Einfluß das Recht der Selbſtbeſtimmung haben und zwar 
bis zur Lostrennung von Rußland. Wir können jedoch die Anwendung 
dieſes Prinzips nicht anders anerkennen, als gegenüber den Völkern ſelbſt, 
und nicht etwa gegenüber gewiſſen privilegierten Teilen derſelben. Wir 
müſſen die Auffaſſung des Vorſitzenden der deutſchen Delegation ablehnen 
die dahinging, daß ſich der Wille in den beſetzten Gebieten durch tatſächlich 
bevollmächtigte Organe geäußert hat; denn dieſe tatſächlich bevollmächtigten 
Organe konnten ſich nicht berufen auf die von uns verkündeten Grundſätze.“ 

Anknüpfend an dieſe prinzipiellen Ausführungen entwickelt ſich eine 
lange, hauptſächlich in theoretiſchem Rahmen geführte Ausſprache über die 
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Cract⸗ unter welchen Voraus ſetzungen und in welchem Zeitpunkte ein neuer 
taat im Wege der Abſonderung eines Beſtandteils eines eriftierenden 
Staates von dieſem entiteht. 

Staatsſekretär v. Kühlmann faßt den Standpunkt der Mittelmächte 
in dieſer Frage wie folgt zuſammen: „Unſere Auffaſſung geht dahin, daß 
eine Staatsperſönlichkeit entſteht und in der Lage iſt, rechts verbindliche Er⸗ 
klärungen über die Grundlagen ihres Daſeins abzugeben, ſobald irgendein 
zur Vertretung und als Sprachrohr geeigneter Vertretungskörper als Aug: 
druck des unzweifelhaften Willens der überwiegenden Mehrheit des be⸗ 
treffenden Volkes den Entſchluß zur Selbſtändigkeit und zur Ausübung des 
Selbſtbeſtimmungsrechts kundgibt. Mir ſcheint unſere Auffaſſung dem 
Charakter und der fundamentalen Wichtigkeit des Selbſtbeſtimmungsrechtes 
erheblich näherzukommen als die von dem Vertreter der ruſſiſchen Delegation 
hier niedergelegten Auffaſſungen, denn dieſer ſagte uns bisher nicht, wie 
ein Körper entſtehen oder beſchaffen ſein ſoll, welcher in größtenteils noch 
nicht organifierten, eine Volksperſönlichkeit anſtrebenden Völkern die Organi⸗ 
ſation des Votums auf breiterer Grundlage vornehmen muß, die nach An⸗ 
ſicht des ruſſiſchen Vorſitzenden die Vorausſetzung für die Entſtehung dieſer 
Rechtsperſönlichkeit bildet.“ 

Hierbei weiſt Staatsſekretär v. Kühlmann auf die Beiſpiele Fin: 
lands und der Ukraine hin, die ſich ja im Sinne der deutſcherſeils ent⸗ 
wickelten Grundſätze konſtituiert hätten und denen die Petersburger Re⸗ 
gierung die Selbſtändigkeit zuerkannt habe, obgleich ihre Entſtehung nicht 
nach den von ihr jetzt vertretenen Prinzipien erfolgt ſei. 

Demgegenüber hält Trozki an dem von ihm vertretenen Standpunkte 
feſt und bemerkt zu den vom deutſchen Staatsſekretär ins Treffen geführten 
Beiſpielen folgendes: „Was Finnland beirifft, ſo war es nicht okkupiert 
von fremden Truppen. Der Wille des finnländiſchen Volkes äußerte ſich 
auf eine Art und Weife, die als demokratiſch bezeichnet werden kann und 
muß, und von unſerer Seite konnte nicht die leiſeſte Einwendung dagegen 
erhoben werden, daß der geäußerte Wille des finnländiſchen Volkes auch 
tatſächlich in die Praxis umgeſetzt wird. Was die Ukraine anbetrifft, ſo 
iſt dort der Prozeß einer derartigen demokratiſchen Selbſtbeſtimmung noch 
nicht durchgeführt. Da aber die Ukraine andererſeits nicht beſetzt it von 
ausländiſchen Truppen und wir auch der Anſicht ſind, daß die Räumung 
des ukrainiſchen Gebietes durch die ruſſiſchen Truppen keinerlei Schwierig: 
keiten bereiten kann, zumal da dies eine rein techniſche, nicht politiſche Frage 
iſt, fo ſehen wir keinerlei Hinderniſſe dagegen, daß die Selbſtbeſtimmung 
des ukrainiſchen Volkes auf dem Wege der Anerkennung der unabhängigen 
ukrainiſchen Republik erfolgt.“ 

Das Ergebnis der beiderſeitigen Ausführungen über dieſen Punkt 
wird vom Staatsſekretär v. Kühlmann folgendermaßen zuſammengefaßt: 
„Trozki hat vorgeſchlagen: Errichtung von Vertretungskörpern, denen die 
Organiſation und Feſtſetzung derjenigen Modalitäten übertragen werden 
fol, unter denen von uns einſtweilen rein theoretiſch konzedierte Volks⸗ 
abſtimmungen oder Volkskundgebungen auf breiterer Baſis erfolgen ſollen, 
während wir auf dem Standpunkt ſtehen und ſtehen bleiben muͤſſen, daß 
mangels anderer Vertretungskörper die vorhandenen und hiſtoriſch gewordenen 
Vertretungskorper präſumtiv der Ausdruck des Volkswillens find, beſonders 
in der einen vitalen Frage des Willens der Nation, eine Nation zu ſein.“ 

In der hieran ſich anſchließenden Aussprache über Charakter und 
Bedeutung der in beſetzten Gebieten fungierenden Volksver⸗ 
tretungsorgane weiſen Staatsſekretär v. Kühlmann und Minifter des 
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Außern Graf Czernin darauf hin, daß nach ihren Eindrücken bei der ruſſiſchen 
Delegation während der im Dezember gepflogenen Verhandlungen Neigung 
vorhanden war, die in den beſetzten Gebieten beſtehenden Volks vertretungen 
als de facto-Vertretungen anzuerkennen und zu präſumieren, daß ihre Be⸗ 
ſchlüſſe als ſolche den Willen der betreffenden Völker zum Ausdruck brächten. 
Man habe ſich damals dahin verſtanden, daß in einer ſolchen proviſoriſchen 
Löſung der Frage, welches der Wunſch der betreffenden Völker hinſichtlich 
ihrer ſtaatlichen Zugehörigkeit ſei, ein großer Schritt zum gemeinſamen Ziele 
gemacht werden könnte. Joffe, der die damaligen Beſprechungen führte, 
erwidert hierauf, er habe ſtets die Notwendigkeit betont, die Volksabſtim⸗ 
mung in Abweſenheit der okkupierenden Truppen durchzuführen, doch wolle 
er nicht in Abrede ſtellen, daß er geſprächsweiſe erklärt habe, die in den 
einzelnen Teilen Rußlands beſtehenden Organe lönmen für die Begründung 
der Notwendigkeit einer Volksabſtimmung allerdings eine gewiſſe Rolle 
ſpielen. 

Anſchließend hieran bemerkt Trozki, daß die Willensäußerungen ſolcher 
Landtage allerdings große politiſche Bedeutung beſäßen. Er wolle den Teil 
der Bevölkerung eines Landes von der Willensäußerung nicht ausſchließen, 
der auf den Landtagen vertreten ſei. 

Zuſammenfaſſend ſtellt Staatsſekretär v. Kühlmann feſt, daß ſich 
aus den Ausführungen Trozkis zu ergeben ſcheine, er wäre bereit, die in 
den beſetzten Gebieten vorhandenen Organe der Volksvertretung als provi⸗ 
ſoriſche Organe anzuerkennen, wenn dieſe Landteile nicht militäriſch beſetzt 
wären. Er würde dieſen dann auch die Befugnis zuerkennen, das von 
ihm geforderte Referendum durchzuführen. 

Trozki erklärt hierauf, daß die Außerungen von Landtagen, Stadt⸗ 
vertretungen und dergleichen als Außerungen des Willens eines beſtimmten, 
einflußreichen Teiles der Bevölkerung aufgefaßt werden könnten, die aber 
nur Grund zu der Annahme bildeten, daß das betreffende Volk mit ſeiner 
Staatlichen Poſition unzufrieden ſei. Hieraus ergebe ſich die Schlußfolgerung, 
daß ein Referendum eingeholt werden müſſe, wozu aber die Schaffung eines 
Organs Vorbedingung ſei, das die freie Abſtimmung der Bevölkerung ge⸗ 
währleiſten könne. 

Im weiteren Verlaufe der Beſprechungen behauptet Trozki, daß 
zwiſchen den Erklärungen der Zentralmächte vom 25. Dezember und der 
Formulierung der Punkte I und II vom 27. Dezember ein Widerſpruch 
beſtehe, der aus den Kommentaren der deutſchen Preſſe übrigens deutlich 
hervorgehe. 

Staatsſekretär v. Kühlmann erklärt demgegenüber, daß beide Doku⸗ 
mente Ausflüſſe desſelben Geiſtes und derſelben Politik ſeien, wie ſie der 
Reichskanzler in ſeiner programmatiſchen Rede im Reichstage angekündigt 
habe. Dieſe Rede habe im Grunde bereits die Deklaration der Verbündeten 
vom 25. Dezember enthalten und ebeuſo auch den Hinweis gebracht, daß 
die deutſche Poluik ihre Beziehungen zu Polen, Litauen und Kurland unter 
Berückſichtigung des Selbſibeſtimmungsrechtes der Völker zu pflegen beab⸗ 
ſichtige. Des weiteren ſtellt ſich Staatsſekretär v. Kühlmann auf den Stand⸗ 
punkt, daß die nach Abſonderung ſtrebenden Teile Rußlands nach Abgabe 
von Willenserklärungen der ſchon beſtehenden Organe jetzt ſchon berechtigt 
ſeien, Verabredungen zu treffen, die ſie für ihre Zukunft für gut und 
nützlich hielten. Sollten ſich in dieſen Verabredungen Verfügungen hin⸗ 
ſichtlich der Vornahme von Grenzkorrekturen finden, jo ſei es nicht ein⸗ 
leuchtend, warum dieſe Gebiete in dieſen Fragen nicht ebenſo frei ſein ſollten, 
zu tun, was ihnen beliebe, wie in anderen. 
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Trozki glaubt in dieſer Auffaſſung eine Untergrabung des Grund⸗ 
ſatzes der eig erblicken zu müſſen und wirft die Frage auf, 
warum denn die Organe der fraglichen Körperſchaften dann nicht zu den 
Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk eingeladen ſeien, wenn fie ſogar das Recht 
haben ſollten, über Gebietsteile zu verfügen. An eine ſolche Teilnahme der 
Vertreter dieſer Völker an den Verhandlungen werde aber natürlich nicht 
gedacht, weil eben dieſe Nationen nicht als Subjekte, ſondern als Objekte 
der Verhandlungen betrachtet würden. 

In Erwiderung auf dieſe Bemerkungen führt Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann aus, der Vorredner habe ſich darüber beklagt, daß man hier noch 
keine Vertreter der beſprochenen Nationen bei den Verhandlungen habe. 
„Wenn er damit zum Ausdruck bringen wollte, daß auch fach feiner An⸗ 
ſicht dieſe Volksindividualitäten nunmehr geſchaffen ſind und das Recht der 
Selbſtbeſtimmung ihrer auswärtigen Beziehungen ausüben können, ſo bin 
ich bei rückhaltloſer Anerkennung dieſer Vorausſetzung von ſeiten der ruſ⸗ 
ſiſchen Delegation gern bereit, den Gedanken zu diskutieren, ob und in 
welcher Form ſich die Beteiligung von Vertretern der fraglichen 
Nationen an unſeren Beſprechungen ermöglichen ließe.“ 

Graf Czernin äußert gleichfalls ſeine Bereitwilligkeit, der Frage der 
Heranziehung von Vertretern der beſprochenen Gebiete naherzutreten, fügt 
aber hinzu, er wünſche zu wiſſen, in welcher Weiſe die Auswahl dieſer 
Vertreter getroffen werden ſollte, wenn ruſſiſcherſeits die in dieſen Gebieten 
beſtehenden Vertretungskörper nicht als berechtigt augefehen würden, im 
Namen der von ihnen vertretenen Nationen zu ſprechen. 

Trozki beantragt hierauf, mit Rückſicht auf dieſe letzten, in der Nach⸗ 
mittagsſitzung des 11. Januar abgegebenen außerordentlich wichtigen Er⸗ 
klärungen der Vertreter der Mittelmächte die Sitzung zu vertagen, um es 
der rufen Delegation zu ermöglichen, eine Beratung abzuhalten und ſich 
mit ihrer Regierung ins Vernehmen zu ſetzen. 

In der Sitzung am 12. Januar rejümiert Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann das Ergebnis der vorhergegangenen Beratungen und bemerkt ab⸗ 
ſchließend: 

„Wir haben der Anſchauung Ausdruck gegeben, daß die an der Weſt⸗ 
grenze des ehemaligen ruſſiſchen Reiches wohnenden Völkerſchaften bereits 
in einer von uns maßgebenden Weiſe den Willen, ſelbſtändig zu ſein, kund⸗ 
gegeben haben. Auf eine vom Herrn Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation 
gegebene Anregung hin haben wir auch den Gedanken für vollkommen 
diskutierbar erklärt, ob und unter welchen Bedingungen dieſe neuen Staaten 
an den Friedensverhandlungen beteiligt werden könnten. Wir ſind aber 
durch die ruſſiſche Delegation noch nicht darüber aufgeklärt worden, ob 
ihrer Anſicht nach dieſe Staaten als ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeiten be⸗ 
reits beſtehen, mithin, ob ſie, um einen von der ruſſiſchen Delegation ge⸗ 
brauchten Ausdruck zu wiederholen, als Subjekte an der Diskuſſion ſich 
bereits beteiligen können, oder ob ſie bis auf weiteres nur als Objekte der 
Staatskunſt betrachtet werden ſollen. Ich wäre dankbar, wenn von Seite 
der ruſſiſchen Delegation dieſe Frage in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe beantwortet werden könnte.“ 

Ohne auf die zur Erörterung ſtehende Frage einzugehen, bittet hierauf 
Trozki, dem Delegierten Kameneff das Wort zu erteilen. 

Kameneff führt aus, die zuffiiche Delegation fei zu der Überzeugung 
gelangt, daß es zur Vermeidung jedes Mißverſtändniſſes notwendig wäre, 
die bisherige Arbeitsmethode gewiſſen Anderungen zu unter- 
ziehen. Sie ſchlage vor, daß beide Seiten in einer ſchriftlichen Zuſammen⸗ 
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faſſung ihre während der Diskuſſion entwickelte Auffaſſung darlegten. In 
Ausführung dieſes Vorſchlages ſtelle die ruſſiſche Delegation feſt, ſie ſei nicht 
in der Lage, als Ausdruck des Volkswillens der okkupierten Gebiete die 
Erklärungen anzuerkennen, die von dieſer oder jener ſozialen Gruppe oder 
Einrichtung gemacht worden ſeien, inſoweit dieſe Erklärungen unter dem 
Regime der fremden Okkupation erfolgen und von Organen ausgingen, 
deren Rechte nicht von der Volkswahl herrühren und die überhaupt ihr 
Leben in dem Rahmen friſten, der den Plänen der militäriſchen Okkupations⸗ 
behörden nicht widerſpricht. Die Delegation ſtelle feſt, daß während der 
Okkupation nirgends, weder in Polen, noch in Litauen, noch in Kurland, 
irgendwelche demokratiſch gewählten Organe weder gebildet werden konnten, 
noch exiſtieren, die mit irgendwelchem Rechte darauf Anſpruch erheben könnten, 
als Ausdruck des Willens breiter Kreiſe der Bevölkerung zu gelten. Was 
das Weſen der Erklärung über das Streben zur vollen ſtaatlichen Unab 
hängigkeit anbetreffe, ſo erkläre die ruſſiſche Delegation: 

1. Aus der Tatſache der Zugehörigkeit der beſetzten Gebiete zum Bereich 
des früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs zieht die ruſſiſche Regierung keine Schlüſſe, 
die irgendwelche ſtaatsrechtliche Verpflichtung der Bevölkerung dieſer Gebiete 
im Verhältnis zur ruſſiſchen Republik auferlegen würden. Die alten Grenzen 
des früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs, die Grenzen, die durch Gewalttaten und 
Verbrechen gegen die Völker gebildet wurden, insbeſondere gegen das polniſche 
Volk, ſind zuſammen mit dem Zarismus verſchwunden. Die neuen Grenzen 
des brüderlichen Bundes der Völker der ruſſiſchen Republik und der Völker, 
die außerhalb ihres Rahmens bleiben wollen, muſſen gebildet werden durch 
einen freien Entſchluß der entſprechenden Völker. 

2. Deswegen beſteht für die ruſſiſche Regierung die Grundaufgabe 
der jetzt geführten Verhandlung nicht darin, in irgendwelcher Weiſe das 
weitere zwangsweiſe Verbleiben der genannten Gebiete in dem Rahmen des 
ruſſiſchen Reiches zu verteidigen, ſondern in der Sicherung der wirklichen 
Freiheit der Selbſtbeſtimmung der inneren Staatseinrichtung und inter⸗ 
nationalen Lage der genannten Gebiete. Nur dann wird ſich die ruſſiſche 
Republik geſichert fühlen vor dem Hineinzerren in irgendwelche territoriale 
Streitigkeiten und Konflikte, wenn ſie überzeugt ſein wird, daß die Linie, 
die ſie von ihren Nachbarn trennt, gebildet iſt durch den freien Willen der 
Völker ſelbſt und nicht durch die Gewalt von oben, die nur für kurze Zeit 
dieſen Willen unterdrücken könnte. 

3. Die ſo verſtandene Aufgabe ſetzt voraus die vorhergehende Ver⸗ 
ſtändigung Deutſchlands und Oſterreich⸗Ungarns von der einen, Rußlands 
von der anderen Seite über vier Hauptpunkte: in bezug auf den Umfang 
des Territoriums, deſſen Bevölkerung berufen ſein wird, das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht auszuüben; in bezug auf die allgemeinen politiſchen 
Vorausſetzungen, bei welchen die Löſung der Frage von den ſtaatlichen 
Geſchicken der entſprechenden Territorien und Nationen vollzogen werden 
ſoll; in bezug auf das Übergangsregime, das bis zum Moment der end⸗ 
gültigen ſtaatlichen Konſtituierung dieſer Gebiete beſtehen ſoll; in bezug 
auf die Art und Form, in der die Bevölkerung dieſer Gebiete ihren Willen 
kundzugeben haben wird. Die Geſamtheit der Antworten auf dieſe Fragen 
bilden die Paragraphen des Friedensvertrages, die den Paragraphen 2 des 
deutſchen Vorſchlages vom 28. Dezember 1917 erſetzen ſollen. Die ruſſiſche 
Delegation ſchlägt ihrerſeits folgende Löſung dieſer Fragen vor: 

ad 1. Das Territorium: das Selbſtbeſtimmungsrecht ſteht den 
Nationen zu und nicht ihren Teilen, die okkupiert ſind, wie es § 2 des 
deutſchen Vertrages vom 28. Dezember vorſieht. Dementſprechend gibt die 
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ruſſiſche Regierung aus eigener Initiative das Recht der gleichzeitigen 
Selbſtbeſtimmung auch den Teilen der genannten Nationen, die außerhalb 
der Beſetzungszone leben. Rußland verpflichtet ſich, dieſe Gebiete weder 
direkt noch indirekt zur Annahme dieſer oder einer anderen Staatsform 
zu nötigen und ihre Selbständigkeit durch keine Zoll: oder Militärkon⸗ 
ventionen zu beengen, die vor der endgültigen Konſtituierung dieſer Gebiete 
auf Grund des Selbſtbeſtimmungsrechtes diejer Nationen geſchloſſen würden. 

Die Regierungen Deutſchlands und Oſterreich Ungarns beſtätigen 
ihrerſeits kategoriſch das Fehlen irgendwelcher Anſprüche ſowohl auf Ein⸗ 
verleibung von Territorium Deutſchlands und Oſterreich Ungarns und 
der Gebiete des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches, die jetzt von den Heeren 
Deulſchlands und Oſterreich⸗-Ungarns okkupiert worden ſind, als auch auf 
die ſogenannten Grenzkorrekturen auf Koſten dieſer Gebiete. Gleichzeitig 
verpflichten ſie ſich, dieſe Gebiete nicht, weder direkt noch indirekt, zur 
Annahme dieſer oder jener Staatsform zu nötigen un) ihre Unabhängig: 
keit nicht durch irgendwelche Zoll- oder Militärkonventionen zu beengen, 
die geichloſſen würden vor der endgültigen Konſtttuierung dieſer Gebiete 
auf Grund des politiſchen Selbſtbeſtunmungsrechtes der fie bevölkernden 
Nationen. Die Löſung der Frage über die Geſchichte der ſich ſelbſt be⸗ 
ſtimmenden Gebiete muß unter der Bedingung der vollen politiſchen Frei⸗ 
heit und des Fehlens jedes äußeren Deuckes ſtattfinden. Deshalb ſoll die 
Abſtimmung nach Rücknahme der fremden Heere und Rückkehr der Flücht⸗ 
linge und der von Anfang des Krieges an evakuierten Bevölkerung ſtatt⸗ 
finden. Der Zeitpunkt der Zurückziehung der Heere wird durch eine be⸗ 
ſondere Kommiſſion beſtimmt, entſprechend der Lage der Transportmittel, 
der Ernährung und anderer Fragen, die im Zuſammenhang mit den Be⸗ 
dingungen des noch nicht beendigten Weltkrieges ſtehen. Der Schutz der 
Ordnung und Rechte der im Prozeß der Selbſtbeſtimmung ſich befindenden 
Gebiete obliegt nationalen Heeren und lokalen Milizen. 

Den Flüchtlingen und den durch die Okkupationsbehörden ſeit An⸗ 
fang des Krieges Eoakuierten wird volle Freiheit und materielle Mög: 
lichkeit der Rückkehr gegeben. 

ad 3. Vom Moment der Unterzeichnung des Friedens bis zur end⸗ 
gültigen ſtaatlichen Konſtituierung der genannten Gebiete geht ihre innere 
Verwaltung, die Leitung der lokalen Angelegenheiten, der Finanzen uſw. 
in die Hände eines temporären Organes über, das durch die Verſtändigung 
der politiſchen Parteien, die ihre Lebensfähigkeit inmitten des Krieges be⸗ 
wieſen haben, gebildet wird. Die Hauptaufgabe dieſer temporären Organe 
beſteht gleichzeitig mit der Aufrechterhaltung des normalen Laufes des 
Re und ökonomiſchen Lebens auch in der Organiſation der 
Volksbefragung. 

ad 4. Die endgültige Löſung der Frage von der Staatslage der 
Gebiete, um die es ſich handelt, und von der Form ihrer Staatseinrichtung 
wird durch das allgememe Referendum erfolgen. Zwecks Beſchleunigung 
der Arbeiten der Friedenskonferenz hält es die ruſſiſche Delegation für 
außerordentlich wichtig, von der deutſchen und der öſterreichiſch-ungariſchen 
Delegation eine vollkommen exakte Antwort auf alle die Fragen zu er⸗ 
halten, die in dieſer Erklarung aufgeworfen worden ſind. Was andere 
kleinere Fragen betrifft, ſo könnten ſie dahin behandelt werden, daß ſie 
im Zuſammenhang mit der genauen Autwort auf dieſe Punkte beant⸗ 
wortet werden. . 

General Hoffmann führt aus: „Ih muß zunächſt gegen den Ton 
dieſer Vorſchläge proteſtieren. Die ruſſiſche Delegation ſpricht mit uns, als 
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ob ſie ſiegreich in unſerem Lande ſtänden und uns die Bedingungen diktieren 
könnten. Ich möchte darauf hinweiſen, daß die Tatſachen entgegengeſetzt 
fe das ſtegreiche deutſche Heer ſteht in ihrem Gebiet. Ich möchte dann 
eſtſtellen, daß die ruſſiſche Delegation für die beſetzten Gebiete die An⸗ 
wendung eines Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker in einer Weiſe und in 
einem Umfange fordert, wie es ihre Regierung im eigenen Lande nicht 
anwendet. Ihre Regierung iſt begründet lediglich auf Macht, und zwar 
auf Macht, die rückſichtslos mit Gewalt jeden anders Denkenden unter⸗ 
drückt. Jeder anders Denkende wird einfach als Gegenrevolutionär und 
Bourgeois vogelfrei erklärt. Ich will dieſe meine Anſicht nur an zwei Bei⸗ 
ſpielen erhärten: in der Nacht zum 31. Dezember wurde der erſte weiß⸗ 
ruſſiſche Kongreß in Minſk, der das Selbſtbeſtimmungsrecht des weiß⸗ 
ruſſiſchen Volkes geltend machen wollte, von den Maximaliſten durch Bajonett 
und Maſchinengewehre auseinandergejagt. Als die Ukrainer das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht geltend machten, ſtellte die Petersburger Regierung ein 
Ultimatum und verſuchte, die Erzwingung ihres Willens mit Waffengewalt 
durchzuſetzen. Soviel aus den mir vorliegenden Funkſprüchen hervorgeht, 
iſt der Bürgerkrieg noch im Gange. So ſtellt ſich die Anwendung des 
Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker durch die maximaliſtiſche Regierung 
in der Praxis dar. Die deutſche oberſte Heeresleitung muß deshalb eine 
Einmiſchung in die Regelung der Angelegenheiten der beſetzten Gebiete 
ablehnen. Für uns haben die Völker der beſetzten Gebiete ihrem Wunſche 
der Lostrennung von Rußland bereits klar und unzweideutig Ausdruck ge⸗ 
geben. Von den wichtigſten Beſchlüſſen der Bevölkerung möchte ich folgendes 
hervorheben: 

Am 21. September 1917 erbat die kurländiſche Landesverſammlung, 
die ſich ausdrücklich als Vertreterin der geſamten Bevölkerung Kurlands 
bezeichnete, den Schutz des Deutſchen Reiches. 

Am 11. Dezember 1917 proklamierte der litauiſche Landesrat, der von 
den Litauern des In⸗ und Auslandes als einzig bevollmächtigte Vertretung 
des litauiſchen Volkes anerkannt iſt, den Wunſch der Abtrennung von allen 
ſtaatlichen Verbindungen, die bisher mit anderen Völkern beſtanden haben. 

Am 27. Dezember ſprach die Stadtverordnetenverſammlung in Riga 
eine ähnliche Bitte an das Deutſche Reich aus. Dieſem Antrage haben ſich 
die Rigaer Kaufmannskammer, die Große Gilde, die Vertreter der Land⸗ 
bevölkerung ſowie 70 Rigaer Vereine angeſchloſſen. 

Schließlich haben im Dezember 1917 auch die Vertreter der Ritterſchaft 
der ländlichen, ſtädtiſchen und kirchlichen Gemeinden auf Oeſel, Dagoe und 
1 0 iS verſchiedenen Erklärungen ſich von ihren bisherigen Beziehungen 
osgelöſt. 

Auch aus verwaltungstechniſchen Gründen muß die oberſte deutſche 
Heeresleitung eine Räumung Kurlands, Litauens, Rigas und der Inſeln 
im Rigaiſchen Meerbuſen ablehnen. Alle dieſe Gegenden beſitzen keine Ver⸗ 
waltungsorgane, keine Organe der Rechtspflege, keine Organe des Rechts: 
ſchutzes, keine Eiſenbahnen, keine Telegraphen, keine Poſt. Alles dies iſt 
deutſcher Beſitz und in deutſchem Betrieb. Auch zur Errichtung eines eigenen 
Volksheeres oder Miliz find die Länder mangels geeigneter Organe in ab⸗ 
ſehbarer Zeit nicht in der Lage.“ 

„Staatsſekretär v. Kühl mann: „Ich möchte hervorheben, daß es nicht 
möglich iſt, auf die hier verleſene ſchriftliche Erklärung der ruſſiſchen De⸗ 
legation unſererſeits jetzt irgendwie Stellung zu nehmen. Ich muß mir die 
weitere Stellungnahme in allen Punkten vorbehalten, möchte aber meiner 
perſönlichen Anſicht dahin Ausdruck geben, daß der von der ruſſiſchen 
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Delegation vorgeſchlagene modus procedendi, nämlich, dat die Delegationen 
ſich gegenfeitig formulierte Schriftſtücke vorlegen, weder zur Beſchleunigung 
der Verhandlungen beitragen wird, noch beſonders wenn die Schriftſtücke 
dem uns heute vorgelegten entſprechen, im allergeringſten dazu beitragen 
wird, die Ausſichten der Verhandlungen, die wir führen, in beſonders 
roſigem Lichte erſcheinen zu laſſen. Ich perſönlich bin der Anſicht, daß es 
zweckmäßiger geweſen wäre, in der geſtern angefangenen Weile fortzufahren. 
bis der ganze Stoff durchgeſprochen war, um dann nach Abſchluß der 
mündlichen Durcharbeitung, wenn es nötig erſchienen wäre, das Ergebnis 
der mündlichen Durcharbeitung ſchriftlich zu fixieren. Da aber die ruſſiſche 
Delegation durch ihren heutigen Antrag ſich auf einen anderen Boden ſtellt, 
100 ich vor, zur Beratung unter den Bundesgenoſſen die Sitzung auf⸗ 
zuheben.“ 

Trozki: „Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß es durchaus nicht unſere Ab⸗ 
ſicht iſt, die Technik der Verhandlungen zu erſchweren. Wenn die Gegen⸗ 
partei ſich auf den Standpunkt ſtellt, daß für das Vorbringen ſchriftlicher 
Formulierungen noch nicht der richtige Zeitpunkt iſt, ſo würde unſer heutiger 
Vorſchlag zur Diskuſſion geſtellt werden, und wir würden uns das Recht 
vorbehalten, im Laufe der weiteren Verhandlungen zu unſerer Deklaration 
als ſolcher oder zu einzelnen Teilen derſelben zurückzukehren, ohne in irgend⸗ 
einer Weiſe der Gegenpartei eine ähnliche Behandlung der Angelegenheit 
aufzwingen zu wollen.“ 2 

Staatsſekretär v. Kühlmann: „Ich kann dieſen Vorſchlag nicht an⸗ 
nehmen. Das Vorhandenſein ſchriftlich formulierter und ausgearbeiteter Vor⸗ 
ſchläge auf der einen Seite, denen von der anderen Seite keine entſprechende 
Gegenformulierung entgegengeſtellt wäre, würde durchaus unerwünſcht ſein. 
Ich muß deshalb an meiner Auffaſſung feſthalten, daß vor irgendwelcher 
Stellungnahme meinerſeits zu der neuen Lage eine erneute Beratung der 
Bundesgenoſſen nötig iſt.“ 


14. Jannar. Die deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſch⸗ruſſiſche Kom⸗ 
miſſion zur Beratung territorialer Fragen hält ihre vierte 
Sitzung ab. 


Staatsſekretär v. Kühlmann teilt mit, daß die verbündeten Re⸗ 
gierungen zu dem Entſchluß gekommen ſeien, die formulierten Vorſchläge 
der ruſſiſchen Delegation ihrerſeits gleichfalls in formulierter Form mündlich 
zu beantworten. Er müſſe aber neuerlich darauf hinweiſen, er halte die 
Art, daß die Delegierten gegenſeitig mit formulierten Schriftſtücken ver⸗ 
handeln, für außerordentlich zeitraubend und den Erfolg wenig fördernd. 
Wenn man wirklich zu einem friedlichen Abſchluſſe gelangen wolle, ſo werde 
es ſich in Zukunft empfehlen, das Material durchzuſprechen und dann von 
jeder Seite je einen Herrn nur mit der Redaktion zu beauftragen. Dieſe 
beiden Herren müßten als Redaktionskomitee zuſammen verſuchen, wie weit 
ſie eine gemeinſame Faſſung ſuchen könnten, und, falls dies nicht möglich 
wäre, im Einvernehmen miteinander die gegenſeitigen Differenzpunkte feſt⸗ 
zulegen und ſchriftlich zu fixieren. 

Hierauf wird die materielle Antwort der Verbündeten ver⸗ 
leſen, die lautet: 

„Die der deutſchen und der öſterreichiſch⸗ungariſchen Delegation über⸗ 
mittelten Vorſchläge der ruſſiſchen Delegation, betreffend die Entwiclung 
der Dinge in den von den Zentralmächten beſetzten Gebieten Ruß⸗ 
lands, e dermaßen von den Anſichten der Verbündeten ab, daß ſie 
in der vorliegenden Form als unannehmbar bezeichnet werden müſſen. 


Die Friedensverhandlungen in Breit: Litoimff. 8 


-1 


] 


Ohne des näheren auf die äußere Form dieſer Vorſchläge eingehen 
zu wollen, kann doch nicht unbemerkt bleiben, daß ſie nicht den Charakter 
des von den Mittelmächten angeſtrebten Kompromiſſes tragen, ſondern ſich 
vielmehr als einſeitige ruſſiſche Forderung darſtellen, die den Wunſch ver⸗ 
miſſen läßt, die berechtigten Grunde der Gegenſeite in Kalkulation zu 
ziehen. Trotzdem ſind die öſterreichiſch⸗ungariſche und die deutſche Dele⸗ 
gation bereit, nochmals und diesmal formuliert ihre Anſchauungen über 
die ſchwebenden Fragen klar zum Ausdruck zu bringen und noch einen 
Verſuch zu unternehmen, ob das von ihnen angeſtrebte Kompromiß 
Ausſicht auf Verwirklichung bieten kann. Über einen Teil des von den 
Verbündeten beſetzten Gebietes iſt in Ziffer 1 des deutſchen Entwurfes 
gehandelt worden. Dieſe Materie iſt durchberaten, bedarf alſo keiner 
weiteren Erörterung. Die Frage nach den zurzeit von den Verbündeten 
beſetzten Gebieten, die ein eigenes ſtaatliches Leben beſitzen, wäre rein 
zeitlich in die vier Stadien zu gliedern: 

den Zeitpunkt zwiſchen dem Abſchluß des Friedens mit Rußland und 
der Beendigung der ruſſiſchen Demobiliſierung, 

den Zeitpunkt zwiſchen dem ruſſiſchen und dem allgemeinen Frieden, 

den Fiche des Übergangsſtadiums für die neuen Völker und 
endli 

das definitive Stadium, in dem die neuen Staaten die volle Aus⸗ 
geſtaltung ihrer Staatsorganiſation durchführen. 


Es muß wiederholt darauf hingewieſen werden, daß für die Mittel 
mächte — abweichend von dem, was für Rußland der Fall iſt — mit 
dem Abſchluß des Friedens mit Rußland keineswegs auch der allgemeine 
Friede verbunden iſt, daß fie vielmehr gezwungen ſind, mit den anderen 
Gegnern den Krieg weiterzuführen. Gegenüber der ruſſiſchen Regierung 
erklären die verbündeten Delegationen aufs neue, daß fie der Anſchauung 
find, die verfaſſungsmäßig zuſtändigen Organe in den neuen Staats⸗ 
ende ſeien vorläufig als vollkommen befugt anzuſehen, den Willen 
reiter Kreiſe der Bevölkerung auszudrücken. Von großer Bedeutung für 
die Frage der Entſtehung der Staatsperſönlichkeit iſt das Urteil des 
Oberſten Gerichtshofes in Waſhington vom Jahre 1808, in dem aus⸗ 
geführt worden iſt, daß die ſouveränen Rechte der Vereinigten Staaten 
von Amerika als voll und ganz beſtehend anerkannt werden müſſen vom 
Tage der Verkündigung ihrer Unabhängigkeit ab — d. i. ſeit 4. Juli 
1776 —, ganz unabhängig von ihrer Anerkennung ſeitens Englands im 
Vertrage vom Jahre 1782. (Droit International Codice, p. 160.) 

Die verbündeten Delegationen nehmen Akt von der Erklärung, daß 
die ruſſiſche Regierung aus der Tatſache der Zugehörigkeit der beſetzten 
Gebiete zum Bereiche des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches keine Schlüſſe 
zieht, die irgendwelche ſtaatsrechtliche Verpflichtung der Bevölkerung dieſer 
Gebiete im Verhältnis zur ruſſiſchen Republik auferlegen würden, und 
daß die alten Grenzen des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches, die Grenzen, 
die durch Gewalttaten und Verbrechen gegen die Völker gebildet wurden, 
insbeſondere gegen das polniſche Volk, zuſammen mit dem Zarismus 
verſchwunden ſind, ebenſo davon, daß für die ruſſiſche Regierung deswegen 
die Grundaufgabe der jetzt geführten Verhandlungen nicht darin beſteht, 
um in irgendwelcher Weiſe das weitere zwangsweise Verbleiben der ge⸗ 
nannten Gebiete im Rahmen des ruſſiſchen Reiches zu verteidigen, ſondern 
in der Sicherung der wirklichen Freiheit und Selbſtbeſtimmung, der 
inneren Staatseinrichtung und der internationalen Lage beſteht. In 
dieſem Zuſammenhange ware die Frage aufzuwerfen, aus welchem Rechts⸗ 
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verhältniſſe die gegenwärtige ruſſiſche Regierung ihre Berechtigung und 
Verpflichtung ableitet, für die Sicherheit der wirklichen Freiheit und 
Selbſtbeſtimmung dieſer Gebiete bis zum äußerſten, d. h. unter Umſtänden 
bis zur Fortſetzung des Krieges, einzutreten. Wenn die Tatſache, daß 
die beſetzten Gebiete zum Bereiche des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches 
gehörten, keinerlei Verpflichtung der Bevölkerung dieſer Gebiete gegen 
die ruſſiſche Republik begründet, iſt nicht ohne weiteres erſichtlich, worauf 
die ruſſiſche Republik ihrerſeits ihre Rechte und Pflichten gegen dieſe 
Bevölkerungen gründen will. Stellt man ſich aber — wie die ruſſiſche 
Delegation dies tut — auf den Standpunkt, daß die ruſſiſche Republik 
ein derartiges Recht beſitzt, ſo ſind in der Tat 

der Umfang des Territoriums, . 

2. die politiſche Vorausſetzung für die Ausübung des Selbſtbeſtim⸗ 

mungsrechtes, 

3. das Übergangsregime und 

4. die Form der Willenskundgebung 4 
die vier Punkte, über die verfucht werden muß, Einigkeit zu erzielen. 

Zu I. Die Behauptung, das Selbſtbeſtimmungsrecht ſtehe Nationen 
und nicht auch Teilen von Nationen zu, entſpricht nicht unſerer Auffaſſung 
des Selbſtbeſtimmungsrechtes. Auch Teile von Nationen können ihre 
Selbſtändigkeit und Abſonderung rechtmäßig beſchließen. Es iſt hierbei 
keineswegs angenommen, daß die Okkupationsgrenze für die Abgrenzung 
dieſer Gebiete maßgebend ſein ſoll. Kurland, Litauen und Polen bilden 
auch hiſtoriſch angeſehen völkiſche Einheiten. Deutſchland und Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn haben nicht die Abſicht, ſich die jetzt von ihnen 
beſetzten Gebiete einzuverleiben. Sie beabſichtigen nicht, die frag⸗ 
lichen Gebiete zur Annahme dieſer oder jener Staatsform zu nötigen, 
müſſen aber ſich und den Völkern der beſetzten Gebiete für den Abſchluß 
von Verträgen dieſer Art freie Hand behalten. 8 

du II. Was die Ausführungen bierzu betrifft, ſo gehen ſie an dem 
grundlegenden Unterſchied vorbei, auf den die verbündeten Delegationen 
immer wieder hingewieſen haben. Eine Zurückziehung der Heere 
iſt, Solange der Weltkrieg dauert, unmöglich, jedoch kann an⸗ 
geitrebt werden, die Truppen, falls die militäriſchen Umſtände es ge⸗ 
ſtatten, auf diejenige Zahl zurückzuführen, die zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und der techniſchen Betriebe im Lande unbedingt nötig iſt. 
Die Bildung einer nationalen Gendarmerie kann angeſtrebt werden. 
Was die Rückkehr der Flüchtlinge und der während des Krieges Evaku⸗ 
ierten betrifft, ſo wird eine wohlwollende Prüfung von Fall zu Fall zu⸗ 
a Dieſe Frage kann, da fie nicht von ausſchlaggebender politiſcher 

edeutung iſt, einer beſonderen Kommiſſion überwieſen werden. 

Zu III. Der ruſſiſche Vorſchlag iſt in ſeinen Einzelheiten nicht 
klar genug und bedarf einer weiteren Aufhellung. Es iſt aber ohne 
weiteres zuzugeben, daß mit der fortſchreitenden ? nnäherung des all⸗ 
gemeinen Friedens den gewählten Vertretern der Bevölkerung des Landes 
in immer ſteigendem Umfange die Mitwirkung auch an den Verwal⸗ 
tungsaufgaben eingeräumt werden ſoll. 

Zu IV. Die verbündeten Delegationen ſind grundſätzlich bereit, zu⸗ 
zuſtimmen, daß ein Volksvotum auf breiter Grundlage die Beſchlüſſe 
über die ſtaatliche Zugehörigkeit der Gebiete ſanktionieren ſoll. Eine 
einſeitige Feſtlegung auf ein Referendum erſcheint unpraktiſch. Auch ein 
Votum einer auf Breiter Grundlage gewählten und ergänzten repräſen⸗ 
tativen Körperſchaft würde nach Anſchauung der verbündeten Delegationen 


oz 
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genügen. Es mag darauf hingewieſen werden, daß auch die von der 
Regierung der Volkskommiſſare anerkannten Staatenbildungen innerhalb 
des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreiches, wie z. B. der Ukraine und Finn⸗ 
lands, nicht im Wege eines Referendums, ſondern durch Beſchlüſſe von 
auf breiter Grundlage gewählten Nationalverſammlungen erfolgten. 
Von dem Wunſche beſeelt, es neuerdings zu verſuchen, zu einer Ver⸗ 
ſtändigung mit der ruſſiſchen Regierung zu gelangen, haben die Regie⸗ 
rungen Deutſchlands und Oſterreich⸗Ungarns dieſe weitgehenden Vorſchläge 
le fügen jedoch gleichzeitig hinzu. daß ſie den äußerſten Rahmen 
ilden, innerhalb deſſen ſie eine friedliche Verſtändigung noch erhoffen 
können. Sie waren bei der Entwicklung dieſer Grundſatze ſowohl von 
der pflichtgemäßen Abſi ht durchdrungen, die eigene Wehrfähigkeit nicht 
ſchwächen zu laſſen, ſolange der unſelige Krieg noch fortgeht, als auch 
von der Intention, einige Völker, die an ihr Gebiet angrenzen, in den 
Stand zu ſetzen, endgültig und ſelbſtändig über ihre eigene Zukunft zu 
entſcheiden, ohne dabei in einen Zuſtand der äußerſten Not, des Elends 
und der Verzweiflung zu geraten. Eine Verſtändigung zwiſchen Ruß⸗ 
land und den Mittelmächten über dieſe ſchwierigen Fragen jedoch iſt 
nur dann möglich, wenn auch Rußland den ernſtlichen Willen zeigt, zu 
einer Vereinbarung gelangen zu wollen, und wenn es anſtatt des Ver⸗ 
ſuches, einſeitig Diktate aufzuſtellen, ſich bemüht, die Frage auch von der 
Gegenſeite aus zu betrachten und jenen Weg zu finden, der allein zu 
einem friedlichen Ergebnis führen kann. Nur unter Vorausſetzung 
ſolcher Intentionen können die Delegationen der verbündeten Mächte 
bal an der Hoffnung einer friedlichen Beilegung des Konfliktes feſt⸗ 
alten.“ 

Trozki erklärt hierauf, er hoffe, daß die eben verleſene Antwort der 
Mittelmächte jedenfalls die Zweifel über die formalen Schwierigkeiten be⸗ 
ſeitigt habe, die für die ruſſiſche Delegation durch die in der vorigen Sitzung 
gehaltene Rede des Generals Hoffmann entſtanden wären Die ruſſiſche 
Delegation ſei der Anſicht, daß ſie im vorliegenden Falle die Verhandlungen 
mit einer Partei führe, die verkörpert werde durch die deutſche Regierung. 
Der Herr Staatsſekretär habe darauf hingewieſen, daß alle Punkte dieſer 
Verhandlungen aus dem alleinigen politiſchen Willen der deulſchen Re⸗ 
gierung herrühren. Solange dieſe Anſicht von niemandem formell wider⸗ 
legt ſei, ſehe die ruſſiſche Delegation dies als formale Erklärung an. Wenn 
General Hoffmann darauf hingewieſen habe, daß die ruſſiſche Regierung 
ſich auf ihre Machtſtellung begründe und mit Gewalt vorgehe gegen alle 
Andersdenkenden, die fie als Gegenrevolutionäre und Bourgeois ſtemple, 
ſo müſſe allerdings bemerkt werden, dat auch die ruſſiſche Regierung auf 
der Macht fuße. In der ganzen Geſchichte kenne man bisher keine anderen 
Regierungen. Solange die Geſellſchaft aus kämpfenden Klaſſen beſtehe, ſo⸗ 
lange werde ſich die Macht einer Regierung auf Kraft begründen und 
durch Gewalt ihre Herrſchaft behaupten. Er müſſe aber aufs kategoriſchſte 
gegen die Behauptung proteſtieren, daß ſeine Regierung jeden Anders⸗ 
denkenden für vogelfrei erkläre. Das, was die Regierungen anderer Länder 
bei den Handlungen der ruſſiſchen Regierung abſtoße, ſei die Richtung, in 
der ſie von ihrer Macht Gebrauch mache und in der ſie ſich durch nichts 
beirren laſſe. So hätten er und feine Freunde, als die rumäniſche Re⸗ 
rung verfuh:e, auf ruſſiſchem Gebiete Gewaltmaßregeln gegen revolutionäre 

olduren und Arbeiter anzuwenden, von hier aus der Petersburger Re: 

gierung vorgeſchlagen, den rumäniſchen Geſandten, ſein ganzes Geſandt⸗ 
ſchaftsperſonal und die rumäniſche Militärmiſſion zu verhaften, und ſie 
hätten die Antwort erhalten, daß dies bereits geſchehen ſei. 
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Anſchließend daran führt Trozki folgendes aus: „Was die beiden 
Beiſpiele anbetrifft, die General Hoffmann anführte, fo charakteriſieren dieſe 
in keiner Weiſe unſere Politik auf dem Gebiete der nationalen e 
Wir haben Erkundigungen eingezogen über den weißruſſiſchen Kongreß. 
Dieſer Kongreß ſetzte ſich zuſammen aus Vertretern der weißruſſiſchen 
Agrarier und hatte verſucht, ſich aller derjenigen Stützpunkte zu bemächtigen, 
welche Eigentum des weißruſſiſchen Volkes ſein müſſen. 

Und wenn er auf Widerſtand geſtoßen iſt, ſo rührt dieſer Widerſtand 
von den Soldaten her, unter denen in gleicher Weiſe Großruſſen, Weißruſſen 
und Kleinruſſen vertreten waren. Ich wies ſchon in meiner formalen Er⸗ 
klärung darauf hin, daß die Konflikte, die zwiſchen uns und der Ukraine 
entſtanden waren und die zu meinem Bedauern noch nicht vollſtändig be⸗ 
feitigt find, in keiner Weiſe das Recht des ukrainiſchen Volkes auf Selbſt⸗ 
beſtimmung beſchränken können und uns in keiner Weiſe daran gehindert 
haben, die unabhängige ukrainiſche Republik anzuerkennen.“ 

Trozki kommt hierauf auf das Schickſal der beſetzten Gebiete zu ſprechen 
und meint, aus den bisherigen Ausführungen der deutſchen Vertreter den 
Schluß ziehen zu können, daß die Eulen: des Schickſals dieſer Gebiete 
erfolgen ſolle ohne Rückſicht darauf, ob ein Volk bereits imſtande ſei, die 
Entſcheidung in die eigene Hand zu nehmen. Er möchte demgegenüber 
der Meinung Ausdruck geben, daß die geäußerte Anſicht nur die Anſicht 
der ruſſiſchen Delegation beſtärken kann über die ſehr untergeordnete Rolle, 
die die Nechssphiloſophie in der Frage der Entſcheidung des Schickſals von 
Völkern ſpiele. Das beziehe ſich genau ebenſo auf die Rechtsphiloſophie 
des oberſten amerikaniſchen Gerichtshofes. Wer die Geſchichte der Ent: 
ſcheidungen dieſes oberſten Gerichtshofes genau geleſen habe, der wiſſe, daß 
dieſer Gerichtshof ſeine Rechtsphiloſophie ſehr häufig in dieſem oder jenem 
Sinne geändert habe, je nachdem es nötig geweſen ſei, das Gebiet der 
Vereinigten Staaten zu erweitern oder nicht. Er glaube, daß bezüglich dieſer 

rage es viel intereſſanter wäre, nicht eine Parallele zu ziehen mit der 
Entſcheidung des oberſten amerikaniſchen Gerichtshofes ſondern mit den 
Anſichten und Ausſprüchen derjenigen engliſchen Juriſten, die ihr Recht 
N und herleiteten, ihre amerikaniſche Kolonie in der Hand zu 
ehalten. 

Was die Form des Verhandelns anlange, ſo halte es die ruſſiſche 
Delegation für notwendig, gerade diejenigen Punkte in den Vordergrund 
zu ſtellen, die den Gegenſtand von Meinungsverſchiedenheiten bilden, und 
dies mit aller genügenden Entſchloſſenheit, weil nur in dieſem Falle eine 
gerechte Löſung gefunden werde könne. 

Der Vorſitzende der deutſchen Delegation habe gefragt, aus welchen 
Quellen die ruſſiſche Delegation die Berechtigung herleite, ſich für das 
Schickſal der beſetzten Lander zu intereſſieren, da ſie erklart habe, daß deren 
frühere Zugehörigkeit zu Rußland ihnen keinerlei völkerrechtliche Verpflich⸗ 
tung gegenüber Rußland auferlege. Aber ſein Recht, ſich für das Schickſal 
dieſer Gebiete zu intereſſieren, habe der Herr Staatsſekretär nicht aus der nackten 
Tatſache der Beſetzung hergeleitet, ſondern aus dem Prinzip des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der Völker, welches er allerdings etwas reſtriktiv inter⸗ 
pretiere. Dieſes Prinzip gelte aber nicht weniger für die ruſſiſche — 0 
und begründe hinreichend ihr Intereſſe an dem Schickſal derjenigen Völker, 
deren Ausſcheidung aus dem Beitande des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches 
fie nicht verhindere. Trozki ſchließt mit der Bemerkung, daß ſich die ruſſiſche 
Delegation ſelbſtverſtändlich das Recht vorbehalte, eine genaue Außerung 
abzugeben über den Charakter der Erklärungen, die jetzt verleſen worden ſeien. 
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Staasſekretär v. Kühlmann führt aus: „Was die Rede des Herrn 
Generals Hoffmann betrifft, möchte ich ſowohl für mich als für den Herrn 
General Hoffmann ausdrücklich das Recht vorbehalten, auf dieſe Angelegen⸗ 
heit zurückzukommen. 

Die ſtaatsrechtliche Zuſtändigkeit des Deutſchen Reiches hat der Herr 
Vorredner mit der genauen Kenntnis der internationalen Verhältniſſe, die 
er beſitzt, vollkommen richtig charakteriſtert. Der Herr Reichskanzler, der 
einzige verantwortliche Reichsminiſter, erteilt auf dem geſamten Gebiete der 
auswärtigen Politik die für ſeine Organe maßgebenden Inſtruktionen. 
Übrigens iſt es bei der engen politiſchen Übereinftimmung, in der ich mich 
mit dem Herrn General Hoffmann befinde, vollkommen ſelbſtverſtändlich, 
daß zwiſchen unſeren Auffaſſungen keinerlei Zwieſpalt beſteht. 

Der grundlegende Unterſchied zwiſchen unſerer Auffaſſung und der 
der ruſſiſchen Delegation iſt, daß wir im Gegenſatz zu ihr auf dem Vor⸗ 
handenen aufbauen, daß wir ohne Bruch und gewaltſamen Übergang in 
jenen Gegenden ein geordnetes Staatsleben entſtehen laſſen wollen und 
daß wir es ablehnen, aus reiner Liebedienerei gegen die Theorie erſt einen 
luftleeren Raum zu ſchaffen und in einer bisher näher nicht bezeichneten 
Weiſe in dieſem luftleeren Raum den Staat ſich bilden zu laſſen. 

Überraſcht hat mich die geringſchätzige Bewertung der Urteile des 
oberſten amerikaniſchen Gerichtshofes durch Herrn Trozki. Mir erſchien 
die Geſchichte der Gründung dieſer großen Republik und ein Urteil ihres 
oberſten Gerichtshofes über einen Punkt dieſer Geſchichte für die Beur⸗ 
teilung der zwiſchen uns ſchwebenden Kontroverſe immerhin nicht ohne 
Bedeutung. Im übrigen nehme ich aber mit Befriedigung Notiz von dem 
Schluſſe der Ausführungen des Herrn Vorredners, daß er und feine Dele⸗ 
gation nunmehr geſonnen ſind, in die wirkliche Diskuſſion und Klärung 
der Einzelheiten der uns trennenden Auffaſſungen einzutreten. Dahin iſt 
mein Beſtreben von der erſten Stunde unſerer Arbeiten an gegangen, und 
ich war der Anſchauung, daß die beiden ſchriftlich fixierten Darſtellungen 
der gegenſeitigen Standpunkte, wie fie vor der Weihnachtspauſe erſolgt 
waren, als Unterlage für die Diskuſſion genügende Formulierung geboten 
hatten. Jetzt ſchlage ich vor, uns an die weitere von der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation vorgeſchlagene Arbeitsmethode zu halten, um über die vier Punkte, 
wie ſie in unſere Antwort aufgenommen worden ſind, nun wirklich in die 
Detaildiskuſſion einzutreten. Ich hoffe, daß wir dann in wenigen Tagen 
ſo weit ſind, mit voller Klarheit und in dem vollen Gefühl der Verant⸗ 
wortlichkeit zu ſagen, ob die Schwierigkeiten überwunden werden können 
oder der hier gemachte Verſuch aufgegeben werden muß.“ 

Trozki erklärt hierauf, ſeines Erachtens könne man jetzt zu der Be⸗ 
ratung der beiden Antworten, die vorgeſchlagen worden ſeien, übergehen. 
Er müſſe jedoch nochmals betonen, daß er in der Frage der Zurückziehung 
der Truppen in keiner Weiſe der Anſicht des deutſchen Vorſitzenden bei⸗ 
treten könne, daß angeblich die Entfernung der Beſatzungstruppon hinter 
fih einen leeren Raum zurücklaſſen würde. Die Völker, die das Gebiet 
Polens, Litauens und Kurlands bewohnten, würden in keiner Weiſe in 
einer politiſch ſchwierigen Lage ſich befinden, wenn die Beſatzungstruppen 
ſie ſich ſelbſt überlaſſen würden. Inwieweit es ſich um techniſche en 
keiten handele, wie das Fehlen einer eigenen Eiſenbahn, Poſt uſw., jo 
konne man in ſolchen Fragen ſtets zu einer Einigung gelangen, auch ohne 
Kontrolle von Beſatzungstruppen. 

Demgegenüber weiſt Staatsſekretär v. Kühlmann darauf hin, daß 
neben den techniſchen Gründen auch die Gründe der Sicherheit, die in dem 
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verleſenen Texte angeführt worden ſeien, in den betreffenden Gegenden eine 
ſehr gewichtige Rolle ſpielten. 

Sodann beantragt Staatsſekretär v. Kühlmann, nunmehr über die 
von der ruſſiſchen Delegation ſelbſt vorgeſchlagenen vier Punkte in der von 
ihr angeregten Ordnung in eine geſchäſtsmäßige Behandlung einzutreten. 
Nachdem ſich Trozki dieſem Vorſchlag angeſchloſſen hat, wird die Sitzung 
beendet und die nächſte Sitzung für den folgenden Tag 11 Uhr vormittags 
anberaumt. 

Am ſelben Tage wird der frühere bayriſche Miniſterpräſident 
Graf 9. Podewils als Vertreter Bayerns bei den Verhandlungen 
in Breſt⸗Litowſk beſtimmt. 

Der Entſendung des Grafen v. Podewils nach Breſt⸗Litomſk liegt eine 
Vereinbarung zugrunde, die im Anſchluß an die Ver:ailler Übereinkunft 
vom 23. Nopember 1870 zwiſchen Preußen und Bayern getroffen und von 
preußiſcher Seite am 14. Februar 1871 ratifiziert worden iſt. Sie geht 
dahin, daß bei Friedensverträgen, die nach einem Bundeskriege geſchloſſen 
werden, ſtets auch ein Bevollmächtigter des Königs von Bayern zugezogen 
werden ſoll, der ſich an den Verhandlungen beteiligt und durch das Bundes⸗ 
kanzleramt — alſo durch den deutſchen Reichskanzler — ſeine Inſtruktion 
erhält. 

15. Januar. Die deutſch⸗öſterreichiſch-ungariſch⸗ruſſiſche Kommiſ⸗ 
ſion für territoriale und politiſche Fragen hält zwei weitere 
Sitzungen ab, worin der getroffenen Vereinbarung entſprechend in 
die geſchäftsmäßige Beſprechung der vier zur Diskuſſion vorge- 
ſchlagenen Punkte unter vorläufiger Zurückſtellung von Punkt 1, be⸗ 
treffend das Territorium, eingetreten wird. 

Der Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation Trozki regt zunächſt, 
auf die früher bereits beſprochene Frage der Zuziehung von Vers 
tretern der beſetzten Gebiete zurückkommend, an, ſolche Vertreter 
nunmeyr an den Verhandlungen teilnehmen zu laſſen, damit ſie 
Gelegenheit hätten, ihre ruſſiſcherſeits beſtrittenen Rechte bzw. ihr 
Anrecht auf die Vertretung ihrer Völker vor der ganzen Welt nach⸗ 
weiſen zu können. 

Staatsſekretär v. Kühlmann gibt erneut ſeiner Bereitwilligkeit 
Ausdruck, ſolche Vertreter hinzuzuziehen, dies jedoch unter der ſchon 
früher feſtgelegten Vorausſetzung, daß das Erſcheinen dieſer Ver⸗ 
treter in Breſt⸗Litowſk auch von der ruſſiſchen Delegation dahin auf- 
gefaßt werde, daß die Staatwerdung dieſer Gebiete durch die Zu⸗ 
laſſung ihrer Abgeordneten auch ruſſiſcherſeits wenigſtens präſumptiv 
anerkannt werde. Daß ohne eine ſolche präſumptive Anerkennung 
die Zulaſſung von Vertretern der betreffenden Völker begriffsmäßig 
ſich von ſelbſt ausſchließe, bedürfe eigentlich keiner näheren Aus⸗ 
führung. Entweder die Herren kommen nach Breſt⸗-Litowſk als 
Sprecher und Vertreter ihrer Völker, und dann müſſe zwiſchen den 
verhandelnden Parteien Übereinſtimmung darüber beſtehen, daß dieſe 
Volksperſönlichkeiten präſumptiv entſtanden ſeien, oder aber, ſie 
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kommen als Privatleute nach Breſt⸗Litowſk und hätten dann bei 
dieſen Beſprechungen nichts zu ſuchen. 

Trozki erklärt ſich außerſtande, auf die vom Vorredner als 
notwendig bezeichnete Vorausſetzung einzugehen, da er nicht aner⸗ 
kennen könne, daß dieſe Vertreter den Willen der geſamten Bevöl⸗ 
kerung ihrer Länder zum Ausdruck zu bringen geeignet ſeien. Damit 
entfalle von ſelbſt die weſentliche Vorbedingung des ſeinerzeit ge⸗ 
machten Vorſchlages. = 

Im Anſchluß an dieſe Erörterung ſtellt Etaatsfefretär v. Kühl⸗ 
mann feſt, daß die abweichenden Anſichten der verhandelnden Par⸗ 
teien über die Frage, welche Bedeutung den Beſchlüſſen der in den 
beſetzten Gebieten beſtehenden Vertretungskörper zukomme, ſich auch 
durch eingehende Diskuſſion auf einer mittleren Linie nicht hätten 
vereinigen laſſen, indem er hinzufügt, daß dieſer Umſtand an ſich 
nicht notwendigerweiſe zum Scheitern der Verhandlungen führen 
müſſe, da ja die verbündeten Delegationen ſich von Anfang an auf 
den Standpunkt geſtellt hätten, eine beſtätigende Volkskundgebung 
auf breiter Baſis in Ausſicht zu nehmen. Gelinge es, über die Be⸗ 
dingungen dieſer Volkskundgebung auf breiter Baſis eine Überein⸗ 
ſtimmung zu erzielen, ſo würde die Meinungsverſchiedenheit darüber, 
ob dieſe Volkskundgebung als konſtituierend oder als konfirmierend 
anzuſehen ſei, ſeiner Anſicht nach ein Scheitern der Verhandlungen 
mit ſeinen weitreichenden Folgen nicht zu rechtfertigen vermögen. 

Indem Trozki zugibt, daß die Fortſetzung der Debatte auf 
dem bisher behandelten Gebiete wenigſtens im augenblicklichen Sta⸗ 
dium der Verhandlungen zwecklos erſcheine, erklärt er, daß, wenn die 
ſeiner Anſicht nach erforderlichen Vorausſetzungen für die Volksab⸗ 
ſtimmung gewährleiſtet ſeien, es für die praktiſche Löſung der Frage 
in der Tat gleichgültig ſei, welches Organ von dieſer oder jener 
Regierung in irgendeinem vorhergehenden Zeitpunkte präſumptiv an⸗ 
erkannt worden ſei. Folglich komme es in der Hauptſache darauf 
an, die Unabhängigkeit und Freiheit der Willensäußerung des be⸗ 
treffenden Volksteiles zu gewährleiſten, und zur Sicherung der Be⸗ 
deutung dieſer Willensäußerung ſei es nötig, daß ſie nicht nur einen 
konfirmierenden, ſondern einen konſtituierenden Charakter erhalte. 

Bei Erörterung des von Staatsſekretär v. Kühlmann gemachten 
Vorſchlages, für die Vornahme der entſcheidenden Abſtimmun⸗ 
gen in den beſetzten Gebieten den Zeitraum zwiſchen dem Ab⸗ 
ſchluß des Friedens mit Rußland und ſpäteſtens einem Jahre nach 
dem allgemeinen Friedensſchluß anzuſetzen, ſchneidet 

Trozki ſofort die Räumungsfrage an und führt aus, daß 
keine genügenden Gründe vorliegen, die Schickſale der fraglichen Ge⸗ 
biete mit dem Verlauf und Weitergang des Krieges zu verknüpfen. 
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Freilich wäre durch die Wiederherſtellung des Friedensverhältniſſes 
zwiſchen den beiden Parteien die Fortſetzung des Krieges auf den 
anderen Fronten nicht unmöglich. Er ſei aber der Anſicht, ohne 
vorher einen beſtimmten Termin nennen zu wollen, daß die Frage 
der Regelung der Geſchicke der jetzt beſetzten Gebiete in Zuſammen⸗ 
hang gebracht werden müßte mit dem Friedensſchluß an der Oſtfront. 

Staatsſekretär v. Kühlmann weiſt demgegenüber zunächſt darauf 
hin, es liege ſchon ein großes Entgegenkommen darin, daß die Ver⸗ 
bündeten ſich bereit erklärten, die unter dem Artikel 1 der deutſch⸗ 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Formulierung genannten Gebiete bereits nach 
Abſchluß der ruſſiſchen Demobiliſation ohne Rückſicht auf den Fort⸗ 
gang des Weltkrieges zu räumen. Ein weiteres Entgegenkommen 
ſeitens der Verbündeten in dieſem letzteren Punkte halte er nicht für 
ausgeſchloſſen, falls man in einem anderen Punkte zu einer Über⸗ 
einſtimmung gelange. Da jedoch die Möglichkeit oder Wahrſchein⸗ 
lichkeit eines Wiederaufflackerns des Kampfes an der Oſtfront bei 
Fortdauer des Krieges an anderen Fronten jedenfalls erheblich größer 
ſei als nach Abſchluß eines allgemeinen Friedens, jo müſſe er es als 
ausgeſchloſſen bezeichnen, für die Räumung der in Artikel II des 
deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſchen Entwurfes angeführten Gebiete einen 
Zeitpunkt ins Auge zu faſſen, der nicht mit dem Abſchluß des all⸗ 
gemeinen Friedens rechne. Weitere Sicherungen, als in Artikel I 
vorgeſehen, könnten ſeitens der Verbündeten, ſolange der Krieg dauere, 
unmöglich aufgegeben werden. 

Trozki entgegnet, daß er in der Regelung der Exiſtenz der 
fraglichen Völker gemäß ihrem Willen die beſte Sicherung gegen ein 
Wiederaufleben des Krieges an der Oſtfront erblicken würde. 

Staatsſekretär v. Kühlmann ſtellt feſt, daß zwiſchen den Par⸗ 
teien Übereinſtimmung herrſche in dem Wunſche, möglichſt bald den 
durch den Krieg geſchaffenen Zuſtänden ein Ende zu bereiten, wieder⸗ 
holt aber, daß es aus den dargelegten Gründen untunlich ſei, die 
militäriſchen Sicherheiten vorzeitig zu ſchwächen. 

Nach einer Replik Trozkis wird die Sitzung auf nachmittags 
5 Uhr vertagt. 

Die Nachmittagsſitzung wird durch den Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann mit folgenden Ausführungen eröffnet: 

„Meine Herren! Wir haben heute 5 die Besprechung des Zeit⸗ 
raumes zu Ende geführt und mit Bedauern konſtatieren müſſen, daß auf 
der Gegenſeite, obwohl die von uns aufgeführten Gründe vollkommen 
durchſchlagender Natur waren, keine Geneigtheit beſtanden hat, auf unſere 
Darlegungen in irgendwelcher Weiſe einzugehen. 4 

ir wollen übergehen zu dem zweiten zur Diskuſſion ſtehenden 
Punkte, der ſich bezieht auf die allgemeinen politiſchen Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen die Ausübung des Selbſtbeſtimmungsrechtes 
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erfolgen ſoll. Die Hauptfrage bei der Beantwortung dieſes Fragenkomplexes 
wird die ſein, inwiefern die Freiheit der Abſtimmung bzw. der Wahl zu 
der ausſchlaggebenden Vertretung durch die Gegenwart von Truppen in 
den beſetzten Gebieten beeinträchtigt wird. Die verbündeten Delegationen 
ind von der vollkommen aufrichtigen Abſicht geleitet, für die Abſtimmung 
bzw. die Wahl das höchſtmögliche Maß von abſoluter politiſcher Freiheit 
herzuſtellen, welches mit den Umſtänden verträglich iſt. Dies iſt, wie ſich 
aus der Natur der Sache ergibt, zum großen Teil mit eine militäriſche 
Frage. Der Rahmen, innerhalb deſſen die Diskuſſion der Frage laufen 
kann, iſt durch militäriſche Notwendigkeiten gezogen, über die hinaus wir 
nicht gehen können. Die beiden Geſichtspunkte, innerhalb deren diskutiert 
werden kann, ſind folgende: 

eine gewiſſe Zahl bewaffneter Streitkräfte iſt zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung notwendig, 

ein Teil jetzt militäriſch organiſierter Kräfte, um den ökonomiſchen 
Betrieb des Landes in Gang zu halten. 


Es wird von unſerer Seite in bindender Form die Zuſicherung ge⸗ 
geben werden, daß dieſe organiſierte Kraft in dem Gebiete, um das es ſich 
handelt, in keiner Weiſe ſich politiſch betätigt und keinen politiſchen Druck 
ausüben darf. Aus dieſer Anſchauung heraus vertreten wir die Theſe, 
daß die Gegenwart dieſer Kräfte der Freiheit der Abſtimmung in keiner 
Weiſe abträglich ſein kann, und deshalb wird ihr Vorhandenſein eine voll⸗ 
kommen freie Abſtimmung keineswegs beeinträchtigen.“ 


Trozki wendet ſich zunächſt der Frage der Räumung der beſetzten 
Gebiete zu. Gegenüber einer deshalb an ihn gerichteten Bitte des Staats⸗ 
ſekretärs v. Kühlmann, doch zum Thema zu ſprechen, namentlich zu der 
Frage, unter welchen Bedingungen die Abſtimmung ſtattfinden könne, die 
nach beiderſeitiger Anſicht als eine gültige und nicht durch militäriſchen Druck 
beeinflußte Willenskundgebung anzuſehen ſei, erklärt Trozki, er mülſſe ſich erſt 
über die Räumungsfrage völlige Klarheit verſchaffen, die er bis jetzt noch 
nicht habe. 

Staatsſekretär v. Kühlmann entgeguet, er habe unter dem Eindruck 
geſtanden, daß durch die Erörterung vom Morgen die Frage des Zeit⸗ 
punktes genügend geklärt ſchien. Wenn das nicht der Fall ſei, ſo habe er 
nichts dagegen, wenn der Herr Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation das 
Thema weiter erörtere. Er könne keine Gewähr dafür übernehmen, daß 
innerhalb des Zeitraumes, der für die Abſtimmung praktiſch in Frage 
komme, militäriſche Erwägungen eine vollkommene Räumung des in Frage 
kommenden Gebietes möglich erſcheinen laſſen würden. Es ſei für jeden 
klar, daß ſelbſt bei Errichtung einer nationalen Gendarmerie, zu der die 
Verbündeten durchaus bereit ſeien, der Sicherheitsdienſt in dieſen weiten 
und unſicheren Gebieten innerhalb der Zeitſpanne, in der die Abſtimmung 
herbeigeführt werden müßte, nicht ſo vollkommen zu regeln ſei, daß auf 
militäriſche Sicherung der Ordnung ganz verzichtet werden könnte. 


Das Minimalprogramm der Verbündeten ſei in voller Berückſichtigung 
der militäriſchen Notwendigkeiten aufgeſtellt, und zu ſeiner Einhaltung bzw. 
Diskuſſton im einzelnen ſeien die Verbündeten bereit. Es werde ſich darum 
handeln, ob nach Anſicht des Herrn Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation 
innerhalb des von den Verbündeten dargelegten Zeitraumes eine Abſtimmung 
oder Wahl unmöglich ſei, d. h. ob bei der Gegenwart dieſer bereits definierten, 
gering organisierten Kräfte die Abſtimmung oder die Wahltätigkeit als frei 
von militäriſchem Druck betrachtet werden könne oder nicht. 
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Trozki erklärt, er könnte jetzt nicht dieſe Frage in einer Geſtalt be⸗ 
antworten, die für die Verhandlungen von prakliſch⸗politiſcher Bedeutung 
fein würde, und es ſei einleuchtend, daß die Klarſtellung aller übrigen 
hierher gehörigen Fragen neben derjenigen von der Räumung durch die 
Truppen erſt ein annäherndes Bild darüber werde verſchaffen können, unter 
welchen Bedingungen die erwähnte Abſtimmung verlaufen würde. Zunächſt 
müſſe er ſich auf die Feſtſtellung beſchränken, daß die Gegenwart der in 
Frage ſtehenden organiſierten Kräfte nach ruſſiſcher Anſicht der Bedeutung 
der Abſtimmung ſehr ſchweren Eintrag tun würde. b 

In engem Zuſammenhang mit den eben behandelten Fragen ſtehe die 

der Rückkehr der Flüchtlinge und der Evakuierten in die beſetzten Gebiete. 
Seiner Anſicht nach könne die Abſtimmung erſt ftattfinden, wenn die Fllicht⸗ 
linge und die Evakuierten in ihrer Mehrzahl in ihre Heimat zurückgekehrt 
ſeien. Die in dem ihm von der öſterreichiſch-ungariſchen und deutſchen De⸗ 
legation überreichten Schlußſtücke vorgeſehene Formulierung erſcheine ihm 
zu einſchränkend. . 
_ „Staatgiefretär v. Kühlmann gibt ohne weiteres zu, daß grundſätz⸗ 
lich Flüchtlinge berechtigt ſein ſollen, in ihre Heimat zurückzukehren. Es 
ſei aber eine Aufgabe der Verwaltungsbehörden, feſtzuſetzen, ob und welche 
Ausnahmen von dieſer allgemeinen Regel zu jlatuieren wären. Er bittet 
den Vorredner, ihm zur Erleichterung des Uberblickes das der ruſſiſchen 
Regierung hierüber vorliegende Material zugehen zu laſſen, wozu ſich 
Trozki bereit erklärt. 

Über den erreichten Stand der Verhandlungen ſchreibt die 
„Nordd. Allg. Ztg.“: 

„Die Antwort des Vierbundes, die die Unterlage der letzten Verhand⸗ 
lungen in Breſt⸗Litowſk bildete, bedeutet ſicherlich einen ausgreifenden 
Schritt zur Klärung und damit zur Verſtändigung. Herr Trozki hat auch in 
ſeiner Antwort anerkannt, daß die Antwort der Zentralmächte jedenfalls die 
Zweifel über die formellen Schwierigkeiten beſeitigt habe. Die Bentralmächte 
erſtrebten vor allem in ſachlicher Hinſicht eine Klärung dahin, daß die Mittel: 
mächte den Weg zu einer Verſtändigung in einem Kompromiß ſehen, das 
mit den Tatſachen, wie ſie der Krieg geſchaffen hat, rechnet. In den vier 
Punkten, in denen, dieſe Tatſachen zuſammengezogen wurden, offenbart ſich 
in gleicher Weiſe der Gegenſatz, der noch zwiſchen den Parteien beſteht, 
und auch der Weg, auf dem er überwunden werden kann.“ 

16. Jauuar. Die Abordnungen der vier verbündeten Mächte 
verſammeln ſich zu einer internen vertraulichen Beſprechung. Staats⸗ 
ſekretär v. Kühlmann gibt in längerer Rede Auskunft über den Stand 
der mit der ruffifchen Vertretung in den letzten Tagen geführten Ver⸗ 
handlungen zur Regelung der politiſchen und territorialen Fragen. 
Die Vorſitzenden der verbündeten Vertretungen bringen dem Staats⸗ 
ſekretär ihren Dank und ihre vollſte Zuſtimmung zum Ausdruck. Eine 
vertrauliche Beſprechung des Grafen Czernin mit den ulrainiſchen 
Delegierten, woran auch die deutſche Delegation teilnimmt, führt zur 
Herſtellung des prinzipiellen Einvernehmens über die das künftige 
politiſche Verhältnis der Ukraine betreffenden Fragen. 

17. Januar. In einer zwiſchen der deutſchen und der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Delegation einerſeits und der ukrainiſchen Delegation 
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andererſeits abgehaltenen Beſprechung wird einleitend das bisherige 
Ergebnis der über die politiſchen Fragen vertraulich gepflogenen Unter⸗ 
redungen zuſammengefaßt. 

Graf Czernin hebt hierbei den für die Breſter Verhandlungen 
überhaupt geltenden und auch von der ukrainiſchen Delegation aner⸗ 
kannten allgemeinen Grundſatz hervor, daß die Einmiſchung eines Teiles 
in die inneren ſtaatlichen Angelegenheiten des anderen ausgeſchloſſen 
ſei. Andererſeits beſtehe Einverſtändnis darüber, daß bei Zuſtande⸗ 
kommen eines die Entwicklung eines dauernden freundſchaftlichen Ver⸗ 
haͤltniſſes ſicherſtellenden Friedens die beiden Teile bereit ſeien, ſich 
unter Vorausſetzung voller Gegenſeitigkeit über verſchiedene, ſie inter⸗ 
eſſierende politiſche und kulturelle Fragen auszuſprechen. Hierbei 
weift Graf Czernin beiſpielsweiſe auf die Beſprechung der Sicherſtellung 
des Schicksals jener polniſchen Minderheiten hin, welche dem künftigen 
ukrainiſchen Staate etwa angehören werden. 

Dieſe Erklärungen werden von der ukrainiſchen Delegation zu⸗ 
ſtimmend und mit dem Bemerken zur Kenntnis genommen, daß ſie 
auf Grund derſelben in die weiteren Verhandlungen eintreten werde. 

Bei der weiteren Beſprechung über die Regelung des beider⸗ 
ſeitigen wirtſchaftlichen Verkehrs werden keine ſolchen Abweichungen 
in den grundlegenden Auffaſſungen feſtgeſtellt, daß fie das Zuſtande⸗ 
kommen einer Vereinbarung zu hindern vermöchten. Die Beratungen 
werden ſo weit gefördert, daß ſie ſich bereits auf konkrete Fragen des 
Warenaustanſchverkehrs erſtrecken. Der Gang dieſer Verhandlungen 
und deren bisheriges Ergebnis laſſen die Erwartung eines befriedigenden 
Abſchluſſes berechtigt erſcheinen. Die Weiterberatung wird einer Spezial⸗ 
kommiſſion übertragen. 

18. Januar. Die wegen leichten Unwohlſeins des Miniſters 
Grafen Czernin auf zwei Tage unterbrochenen Beſprechungen der 
Kommiſſion zur Regelung der politiſchen und territorialen 
Fragen werden fortgeſetzt. 

In der bei der letzten Sitzung angeſchnittenen Frage, betreffend die 
Rückkehr der aus den beſetzten Gebieten während des Krieges Ausgewanderten, 
wiederholt Staatsſekretär v. Kühlm ann, daß die Mittelmächte im Prinzip 
mit dem Gedanken der Rückwanderung einverſtanden ſeien und daß die 
praktiſche Durchführung dieſer Repatriierung am beſten der Kommiſſion zu 
übertragen wäre, die ſich mit dem Austauſch der Zivilgefangenen beſchäftigt. 
Auf feine Anfrage, ob es der ruſſiſchen Regierung möglich ſein werde, den 
in Betracht kommenden Emigranten Nachweiſe darüber zu verſchaffen, daß 
ſie vor der Abwanderung in den fraglichen Gebieten gelebt haben, erwidert 
Trozki, daß dieſe Flüchtlinge und Evakuierten derzeit in Rußland in Lands⸗ 
mannſchaften zuſammengefaßt ſeien, deren Zentralorgane zweifellos die Mög⸗ 
lichkeit beſäßen, dieſen Nachweis zu liefern. 5 

Da dieſer Punkt hiermit befriedigend erledigt iſt, geht die Kommiſſion 
auf die Beſprechung der Frage über, in welcher Weiſe die Abſtimmung 
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über die ſtaatliche Zukunft der beſetzten Gebiete erfolgen ſoll, 
denen Rußland das Selbſtbeſtimmungsrecht einräumt. Deutſcherſeits wird 
darauf hingewieſen, daß das von der ruſſiſchen Delegation hierfür beantragte 
Referendum dem Entwicklungszuſtande der Bevölkerung dieſer Gebiete nicht 
entſpreche und daß es richtiger wäre, die in den fraglichen Territorien be⸗ 
ſtehenden Vertretungskörper durch Wahlen auf breiter Grundlage derart zu 
ergänzen und zu erweitern, daß ſie tatſächlich als Vertretung der geſamten 
Bevölkerung angeſehen werden können. 


Demgegenüber bemerkt Trozki, daß die ruſſiſche Delegation an ihrem 
Antrage feſthalte, daß nur ein Referendum über die ſtaatliche Zukunft dieſer 
Länder entſcheiden ſolle. 

In einer Erwiderung hierauf weiſt Staatsſekretär v. Kühlmann 
erneut auf das Beſtreben der Mittelmächte hin, den breiten Schichten der 
Bevölkerung dieſer Gebiete einen immer zunehmenden Einfluß auf die 
Politik einzuräumen. Das, was unbedingt gewahrt werden müſſe, ſei die 
Aufrechterhaltung der Ordnung innerhalb der Übergangszeit. Das, was 
verhindert werden müſſe, ſei die Ausbreitung der Revolution auf dieſe ſchon 
vom Kriege genug heimgeſuchten Gegenden. 

Die weilere Erörterung dieſer Frage wird darauf vertagt und zur 
Beſprechung des Umfanges der unter Artikel II des deutſch⸗öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Entwurfs fallenden Gebiete übergegangen. 


Auf Einladung des Vorſitzenden legt General Hoffmann eine Karte 
vor, die die betreffenden Einzeichnungen für das Gebiet zwiſchen der Oſtſee 
und Breſt⸗Litowſk enthält. 

Auf die Bemerkung, daß die ſüdlich von Breſt⸗Litowſk liegenden 
Territorien in dieſer Karte nicht berückſichtigt ſeien, da hierüber Verhand⸗ 
lungen mit der ukrainiſchen Delegation ſchwebten, ſieht ſich Trozki zu 
folgender Gegenerklärung veranlaßt: „Wie ich ſchon zweimal bemerkte, und 
zwar bei Gelegenheit der Anerkennung der ukrainiſchen Delegation, iſt der 
Prozeß der Selbſtbeſtimmung der Ukrainer noch nicht ſo weit gediehen, daß 
die Frage der Abgrenzung zwiſchen uns und der neuen Republik bereits 
als durchgeführt angeſehen werden könnte. Ich habe ſchon damals bemerkt, 
daß dies keine Schwierigkeiten in den Verhandlungen ergeben wird, da nach 
unſeren Grundſätzen die Grenzen beſtimmt werden durch den Willen der 
breiten Maſſen der Bevölkerungen, die daran intereſſiert ſind. In jedem 
Einzelfalle würde es einer Einigung zwiſchen uns und der ukrainiſchen 
Delegation bedürfen. Dies bezieht ſich natürlich auch im vollen Umfange 
auf die Gebiete füdlich von Breſt⸗Litowſk.“ 

Im Zuſammenhange hiermit bringt Graf Czernin das Thema der 
durch die öſterreichiſch⸗ungariſchen Truppen beſetzten Gebiete zur Sprache 
und erſucht den Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation um eine Aufklärung 
darüber, ob die hierauf bezüglichen Verhandlungen mit der Petersburger 
Regierung oder, wie dies die ukrainiſche Delegation wünſche, nur mit dieſer 
allein zu führen ſeien. 

Auch hierauf erwidert Trozki, daß der ukrainiſchen Delegation eine 
einſeitige und ſelbſtändige Behandlung dieſer Frage nicht zugeſtanden werden 
könne, worauf Graf Czernin ſich die weitere Beſprechung dieſer Frage bis 
nach der binnen kurzer Zeit zu erwartenden Klärung der Kompetenzfrage 
zwiſchen der ruſſiſchen und der ukrainischen Delegation vorbehält. 

Im Laufe der Beſprechung vom Vormittag erſucht Staatsſekretär 
v. Kühlmann um eine Aufklärung über das Verhältnis des Kaukaſus zur 
Petersburger Regierung. 
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Hierauf gibt Trozki nachſtehende Auskunft: „Die Kaukaſus⸗Armee 
ſteht in vollem Umfange unter dem Befehl von Vorgeſetzten, die dem Rate 
der Volkskommiſſare unbedingt ergeben ſind. Das wurde vor etwa zwei 
Wochen beſtätigt auf dem allgemeinen Kongreß der Delegierten der kau⸗ 
kaſiſchen Front.“ 5 

Eine weitere Frage des Staatsſekretärs hat die Alandsinſeln zum 
Gegenſtande. Staatsſekretär v. Kühlmann führt dabei aus, die Alands⸗ 
frage ſei für Deutſchland als einen der Mitunterzeichner des alten Vertrages 
bedeutſam. Zunächſt ſei die Vorfrage zu löſen, ob das Alandsproblem 
nach wie vor von der Petersburger Regierung behandelt werde, oder ob 
die jetzt von mehreren Mächten anerkannte finniſche Republik international 
als zur Vertretung der die Alandsinſeln betreffenden Fragen berechtigt zu 
betrachten ſei. g i 

Nachdem Trozki erklärt hat, daß die Proklamierung der ſtaatlichen 
Unabhängigkeit Finnlands bisher keinerlei Veränderung in der Frage der 
Alandsinſeln hervorgerufen habe, weiſt Staatsſekretär v. Kühlmann 
darauf hin, daß aus dem Alandsvertrage, deſſen Unterſchriften aus einer 
rein hiſtoriſchen Konſtellation, nämlich der des Krimkrieges, zu erklären ſeien, 
für Deutſchland induſtrielle Rechte erwüchſen, deren Anerkennung im Friedens⸗ 
vertrage eine deutſche Forderung darſtellen würde. Rußland würde durch 
eine ſolche Anerkennung nichts aufgeben, was es vor dem Kriege beſeſſen 
hätte, wenn man nicht etwa behaupten wolle, daß die vertragswidrige Be⸗ 
teitigung der Inſeln während des Krieges und der durch die heutige Re⸗ 
gierung aufgedeckte Verſuch des zariſtiſchen Regimes, die vertragswidrige 
Befeſtigung zu einem dauernden Recht zu erheben, irgendein neues Recht 
in dieſer Frage geſchaffen hätte. Im übrigen ſei es im Intereſſe der Auf⸗ 
rechterhaltung der Harmonie unter den der Dftfee anwohnenden Völkern 
ein deutſcher Wunſch, daß bei Erneuerung der betreffenden Vertragsbeſtim⸗ 
mungen die Anwohner der Oſtſce, insbeſondere das durch ſeine geographiſche 
Lage an der Sache in hervorragendem Maße intereſſierte Schweden, zur 
Mitberatung und Mitunterzeichnung herangezogen werden. Schweden ſei 
zwar bei den gegenwärtigen Beratungen nicht vertreten, er habe aber Grund 
zu der Annahme, daß die Wünſche des ſchwediſchen Volkes ſich in dieſer 
Richtung bewegten. 

Trozki behält ſich eine Antwort auf dieſe Anregungen für ſpäter vor. 

Am Schluſſe der Nachmittagsſitzung erklärt Trozki, daß er aus 
innerpolitiſchen Gründen gezwungen ſei, ſich für die Dauer von etwa 
einer Woche nach Petersburg zu begeben. Da übrigens die Kom⸗ 
miſſionsverhandlungen zur vollen Durchberatung des Verhandlungs⸗ 
gegenſtandes in ſeinen Details geführt hätten, ſchlage er vor, die 
Beratungen der politiſchen Kommiſſion bis zum 29. Januar zu ver⸗ 
tagen. Mit ſeiner Abreiſe gehe die Führung der ruſſiſchen Delegation 
anf Joffe über. 

Seitens der Mittelmächte nimmt man dieſe Erklärung zur Kenntnis 
und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß nach Rückkehr Trozkis eine 
volle Einigung zu erzielen ſein werde. 

Das „Wiener Fremdenblatt“ weiſt auf das vollſtändige Novum der 
Offentlichkeit der Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk hin, was zur Folge habe, 
daß die Allgemeinheit manchmal zu der Annahme verleitet werde, als ob 
ſich unüberwindliche Hinderniſſe der Vollendung des Friedenswerkes zwiſchen 
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Rußland und dem Vierbund entgegenſtellten. Das Blatt ſagt ſodann: „Es 
muß daher, um allen Mißdeutungen vorzubeugen, feſtgeſtellt werden, daß 
die oberſte Richtlinie unſerer Kriegsziele, die Herbeiführung eines Friedens 
ohne Annexionen, unverrückt geblieben iſt. Wir führen einen Verteidigungs⸗ 
krieg, und wir wollen keine Eroberungen machen. An dieſem Grundſatze 
halten wir heute in Breſt⸗Litowſk feſt. Wenn wir aber einerſeits entſchloſſen 
jmd, keine Annexionen zu machen, jo kann uns anderſeits der Zuſtand, in 
dem die Länder ſind, die ſich nunmehr an unſerer Grenze befinden werden, 
nicht gleichgültig laſſen. Wir hegen durchaus nicht die Abficht, die im Oſten 
von unſeren Truppen beſetzten Gebiete unſerem Staate einzuverleiben, aber 
wir dürfen auch nicht dulden, daß in jenen Ländern ein Zuſtand entſteht, 
der für uns gefährlich werden könnte. Wir wollen nicht annektieren, aber 
wir wollen auch nicht, daß die ruſſiſche Revolution in den Gebieten, die an 
uns grenzen, zu einer gewaltigen moraliſchen Annexion ſchreiten könnte.“ 

Das Blatt betont weiter, daß es ſich hier um einen Akt des Selbſt⸗ 
ſchutzes handle und daß der Friede eine Bürgſchaft bieten müſſe, daß nicht 
an Stelle der äußeren Wirren innere träten und daß nicht die Funken vom 
brennenden Hauſe des Nachbarn auf das eigene überſprängen. 

Das Blatt ſchließt: „Bei der Neugeſtaltung der Dinge, die ſich nach 
dem Zerfalle des Zarenreiches vollzieht, iſt es die oberſte Pflicht unſerer 
Staatsmänner, dafür zu ſorgen, daß die Drohung vom Oſten verſchwindet. 
Weder Annexionen von ſeiten Rußlands, noch Revolutionen durch Rußland! 
Auch wir denken nicht daran, eine Gebietserweiterung auf Koſten Rußlands 
zu erlangen, auch wir halten uns davon fern, eine Propaganda in den 
inneren Verhältniſſen dieſes Landes zu treiben, aber was wir verlangen 
dürfen und müſſen, iſt, daß der Friedensſchluß mit Rußland keine Gelegenheit 
biete, daß der Brand, der dort ausgebrochen iſt, auf uns übergreife.“ 


19. Jaunar. Die deutſch⸗öſterreichiſch-ungariſchen Wirtſchafts⸗ 
kommiſſionen halten mit der ruſſiſchen und der ukrainiſchen Wirt⸗ 
ſchaftskommiſſion Beſprechungen ab, die befriedigend verlaufen. Die 
vertraulichen politiſchen Beratungen mit der ukrainiſchen Delegation 
werden fortgeſetzt. 

20. Januar. Halbamtlich wird bekanntgegeben: die bisherigen 

Verhandlungen, die zwiſchen den Delegationen der Mittelmächte einer⸗ 
ſeits und der der ukrainiſchen Volksrepublik andererſeits geführt worden 
ſind, haben das Ergebnis gezeitigt, daß über die Grundlagen 
eines abzuſchließenden Friedensvertrages Einigung erzielt 
worden iſt, der Kriegszuſtand ſoll als beendet erklärt und der Ent⸗ 
ſchluß der Parteien bekräftigt werden, fortan in Frieden und Freund⸗ 
ſchaft miteinander zu leben — die an der Front einander gegenüber⸗ 
ſtehenden Truppen ſollen mit Friedensſchluß zurückgezogen werden —, 
alle Beteiligten ſind darüber einig, daß der Friedensvertrag für die 
ſofortige Aufnahme eines geregelten wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Verkehrs Vorſarge zu treffen haben wird — auch diplomatiſche und 
konſulariſche Beziehungen ſollen alsbald aufgenommen werden. 

Mit Feſtſtellung der weſentlichen Grundzüge des Friedensver⸗ 
trages ſind die Verhandlungen an einem Punkte angelangt, der es 
den Delegationen zur Pflicht macht, mit den heimiſchen verantwort⸗ 
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lichen Stellen in Fühlung zu treten. Ein Teil der bevollmächtigten 
Vertreter ſieht ſich veranlaßt, dieſen Stellen perſönlich über den Gang 
der Verhandlungen Bericht zu erſtatten und deren Zuſtimmung zu 
dem Vereinbarten einzuholen. 

Alle Delegationen find darüber einig, daß die hierdurch not= 
wendig werdende Ausſetzung der Verhandlungen ſo kurz wie möglich 
bemeſſen ſein ſoll. Sie haben ſich daher zugeſagt, ſofort nach Breſt⸗ 
Litowſk zurückzukehren, und find entſchloſſen, ſodann im Rahmen der 
ihnen erteilten Ermächtigungen den Friedensvertrag abzuſchließen und 
zu unterzeichnen. 

Hiermit iſt es zum erſtenmal in dieſem die Welt erſchüttern⸗ 
den Kriege gelungen, die Grundlagen zur Herſtellung des Friedens⸗ 
zuſtandes zu finden. 


24. Jannar. Miniſter Graf Czernin berichtet über den Gang 
der Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk im Ausſchuß für Außeres der 
öſterreichiſchen Delegation, wo er folgende Rede hält: 


„Hoher Ausſchuß! Es iſt meine Pflicht, den Herren ein getreues Bild 
der Friedensverhandlungen zu entwickeln, die verſchiedenen Phaſen der bis⸗ 
herigen Ergebniſſe zu beleuchten und daraus jene Konkluſionen zu ziehen, 
die wahr, logiſch und berechtigt ſind. Es ſcheint mir vor allem, daß jene, 
welche den Verlauf der Verhandlungen anſcheinend zu langſam finden, ſich 
auch nicht annähernd eine Vorſtellung von den Schwierigkeiten machen 
können, denen wir naturgemäß auf Schritt und Tritt hierbei begegnen 
müſſen. Ich werde mir im nachſtehenden geſtatten, die Schwierigkeiten zu 
ſchildern, und möchte nur gleich vorgreifend auf einen Kardinalunterſchied 
hinweiſen, welcher zwiſchen den Friedensverhandlungen von Breſt⸗Litowſk 
und all denen, die jemals in der Geſchichte ſtattgefunden haben, beſteht. 

Niemals, ſoviel ich weiß, haben Friedensverhandlungen bei offenen 
Fenſtern ſtattgefunden. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß Verhandlungen, 
welche den jetzigen an Umfang und Tiefe gleichkommen, von der erſten 
Minute an glatt und ohne den geringſten Zwiſchenfall verlaufen könnten. 
Es gilt, eine neue Welt aufzubauen für das alles, was der erbarmungs⸗ 
loſeſle aller Kriege zerſtört und in den Boden geſtampft hat. Bei allen 
Friedensverhandlungen, die wir kennen, haben ſich deren verſchiedene Phaſen 
mehr oder weniger bei verſchloſſenen Türen abgeſpielt, und erſt nach Ablauf 
der Verhandlungen wurde der Welt das Ergebnis mitgeteilt. Aus allen 
Büchern der Geſchichte geht hervor — es iſt dies ja ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lich —, daß der mühſame Weg ſolcher Friedens verhandlungen ſtets über 
Berg und Tal geführt hat, daß die Ausſichten manchen Tag günſtiger, 
manchen Tag weniger günſtig ſchienen. Wenn aber dieſe verſchiedenen 
Phaſen, die Details des Einzeltages, in die Welt hinaustelegraphiert 
werden, ſo iſt es wieder ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſie bei der die ganze 
Welt beherrſchenden Nervoſität wie elektriſche Schläge wirken und die 
öffentliche Meinung aufpeitſchen. Wir waren uns über den Nachteil 
dieſes Vorganges vollitändig im klaren. Wir gaben trotzdem dem Wunſche 
der ruſſiſchen Regierung nach Veröffentlichung ſofort ſtatt, weil wir uns 
entgegenkommend zeigen wollten, weil wir nichts zu verſtecken haben und 
weil es einen falſchen Eindruck hätte machen konnen, wenn wir an dem 
bisher beſtandenen Modus der Geheimhaltung feſtgehalten hätten. Aber 
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die notwendige Kehrſeite dieſer vollſtändigen Offentlichkeit der Verhand⸗ 
lungen iſt die, daß die große Offentlichkeit, daß das Hinterland, vor allem 
die G ruhige Nerven behalten. Die Partie muß mit kaltem Blute 
zu Ende geſpielt werden. Sie wird zu einem guten Ende kommen, wenn 
die Völker der Monarchie ihre verantwortlichen Vertreter auf der Friedens⸗ 
konferenz unterſtützen. N 

Vorweg ſei geſagt: die Baſts, auf der Oſterreich⸗Ungarn mit den 
verſchiedenen neuentſtandenen ruſſiſchen Reichen verhandelt, iſt die, ohne 
Kompenſationen und ohne Annexionen. Das iſt das Programm, 
das ich vor einem Jahre knapp nach meiner Ernennung zum Miniſter 
denjenigen gegenüber, welche über den Frieden reden wollen, ausſprach, 
welches ich den ruſſiſchen Machthabern auf ihr erſtes Friedensangebot hin 
wiederholt habe und wovon ich nicht abweichen werde. Diejenigen, die 
glauben, daß ich von dem Wege, den ich mir zu gehen vorgenommen habe, 
abzudrängen ſei, find ſchlechte Pſychologen. Ich ließ der Offentlichkeit 
niemals Zweifel darüber, welchen Weg ich gehe, ich ließ mich niemals 
auch nur um Haaresbreite von dieſem Wege abdrängen, weder nach rechts 
noch nach links. Ich bin ſeitdem der unbeſtrittene Liebling der Alldeutſchen 
und derjenigen in der Monarchie geworden, die die Alldeutſchen nachahmen, 
und werde gleichzeitig als Kriegshetzer von denen verſchrien, die Frieden 
um jeden Preis wollen, wie zahlreiche Briefe mir beweiſen. Beides hat 
mich niemals geniert. Im Gegenteil, dieſe doppelten Schimpfereien find 
meine einzigen Erheiterungen in dieſer ernſten Zeit. Ich erkläre hier noch⸗ 
mals, daß ich keinen Quadratmeter und keinen Kreuzer von Rußland ver⸗ 
lange, und daß, wenn Rußland, wie dies ſcheint, ſich auf den gleichen 
Standpunkt ſtellt, der Friede zuſtandekommen muß. Diejenigen, die Frieden 
um jeden Preis wollen, könnten Zweifel an meinen annexionsloſen Abſichten 
hegen, wenn ich ihnen nicht mit der gleichen rückhaltloſen Offenheit ins 
Geſicht ſagen würde, daß ich mich niemals dazu hergeben werde, einen 
Frieden zu ſchließen, der über den eben ſkizzierten Rahmen hinausgeht. 
Wenn unſere ruſſiſchen Kompaziſzenten von uns Gebietsabtretung oder 
Kriegsentſchädigung verlangen würden, ſo würde ich den Krieg fortſetzen, 
trotz des Friedenswunſches, den ich genau ſo gut habe, wie Sie; oder ich 
würde zurücktreten, wenn ich mit meiner Anſicht nicht durchdringen könnte. 
Das vorausgeſchickt und nochmals betont, daß für dieſe letzte, peſſimiſtiſche 
Annahme, daß der Friede ſcheitern wird, kein Grund vorliegt, da ſich die 
Verhandlungen in den Kommiſſionen auf eine annexions⸗ und kontribu⸗ 
tionsloſe Baſis vereinigt haben und nur neue Inſtruktionen der verſchiedenen 
ruſſiſchen Regierungen oder deren Verſchwinden dieſe Baſis zu verſchieben 
imſtande wären, gehe ich auf die zwei größten Schwierigkeiten über, welche 
die Gründe enthalten, daß die Verhandlungen nicht ſo ſchnell, wie wir alle 
möchten, verlaufen. Die erſte Schwierigkeit iſt, daß wir gar nicht mit den 
ruſſiſchen Kompaziſzenten, ſondern mit den verſchiedenen neuentſtandenen 
ruſſiſchen Reichen zu verhandeln haben. Es kommen hier in Betracht das 
von Petersburg geleitete Rußland, zweitens unſer eigentlicher neuer Nach⸗ 
barſtaat, die große Ukraine, drittens Finnland, viertens der Kaukaſus. Mit 
den erſten beiden Staaten verhandeln wir direkt, ich meine von Angeſicht 
zu Angeſicht, mit den beiden anderen vorerſt auf mehr oder weniger in⸗ 
direktem Wege, weil fie zurzeit keine Unterhändler nach Breſt⸗Litowſk 
geſchickt haben. Dieſen vier ruſſiſchen Kompaziſzenten ſtehen wir vier Mächte 
gegenüber, und beiſpielsweiſe der Fall des Kaukasus, in dem wir direkt 
natürlich gar keine Schwierigkeiten zu beſeitigen haben, der aber im Konflikt 
mit der Türkei iſt, beweiſt die Ausdehnung der Verhandlungsthemata. 

Was uns ſpezfell in erſter Linie intereſſieren muß, iſt jener neuent⸗ 
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ſtandene große Staat, an den wir in Zukunft grenzen werden, die Ukraine. 
Wir ſind in den Verhandlungen mit dieſer Delegation bereits ſehr weit 
getommen, wir haben uns geeinigt auf der oben erwähnten annexions⸗ 
und kompenſationsloſen Baſis und ſind in großen Zügen darüber klar 
geworden, daß und wie die Handelsbeziehungen mit der neuentſtandenen 
Republik wieder aufzunehmen ſeien. Aber gerade dieſes Beiſpiel der 
Ukraine zeigt eine der herrſchenden Schwierigkeiten. Während die ukrainiſche 
Republik auf dem Standpunkt ſteht, daß ſie vollkommen und autonom mit 
uns zu verhandeln berechtigt fei, ſteht die ruſſiſche Delegation auf der 
Baſis, daß die Grenzen ihres Reiches mit der Ukraine noch nicht ab⸗ 
gemacht, und daß die Grenzen der Ukraine überhaupt noch nicht definitiv 
abgemacht ſind, und daß Petersburg infolgedeſſen berechtigt iſt, an unſeren 
Verhandlungen mit der Ukraine teilzunehmen, eine Anſicht, der ſich die 
Herren der ukrainiſchen Delegation nicht anſchließen wollen. Aber dieſe 
ungeklarte Lage der inneren Verhältniſſe Rußlands war der Grund der 
gewaltigen Verzögerung. Wir waren auch über dieſe Schwierigkeit hinüber⸗ 
gekommen, und ich glaubte, daß die in einigen Tagen wieder aufzunehmen⸗ 
den Verhandlungen den Weg bier frei finden würden. Wie die Sache 
heute ſteht, weiß ich nicht, denn ich erhielt geſtern von meinem Vertreter 
in Breſt⸗Litowſk folgende zwei Telegramme: 


„Joffe richtete heute abend in ſeiner Eigenſchaft als Präſident der ruſſiſchen 
Delegation an die Delegationen der vier verbündeten Mächte ein Zirkular⸗ 
ſchreiben, in dem er bekanntgibt, daß die Arbeiter⸗ und Bauernregierung 
der ukrainiſchen Republik beſchloſſen habe, zwei Delegierte nach Breſt⸗Litowſk 
mit dem Auftrage zu entſenden, an den Friedensverhandlungen als Vertreter 
des Zentralkomitees der allukrainiſchen Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Bauernräte, 
jedoch innerhalb der ruſſiſchen Delegation als ergänzender Beſtandteil der⸗ 
ſelben, teilzunehmen. Joffe hat dieſer Mitteilung hinzugefügt, daß die ruſſiſche 
Delegation bereit ſei, dieſe ukrainiſchen Vertreter in ihren Beſtand aufzu⸗ 
nehmen. — Obiger Mitteilung iſt die Abſchrift einer aus Charkow datierten, 
an den Vorſitzenden der ruſſiſchen Friedensdelegation in Breſt⸗Litowſk ge⸗ 
richteten Erklarung der Arbeiter⸗ und Bauernregierung der ukrainiſchen 
Republik beigeſchloſſen, in der bekanntgegeben wird, daß die Kijewer Zen⸗ 
tralrada lediglich die beſitzenden Klaſſen vertrete und infolgedeſſen nicht 
namens des ganzen ukrainiſchen Volkes handeln könne. Die ukrainiſche 
Arbeiter⸗ und Bauernregierung erklärt, daß ſie etwaige, ohne ihr Zutun 
zuſtandegekommene Abmachungen der Delegierten der Kijewer Zentralrada 
nicht anerkenne, ihrerſeits jedoch beſchloſſen habe, Vertreter nach Breſt⸗Litowſk 
zu entſenden, die dort als ergänzende Beſtandteile der ruſſiſchen Delegation, 
welche ſie als Bevollmächtigte der föderativen Regierung Rußlands aner⸗ 
kennen, aufzutreten haben werden. 


Ferner: die deutſche Überſetzung des ruſſiſchen Originaltextes des geſtern 
abend erhaltenen Schreibens Joffes in der Angelegenheit der Delegierten 
der Charkower ukrainiſchen Regierung, ſowie deſſen zwei Beilagen, lautet 
wie folgt: an den Vorſitzenden der öſterreichiſch⸗ungariſchen Friedensdele⸗ 
gation. Herr Miniſter! Indem ich anbei die Kopie einer von mir erhaltenen 
Be Delegierten der Arbeiter und Bauernregierung der ukrainiſchen 
Republik W. M. Schachrai, E. G. Medwjedew und ihrer Mandate überſende, 
habe ich die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß die ruſſiſche Delegation in voller 
Übereinſtimmung mit dem von mir wiederholt anerkannten Rechte auf freie 
Selbſtbeſtimmung aller Völker — darunter natürlich auch des ukrainiſchen — 
keinerlei Hinderniſſe für die Teilnahme der Vertreter der Arbeiter⸗ und 
Bauernregierung der ukrainiſchen Republik an den Friedensverhandlungen 
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erblickt und ſie entſprechend dem von ihnen geäußerten Wunſche mit in den 
Beſtand der ruſſiſchen Friedensdelegation aufnimmt, als Bevollmächtigte der 
Vertreter der Arbeiter⸗ und Bauernregierung der ukrainiſchen Republik. 
Indem ich dieſes zu Ihrer Kenntnis bringe, bitte ich Sie, Herr Minifter, 
den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung entgegenzunehmen. Der Vor⸗ 
ſitzende der ruſſiſchen Friedensdelegation. Joffe. 


An den Herrn Vorſitzenden der Friedensdelegation der ruſſiſchen Re⸗ 
publik. Erklärung. Wir, die Verrteter der Arbeiter⸗ und Bauernregierung 
der ukrainiſchen Republik, Volkskommiſſar für militäriſche Angelegenheiten, 
N. M. Schachrai, und der Vorſitzende des allukrainiſchen Zentralexekutiv⸗ 
komitees der Rate der Arbeiter⸗, Soldaten: und Bauerndeputation, E. G. Med⸗ 
wjedew, die wir nach Breſt⸗Litowſk zur Führung von Friedensverhandlungen 
mit den Vertretern Deutſchlands, Oſterreich⸗Ungarns und der Türkei in 
voller Übereinſtimmung mit den Vertretern der Arbeiter: und Bauernregierung 
der ruſſiſchen föderativen Republik delegiert worden ſind, als welcher der 
Rat der Volkskommiſſare anzuſehen iſt, erklären hiermit folgendes: Das 
Generalſekretariat der Zentralrada kann keinesfalls als Vertreter des ganzen 
ukrainischen Volkes anerkannt werden. Im Namen der ukrainiſchen Arbeiter, 
Soldaten und Bauern erklären wir kategoriſch, daß alle Beſchlüſſe, die das 
Generalſekretariat ohne Übereinſtimmung mit uns gefaßt hat, vom ukrainiſchen 
Volk nicht anerkannt werden, nicht durchgeführt wer . und keines⸗ 
falls in die Tat umgeſetzt werden können. In voller Übereinſtimmung mit 
dem Rate der Volkskommiſſare, folglich auch mit der Delegation der ruſſiſchen 
Arbeiter⸗ und Bauernregierung; werden wir in Zukunft die Friedensverhand⸗ 
lungen mit den Delegierten des Vierbundes zuſammen mit der ruſſiſchen 
Friedensdelegation führen. Dabei bringen wir folgende Reſolution zu Ihrer 
Kenntnis. Der Herr Vorſitzende, welcher von dem Zentralexekutivkomitee 
der allukrainiſchen Räte der Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Bauerndeputierten 
vom 30. 12. 1917 (12. 1. 1918) angenommen worden iſt als Zentralexekutiv⸗ 
komitee, hat beſchloſſen, zur Teilnahme an den Friedensverhandlungen den 
Vorſitzenden des Zentralexekutivkomitees, Genoſſen Medwjedew, und die 
Volksſekretäre Satonſki und Schacharai zu delegieren, die damit beauftragt 
ſind, kategoriſch zu erklären, daß alle Verſuche der ukrainiſchen Zentralrada, 
im Namen des ukrainiſchen Volkes aufzutreten, als eigenmächtige Schritte 
der Bourgeoisgruppe der ukrainiſchen Bevölkerung gegen den Willen und 
die Intereſſen der arbeitenden Klaſſen der Ukraine anzuſehen ſind, und daß 
keinerlei Beſchlüſſe, die die Zentralrada gefaßt hat, weder von der ukrai⸗ 
niſchen Sowjetregierung noch von dem ukrainiſchen Volk anerkannt werden, 
daß die ukrainiſche Arbeiter: und Bauernregierung den Rat der Volks⸗ 
kommiſſare als Organ der allruſſiſchen Sowjetregierung für berechtigt an⸗ 
ſieht, im Namen der ganzen ruſſiſchen Föderation aufzutreten, und daß die 
Delegation der ukrainiſchen Arbeiter- und Bauernregierung, die zu dem 
Zwecke entſandt worden iſt, um die eigenmächtigen Schritte der ukrainiſchen 
Zentralrada aufzudecken, zuſammen mit der allruſſiſchen Delegation und in 
voller Übereinſtimmung mit dieſer auftreten wird. 


Zuſatz; Das von dem Volksſekretariat der ukrainiſchen Arbeiter⸗ und 
Bauernrepublik am 30. Dezember 1917 erteilte Mandat. Anmerkung; Der 
Volksſekretär für Volksaufklärung Wladimir Petrowitſch Satonſki iſt 
unterwegs erkrankt und daher nicht gleichzeitig mit uns eingetroffen. 15. Ja⸗ 
nuar 1918. Der Vorſitzende des Zentralexekutivkomitees der allukrainiſchen 
Räte der Arbeiter, Soldaten: und Bauerndeputierten R. Medwjedew, der 
Volkskommiſſar für militärische Angelegenheiten Schacharai. Mit dem 
Original übereinſtimmend. Der Sekretär der Friedensdelegation Karachan 
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Beilage 2: Auf Beſchluß des Zentralexekutivkomitees der Räte der 
Arbeiter⸗, Bauern⸗ und Soldatendeputierten der Ukrainer bevollmächtigt 
das Volksſekretariat der ukrainiſchen Republik im Namen der Arbeiter⸗ und 
Bauernregierung der Ukrainer hierdurch den Vorſitzenden des Zentralexekutiv⸗ 
komitees der Räte der Arbeiter⸗, Bauern⸗ und Soldatendeputierten der Ukrainer 
Jofin Gregoriewitſch Medwjedew, den Volksſekretär für militäriſche Ange⸗ 
legenheiten Waſili Matwfewitſch Schacharai und den Volksſekretär für Volks⸗ 
aufklärung Wladimir Petrowitſch Satonſki im Namen der ukrainiſchen 
Volksrepublik an den Verhandlungen mit den Regierungen Deutſchlands, 
Oſterreich⸗Ungarns, der Türlei und Bulgariens über die Friedensbedingungen 
zwiſchen den genannten Staaten und der ruſſiſchen föderativen Republik 
teilzunehmen. Zu dieſem Zweck wird den genannten Bevollmächtigten Jofin 
Gregoriewitſch Medwjedew, Waſili Matwiewitſch, Schacharai und Wladimir 
Petrowitſch Satonſki das Recht eingeräumt, in allen Fallen, wo ſie dies 
für nötig halten, Erklärungen abzugeben und Schriftſtücke zu unterzeichnen 
im Namen der Arbeiter⸗ und Bauernregierung der ukrainiſchen Republik. 
Alle ihre Handlungen ſind die Bevollmächtigten der ukrainiſchen Arbeiter⸗ 
und Bauernregierung verpflichtet, in Übereinſtimmung zu bringen mit den 
Handlungen der Bevollmächtigten der Arbeiter⸗ und Bauernregierung der 
ruſſiſchen föderativen Republik, als welche der Rat der Volkskommiſſare an⸗ 
zuſehen iſt. Im Namen der Arbeiter⸗ und Bauernregierung der ukrainiſchen 
Republik. Die Volksſekretäre für internationale Angelegenheiten, für innere 
Angelegenheiten, für militäriſche Angelegenheiten, für Juſtiz, für Arbeit, 
für Verpflegung. Der Geſchäftsführer des Volksſekretariats. Charkow, 
30. Dezember 1917 (12 Januar 1918). Mit der Kopie übereinſtimmend. 
Der Vorſitzende der ruſſiſchen Friedensdelegation. A. Joffe.“ 

Das iſt jedenfalls eine neue Schwierigkeit, denn wir können und wollen 
uns nicht in die inneren Angelegenheiten Rußlands einmiſchen. Iſt aber 
dieſer Weg einmal frei, ſo wird ſich auch weiter keine Schwierigkeit bieten. 
Wir werden übereinſtimmend mit der ukrainiſchen Republik konſtatieren, 
daß die alten Grenzen zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und dem frühern Ruß⸗ 
land auch zwiſchen uns und der Ukraine gelten. 125 
Was Polen betrifft, deſſen Grenzen übrigens noch nicht genau fixiert 
find, jo wollen wir gar nichts von dieſem neuen Staate. Frei und un: 
beeinflußt ſoll Polens Beölkerung ihr eigenes Schickſal 
wahlen. Ich lege dabei meinerſeits gar keinen beſonderen Wert auf die 
Form des diesbezüglichen Volksvotums. Je ſicherer es den allgemeinen 
Volkswillen widerſpiegelt, deſto lieber iſt es mir, denn ich will nur den 
freiwilligen Anſchluß Polens, nur in dem diesbezüglichen Wunſch Polens 
ſehe ich die Gewähr einer dauernden Harmonie. Ich halte unwiderruflich 
an dem Standpunkte feſt, daß die polniſche Frage den Friedensſchluß nicht 
um einen Tag verlängern darf. Will es nach Friedensſchluß eine Anlehnung 
an uns ſuchen, ſo werden wir es gern aufnehmen. Den Frieden darf und 
wird die polniſche Frage nicht gefährden. Ich hätte es ſo gern geſehen, 
wenn die polniſche Regierung an den Verhandlungen hätte teilnehmen 
können, denn meiner Auffaſſung nach iſt Polen ein ſelbſtändiger Staat. Die 
Petersburger Regierung aber ſteht auf dem Standpunkt, die heutige polniſche 
Regierung ſei nicht berechtigt, im Namen ihres Landes zu ſprechen; ſie er⸗ 
kannte fie nicht an als kompotenten Exponenten des Landes, und daher 
ſtanden wir von dem Vorhaben ab, um nicht einen etwaigen Konflikt zu 
erzeugen. Die Frage iſt gewiß wichtig, aber wichtiger noch iſt die Beſeitigung 
aller Schwierigkeiten, welche den Abſchluß der Verhandlungen verzögern. 

Die zweite Schwierigkeit, welche vorliegt und die auch in den Blättern 
den größten Widerhall gefunden hat, iſt, ich leugne es nicht, die Meinungs⸗ 
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differenz unſers deutſchen Bundes genoſſen und der Peters⸗ 
burger Regierung über die Interpretation des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der ruſſiſchen Völkern, nämlich jener Gebiete, 
die von den deutſchen Truppen beſetzt ſind. Auch Deutſchland ſteht auf dem 
Standpunkte, daß es keine gewaltſamen Gebietserwerbungen von Rußland 
beabſichtige, aber in zwei Worten geſagt, iſt die Meinungsdifferenz eine 
doppelte: erſtens ſteht Deutſchland auf dem berechtigten Standpunkt, daß die 
zahlreich erfolgten Willensäußerungen nach Selbſtändigkeit und Unabhängig⸗ 
keit ſeitens der legislativen Korporationen, der Gemeindevertretungen uſw. 
in den okkupierten Provinzen als »proviſoriſche⸗ Baſis für die Volksmeinung 
zu gelten hätten, welche nachher durch ein Volksvotum auf breiter Baſis zu 
überprüfen feien, ein Standpunkt, welchem die ruſſiſche Regierung vorerſt 
noch ablehnend gegenüberſteht, da ſie den beſtebenden Organen in Kurland 
und Litauen das Recht, im Namen dieſer Provinzen zu ſprechen, nicht zu⸗ 
erkennt, ebenſowenig wie den polniſchen. Zweitens darin, daß Rußland ver⸗ 
langt, daß dieſes Volksvotum ſtaufinde, nachdem ſich ſämtliche deutſchen 
Truppen und Verwaltungsorgane aus den okkupierten Provinzen zurück⸗ 
gezogen haben, während Deutſchland darauf hinweiſt, daß eine ſolche bis in 
die äußerſten Konſequenzen durchgeführte Evakuierung ein Vakuum ſchaffen 
würde, welches den Ausbruch der vollſtändigen Anarchie und der größten 
Not unwiderruflich hervorrufen müßte. Es muß hier erklärt werden, daß alles, 
was heute in den okkupierten Provinzen das ſtaatliche Leben ermöglicht, 
deutſcher Beſitz iſt, die Bahnen, die Poſt, der Telegraph, die ganzen Indufrien, 
aber auch der ganze Verwaltungsapparat, die Polizei, die Rechtspflege, alles 
das liegt in deutſchen Händen. Die plötzliche Zurückziehung dieſes ganzen 
Appaxates würde tatsächlich einen Zuſtand ſchaffen, der praktiſch nicht haltbar 
erſcheint. In beiden Fragen handelt es ſich darum, einen Mittelweg zu 
finden, der gefunden werden muß. Die Differenzen bei beiden Standpunkten 
find meiner Anſicht nach nicht groß genug, um ein Scheitern der Verhand- 
lungen rechtfertigen zu können, Aber ſolche Verhandlungen laſſen ſich nicht 
über Nacht beendigen, ſie brauchen Zeit. 


Sind wir einmal mit den Ruſſen zum Frieden gekommen, ſo iſt meiner 
Anſicht nach der allgemeine Friede nicht mehr lange zu verhindern trotz 
aller Anſtrengungen der weitlichen Verbandsſtaatsmänner. Ich habe ver⸗ 
nommen, es ſei hier und dort nicht verſtanden worden, warum ich in meiner 
erſten Rede nach der Wiederaufnahme der Verhandlungen erklärt hatte, daß 
es ſich jetzt in Breſt⸗Litowſk nicht um einen allgemeinen, ſondern um einen 
Separatfrieden mit Rußland handle. Das war die notwendige Konſtatierung 
einer klaren Tatſache, welche auch Herr Trozki rückhaltlos anerkannt hat, 
und fie war notwendig, weil man auf einer andern Baſis verhandelt, o. h. 
in einem begrenztern Rahmen, wenn es ſich um einen Frieden mit Rußland 
allein, als wenn es ſich um einen allgemeinen Frieden handelt. Obwohl 
ich mich keinen Illuſionen darüber hingebe, daß die Frucht des allgemeinen 
Friedens nicht über Nacht reifen wird, ſo bin ich dennoch überzeugt, daß ſie 
im Reifen begriffen iſt und daß es nur eine Frage des Durchhaltens iſt, 
ob wir einen allgemeinen ehrenvollen Frieden erhalten oder nicht. 


Ich bin in dieſer Anſicht neuerlich beſtärkt worden durch das Friedens⸗ 
angebot, welches der Herr Präſident der Vereinigten Staaten 
von Amerika an die ganze Welt gerichtet hat. Es iſt dies ein Friedens⸗ 
angebot, denn in vierzehn Punkten entwickelt Herr Wilſon jene Grundlagen, 
auf welchen er den allgemeinen Frieden herbeizuführen wünſcht. Es iſt ganz 
ſelbſtverſtändlich, daß kein | olches Angebot ein Elaborat darſtellen kann, welches 
in allen Details annehmbar erſcheint. Wäre dies der Fall, dann wären die 
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Verhandlungen überhaupt überflüſſig, dann könnte ja der Friede durch eine 
einfache Annahme, durch ein einfaches Ja und Amen abgeſchloſſen werden. 
Das ift natürlich nicht der Fall. Aber ich nehme keinen Anſtand, zu erklären, 
daß ich in den letzten Vorſchlägen des Präſidenten Wilſon eine bedeutende 
Annäherung an den öſterreichiſch⸗ungariſchen Standpunkt finde und daß ſich 
unter feinen Vorſchlägen einzelne befinden, welchen wir ſogar mit großer 
Freude zuſtimmen könnten. Wenn es mir nunmehr geſtattet iſt, auf dieſe 
Vorſchläge des genauern einzugehen, fo muß ich zwei Dinge vorausſchicken. 
Soweit ſich die Vorſchläge auf unſere Verbündeten beziehen — es iſt von 
dem deutſchen Beſitz, von Belgien und von dem türkiſchen Reiche darin die 
Rede —, erkläre ich, daß ich getreu den übernommenen Bündnispflichten 
für die Verteidigung der Bundesgenoſſen bis zum äußerſten zu gehen feſt 
entſchloſſen bin. Den vorkriegeriſchen Beſitzſtand unſerer Bundesgenoſſen 
werden wir verteidigen wie den eignen, das iſt der Standpunkt innerhalb 
der vier Alliierten bei vollſtändiger Reziprozität. Zweitens habe ich zu be⸗ 
merken, daß ich die Ratſchläge, wie wir bei uns im Innern zu regieren 
haben, höflich, aber entſchieden ablehne. Wir haben in Oſterreich ein Par⸗ 
lament des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts. Es 
gibt kein demokratiſcheres Parlament auf der Welt, und dieſes Parlament 
zuſammen mit den übrigen N berechtigten Faktoren allein 
hat das Recht, über interne Angelegenheiten Oſterreichs zu entſcheiden. Ich 
ſpreche nur von Oſterreich, weil ich in der öſterreichiſchen Delegation nicht 
über interne Angelegenheiten des ruſſiſchen Staates ſpreche, ich würde das 
nicht für verfaſſungsmäßig halten. Wir miſchen uns auch nicht in amerikaniſche 
Dinge, aber wir wünſchen ebenſowenig eine ausländiſche Vormundſchaft 
irgendeines anderen Staates. 

Dies vorausgeſchickt, erlaube ich mir auf die noch übrigen Punkte 
folgendes zu erwidern. Zu dem Punkte, welcher von der Abſchaffung 
der Geheimdiplomatie und vollkommenen Offenheit der Verhandlungen 
ſpricht, habe ich nichts zu bemerken. Ich habe, ſoweit von öffentlicher Ver⸗ 
handlung die Rede iſt, von meinem Standpunkte aus gegen eine ſolche 
Methode, ſoweit ſie auf voller Reziprozität beruht, nichts einzuwenden, wenn 
ich auch lebhafte Zweifel hege, ob ſie unter allen Umſtänden der praktiſchſte 
und ſchnellſte Weg iſt, zu einem Ergebnis zu gelangen. Diplomatische Ber: 
träge find nichts anderes als Geſchafle. Nun kann ich mir leicht Fälle 
denken, wo beiſpielsweiſe zwiſchen Staaten handelspolitiſche Abmachungen 
zu treffen wären, ohne daß es wünſchenswert wäre, das noch unfertige Er⸗ 
gebnis der ganzen Welt im vorhinein mitzuteilen. Bei ſolchen Verhand⸗ 
lungen beginnen naturgemäß beide Teile damit, daß ſie ihre Wünſche mög⸗ 
lichſt hoch ſchrauben, um nach und nach den einen und den andern Wunſch 
als Kompenſation zu vermerken, bis endlich jenes Gleichgewicht der gegen⸗ 
ſeitigen Intereſſen vorhanden iſt, welches erreicht werden muß, damit der 
Abſchluß eines Vertrages möglich ſei. Sollten ſolche Verhandlungen vor 
der großen Offentlichkeit geführt werden, ſo läßt es ſich nicht vermeiden, 
daß die Offentlichkeit für jeden einzelnen dieſer Wünſche leidenſchaftlich 
Stellung nimmt, worauf dann jeder Verzicht auf einen ſolchen Wunſch, ſelbſt 
wenn er nur aus taktiſchen Gründen geäußert wurde, als eine Niederlage 
betrachtet würde. Wenn ſich die Offentlichkeit für einen ſolchen Wunſch 
beſonders ſtark exponiert, kann dadurch das Zuſtandekommen eines Ver⸗ 
trages unmöglich werden, oder der Vertrag wird, wenn er doch zuſtande⸗ 
kommt, als eine Niederlage empfunden werden, vielleicht auf beiden Seiten. 
Dadurch würde aber das friedliche Beiſammenſein nicht gefördert, ſondern 
im Gegenteil eine Vermehrung der Reibungen zwiſchen den Staaten bewirkt 
werden. Was aber für Handelsverträge gilt, gilt auch für politiſche Ab⸗ 
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machungen, die ja politiſche Geſchäfte behandelten. Wenn mit der Ab⸗ 
ſchaffung der Geheimdiplomatie gemeint iſt, daß es keine Geheimverträge 
geben ſollte, daß Verträge ohne Wiſſen der Offentlichkeit nicht beſtehen können, 
ſo habe ich nichts dagegen einzuwenden, daß dieſes Prinzip verwirklicht 
werde. Wie die Durchführung dieſes Prinzips und ſeine Überwachung ge⸗ 
dacht ſind, weiß ich allerdings nicht. Wenn die Regierungen zweier Staaten 
einig ſind, werden ſie immer eine geheime Abmachung ſchließen können, 
ohne daß jemand etwas davon erfährt. Aber das find Nebenſachen. Ich 
klebe nicht an Formeln, und an einer mehr oder weniger formalen Frage 
wird von mir aus niemals ein vernünftiges Arrangement ſcheitern. Alſo 
über Punkt eins läßt ſich ſprechen. . 

Punkt zwei betrifft die Freiheit der Meere. Der Herr Präſident 
hat mit dieſem Poſtulate allen aus dem Herzen geſprochen, und ich unter⸗ 
ſchreibe dieſen Wunſch Amerikas voll und ganz, insbeſondere deshalb, weil 
der Herr Präſident die Klauſel hinzufügt: Outside territorial waters, das 
heißt alſo die Freiheit des offenen Meeres, aber natürlich kein Gewaltein⸗ 
griff in die diesbezüglichen Hoheitsrechte unſers treuen türkiſchen Bundes⸗ 
genoſſen. Ihr Standpunkt in dieſer Frage wird der unſre ſein. 

Punkt 3, welcher ſich definitiv gegen einen zukünftigen Wirtſchafts⸗ 
krieg ausſpricht, iſt ſo richtig, ſo vernünftig, ſo oft von uns verlangt worden, 
daß ich dem ebenfalls nichts hinzuzufügen habe. 

Punkt 4, welcher die allgemeine Abrüſtung verlangt, erklärt in 
einer beſonders guten Stiliſierung die Notwendigkeit, die freie Rüſtungs⸗ 
konkurrenz nach dieſem Krieg auf jenes Maß herunterzudrücken, welches die 
interne Sicherheit der Staaten erfordert. Herr Wilſon ſpricht dies klivp und 
klar aus. Ich habe mir geſtattet, den gleichen Gedanken vor einigen Monaten 
in meiner Budapeſter Rede zu entwickeln. Er bildet einen Teil meines 
politiſchen Glaubensbekenntniſſes, und eine jede Stimme, welche ſich in 
gleichem Sinne erhebt, begrüße ich dankbarſt. Was den ruſſiſchen Paſſus 
anbelangt, ſo beweiſen wir bereits mit Taten, daß wir beſtrebt ſind, ein 
freundnachbarliches Verhältnis zu ſchaffen; was Italien, Serbien, Ru⸗ 
mänien und Montenegro betrifft, ſo kann ich nur den Standpunkt 
wiederholen, den ich bereits in der ungariſchen Delegation zum Ausdruck 
gebracht habe. Ich weigere mich, als Aſſekuranz für feindliche Kriegs⸗ 
abenteuer zu figurieren. Ich weigere mich, unſern Feinden, welche hart⸗ 
näckig auf dem Standpunkte des Kampfes bis zum Endſiege bleiben, ein⸗ 
ſeitig Konzeſſionen zu machen, welche der Monarchie dauernd präjudizieren 
und den Feinden den unermeßlichen Vorteil geben, den Krieg relativ, ohne 
Riſiko ins Endloſe weiterſchleppen zu können. Möge Herr Wilſon den 
großen Einfluß, den er zweifellos auf alle ſeine Bundesgenoſſen ausübt, da⸗ 
u benutzen, daß ſie ihrerſeits die Bedingungen erklären, unter denen ſie zu 
ſpbechen bereit ſind, ſo wird er ſich das unermeßliche Verdienſt erworben 
haben, die allgemeinen Friedensverhandlungen ins Leben geſetzt zu haben. 
Ebenſo offen und ebenſo frei, wie ich hier Herrn Wilſon antworte, werde 
ich mit allen denen ſprechen, welche auch ſelbſt ſprechen wollen. Aber es 
iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Zeit und die Fortdauer des Krieges nicht 
ohne Einfluß auf die diesbezüglichen Verhaltniſſe bleiben können. Ich habe 
dieſes auch ſchon einmal geſagt. Italien iſt hierfür ein ſprechendes Beiſpiel. 
Italien hat vor dem Kriege Gelegenheit gehabt, ohne einen Schuß abzu⸗ 
geben, einen großen territorialen Erwerb zu machen. Es hat dies abgelehnt, 
es iſt in dieſen Krieg eingetreten, Es hat Hunderttauſende von Toten, 
Milliarden an Kriegskoſten und zerſtörten Werten verloren, es hat Not und 
Elend über die eigne Bevölkerung gebracht, und dies alles nur, um einen 
Vorteil, den es einmal haben konnte, für immer zu verlieren. 


Die Friedensverhandlungen in Breſt-Litowfk. 79] 


| 

Was ſchließlich den Punkt 13 anbelangt, jo iſt es ein offenes Ge⸗ 
heimnis, daß wir Anhänger des Gedankens find, es möge ein unabhängiger 
polniſcher Staat, der die zweifellos von polniſcher Bevölkerung bewohnten 
Gebiete einſchließen müßte, errichtet werden. Auch über dieſen Punkt würden 
wir uns, ſo glaube ich, mit Herrn Wilſon bald einigen, und wenn der 
Präſident ſeine Vorſchläge durch den Gedanken eines allgemeinen Völker⸗ 
bundes krönt, jo wird er wohl nirgends in der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie dabei auf Widerftand. ſtoßen. 

Wie ſich aus dieſer Vergleichung meiner Anſichten und jener Herrn 
Wilſons ergibt, ſtimmen wir nicht nur in den großen Prinzipien, nach denen 
die Welt mit Abſchluß dieſes Krieges neugeordnet werden ſoll, im weſent⸗ 
lichen überein, ſondern unſere Aufforderungen nähern ſich auch in mehreren 
konkreten Friedensfragen. Die Differenzen, welche übrigbleiben, ſcheinen 
mir nicht ſo groß zu ſein, daß eine Ausſprache über dieſen Punkt nicht zur 
Klärung und Annäherung führen könnte. Diele Situation, welche ſich wohl 
daraus ergibt, daß Oſterreich⸗Ungarn einerſeits und die Vereinigten Staaten 
von Amerika andererſeits jene Großmächte unter den beiden feindlichen 
Staatengruppen ſind, deren Intereſſen einander am wenigſten widerſtreiten, 
legt die Erwägung nahe, ob nicht gerade ein Gedankenaustauſch 
zwiſchen dieſen beiden Mächten den Ausgangspunkt für eine verſöhn⸗ 
liche Ausſprache zwiſchen allen jenen Staaten werden könnte, die noch nicht 
in Beſprechungen über den Frieden eingetreten ſind. Soviel über die Vor⸗ 
ſchläge Wilſons. 

Und nun, meine Herren, eile ich zum Schluß. Aber dieſer Schluß 
iſt vielleicht das wichtigſte, was ich überhaupt zu ſagen habe. Ich arbeite 
an dem Frieden mit der Ukraine und mit Petersburg. Der Friede mit 
Petersburg ändert an unſrer definitiven Lage gar nichts. Nirgends ſtehen 
öſterreichiſch⸗ungariſche Truppen gegen die der Petersburger Regierung. Wir 
haben die Ukraine gegen uns, und exportieren kann man von Petersburg 
auch nichts, weil es ſelbſt nichts hat als die Revolution und die Anarchie, 
ein Exportartikel, den die Bolſchewiki vielleicht gern exportieren möchten, 
deſſen Annahme ich aber höflichſt ablehne. Trotzdem will ich auch einen 
Frieden mit Petersburg, weil er uns dem allgemeinen Frieden näherbringt, 
wie jeder Friedensſchluß. Anders ſteht die Sache mit der Ukraine, denn 
die Ukraine hat Vorräte an Lebensmitteln, die ſie exportieren wird, wenn 
wir handelseinig ſind. Die Nahrungsfrage iſt heute eine Weltſorge. Überall 
bei unſern Gegnern, aber auch in den neutralen Staaten ſpielt ſie eine 
hervorragende Rolle. Ich will den Friedensſchluß mit jenen ruſſiſchen 
Reichen, welche ein Exportquantum an Nahrungsmitteln beſitzen, benutzen, 
um unſrer Bevölkerung zu helfen. Meine Pflicht gebietet mir, alles zu 
verſuchen, um der notleidenden Bevölkerung die Entbehrungen, die ſie tragen 
muß, zu erleichtern, und darum werde ich nicht aus irgendeiner hyſteriſchen 
Nervoſität heraus, um den Frieden ein paar Tage oder ein paar Wochen 
früher zu bringen, auf dieſen Vorteil für unſre Bevölkerung verzichten. 

Ein ſolcher Friede braucht ſeine Zeit. Über Nacht läßt ſich das nicht 
machen, denn es muß bei einem Friedensſchluß feſtgeſtellt werden, ob, was 
und wie der ukrainiſche Kompaziſzent liefern wird. Dies deshalb, weil 
die Ukraine ihrerſeits nicht nach, ſondern bei dem Friedensſchluß das Ge⸗ 
ſchäft abzuſchließen wünſcht. Ich habe Ihnen bereits geſagt, daß die um⸗ 
gekehrten Verhältniſſe in dieſem neuentſtandenen Reiche eine große Erſchwerung 
und eine naturgemäße Verzögerung der Verhandlungen involvieren. Wenn 
Sie mir in den Rücken fallen, wenn Sie mich zwingen, Hals über Kopf 
abzuſchließen, dann werden wir keine wirtſchaftlichen Vorteile haben, und 
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dann muh eben unſre Bevölkerung auf den Vorteil, den ſie aus dem 
Friedensabſchluß haben könnte, verzichten. Wenn ein Arzt eine ſchwierige 
Operation ausführen muß, und hinter ihm ſtehen Leute mit der Uhr in 
der Hand und zwingen ihn, die Operation in wenigen Minuten zu be⸗ 
endigen, ſo wird vielleicht die Operation mit einem Zeitrekord abſchließen, 
aber der Kranke wird ſich nachher für die Art der Ausführung bedanken. 
Wenn Sie heute bei unſeren Gegnern den grundfalſchen Eindruck erwecken, 
daß wir um jeden Preis und ſofort abſchließen müſſen, bekommen wir keinen 
Meterzentner Getreide, und der Erfolg wird mehr oder weniger ein pla⸗ 
toniſcher ſein. Es handelt ſich gar nicht mehr in erſter Linie um Be⸗ 
endigung des Krieges an der ukrainiſchen Front, der nach menſchlicher 
Berechnung überhaupt zu Ende iſt, nachdem weder wir noch die Ukraine 
die Abſicht haben, den Krieg fort wegen, und nachdem wir uns auf der 
annexionsloſen Baſis geeinigt haben. Es handelt ſich, ich wiederhole es 
zum zehntenmal, nicht um imperialiſtiſche, nicht um annerioniſtiſche Pläne 
und Abfichten, es handelt ſich darum unſrer Bevölkerung endlich die ver⸗ 
diente Belohnung für ſtandhaftes Durchhalten zu ſichern und ihr jene 
Nahrungsmittel W ebe die ſie gern nehmen wird. Unſre Partner ſind 
gute Rechner und beobachten genau, ‚ob ich durch Sie in eine wangslage 
verſetzt werde oder nicht. Wenn Sie ſich den Frieden verderben wollen, 
wenn Sie auf Getreidezuſchuf verzichten wollen, dann iſt es logiſch, mich 
durch Reden. durch Beſchlüſſe, durch Streiks und Demonſtrationen zu 
drängen, ſonſt nicht, und es iſt tauſendmal nicht wahr, daß wir in einer 
Lage ſind, in der wir lieber heute einen ſchlechten Frieden ohne wirtſchaft⸗ 
ſiche Vorteile, als morgen einen guten mit wirtſchaftlichen Vorteilen ſchließen 
müſſen. Die Nahrungsſchwierigkeiten entiprechen in letzter Inſtanz nicht 
dem Mangel an Nahrungsmittteln, es ſind Kohlen-, Transport: und 
Organiſationskeiſen, die behoben werden. Wenn Sie einen internationalen 
Streit arrangieren, ſo bewegen Sie ſich in einem eirculus vitiosus, Die 
Streits erhöhen und verschärfen die erwähnten Kriſen und erſchweren die 
Zufuhr von Nahrun mitteln und von Kohlen. Sie ſchneiden ſich damit 
in das eigene Fleiſch, und alle, die da glauben, daß ſolche Mittel den 
Frieden beſchleunigen, begehen einen großen Irrtum. Es ſollen in der 
Monarchie Männer das Gerücht ausſprengen, daß die Regierung den 
Streiks nicht fernſtehe. Ich überlaſſe den Leuten die Wahl, ob ſie als ver⸗ 
brecheriſche Verleumder oder als Narren gelten wollen. 

Wenn Sie eine Regierung hätten, die einen anderen Frieden will als 
der größte Teil der ganzen Bevölkerung, wenn ſie eine Regierung Ku 
die aus Eroberungsabſichten den Krieg verlängert, dann wäre ein Kampf 
des Hinterlandes gegen die Regierung von deſſen Standpunkt aus ver⸗ 
ſtändlich, Da die Regierung genau dasſelbe will wie die Majorität der 
Monarchie, das heißt, die baldige Erreichung des ehrenvollen Friedens 
ohne annexioniſtiſche Ziele, ſo iſt es ein Wahnſinn, ihr in den Rücken zu 
fallen, fie zu hemmen und zu ſtören. Die, die das machen, kämpfen nicht 
gegen die Regierung, ſie kämpfen wie Blinde gegen die Völker, denen ſie 
angeblich helfen wollen, und gegen ſich ſelbſt. Sie, meine Herren, Sie 
haben nicht nur das Recht, Sie haben die Pflicht zu folgender Alternative: 
entweder, Sie haben das Vertrauen zu mir, die Friedensverhandlungen 
weiter zu führen, dann müſſen Sie mir helfen, oder Sie haben es nicht, 
dann müſſen Sie mich stürzen. Ich bin ſicher, die Majorität der ungariſchen 
Delegation hinter mir zu haben. Der ungariſche Ausſchuß hat mir das 
Vertrauen votiert. Wenn das, hleiche hier zweifelhaft iſt, dann ſtellen Sie 
die Sache klar. Es ſoll die Vertrauensfrage vorgelegt werden, und wenn 
ich die Majorität gegen mich habe, ſo werde ich ſofort daraus die Kon⸗ 
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ſequenzen ziehen. Die Freude aller derer, die mich von dieſem Platz ent⸗ 
fernen wollen, wird dann immer noch weit geringer ſein als meine eigene. 
Mich hält nichts an dieſem Platze als das Pflichtgefühl, ſo lange zu bleiben, 
als ich das Vertrauen des Kaiſers und der Majorität der Delegationen 
habe. Ein anſtändiger Soldat deſertiert nicht, kein Miniſter des Außern 
aber kann We e von dieſer Tragweite führen, wenn er nicht 
weiß, wenn nicht alle Welt weiß, daß er durch das Vertrauen der Majorität 
der verfaſſungsmäßigen Korporationen getragen iſt. Es geht ums Ganze. 
Sie haben Vertrauen, oder Sie haben es nicht. Sie müſſen mir helfen 
oder mich ſtürzen. Ein Drittes gibt es nicht. Ich bin zu Ende.“ 


Mit 14 gegen 7 Stimmen erhält der Miniſter ein Vertrauensvotum. 

25. Januar. Im Hauptausſchuß des deutſchen Reichs- 
tags erſtattet Staatsſekretär v. Kühlmann über den bisherigen 
Verlauf der Verhandlungen folgenden Bericht: 


„Meine Herren! Zu meinem lebhaften Bedauern iſt es mir beim 
letzten Zuſammentritt dieſes Ausſchuſſes nicht möglich geweſen, Ihnen über 
die erſte Hälfte der in Breſt⸗Litowſk geführten Friedensverhandlungen, wie 
ich es gewünſcht hätte, perſönlich Bericht zu erſtatten, und ich freue mich, 
jetzt nach der zweiten Vertagung Gelegenheit zu haben, Ihnen von dieſen 
Verhandlungen und den mit ihnen zuſammenhängenden großen Fragen in 
kurzen Umriſſen ein Bild zu geben. 

Es iſt in der geſtrigen Debatte von einzelnen der Herren Vorredner 
das eine oder andere ſchon in ſo klarer treffender Weiſe betont und unter⸗ 
ſtrichen worden, daß ich in manchen Punkten mich vielleicht nur auf eine 
Wiederholung werde beſchränken können Bevor ich in die Einzelheiten 
der Verhandlungen eingehe, möchte ich in ganz wenigen Strichen Ihnen 
die Geſchichte der in Breſt⸗Litowſk vertretenen Politik und die 
Grundzüge der Politik ſelbſt auseinanderſetzen. a — 

In der ſehr erregten und verwirrenden Zeitungspolemik, auf welche 
verſchiedene der Herren Vorredner in der Debatte geſtern hingewieſen haben, 
wurde faſt regelmäßig von der Fiktion ausgegangen, als ſeien die Unter⸗ 
händler nach Breſt⸗Litowſk losgefahren und hätten dort an Ort und Stelle 
nach den Bedürfniſſen der Lage und nach der »engliichen Mördergrube«, 
die fie im tiefiten Herzen haben, eine Politik zurechtgebraut Meine Herren, 
dieſe teilweiſe ſehr geiſtreichen Ausführungen entbehren aber deshalb jeder 
Grundlage, weil, wie geſtern hier ſchon dargelegt worden iſt, der Urſprung 
der von uns vertretenen Politik weit zurückliegt. Sie hängt organiſch zu⸗ 
ſammen mit der Schaffung eines ſelbſtändigen Polens, auf das hier geſtern 
auch ſchon eingegangen worden iſt. Ich kann nicht mit voller Sicherheit 
dokumentariſch ſagen, zu welcher Zeit die Politik, die für uns ein Spezial⸗ 
intereſſe an den weſtlichen Randſtaaten des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs, Kurland, Litauen und Polen, feſtſetzte, bei uns endgültig niedergelegt 
worden iſt. Es haben mir jedenfalls Akten aus dem Frühjahr 1917 vor⸗ 
gelegen, wo noch unter der Kanzlerſchaft des Herrn von Bethmann Hollweg 
die Politik in dem Umfange, wie ſie jetzt vertreten worden iſt, maßgebend 
niedergelegt worden iſt. Auch der notwendige innere Zuſammenhang zwiſchen 
unſerer Politik in Kurland und Litauen und der polniſchen Politif, welche 
ein Faktum darſtellt, an dem man nicht mehr vorübergehen kann, iſt geſtern 
ſchon erſchöpfend dargelegt worden. Als ich im Juli dieſes Jahres das 
Amt übernahm, das ich jetzt zu bekleiden die Ehre habe, war bei den ein: 
leitenden Beratungen unter der Kanzlerſchaft Michaelis gleichfalls die Politik 
nach Oſten — die Politik, welche die drei mehrfach genannten Randſtaaten 
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betraf — als zwiſchen allen maßgebenden Faktoren ſchon feſtſtehend an⸗ 

enommen worden. In ſeiner großen programmatiſchen Reichtagsrede im 

lenum hat der Herr Reichskanzler Graf Hertling ſeinerſeits erklärt ein⸗ 
mal ſeine grundſätzliche Bereitwilligkeit, auf der Grundlage, welche der 
ruſſiſche Funkſpruch an alle gegeben hatte, in Verhandlungen mit Rußland 
einzutreten, und zweitens erklärt, daß er die Politik des Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechts der Völker in bezug auf die genannten drei Randſtaaten zu vertreten 
gedenke. Es ergibt ſich alſo, wie ſo häufig im Staatsleben, daß man die 
perſönliche Initiative und den freien Spielraum des ausführenden Staats⸗ 
manns und Unterhändlers bei weitem überſchätzt, die Kontinuität der 
Politik bis zu einem gewiſſen Grade, ihre Zwangsläufigkeit und Bedingtheit 
durch das, was vorher geschaffen und getan worden iſt, unterſchätzt. 

Die Tätigkeit in Breſt⸗Litowſk ſelbſt mußte in zwei klar getrennte Ab⸗ 
ſchnitte zerfallen. Rußland hatte uns in ſeinem an alle gerichteten Funk⸗ 
ſpruch nur einen allgemeinen Frieden vorgeſchlagen. Die Verhandlungen 
mit Rußland mußten daher zunächſt über das Thema des allgemeinen 
Se gehen. Rußland hatte, wenn auch unter einer früheren Regierung, 
o doch in verbindlicher Weiſe, das Londoner Traktat unterſchrieben, wo⸗ 
durch es ſich feierlich verbunden hatte, keinen Sonderfrieden zu ſchließen, 
und Rußland ſtand auch beim Beginn unſerer Breſter Verhandlungen auf 
dem Standpunkt, es könne zu einem Sonderfrieden mit uns nur dann 
ſchreiten, wenn die Verbündeten der Entente durch zweifelsohne friedens⸗ 
feindliches Verhalten ihm die Möglichkeit an die Hand gegeben hätten, ihnen 
gegenüber ſich mit Fug und Recht von der Bindung des Londoner Traktats 
loszuſagen. Den Verhandlungen über den allgemeinen Frieden entſprach 
die vielbeſprochene Note vom 25. Dezember, in welcher die Verbündeten nach 
eingehender Beratung und Erwägung nun ihrerſeits Stellung nahmen zu 
den formulierten ruſſiſchen Vorſchlägen für den allgemeinen Frieden. 

Es iſt im Laufe einer ſehr heftigen öffentlichen Polemik bei uns 
mehrfach gefragt worden: warum hat man denn dem geſchlagenen Rußland 
erlaubt, ſeinerſeits Vorſchläge zu machen? Der Sieger hätte die Bedin⸗ 
gungen diktieren ſollen! Das beruht auf einer vollkommen falſchen Auf⸗ 
faſſung der hiſtoriſchen Sachlage. Rußland hatte in einem allgemein ge⸗ 
altenen Funkſpruch an alle gewiſſe Grundlinien für einen allgemeinen 
Frieden niedergelegt. Es war ſeinerſeits nun verpflichtet, nachdem wir 
dieſe Grundlinien für diskutabel erklärt hatten, ſie ſo weit auszuführen, daß 
uns eine detaillierte Antwort auf dieſelben möglich war. Die Antwort 
ergab ſich aus den Verhältniſſen und entſprach den Grundſätzen, an welchen 
die kaiſerliche Regierung, ſeitdem ich die Ehre habe, das Amt zu führen, 
ſtetig feſtgehalten hat. Rußland erklärte ſich mit unſerer Antwort einver⸗ 
ſtanden, das heißt, es erklärte dieſe Antwort als eine geeignete Grundlage 
für die Entente, um auf ihr Frieden zu ſchließen. Schloß die Entente 
nicht innerhalb der auf zehn Tage bemeſſenen Friſt den Frieden auf dieſer 
Grundlage ab, jo war nach ruſſiſcher Anſicht ihr übler Wille klar erwieſen, 
und Rußland fühlte ſich frei, in eine Separatverhandlung mit uns einzutreten. 

Um nicht die ganze während der zehn Tage laufende Friſt ungenutzt 
verſtreichen zu laſſen, um ſchon vorbereitende Arbeit für die Separatfriedens⸗ 
verhandlungen zu tun, wurde am 26. in vorbereitender und unverbindlicher 
Weiſe ſchon in eine Vorbeſprechung zu einem evtl. Separatfrieden eingetreten. 
Bei den Beſprechungen über den Separatfrieden nun kam im Laufe der 
teilweiſe inoffiziell geführten Diskuſſion die Räumung der Gebiete zur 
Sprache, und auf ſpeziellen Wunſch der ruſſiſchen Delegation wurde die 
Näumungsfrage und die Frage der weſtlichen Randſtaaten in den Vorder⸗ 
grund geſtellt. Es wurden von beiden Seiten die Formulierungen als 
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Grundlagen für die Beratung niedergelegt, welche den Herren aus den 
Publikationen bekannt ſind. } 
. Die vielbeſprochene Formulierung vom 27. Dezember war in 
dieſem Sinne kein offizielles Aktenſtück, ſondern eine während der gegen⸗ 
ſeitigen Debatten entſtandene Niederſchrift, in welcher der Standpunkt beider 
Parteien näher umriſſen wurde. Es iſt vielfach verſucht worden, zwiſchen 
dem Dokument vom 25. und dem vom 27. einen inneren Unterſchied, eine 
innere Diskrepanz 1 konſtruieren. Meine Herren, das iſt nicht richtig, es 
ſind Legenden entſtanden, als hatten zwiſchen dem 25. und 27. äußere 
Einflüſſe eingewirkt, als hatte der Standpunkt der Delegation ſich verſchoben. 
Das, meine Herren, ſind alles Legenden; überhaupt wird von denjenigen, 
welche berichten, daß der ſchwachgewordenen Delegation von hier aus der 
Rücken geſtärkt worden wäre, und was dergleichen Erzählungen mehr ſind, 
doch die Stetigkeit und Zielſicherheit unſeres politiſchen Beſtrebens ganz 
erheblich unterſchätzt. 

In der eben zitierten programmatiſchen Rede des Grafen Hertling 
war einmal feine Bereitſchaft zur Diskuſſion des ruſſiſchen Angebotes aus⸗ 
geſprochen, das andere Mal der Grundſatz der Anwendung des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechts auf die weſtlichen Randſtaaten. Aus dieſem einen 
Dokument, das einem einheitlichen Geiſte entſprungen iſt, ſind die beiden 
Schriftſtücke vom 25. und 27. mit abſoluter Logik und mit abſoluter Not⸗ 
wei ihrerſeits entſprungen. Es find, wenn ich mich fo ausdrücken darf, 
zwei Stücke eines Ringes, die vollkommen und lückenlos aneinanderpaſſen. 

Die zweite Phaſe der Verhandlungen nach der Pauſe galt der 
Diskuſſion hauptſächlich der in den beiden Formulierungen niedergelegten 
gegenſeitigen Standpunkte. Die Atmoſphäre der beiden Hälften der bisher 
geführten Verhandlungen war total verſchieden. Während wir im erſten 
Teil auf ruſſiſcher Seite den Eindruck hatten, daß eine dem deutſchen Weſen 
freundliche Grundſtimmung herrschte, während die ſämtlichen Herren der 
ruſſiſchen Delegation auch außerhalb der Sitzungen freundſchaftlich mit uns 
verkehrten, an den gemeinſamen Mahlzeiten im Kaſino teilnahmen und 
zweifellos gelegentlich durch dieſen zwangloſen Meinungsaustauſch auch die 
geſchäftlichen Beziehungen weſentlich förderten, war nach der Ankunft des 
Herrn Trozki als Führer der ruſſiſchen Delegation eine totale Schwenkung 
in der Haltung der ruſſiſchen Delegation feſtzuſtellen. Es war wie Tag 
und Nacht! Die ruſſiſchen Herren hielten ſich in ihren Häuſern hermetiſch 
abgeſchloſſen, erſchienen niemals in unſerem Kreiſe, es ſei denn zu offiziellen 
Verhandlungen mit Stenographen und allem dazu gehörigen Material. 
Nicht einmal private Ausſprachen der einzelnen Herren waren im ganzen 
mehr zugelaſſen. Sie wurden immer nur zu Zweien und zu Dritt entſandt. 

Auch die ganze Verhandlungsart, über die ja Ihnen durch die außer⸗ 
ordentlich ausführlichen Veröffentlichungen, die wir erlaſſen haben, das 
Nähere bekannt iſt, war eine ganz andere geworden. Unſere Gegner 
gingen vielmehr darauf aus, taktiſche Vorteile zu erringen, Punkte zu ge⸗ 
winnen, die ſich agitatoriſch zur Verbreitung in das Ausland eigneten, 
als durch praktiſche Vorſchläge und Annäherung an das, was wir unſerer⸗ 
ſeits formuliert hatten, wirkliche Ergebniſſe zu erzielen. g 

Die Verhandlungen ruhen augenblicklich wieder im Hinblick auf die 
ſehr tumultuariſchen Ereigniſſe in Petersburg, welche die perſönliche Gegen⸗ 
wart des Volkskommiſſars Trozki notwendig machten. Die Verhandlungen 
werden vorausſichtlich Anfang der kommenden Woche wieder aufgenommen 
werden. Ich möchte jetzt aber den Ausblick, der ſich uns bietet, noch nicht 
vorwegnehmen. 
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Zunächſt möchte ich, den Blick auf das n Gebilde werfen, 
das wir gewohnheitsmäßig unter dem Namen ußland zuſammenfaſſen. 
Uns allen ſchwebt das ruſſiſche Kaiſerreich vor, das als mächtige, ſtark 
uniformierte Einheit an unſerer Oſtgrenze lag. Zwiſchen jenem Rußland 
und dem heutigen Rußland beſteht ein großer Unterichted, Das zariſtiſche 
Rußland war ſchon lange vor dieſem Kriege in ſeinen innerſten Grund⸗ 
feften unterwühlt. Schon nach der Niederlage, bie Rußland von Japan 
erlitt, flammte das revolutionäre Feuer in Rußland kräftig auf. Es gelang 
aber der zariſtiſchen Herrſchaft, es noch einmal zu unterdrücken. Die Macht⸗ 
haber Rußlands wußten genau, wie ſchwer gefährdet ihre Stellung war, 
und nach den Darlegungen eines ſehr gründlichen Kenners der ruſſiſchen 
Verhältniſſe, die mir in der letzten Zeit geworden find, glaube Ich, daß, 
wenn man den letzten Gründen dieſes Krieges nachgeht, die Überzeugung 
der ruſſiſchen Machthaber, ſie müßten entweder durch einen großen Aus⸗ 
landskrieg Ableitung nach außen ſchaffen oder von der Revolution im 
Innern verſchlungen werden, ſehr weſentlich dazu beigetragen hat, ber 
ruſſiſchen Politik jene Richtung zu geben, die zu dieſem Weltkriege geführt 
hat. Unter der Wucht der Schläge, die unfere Armeen Rußland verſetzt 
aben — dies iſt ja keine ungewöhnliche Erſcheinung, ich erinnere an den 
uſammenbruch und die revolutionäre Gärung in Frankreich im Jahre 
1871 — iſt in Rußland die Eiuheit des Reiches vollkommen verſchwunden. 
Das heutige Rußland iſt zum großen Teil aufgebaut erſt in den letzten 
anderthalb Jahrhunderten, und wenn auch unter dem zariſtiſchen Regime 
eine gewiſſe äußere Gleichförmigkeit erzielt worden iſt, ſo waren die ver⸗ 
ſchiedenen, in das Rieſenreich aufgenommenen Völkerſchaften keineswegs 
ineinander verſchmolzen und ineinander übergegangen. Sobald an der 
Zentrale der feſte Halt nachließ, kam zunächſt als ſtarkſter, diſſolventer Faktor 
das Nationalitätenelement in den Vordergrund. Rußland beginnt ſich in 


eine Reihe nationaler Republiken aufzulöſen. Ich erinnere an Finnland, 


das immer in hohem Grade ſeine ſelbſtändige Kultur gewahrt hat, an die 
Ukraine, die Republiken in der Krim oder an die mehr oder minder ſagen⸗ 
haften Republikenbildungen in der kaukaſiſchen Gegend, endlich an die 
Bildung der großen Republik, deren Mittelpunkt jetzt Petersburg iſt. 
Gleichzeitig aber mit dieſem nationaliſtiſchen Sprengſtoff traten auch 
ſoziale Elemente als auflöſende Keime hinzu und löſten ihrerſeits dieſe 
nationaliſtiſch abgetrennten Einzelkörper in ihre Unterbeſtandteile auf. Wir 
erleben es in Finnland, wo die finniſche Republik ſchon wieder von 
bolſchewiſtiſchen Treibereien unterwühlt wird, wir erleben es in der Ukraine, 
wo die Zentralrada in Kiew, die zweifellos bis vor kurzem auch von 
ruſſiſcher Seite unbeſtritten als die legitimierte Vertreterin der ukrainiſchen 
Intereſſen anzuſehen war, ihrerſeits von revolutionären, Organiſationen 
unterwühlt und von Norden her von der bolſchewiſtiſchen Republik in 
Petersburg in einem großen Krieg mit Waffengewalt angegriffen wird. 
Das iſt eine der ungeheuerlichſten Erſchwerungen für den Diplomaten, der 
beauftragt iſt, die Oſtfrage zu löſen. Man ſteht nicht Feſtem gegenüber, 
der ganze Körper iſt in Gärung übergegangen. Später werden ſich wieder 
feſtere Formen konſolidieren einſtweilen aber ſieht es ſo aus, als ob der 
Prozeß der Zerſetzung und Zerſplitterung noch für lange Zeit ſich fortſetzen 
ſollte. Es iſt dies kein ungewöhnliches Bild Wenn auch in viel ge⸗ 
ringerem Grade, ſo war es auch 1870 der Fall. Fürſt Bismarck hatte 
ſchwere Bedenken, ob er überhaupt ſich einer franzöſiſchen Regierung gegen⸗ 
über befinden werde, deren Staßilität ſtark genug ſei, um den Friedens⸗ 
ſchluß mit ihr empfehlenswert erſcheinen zu laſſen. Nach der Pauſe trat 
neben der bolſchewiſtiſchen Vertretung in Petersburg eine Vertretung der 
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Zentralrada in Kiew, in Breſt⸗Litowſk auf. Die Sitzungsprotokolle haben 
den Herren vorgelegen. Sie iſt ohne Widerſpruch, ja mit Zuſtimmung der 
ruſſiſchen Delegation anerkannt worden. Die feierliche Anerkennung der 
ukrainiſchen Volksrepublik hat noch nicht ſtattgefunden. Sie iſt unter Um⸗ 
ſtänden zu erwarten beim Abſchluß des Friedens mit der Ukraine. 

Mit Finnland ſtehen wir in weit vorgeſchrittenen Verhandlungen. 
Soweit ſich überſehen läßt, iſt da ein Friedensſchluß in naher Ausſicht. Auch 
die Beſprechungen mit den Ukrainern, bei denen im Gegenſatz zur Hal⸗ 
tung der Bolſchewiki ſehr viel Sinn für praktiſche politiſche Arbeit hervor⸗ 
getreten iſt, ſind ſo weit vorgeſchritten, daß man verſtändigerweiſe hoffen 
kann, ſie werden zu einem Ergebnis führen. Zwiſchen uns und der Ukraine 
ſind keine Punkte, von denen ich annehmen könnte, daß ſie ein Scheitern 
der Verhandlungen zur Folge haben könnten. 5 

Unſere Differenzen mit der bolſchewiſtiſchen Delegation 
betrafen hauptſächlich die Einzelheiten der Ausführungen des Selbſibeſtim⸗ 
mungsrechtes der Völker. Dieſes Selbſtbeſtimmungsrecht iſt keine ſo ganz 
moderne Erfindung, wie es angeſehenen und geſchätzten Tagesſchriftſtellern 
zu behaupten gefallen hat. Kein geringerer als Fürſt Bismarck hat ſchon 
nach einem der kürzeſten und glänzendſten Feldzüge, die je geführt worden 
ſind, im Jahre 1866, einem damals wirklich in ſchwerer Weiſe geſchlagenen 
Gegner in einem Paragraphen des Friedensvertrages das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht ſtipuliert. Es betraf diejenigen Landesteile die an der Nord⸗ 
grenze des heutigen Deutſchen Reiches in Schleswig⸗Holſtein liegen. Sonſt 
findet ſich gerade im neunzehnten Jahrhundert nicht eines, ſondern eine ganze 
Reihe von Beiſpielen, in denen der Gedanke, daß Randſtaaten, Rand⸗ 
bevölkerungen ſelbſt über ihre Zukunft entſcheiden ſollten, ausgeführt iſt. 
Wie geſagt, daß unſer größter Staatsmann 1866 ſelbſt zu dieſem Mittel 
gegriffen hat, zeigt, daß der Gedanke durchaus nicht ſo neu und über⸗ 
raſchend iſt, wie er von manchen Seiten hingeſtellt worden iſt. Was nun 
die Ausführung des Selbſtbeſtimmungsrechtes betrifft, ſo gibt es hier weder 
ein europäiſches noch auch nur ein Gewohnheitsrecht, Das muß aufgebaut 
werden, muß aufgebaut werden nach dem Standpunkte, den wir konſequent 
und folgerichtig vertreten haben, durch Weiterbildung des beſtehenden. Wir 
halten es jetzt in dieſen ſchweren Kriegszeiten für einen doppelten Unſinn, 
wie unſere Gegner es verlangen, erſt alles Beſtehende auszuradieren und 
wegzufegen und dann in den luftleeren Raum hinein etwas zu bauen. 
Auf die beiden Fragen hat mir noch keiner der Gegner Aufſchluß geben 
können; aus welcher Legitimation leiten Sie denn das Recht her, in dieſen 
luftleeren Raum etwas zu ſchaffen, und wo ſteht geſchrieben, was in dieſen 
luftleeren Raum hineingeſtellt werden ſoll? Ich will auf alle Einzelheiten 
nicht näher eingeben: Innerhalb unſeres lieben deutſchen Vaterlandes find 
die Anſichten über Wahlrecht und Wahlgeſetz noch ganz außerordentlich ver⸗ 
ſchieden, und wir haben auch heute noch eine bunte Muſterkarte der ver⸗ 
ſchiedenſten Wahlrechte. Wo ſteht geſchrieben, was nun für dieſe durch die 
Schuld und Verfehlung der zariſtiſchen Herrſchaft politiſch noch vollſtändig 
unentwickelten Randſtaaten das einzig wahre Rezept ſein ſoll? Ich kann 
mich dem nur anſchließen, was geſtern hier in jo vortrefflicher und ſtaats⸗ 
männiſcher Weiſe ausgeführt worden iſt — und das wird die Politik der 
Reichsregierung fein, wie es die Politik der Reichsregierung geweſen tt — 
das Vorhandene auszubauen, optima fide auszubauen, nicht um irgend⸗ 
einen beſonderen Zweck zu erreichen, ſondern um durch langſames Wachstum 
des hiſtoriſch Gegebenen dahin zu kommen, daß man klaren Gewiſſens 
ſagen kann: das iſt nun wirklich der Ausdruck der überwiegenden Mehrheit 
des betreffenden Volkes. 
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Dion hat gejagt, hieraus ergebe ſich ohne weiteres, daß wir für be- 
ſtehende Voten und Meinungsäußerungen eine mindeſtens präſumptive Gel⸗ 
tung verlangen. Es iſt ausgeführt worden, und jeder Kenner der Geſchichte 
weiß es, daß der nationale Wille beſonders im Anfang, wenn die nationale 
Entwicklung ſozuſagen noch in ihrer Kindheit iſt, von einer kleinen Anzahl 
geiſtig hochſtehender, patriotiſch begeifterter Führer gebildet und zum Aus⸗ 
druck gebracht wird. Die große Maſſe des Volkes kommt dann langſam 
nach. Ich glaube, daß die ſcharfen Angriffe, die gegen dieſe Vertretungs⸗ 
körper gerichtet worden ſind, in dieſer Schärfe doch der Begründung ent⸗ 
behren. Daß gewiſſe Elemente durch Grundbeſitz, Bildung, Tradition in 
dieſen Landesteilen überwiegenden Einfluß haben und bisher auch für be⸗ 
rechtigt erachtet wurden, im Namen dieſer Landesteile zu ſprechen, iſt eine 
ganz unzweifelhafte Tatſache. Wie ich aber ſchon Herrn Trozki gegenüber 
in der Debatte betont habe, iſt die ganze Frage von keiner ausſchlaggebenden 
Wichtigkeit. Denn wenn wir uns mit Herrn Trozki über die Modalitäten 
der Endabſtimmung einigen könnten, könnten wir die Frage nach dem 
präſumptiven Charakter der bisherigen Abſtimmung offen laſſen. Er könnte 
ſeinen Standpunkt feſthalten, wir den unſrigen, und am Endergebnis würde 
nichts geändert werden. Ich ſchließe mich auch darin dem an, was geſtern 
hier ausgeführt worden iſt, daß auch ich eine beſchließende Verſammlung 
auf breiter Grundlage für eine unendlich viel zweckmäßigere Form halte 
als das Referendum. Auch da war am Anfang auf ruſſiſcher Seite 
Geneigtheit, auf unſeren Standpunkt einzugehen. Sie hat ſich aber bei den 
Verhandlungen zurückgebildet. Aber ich glaube unbedingt nicht, daß an 
dieſer Frage die Verhandlung ſcheitern wird. 


Die Schwierigkeiten der Unterhandlungen ſind von dem 
Grafen Czernin betont worden. Es iſt noch niemals, ſolange die Welt 
ſteht, der Verſuch gemacht worden, eine Verhandlung nicht nur in ihren 
weſentlichen Teilen nach Vereinbarung aufzunehmen und zu fixieren, ſondern 
jede einzelne vertrauliche Vorbeſprechung ſtenographiſch niederzulegen und, 
ohne daß der betreffende Redner auch nur Gelegenheit gehabt hätte, das 
Stenogramm durchzuſehen, fie urbi et orbi mitzuteilen. Ich weiß nicht, ob 
ſelbſt der Betrieb unſerer deutſchen Parlamente unter ſolchen Umſtänden 
möglich wäre, und es würde mich außerordentlich intereſſieren, wenn die 
Herren einmal für drei oder vier Tage den Verſuch unternehmen wollten. 

ir legten aber ſo großen Wert darauf, der ganzen Welt zu beweiſen, daß 
unſere Politik vollkommen klar und ehrlich iſt, daß wir, obwohl wir uns 
der ungeheuren Schwierigkeiten bewußt waren, doch auf den ruſſiſchen Vor⸗ 
ſchlag eingegangen ſind. Eine weitere Erſchwerung war die aufgeregte 
und kriegeriſche Stimmung, die ſich in einem Teil der großſtädtiſchen, be⸗ 
ſonders der Berliner Preſſe, Luft machte. Man hat mir freundlich geraten, 
dieſen Punkt nicht zu berühren, weil er mir nur neue Preſſeangriffe ein⸗ 
tragen würde. Das kann für mich nicht beſtimmend fein. Die Preſſe iſt 
in unſeren Tagen eine ungeheure Macht geworden, und ein Tagesſchrift⸗ 
ſteller, der durch ſein Blatt täglich zu Tauſenden ſpricht, trägt eine Veran⸗ 
antwortung, die der des Parlamentariers und Staatsmannes meines Er⸗ 
achtens mindeſtens gleichſteht, denn er ſpricht täglich. Der Staatsmann 
ſpricht nur von Zeit zu Zeit, der Parlamentarier auch. Ich hoffe, daß die 
Preſſe ſich dieſer ungeheuren Verantwortung bewußt ſein und ſich auch 
klar machen wird, daß wir da nicht für eine Partei, nicht für eine Meinung, 
ſondern für das ganze Deutſche Reich ſtehen. Wir tragen das Banner des 
Deutſchen Reiches, und wer uns in den Rücken fällt, der gefährdet natio⸗ 
nale Intereſſen. 
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Man kann die Diskuſſion zu anderen Zeiten fortſpinnen. Im Mo⸗ 
mente, wo wir mit unſeren bisherigen Feinden in einem ſchweren politiſchen 
Kampfe ſtehen, gebietet es die patriotiſche Pflicht, Einzelmeinungen, Einzel⸗ 
liebhabereien zurückzuſtellen. Kommen wir nach Hauſe, ſtehen wir der 
Kritik zur Verfügung. Fällt die Kritik gegen uns, ſo weiß die Regierung, 
was ſie zu tun hat. Aber eine geſchloſſene Front dem feindlichen Auslande 
gegenüber iſt eine unerläßliche Vorausſetzung für den Erfolg des diplo⸗ 
matiſchen Unterhändlers. 

Ein Wort möchte ich widmen der techniſchen Frage, die geſtern auch 
hier verſchiedentlich geſtreift worden iſt, nämlich der Vertretung der 
oberſten Heeresleitung bei der Friedensdelegation. Auch hier 
bietet dieſer Friede, der erſte Verſuch eines Separatfriedens in dieſem un⸗ 
geheuren Koalitionskriege, erhebliche Schwierigkeiten, welche man bei früheren 
Friedensſchlüſſen nicht gekannt hat. Die zwei letzten, verhältnismäßig kurzen 
großen Kriege, welche geführt worden ſind, die von 1866 und 1870/1, 
brachten im Moment der Friedensverhandlungen die verantwortlichen mili⸗ 
täriſchen Stellen, den verantwortlichen Staatsmann und die Krone meiſtens 
an einem Ort, häufig fogar unter einem Dach in tägliche und ſtündliche 
Berührung. Der Friedensſchluß war kurz und nur mit einem Gegner zu 
treffen. Jetzt hat ſich die Notwendigkeit ergeben, während noch im Weſten 
ein Kampf auf Leben und Tod tobt, der die ganze Kraft, die ganze Spannung 
der großen Männer unſerer oberſten Heeresleitung in Anſpruch nimmt, in 
einer Feſtung fern im entlegenſten Rußland den Frieden zu verhandeln. 
Es würde ganz unmöglich ſein, dieſe Verhandlungen zu führen, ohne daß 
die oberſte Heeresleitung bei denſelben durch einen Bevollmächtigten ver⸗ 
treten iſt. Wie geſtern richtig hervorgehoben worden iſt, verknüpfen ſich 
militäriſche und politiſche Fragen in ſolcher Weiſe, daß, wenn ich erſt jedes⸗ 
mal durch Fernſchreiber oder Telephon die Verbindung mit der oberſten 
Heeresleitung aufrechterhalten müßte, bei den Fragen der Räumung, Grenz⸗ 
ziehungen, den unzähligen Fragen, die das militäriſche Gebiet ſtreifen, 
würden die Verhandlungen eine Unmöglichkeit werden. Die oberſte Heepes⸗ 
leitung iſt nun einmal ein großer Faktor unſeres heutigen Lebens. Vs 
wäre nicht klug, zu verſuchen, daran vorbeizugehen. Die Aufgaben, die 
ihr geſtellt werden, ſind ungeheuer, und von der Löſung dieſer Aufgaben 
hängt noch immer das Schickſal des Deutſchen Reiches ab. Deshalb iſt 
eine ſtundliche und enge Fühlungnahme mit einem Vertrauensmanne der 
oberſten Heeresleitung notwendig, und es iſt auch notwendig, daß dieſer 
Vertrauensmann an den Verhandlungen teilnimmt, damit er überhaupt 
genügend im Bilde iſt. Ich möchte auch unbedingt daran feſthalten, daß 
ihm das Recht in dem Umfange, wie es eben jetzt auf Vortrag des Herrn 
Reichskanzlers durch Seine Majeſtät feſtgeſtellt worden iſt, erhalten bleibt. 
General Hoffmann, über deſſen Perſönlichkeit geſtern ja hier in außer⸗ 
ordentlich ſympathiſcher Weiſe geurteilt worden iſt, ein Urteil, dem ich mich 
nur völlig anſchließen kann, hat uns während der Verhandlungen durch 
ſeine gründliche Kenntnis von Land und Leuten, durch die bei den Waffen⸗ 
ſtillſtandsverhandlungen gemachten praktiſchen Erfahrungen unendlich viele 
und wertvolle Dienſte geleiſtet und hat mir und unſeren Verbündeten 
gegenüber auch in politiſcher Beziehung die vollſte Loyalität in keinem ein⸗ 
zigen Punkte vermiſſen laſſen. Ich möchte unbedingt warm dafür ein⸗ 
treten, daß auch die Herren dieſes hohen Hauſes ſich in dieſer Richtung 
ausſprechen, daß an den beſtehenden Anordnungen nichts geändert werden 
ſoll. Dadurch, daß der Vertreter der oberſten Heeresleitung nur im Ein⸗ 
vernehmen mit dem politiſchen Leiter in die Debatte eingreifen kann, iſt 
meiner Anſicht die Verantwortlichkeit der politiſchen Leitung voll gedeckt. 
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Wenn ich zum Schluſſe meiner Ausführungen einen kurzen Ausblick 
in die Zukunft tun möchte, ſo ergibt ſich, wie ich ſchon auszuführen die 
Ehre hatte, daß wir mit dem hochkultivierten, in politiſcher Beziehung für 
uns unendlich wichtigen Finnland — unſer Handels verkehr mit Finnland 
ſtand dem mit der Türkei vor dem Kriege nicht nach, eine Tatſache, welche 
vielleicht manche überraſchen wird — die Dinge ſo weit gefördert haben, daß 
bei der gegenſeitigen freundlichen Geſinnung ein Abſchluß, ſoweit Voraus⸗ 
ſagen möglich ſind, in abſehbarer Zeit mit Sicherheit zu erwarten ſteht. 
Auch mit der Ukraine möchte ich, wie Graf Czernin dies in Ausſicht ge: 
ſtellt hat, einen baldigen Friedensſchluß für wahrſcheinlich halten. Die 
größten Schwierigkeiten, mit den Petersburger Bolſchewiki zum Abſchluß 
zu kommen, ſind den Herren bekannt. Es wird zum großen Teile von dem 
Ernſte des Friedenwillens der Trozki⸗Leninſchen Regierung abhängen, ob 
wir zum Abſchluſſe kommen. An dem Ernſte unſeres Friedenwillens brauchen 
Sie nicht zu zweifeln. Sie konnen überzeugt ſein, daß der Herr Reichs⸗ 
kanzler und ich keinen anderen Wunſch und kein anderes Beſtreben haben, 
als dem deutſchen Volke den Frieden im Oſten ſobald wie möglich zu 
bringen. 

Der Friedensſchluß mit der Ukraine würde das rumäniſche Problem 
gufwerfen. Ich möchte auf dasſelbe heute nicht näher eingehen, nur meiner 
Überzeugung Ausdruck geben, daß nach dem Friedensſchluſſe mit der Ukraine 
und der Zurückziehung der ukrainiſchen Truppen es meiner Anſicht nach 
nicht möglich iſt, daß Rumänien ſich länger gegen den Friedenswillen der 
Zentralmächte ſperrt. 

Zum Schluß möchte ich noch ein Wort ſagen über unſer Ver⸗ 
hältnis zu Oſterreich-Ungarn, das geſtern auch hier geſtreiſt worden 
iſt, und ich kann nur aufs wärmſte und bi dem zuſtimmen, 
was hier geſagt worden iſt. Unſer Verhältnis zu ſterreich⸗Ungarn iſt, 
wie ich mir erlaubt habe, in den erſten Worten, die ich an dieſes hohe 
Haus richten durfte, zu ſagen, der Grundſtein und Eckpfeiler unſerer ganzen 
Dilomatie, und für dieſe langwierigen Verhandlungen iſt es doch ein 
Vorteil, daß es mir möglich geweſen iſt, mit den leitenden Staatsmännern 
aller Verbündeten und beſonders dem Grafen Czernin täglich und ſtündlich 
in engſtem Gedankenaustauſch zu ſtehen. 

Oſterreich⸗Ungarn hat in den diplomatiſchen Kämpfen und in den 
Verhandlungen in vollkommen loyaler Weiſe auf unſerer Seite geſtanden 
und wird weiter vollkommen loyal auf unſerer Seite ſtehen. Das mag 
denjenigen Herren, welche verſucht haben, unſere Forderungen als zu weit⸗ 
gehend hinzuſtellen, ein Beweis dafür ſein, daß dieſe Forderungen mit dem 
ernſteſten und eindringlichſten Friedenswillen, der in Oſterreich⸗Ungarn 
herrſcht, zu vereinbaren ſind. 

Ich werde, ſolange ich die Ehre habe, an dieſer Stelle zu ſtehen, 
niemals die Hand dazu bieten, daß wir eine Politik machen, durch welche 
die enge, unverbrüchliche Waffenbrüderſchaft, Kulturgemeinſchaft und herz⸗ 
liche Freundſchaft, die uns mit der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
verbindet, im geringſten gelockert wird. f 

Ich habe vorhin bei der Preſſe ſchon ausgeführt, was wir brauchen und 
worin wir Sie bitten müſſen, dahin zu wirken, daß man im Auslande den 
Eindruck erhält, daß die Majorität unſerer Volksvertretung geſchloſſen hinter 
der Politik ſteht, die der Herr Reichskanzler konſeguent in Fortſetzung der 
ihm von ſeinen Vorgängern überkommenen Politik macht, und wenn es 
nicht unbeſcheiden iſt, fo kann ich ſägen, der Anfang der geſtrigen Debatte 
wird nicht verfehlen, im Auslande einen großen Eindruck zu machen und 
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viel von dem zu korrigieren und zu beſſern, was die vorhin geſtreiften, 
unerfreulichen Preſſevorgänge geſchadet und verdorben haben könnten.“ 


28. Januar. Die Petersb. Tel.⸗Ag. veröffentlicht folgende Er⸗ 
klärung der Vertreter der Bauern- und Arbeiterregierung der Ukraine 
zu Breſt⸗Litowfk: 


„Wir, die Vertreter der Arbeiter⸗ und Bauernregierung der ukrainiſchen 
Republik, Schachrai, Sekretär für die militäriſchen Angelegenheiten des 
Volks, Medwiediew, Präſident des ausführenden Zentralausſchuſſes der 
ukrainiſchen Sowjets, abgeordnet nach Breſt⸗Litowſk zu den Friedensver⸗ 
handlungen, erklären zuſammen mit den Vertretern der Bundesrepublik, 
daß das Generalſekretariat der ukrainiſchen Zentralrada nicht als Vertretung 
des geſamten ukrainiſchen Volkes anerkannt werden kann. Im Namen der 
Arbeiter, Bauern und Soldaten der Ukraine erklären wir, daß alle von 
dem Generalſekretariat ohne unſere Zuſtimmung gefaßten Beſchlüſſe durch 
das ukrainiſche Volk nicht anerkannt werden und keineswegs durchgeführt 
werden können. 

Wir machen gemeinſame Sache mit der Abordnung der Regierung der 
Bauern und Arbeiter Rußlands auf der Friedenskonferenz und nehmen an 
der ruſſiſchen Delegation teil. Wir nehmen die von dem ausführenden 
Nene ED der Sowjets am 16. Januar gefaßte Entſchließung zur 
Kenntnis. 

Der Zentralausſchuß erkennt als Abgeordnete für die Friedensver⸗ 
handlungen als Präſidenten Kamerad Medwiediew und als Volksſekretäre 
Zechinſki und Schachrai an und beauftragt fie, bei den Friedensverhand⸗ 
lungen kategoriſch zu erklären: alle von der Zentralrada im Namen des 
ukrainiſchen Volkes getanen Schritte find Verſuche der ukrainiſchen Bour⸗ 
geoifie, gegen den Willen und die Intereſſen der Arbeiterklaſſe zu handeln. 
Keine von der Rada eingegangene Verpflichtung wird von den Sowjets des 
ukrainiſchen Volkes anerkannt werden. Die Regierung der Bauern und 
Arbeiter der Ukraine erkennt die Volksbeauftragten als Vertreter der Macht 
der ruſſiſchen Sowjets an und erkennt ihnen das Recht zu, die geſamte 
ruſſiſche Föderauon zu vertreten. Die Delegation der Regierung der Arbeiter 
und Bauern der Ukraine wünſcht die falſche Politik der Rada zu enthüllen 
und gemeinſam mit der ruſſiſchen Delegation vorzugehen. 

Beigefügt iſt ein Schreiben der Regierung der ukrainiſchen Republik 
vom 15. Januar 1918, nach dem Volkskommiſſar für öffentlichen Unterricht 
Satonffi durch Krankheit am Erſcheinen verhindert iſt. 

Der ausführende Zentralausſchuß der Sowjets der Ukraine, Volks 
kommiſſar für militäriſche Angelegenheiten Schachrai.“ 

Nach Empfang dieſer Erklärung ſtellt der Präſident den Vor⸗ 
ſitzenden ſämtlicher Delegationen Abſchriften der Erklärung ſowie 
Abſchriften der Mandate der Kameraden Medwiediew und Schachrai, 
ſowie folgenden Brief zu: 

„Indem wir eine Abſchrift der Erklärung der Delegierten der ukrai⸗ 
niſchen Arbeiter⸗ und Bauernregierung überſenden, gehen wir uns die Ehre, 
Ihnen mitzuteilen, daß die ruſſiſche Delegation in bereinſtimmung mit 
dem anerkannten Recht aller Völker, einſchlteßlich des ukrainiſchen, über ihr 
Schickſal ſelbſt zu beſtimmen, bereit iſt, über den allgemeinen Frieden zu 
verhandeln zuſammen mit den Vertretern der Ukraine. In Übereinſtimmung 
mit ihrem Wunſch läßt die ruſſiſche Delegation ſie als bevollmächtigte Ver⸗ 
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treter der ukrainiſchen Bauern⸗ und Arbeiterregierung zu. In dieſer Er⸗ 
wägung ſetzen wir die unterbrochene Sitzung des Sonderausſchuſſes fort. 


Der Präſident der ruſſiſchen Delegation: Joffe.“ 


30. Januar, Die Verhandlungen werden wieder aufge- 
nommen. Der Vorſitzende der Plenarſitzung Großweſir Talaat⸗ 
Paſcha weiſt einleitend darauf hin, daß ſeit Eintritt der letzten Pauſe 
gewiſſe Veränderungen in der Zuſammenſetzung der einzelnen Dele- 
gationen eingetreten ſeien, weshalb er die Vorſitzenden der Dele- 
gationen, bei denen ſolche Veränderungen ſtattgefunden hätten, bitte, 
hiervon der Plenarverſammlung Mitteilung zu machen. 

Hierauf teilt Staatsſekretär v. Kühlmann mit, daß die könig⸗ 
lich bayriſche Regierung, von einem ihr vertragsmäßig zuſtehenden 
Rechte Gebrauch machend, im Einverſtändnis mit dem Kaiſer und 
dem Reichskanzler den königlich bayriſchen Staatsminiſter Grafen 
Podewils-Dürnitz als ihren Vertreter zu den Verhandlungen nach 
Breſt⸗Litowſk entſandt habe, ſodaß Staatsminiſter Graf Podewils von 
nun an als Mitglied der deutſchen Delegation an den Verhandlungen 
teilnehmen werde. 

Trozki gibt darauf die Erklärung ab, daß in der Zuſammen⸗ 
ſetzung der ruſſiſchen Delegation zwei Veränderungen vorgenommen 
ſeien; die eine Anderung ſei rein perſönlicher Natur, indem an den 
weiteren Verhandlungen auch der Volkskommiſſar für Staatseigentum 
Karelin teilnehmen werde. Die andere Veränderung trage ſtaats⸗ 
rechtlichen Charakter. Sie betreffe die Einreihung von zwei Mit⸗ 
gliedern der ukrainiſchen Volksrepublik in die ruſſiſche Delegation, 
wovon bereits ſchriftlich Mitteilung gemacht worden ſei. Die Re⸗ 
gierung der Räte der Arbeiter-, Soldaten- und Bauern-Deputierten 
der ukrainiſchen Volksrepublik habe drei Mitglieder zur Teilnahme 
an den Friedensverhandlungen entſandt, von denen das eine Mit⸗ 
glied, der Volkskommiſſar Satonſki, in Petersburg zurückgeblieben 
und in die Regierung des Rates der Volkskommiſſare eingetreten 
ſei. Die beiden anderen, und zwar der Vorſitzende des Exekutiv⸗ 
ausſchuſſes Medwiediew und der Volksſtaatsſekretär fir militäriſche 
Angelegenheiten Schachrai befänden ſich in Breſt⸗Litowſk, und zwar 
innerhalb des Verbandes der ruſſiſchen Delegation. Dieſe Talſache 
ſei von größter Bedeutung für den weiteren Gauß der Verhand⸗ 
lungen. Sie ſpiegele die Lage wieder, wie ſie ſich in der Ukraine 
als Ergebnis der jüngſten Ereigniſſe entwickelt habe. 

Da die Gegenparteien ein Intereſſe daran hätten, genau über 
die Zuſtände in der Ukraine unterrichtet zu ſein, halte er es 
für notwendig, eine kurze Erläuterung zu geben. Die ukrainiſchen 
Räte der Arbeiter-, Soldaten- und Bauern⸗Deputierten führten in 
der ganzen Ukraine einen entſchiedenen Kampf gegen die Kiewer 
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Rada, wobei in vielen Teilen der Ukraine die Partei der Räte ge- 
ſiegt habe, die in vollſtändiger Übereinſtimmung mit dem Petersburger 
Rat der Volkskommiſſare auftrete. Das ganze Kohlenbecken des 
Donez⸗Reviers, das ganze Bergwerksgebiet von Jekaterinoslaw und 
die Gouvernements Charkow und Poltawa ſeien in dew Gewalt der 
ukrainiſchen Sowjets. In den anderen Teilen der Ukraine wachſe 
die Macht der Sowjets und gehe der Einfluß der Kiewer Rada 
ſtetig zurück. Am Tage ſeiner Abreiſe aus Petersburg ſei auf 
direktem Drahte aus Kiew gemeldet worden, daß das Kiewer General⸗ 
ſekretariat zurückgetreten ſei. Welche Löſung die Kriſe in der Kiewer 
Regierung gefunden habe und welchen Einfluß dies auf die Delegation 
des Herrn Holubowytſch ausüben werde, ſei noch nicht bekannt, doch 
gehe aus den Darlegungen jedenfalls hervor, daß ein mit der Dele⸗ 
gation des Kiewer Sekretariats abgeſchloſſener Friede unter den augen⸗ 
blicklichen Verhältniſſen keinesfalls als ein Friede mit der ukrainiſchen 
Republik angeſehen werden könne. 

In ſeiner Rede im Hauptausſchuß des Reichstags habe Staats⸗ 
ſekretär v. Kühlmann es ſo dargeſtellt, als ob die ruſſiſche Delegation 
die ukrainiſche ſo lange anerkannt habe, wie ſie annehmen konnte, 
letztere werde die Rolle eines Hilfstrupps ſpielen, jetzt aber, wo die 
ruſſiſche Delegation ihren Fehler eingeſehen habe, verweigere ſie ihr 
die Auerkennung. Dies ſei eine zu ſubjektive Darſtellung des Vor⸗ 
ganges. Schon in der erſten Sitzung, in der die Frage der ukral⸗ 
niſchen Delegation angeſchnitten worden ſei, habe er erklärt, daß der 
Prozeß des Selbſtbeſtimmungsrechts der Ukraine noch im Werden 
begriffen ſei. Jetzt, wo in Petersburg der allruſſiſche Kongreß der 
Räte der Arbeiter-, Soldaten- und Bauern⸗Deputierten tage, auf 
dem auch die ukrainiſchen Sowjets vertreten ſeien und wo einmütig 
ſöderative Grundlagen für die ruſſiſche Republik geſchaffen würden, 
entſpreche die Aufnahme von Vertretern des ukrainiſchen Volksſekre⸗ 
tariats in die hieſige ruſſiſche Delegation völlig dem Zuſtande, der 
in der ruſſiſchen Republik herrſchte. Wenn die Delegation des Herrn 
Holubowytſch nach wie vor ein Mandat des Kiewer Sekretariats 
habe, ſo erhebe ſeine Delegation keinen Einſpruch gegen ihre fernere 
Teilnahme an den Friedensverhandlungen. Jedenfalls aber könnten 
nur ſolche mit der Ukraine getroffenen Abmachungen anerkannt werden, 
die durch die Regierung der föderativen Republik Rußland ihre 
formelle Beſtätigung fänden. 

Hierauf gibt der in Breſt⸗Litowſk zurückgebliebene Vertreter der 
ukrainiſchen Volksrepublik Lewytſki folgende Erklärung ab: „Vor 
der Abreiſe unſerer Vertreter wurde von den Mitgliedern verabredet, 
daß bis zum Wiedereintreffen der ganzen Abordnung einzelne hier 
zurückgebliebene Mitglieder in politiſchen Fragen nicht auftreten ſollten. 
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Daher bleibt die Stellungnahme unſerer Delegation bis zum Wieder⸗ 
eintreffen unſerer Abordnung vorbehalten.“ 

Staatssekretär v. Kühlmann erklärt, daß er im Namen der 
Verbündeten befürworte, die Erörterung über die Darlegungen Trozkis 
bis nach Eintreffen der Delegation der Kiewer Rada aufzuſchieben. 
Er lege Wert darauf, feſtzuſtellen, daß der Vorſitzende der ruſſiſchen 
Delegation ſeinerzeit mit keinem Worte angedeutet habe, daß neben 
der Abordnung des Herrn Holubowytſch noch eine andere Körperſchaft 
vorhanden ſei, die den Anſpruch erhebe. im Namen der Ukraine zu 
ſprechen. Die Lage ſcheine ihm kurz die zu ſein, daß das Beſtehen 
einer freien ukrainiſchen Volksrepublik von keiner Seite in Frage ge⸗ 
ſtellt werde, daß aber zwei konkurrierende Körperſchaften behaupteten, 
berechtigt zu ſein, international eine freie, ukrainiſche Volksrepublik 
zu vertreten. Die verbündeten Delegationen würden dieſe wichtige 
Frage mit Gründlichkeit prüfen. 

Trozki erwidert, er habe ſeinerzeit tatſächlich nicht erſehen, daß 
auf ukrainiſchem Gebiet neben der Rada noch eine zweite Körper⸗ 
ſchaft beſtehe, die Anſpruch darauf erhebe, das ukrainiſche Volk zu 
vertreten. Es ſei für die ruſſiſche Delegation kein Anlaß geweſen, 
zu dieſer Frage Stellung zu nehmen, ſolange die Räte der ukrai⸗ 
niſchen Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Bauern⸗Deputierten noch nicht ent⸗ 
ſchieden hätten, ob ſie eigene Vertreter zu den Friedensverhandlungen 
entſenden wollten. Die Frage, welche der beiden Delegationen das 
Recht habe, endgültig über die Wünſche der ukrainiſchen Republik 
zu ſprechen, werde nach dem Ergebnis des Kampfes zwiſchen den 
beiden Organiſationen zu entſcheiden ſein. 

Miniſter des Außern Graf Czernin erklärt, ſich der von Staats⸗ 
ſekretär v. Kühlmann ausgeſprochenen Anſicht anzuschließen, daß die 
Erörterung der Stellung, die die ukrainiſche Delegation bei den 
Friedensverhandlungen einzunehmen habe, bis zum Eintreffen der 
Kiewer Delegation aufzuſchieben ſei. Da er es jedoch für bedauerlich 
halten würde, die Zeit unnütz verſtreichen zu laſſen, ſo möchte er 
anregen, daß inzwiſchen die Kommiſſion für territoriale Fragen ihre 
Arbeiten wieder aufnehme. 

Dieſem Wunſche ſchließt ſich Trozki an. Er erklärt es nur 
noch für notwendig, auf eine Angelegenheit zurückzukommen, die 
bei Beginn der letzten Verhandlungsperiode eine Rolle geſpielt habe. 
Damals ſei ein angeblich von der Petersburger Telegraphen⸗Agentur 
ausgegebenes Telegramm über eine in der erſten Sitzungsperiode 
abgegebene Erklärung Joffes zur Sprache gebracht und darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß dieſe Depeſche den Sachverhalt in wahrheits⸗ 
widriger Weiſe darſtellte. Er,⸗Trozki, habe darauf erklärt, daß der 
deutſche und der öſterreichiſch-ungariſche Vericht über die fragliche 
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Erklärung Joffes richtig geweſen ſei, während der angebliche 
Bericht der Petersburger Telegraphen⸗Agentur nicht den Tatſachen 
entſpreche. In dieſer Sache habe er jetzt in Petersburg eine Unter⸗ 
ſuchung vornehmen laſſen, in der feſtgeſtellt worden ſei, daß die Peters⸗ 
burger Telegraphen-Agentur ein Telegramm überhaupt nicht abge⸗ 
ſchickt habe. Wie dieſes Mißverſtändnis oder dieſe Fälſchung entſtanden 
ſei, vermöge er nicht nachzuprüfen; er überlaſſe es den daran inter⸗ 
eſſierten Stellen, dies feſtzuſtellen. 

Talaat⸗Paſcha ſchließt hierauf die Sitzung mit dem Vorſchlage, 
die Kommiſſionsberatung wieder aufzunehmen. 


31. Januar. Unter Vorſitz des Grafen Czernin findet eine 
Sitzung der deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſch⸗ruſſiſchen Kommiſſion für 
politiſche und territoriale Fragen ſtatt. 

Vor Eintritt in die Tagesordnun ggibt Trozki eine Erklärung ab, in 
der er darauf hinweiſt, daß die in ſeine Hände gelangten deutſchen Blätter 
ein angeblich von der Petersburger Telegraphen⸗Agentur ſtammendes Tele⸗ 
gramm enthielten, das, wenn ihm Glauben geſchenkt werde, auf den Gang 
der Verhandlungen in ſchlimmſter Weiſe einwirken könne. Darin werde 
der Schlußpaſſus einer Rede angeführt, welche er vor dem dritten Kongreß 
der Arbeiter, Soldaten» und Bauern ⸗Deputierten in Petersburg gehalten 
habe. Er habe tatſächlich dort Bericht über den Gang der Friedensver⸗ 
handlungen in Breſt⸗Litowſk erſtattet und habe feinen perſönlichen Stand⸗ 
punkt und den Standpunkt der Delegation und ſeiner Regierung zum Aus⸗ 
druck gebracht. Nach dem Telegramm hätte er angeblich geſagt, die ruſ⸗ 
ſiſche Delegation würde keinen Sonderfrieden abichließen. Dieſe Nachricht 
b und ſtelle genau das Gegenteil von dem, was er geſagt 
habe, dar. 

Die Vorſitzenden der öſterreichiſch⸗ungariſchen und der deutſchen Dele⸗ 
gation erklären, ſie würden den Urſprung der fraglichen Meldung feſtſtellen 
laſſen, worauf in die Tagesordnung eingetreten wird. 

Das vorſtehend erwähnte angebliche Telegramm der P. T. A., das 
vom Wolffſchen Bureau verbreitet wurde, lautet: 

„Trozki erklärte auf dem dritten allruſſiſchen Kongreß der Arbeiter⸗ 
und Soldalenräte am Schluß einer langeren Rede folgendes: »Die ruf⸗ 
ſiſche Delegation wird ihre Ford rungen nicht preisgeben, ſie wird keinen 
Sonderfrieden ſchließen. Die Bewegung greift auf Polen und England 
über. Die Macht der imperialiſtiſchen und bürgerlichen Regierungen iſt 
unterminiert. Das euroväiſche Proletariat wird uns unter tützen. Wir 
kämpfen für eine gemeinſame Sache, und wir werden ſiegen.«“ 
Auch die „Isweſtija“, das Organ der Petersburger Sowjets, deutete 

ſeinerzeit in einem bezeichnenden Artikel an, daß die Friedensverhandlungen 
wohl ſcheitern würden. 

Int Widekſpruch zu der obigen Meldung ſtand ein Londoner Tele⸗ 
gramm des „Handelsblad“. Danach hatte Trozki erklart, daß nur ein 
Vergleichsfriede möglich wäre, und die Verſammlung hatte ihm in dieſem 
Sinne Vollmachten erteilt. Laut den „Times“ ſoll er geſagt haben: „Ich 
kann den Sieg der ruſſiſchen Revolution über den deutſchen Imperialismus 
nicht verbürgen. Ich kann keine Wunder verſprechen und auch keinen 
demokratiſchen Frieden.“ Die „Times“ meinen hierzu, Trozki ſei davon 
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überzeugt, daß, wenn er mit leeren Händen von Breſt⸗Litowſk zurückkehre, 
dies den Untergang der maximaliſtiſchen Herrſchaft bedeute. 


Graf Czernin weiſt darauf hin, daß die Kommiſſion bisher die Frage 
der Gebiete beſprochen habe, die von reichsdeutſchen Truppen beſetzt ſeien. 
Er ſchlage nunmehr vor, zu verſuchen, eine gewiſſe Klarheit über das Ge⸗ 
biet zu verſchaffen, das von öſterreichiſch⸗ungariſchen Truppen beſetzt ſei. Vor 
Eintritt in die Einzelheiten dieſer Frage möchte er bemerken, daß die Herren 
der ukrainiſchen Delegation auf dem Standpunkt ſtänden, ſie hätten allein 
und ſelbſtändig über dieſe Frage zu verhandeln und zu beſchließen. Er bitte 
daher den Präſidenten der ruſſiſchen Delegation, ſeinen Standpunkt in der 
Zuſtändigkeitsfrage darzulegen. 


Trozki erwidert, er erhebe im Namen ſeiner Delegation und der 
ruſſiſchen Regierung mit allem Nachdruck Einſpruch dagegen, daß die De⸗ 
legation der Kiewer Rada ſich auf den Standpunkt ſtelle, fie könne territoriale 
Fragen einſeitig und ſelbſtändig löſen. Seine Auffaſſung werde heute noch 
mehr unterſtützt durch die Teilnahme von zwei Vertretern des Exekutivaus⸗ 
ſchuſſes der ukrainiſchen Republik im Verbande der ruſſiſchen Delegation. 
Dies ſei die formelle Seite der Frage. Was die materielle Seite betreffe, 
ſo ſei er der Anſicht auf Grund verſchiedener Nachrichten, insbeſondere auf 
Grund eines Telegrammes, das er eben erhalten habe, daß die Frage einer 
Teilnahme der Delegation der Kiewer Rada an den Breſter Verhandlungen 
mehr als eine Frage der Vergangenheit anzufehen ſei, denn als eine Frage 
der Gegenwart und der Zukunft. 


> Graf Czernin führt hierauf aus: „Ich glaube, daß in dieſen An⸗ 
ſchauungen zwiſchen den Herren der ien und denen der Petersburger 
Delegation ein entſchiedener Widerſpruch beſteht. Die Herren der ruſſiſchen 
Delegation werden mir gewiß recht geben, wenn ich ſage, daß es notwendig 
iſt, dieſe Frage klarzuſtellen. Ich würde daher vorſchlagen, daß wir bald⸗ 
möglichſt eine Vollſitzung abhalten, wo dieſe in erſter Linie zwiſchen den 
Regierungen von Petersburg und Kiew zu entſcheidende Frage vereinigt 
wird. Ich möchte nur zu meiner Aufklärung um eine Mitteilung bitten. 
Wenn, wie ich mich erinnere, in den erſten Sitzungen die Frage der terri⸗ 
torialen Kompetenzabgrenzungen zwiſchen Petersburg und Kiew beſprochen 
worden iſt, ſo habe ich das ſo aufgefaßt, daß es ſich um die Grenzen 
handele, die die Ukraine und das von Petersburg aus verwaltete Rußland 
trennen würden. Ich habe aber nicht verſtanden, daß die Grenze der Ukraine 
gegenüber Polen Gegenſtand beſonderer Beratung mit Petersburg ſein 
müßte. Die Frage, die ich mir zu ſtellen erlaube, geht alſo dahin, ob der 
Standpunkt des Herrn Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation ſich dahin zu⸗ 
ſammenfaſſen laßt, daß die Ukraine über die Angelegenheiten des ſelbſtändigen 
ukrainiſchen Staates, insbeſondere über deſſen Grenzen, überhaupt nicht 
allein entſcheiden kann.“ 


Trozki entgegnet, es ſei ſelbſtverſtändlich, daß, wenn die Ukraine als 
vollſtändig freie, von Rußland unabhängige Republik beſtünde und weiter 
beſtehen würde, ſie nach der erfolgten Abgrenzung alle Fragen ihres ſtaat⸗ 
lichen Seins, alſo auch territoriale Fragen, ſelbſtändig würde löſen können. 
Aber diejenige ukrainiſche Regierung, die im Verbande der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation vertreten ſei, ſtehe auf dem Standpunkt, daß die Ukraine einen Teil 
der föderativen Republik Rußlands bilden werde. Deshalb ſei es notwendig, 
daß dieſe Entſcheidung erfolge auf der augenblicklichen, tatſächlichen Grund⸗ 
lage, ausgehend von dem Beſchluſſe; die ruſſiſche Republik föderativ auf⸗ 
zubauen. 
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Auf Erſuchen des Staatsſekretärs v. Kühlmann gibt hierauf Trozki 
den Inhalt des von ihm erwähnten Telegramms bekannt, wonach der aus⸗ 
ſchlaggebende Teil der Kiewer Garniſon zur ukrainiſchen Sowjetregierung 
übergegangen und die weitere Exiſtenz der Rada nur nach ganz kurzen Zeit⸗ 
einheiten zu bemeſſen ſein ſoll. 8 5 ö 

Auf Anregung des Vorſitzenden wird darauf beſchloſſen, die Zuſtändig⸗ 
keit der ukrainiſchen Delegation für territoriale Fragen in einer am nächſten 
Tage abzuhaltenden Plenarſitzung in Anweſenheit der ukrainiſchen Vertreter 
weiter zu beſprechen. 

Zum Schluß erbittet Trozki das Wort zu einer Anfrage, in der er 
ausführt, er habe aus der Preſſe erfahren, daß der Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann an den polniſchen Miniſterpräſidenten Herrn Kucharzewſki einen Brief 
gerichtet habe, in dem er mitteilte, er würde die Zuziehung eines Vertreters 
des polniſchen Miniſteriums zu den Friedensverhandlungen anregen. Er 
bitte um Auskunft, ob dieſe Frage bei einer der nächſten Sitzungen ange⸗ 
ſchnitten werden würde. 

Staatsſekretär v. Kühlmann verweiſt auf ſeine wiederholten Er⸗ 
klärungen zu dieſer Frage, die mit der Frage der Anerkennung der Staats⸗ 
perſönlichkeiten der beſetzten Gebiete durch die ruſſiſche Delegation im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehe. Er gebe der Hoffnung Ausdruck, daß es möglich ſein 
werde, die Frage in nächſter Zeit auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Graf Czernin fügt hinzu, daß er auch ſeinerſeits eine Entſendung 
von polniſchen Vertretern unter beſtimmten Vorausſetzungen auf das wärmſte 
begrüßen würde. . 

Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 

1. Februar. Unter Teilnahme ſämtlicher Delegationen einſchließ⸗ 
lich der in Breſt inzwiſchen wieder eingetroffenen Abordnung der 
ukrainischen Rada findet eine Vollſitzung ſtatt, die zum Zwecke hat, 
die Stellungnahme der beteiligten Regierungen zu der 
ukrainiſchen Zentralrada endgültig zu klären. 

Zu Beginn der Sitzung teilt der Vorſitzende, der bulgariſche 
Militärbevollmächtigte Oberſt Gantſcheff mit, daß an die Stelle des 
bisherigen Vorſitzenden der Abordnung, des Juſtizminiſters Popoff, 
von jetzt ab der bulgariſche Miniſterpräſident Radoſlawoff trete. 

Herr Sewrjuk gibt bekannt, daß an Stelle des bisherigen Vor⸗ 
ſitzenden der Abordnung der ukrainiſchen Rada Holubowitſch er ſelbſt 
den Vorſitz übernehme. . 

Auf die Tagesordnung übergehend, weiſt Redner dann einleitend 
auf das in der Plenarſitzung vom 10. Januar 1918 verleſene Univer⸗ 
ſal III der ukrainiſchen Zentralrada vom 7. November alten Stils hin, 
womit die ukrainiſche Volksrepublik proklamiert und deren internationale 
Stellung beſtimmt worden iſt. Die internationale Stellung der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik ſei damals ſowohl durch den Rat der Volks⸗ 
kommiſſare als auch durch die Vertreter der Vierverbandsmächte au⸗ 
erkannt worden. Im Sinne dieſer Außerungen ſei auch während des 
ganzen Ganges der Verhandlungen bis zur letzten Unterbrechung die 
ukrainiſche Delegation von allen Konferenzparteien ſtets als Delegation 
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eines unabhängigen Staates angeſehen worden. Nach der Unterbrechung 
habe Trozki verſucht, die Stellung und das Recht der ukrainiſchen 
Rada zu leugnen, wobei er ſich auf das bis. dahin nie erwähnte Vor⸗ 
handenſein des Exekutivausſchuſſes in Charkow berufen habe. 


Die ukrainiſche Delegation halte es für notwendig, feſtzuſtellen, 
daß die von Trozki in dieſer Sitzung gehaltene Rede in vollem 
Widerſpruch zu allen ſeinen früheren Außerungen ſtehe, weshalb fie ge⸗ 
zwungen ſei, folgende Erklärung abzugeben: 


W Wir ſind durchaus einer Anſicht mit Herrn Trozki, daß in dem ſtaat⸗ 
lichen Leben der Ukraine Veränderungen vorgekommen ſind, die von ganz 
anderer Natur ſind als die, auf welche Herr Trozki hinwies. Das Weſen 
dieſer Veränderungen ſteht im Zuſammenhange mit dem vierten Univerſal der 
ukrainiſchen Zentralrada vom 24. Januar. In dieſem heißt es: »Von nun 
an bildet die ukrainiſche Volksrepublik einen ſelbſtändigen, von niemand ab⸗ 
hängigen, freien und ſouveränen Staat des ukrainiſchen Volkes.“ Hierzu 
müſſen wir bemerken, daß die Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik be: 
ſtrebt iſt, einen Bund aller Republiken zu ſchaffen, die auf dem Gebiete des 
früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches entſtanden ſind, und eine gemeinſame föderative 
Regierung in Rußland zu bilden. Da aber bis zur Erlaſſung des vierten Uni⸗ 
verſals trotz aller Verſuche der ukrainiſchen Regierung ein ſolches gemeinſames 
ſöderatives Organ nicht zuſtandegekommen iſt, fo hat die ukrainiſche Zentral⸗ 
rada die Bildung einer föderativen Regierung fallen laſſen müſſen und hat 
durch das vierte Univerſal die Ukraine zum ſelbſtändigen und von niemand 
abhängigen Staat proklamiert. Die ukrainiſche Rada hat in demſelben 
Univerſal erklärt, daß fie mit allen angrenzenden Staaten in Frieden und 
Freundſchaft leben wolle, daß aber kein einziger von ihnen ſich in das Leben 
und die Selbständigkeit der Ukraine einmiſchen dürfe. Folglich hat das vierte 
Univerſal in klarer Weile ſowohl die internationale rechtliche Stellung der 
e Volksrepublik als auch ihre Stellung gegenüber ihren Nachbarn 
eſtimmt. 

Was die von Herrn Trozli angeführten Argumente anbelangt, jo ent⸗ 
behren dieſe jeder Begründung Die Berufung darauf, daß in der u rainiſchen 
Volksrepublik der Exekutivausſchuß in Charkow die Intereſſen der arbeitenden 
Klaſſen beſſer vertrete, it leicht zu widerlegen. Sie betreffen aber das Ge⸗ 
biet der inneren Beziehungen, welche nicht der internationalen Kontrolle 
unterliegen. Noch weniger überzeugend iſt die Berufung des Herrn Trozki 
auf die ukrainiſche Delegation, die keine Berechtigung hat, weil ſie nicht 
von dem Exekutivausſchuß in Charkow anerkannt ift. Aus dieſem Argumente 
müßte in erſter Linie die ruſſiſche Delegation ihre Vollmachten niederlegen, 
da in ihr weder Vertreter der Moldau noch der Krimtataren, noch der Don⸗ 
konſaken, noch der kaukaſiſchen Volksſtämme, noch Serbien vertreten ſind, 
die ebenfalls nicht die Regierung des Rates der Volkskommiſſare anerkennen. 

In einer fo hohen Verſammlung, wie es die Friedenskonferenz iſt, 
ſcheint das von Herrn Trozki angewendete Mittel, die ſtaatlichen Rechte der 
ukrainiſchen Zentralrada auf Grund irgendeines Telegramms aus Peters⸗ 
burg zu beſtreiten, offenbar unzuläſſig. Mit durchaus gleichem Rechte 
könnte ſich die ukrainiſche Delegation auf einen Funkſpruch berufen, der 
in der zweiten Hälfte des Januar n. St. meldete, daß ſich einige Regi⸗ 
meuter in Petersburg zur Verteidigung der Konſtituierenden Verſammlung 
gegen die Regierung der Volkskommiſſare erhoben und daß dort auf den 
Straßen Kämpfe mit ungünſtigem⸗ Ausgange für die beſtehende Regierung 
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ſtattgefunden hätten. Dem Beiſpiele des Herrn Trozki folgend, könnte die 
ukrainiſche Delegation auf Grund dieſes Telegramms verlangen, daß die 
Delegation des Rates der Volkskommiſſare nicht mehr anerkannt werde, 
was ſie jedoch nicht tut, da ſie das als eine ruſſiſche Frage anſieht. Um 
nun neuerlichen falſchen Auslegungen von irgendwelcher Seite vorzubeugen 
und für die Zukunft Erklärungen der ruſſiſchen Delegation zu vermeiden, 
die untereinander in Widerſpruch ſtehen, ſchlägt die ukrainiſche Delegation 
vor, die ukrainiſche Republik als einen durchaus ſelbſtändigen und von 
niemand abhängigen Staat formell anzuerkennen und damit endgültig ſo⸗ 
wohl deren internationale Stellung als auch die Berechtigung der Dele⸗ 
gation feſtzuſtellen.“ 


Hierauf gibt auf Aufforderung Trozkis der der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation angehörende Vertreter des ukrainiſchen Exekutivausſchuſſes 
Miedwiediew eine Erklärung ab, worin er ausführt: 


In Breſt⸗Litowſk habe bis jetzt im Namen der ukrainiſchen Volks⸗ 
republik nur die Delegation der Kiewer Rada geſprochen. Die ukrainiſchen 
Sowjets ſeien hier nicht vertreten geweſen. Der ukrainiſche Exekutivaus⸗ 
ſchuß habe von Anfang an die Kiewer Rada nicht für berechtigt gehalten, 
im Namen des ukrainiſchen Volkes zu ſprechen. Die Kiewer Delegation 
habe hinter dem Rücken des ukrainiſchen Volkes Verhandlungen geführt, 
geheim in vier Wänden, abgeſondert von der ruſſiſchen Delegation; die 
Kunde hiervon habe die Grundfeſten der Gewalt der Kiewer Rada er⸗ 
ſchüttert. Das ukrainiſche Volk wolle allerdings ſchnellen Frieden, aber 
es wolle dieſen zuſammen mit der ganzen ruſſiſchen föderativen Republik. 

Was die jetzigen Friedensverhandlungen betreffe, ſo ſtehe der Exekutiv⸗ 
ausſchuß der ukrainiſchen Republik ganz auf jenen Grundſätzen des demo⸗ 
kratiſchen Friedens, die durch die ruſſiſche Revolution propagiert und von 
den ukrainiſchen Sowjets beſtätigt worden ſeien: Friede ohne Annexionen 
und Kontributionen, der den Völkern das Recht der Selbſtbeſtimmung ſichere. 
Was die okkupierten Gebiete anbeſreffe, fo teile der Exekutivausſchuß ganz 
den Standpunkt, den die ruſſiſche Delegation hier vertreten habe, und er⸗ 
kläre, daß das ukrainiſche Volk irgendwelche Übereinkommen und Verträge 
mit der Kiewer Rada nicht anerkennen werde und daß dieſelben nicht zum 
Leben gelangen würden, wenn ſie nicht durch die Delegation der föderativen 
ruſſiſchen Republik anerkannt und gutgeheißen worden ſeien. 


Anknüpfend hieran führt Trozki aus, es ſei in keiner Weiſe 
zu beſtreiten, daß er hier ſeinerzeit erklärt habe, die zwiſchen der 
Kiewer Rada und der Petersburger Regierung beſtehenden Konflikte 
könnten keinen Einfluß darauf ausüben, daß er die Ukraine als un⸗ 
abhängigen Staat anerkenne. 


Die Anerkennung der Selbſtändigkeit oder Unabhängigkeit eines 
Staates könne aber nicht mit der Anerkennung dieſer oder jener Regierung 
vermengt werden. In welchem Maße die internationale rechtliche Stellung 
der Ukraine noch im Werden begriffen ſei, ginge daraus hervor, daß man 
heute aus dem Munde des Vorſitzenden der ukrainiſchen Delegation eine 
außerordentlich wichtige prinzipielle Anderung des Standpunktes der Kiewer 
Rada in der Frage der internationalen rechtlichen Stellung der Ukraine 
erfahren habe. Die Kiewer Rada lehne eine Beteiligung an der föderativen 
ruſſiſchen Republik ab, und dies erfolge jetzt, nachdem auf dem dritten Kon⸗ 
greß der Sowjeis unter Teilnahme von Vertretern des ukrainiſchen Volkes 
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der ruſſiſche Staat als föderative Republik anerkannt worden ſei. Unter 
den Zitaten aus ſeinen — Trozkis — Außerungen, auf welche ſich der 
Vorſitzende der Kiewer Rada berufe, fehle ein Zitat, welches von entſchei⸗ 
dender Bedeutung für die Löſung dieſer Frage ſei. Er, Trozki, habe 
damals, ohne einen Proteſt ſeitens der Kiewer Rada hervorzurufen, darauf 
hingewieſen, daß gerade infolge der vorläufig noch ungeklärten Situation 
in der Ukraine, insbeſondere bezüglich ihrer Grenzen, in allen ſtrittigen 
Fragen eine vorhergehende Einigung der beiden hier eingetretenen Dele⸗ 
gationen notwendig ſei. Dieſe Erklärung habe auch eine negative Seite, 
d. h. jedes Einvernehmen zwiſchen der Kiewer Rada und den Mittelmächten, 
welches wegen der noch nicht erfolgten Abgrenzung zwiſchen dieſen beiden 
Staaten einen Widerſpruch von ſeiten der ruſſiſchen Delegation hervorrufe, 
verliere dadurch ſeine Kraft und werde von ſelbſt hinfällig. Inneren Vor⸗ 
gängen in der Ukraine käme natürlich keinerlei entſcheidende juriſtiſche Be⸗ 
deutung zu. Dies werde anerkannt. Aber gerade infolge Fehlens einer 
juriſtiſchen Abgeſchloſſenheit aller hier intereffierenden Fragen müßten alle 
dieſe Widerſprüche von ihrer materiellen Seite betrachtet werden. Nur 
dazu habe er auf die Nachrichten über die Kämpfe zwiſchen den beiden 
Organiſationen, die in der Ukraine um die Macht ringen, hingewieſen. 
Die Mittelmächte hätten ein Intereſſe daran, ihr Verhältnis zur Ukraine 
in materieller Hinſicht präzifteren zu können, damit fie nicht fiktive Größen 
für tatſächliche anſehen. Gerade deshalb halte er es für notwendig, darauf 
hinzuweiſen, daß in manchen Kreiſen die ſeparatiſtiſchen Tendenzen im 
heutigen revolutionären Rußland überſchätzt würden. In den Randgebieten 
des früheren ruſſiſchen Reiches ſeien jetzt gerade die Klaſſen, Gruppen und 
Schichten Träger der ſeparatiſtiſchen Gedanken, die unter dem alten Regime 
in hartnäckigſter Weiſe für den Zentralismus eingetreten ſeien. In dieſem 
Separatismus ſei keine lang andauernde geſchichtliche Tendenz zu erblicken. 
Es ſei nur eine vorübergehende Verteidigungswaffe in der Hand der Gruppen, 
die vor der revolutionären Macht in Rußland für ſich felbit Befürchtungen 
hegten. Je mehr ſich die Macht der Sowjets im ganzen Lande feſtige, deſto 
mehr verlegten die beſitzenden Klaſſen ihre ſeparatiſtiſchen Tendenzen auf die 
Randgebiete. Wenn dieſe Gruppen im jetzigen Rußland ſiegen würden, 
dann würden ſie ſofort wieder zu Trägern der Zentraliſation werden. Die 
Vertreter der Mittelmächte könnten hier natürlich nicht die Rolle eines 
Schiedsrichters über die jetzigen Verhältniſſe in Rußland und in der Ukraine 
übernehmen. Er bleibe im Namen ſeiner Regierung nach wie vor auf 
dem Standpunkte ſtehen, den er von Anfang an formuliert habe: 

Solange die Delegation der Kiewer Rada ihre Vollmachten beibehalte, 
erhebe er keinen Einſpruch gegen deren ſelbſtändige Teilnahme an den 
Verhandlungen. Er müſſe aber jetzt, wo auch Vertreter des ukrainiſchen 
Erekutivausſchuſſes in den Verband der ruſſiſchen Delegation eingetreten 
ſeien, mit doppeltem Nachdruck wiederholen, daß nur derartige Abkommen 
mit der Kiewer Rada die Anerkennung finden könnten, die auch von ſeiten 
der ruſſiſchen Delegation anerkannt würden. 


Hierauf erhält das Mitglied der ukrainiſchen Delegation Lu⸗ 
bynſki das Wort zu nachſtehenden Darlegungen: 

„Nach den Erklärungen, die der Vorſitzende des Charkower Exelutiv⸗ 
ausſchuſſes, Herr Miedwiediew, und der Vorſitzende der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation, Herr Trozki, abgegeben haben, halte ich es für notwendig, folgendes 


auszuführen: 2 0 R 
Die Mitglieder der ukrainiſchen Friedensdelegation haben ſtets auf 
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dem grundſätzlichen Standpunkte geſtanden, daß die in Breſt⸗Litowſk ver⸗ 
ſammelten Vertreter derjenigen Staaten, die einen Friedensſchluß anſtreben, 
ſich nicht über innere Angelegenheiten ihrer Gegner auszusprechen haben 
und daß innere Kämpfe und Vorgänge innerhalb der Staaten keinesfalls 
während der offiziellen Verhandlungen zur Kenntnis der Gegenpartei zu 
bringen wären. Wir hätten mehrfach die Gelegenheit gehabt, mit ent⸗ 
ſchiedenem Proteſt aufzutreten gegen Außerungen des Herrn Trozki, der die 
Beziehungen zwiſchen den einzelnen Völkern des früheren Rußlands und 
den auf ſeinem Gebiete entſtandenen neuen Reichen wiederholt falſch dar⸗ 
geſtellt hat. Aber infolge des oben angeführten Standpunktes haben wir 
darauf verzichet, dieſe Frage öffentlich anzuſchneiden, da wir nicht den 
Wunſch hatten, durch unſere Außerungen die Autorität der ruſſiſchen Dele⸗ 
gation herabzuſetzen. 

Da aber jetzt durch das vierte Univerſal der Zentralrada die vollſtändige 
Unabhängigkeit unſerer Republik proklamiert worden iſt, und da unſere 
Republik auch von befreundeten und anderen Mächten anerkannt worden 
iſt, hören dieſe Fragen auf, innere Fragen zu ſein, und unſere verant⸗ 
wortungsvolle Miſſion gegenüber unſerem Volke nötigt uns jetzt, mit ent⸗ 
ſchiedenem Proteſt gegen falſche Behauptungen aufzutreten, die in unferer 
Abweſenheit von Herrn Trozki gemacht worden find. Obgleich wir nach 
wie vor unſere vorhin erwähnten grundſätzlichen Standpunkte wahren, 
können wir es uns jetzt doch nicht verſagen, unſere Anſichten über die 
inneren Verhältniſſe Rußlands auszusprechen, nicht nur um uns zu recht: 
fertigen gegenüber den hier Anweſenden, ſondern auch gegenüber der öffent: 
lichen Meinung der hier vertretenen Völker, deren Anſichten uns nicht 
weniger werwoll ſind als Herrn Trozki. 

Im Jahre 1917 hat Rußland, dieſes Land, das von ſo vielen ver⸗ 
ſchiedenen Völkern bewohnt wird, die ihre verſchiedenen politiſchen Aufgaben 
haben und in den verſchiedenſten hiſtoriſchen Bedingungen aufgewachſen 
ſind, die auch jetzt noch anhaltende Revolution erlebt, die ſich in dem Fahr⸗ 
waſſer der nationalen und ſozialen Errungenſchaften bewegte. An dem 
Steuerrade dieſer Republik haben im Laufe dieſes Jahres verſchiedene Re⸗ 
gierungen geſtanden. Das Jahr hat begonnen unter dem Zepter eines 
Kaiſers, und es endigte, nachdem es die Stadien einer kadettiſchen und 
einer ſozialkadettiſchen Regierung durchlaufen hatte, genau mit denſelben 
Schießereien auf den Straßen Petersburgs und mit den eifrigſten Vor⸗ 
bereitungen der bolſchewiſtiſchen Regierung zur Vertreibung der Konſti⸗ 
tuierenden Verſammlung, welche auf den einzig annehmbaren Grundlagen 
einberufen war. Nur in einer einzigen Beziehung ſind alle dieſe verſchie⸗ 
denen Regierungen durchaus ſolidariſch geblieben: in ihren kapitaliſtiſchen 
Beſtrebungen und in ihrem gierigen Wunſche, die neu entſtehenden Völker 
zu erdroſſeln und alles unter ihre mächtige Hand zu bekommen. 

Die bolſchewiſtiſche Regierung entfernt ſich, in Übereinſtimmung mit 
den Ideen ihrer Parteien, emſchieden von den föderativen Idealen, welche 
die Führer der nichtherrſchenden Völker beſeelen. Aber im Andenken an ihre 
Vorgänger auf den Thronen, welche nicht nur durch die gemeinſamen An⸗ 
ſtrengungen der ſozialen, ſondern auch der nationalen Revolution geſtürzt 
worden find, hat die Regierung der Bolſchewiki das Prinzip des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der Völker nur zu dem Zwecke proklamiert, um deſto ent⸗ 
ſchiedener dieſes Prinzip in feiner praktiſchen Durchführung zu bekämpfen. 
Die lauten Erklärungen der Bolſchewiki über die vollkommene Freiheit der 
Völker Rußlands ſind nur grobe demagogiſche Mittel. Die Regierung der 
Bolſchewiki, welche die Konſtituierende Verſammlung auseinandergejagt hat 
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und ſich nur auf die Bajonette der Söldner der Roten Garde ſtützt, wird 
ſich nie dazu entſchließen, in Rußland ſelbſt die hochgerechten Prinzipien 
des Selbſtbeſtimmungsrechtes durchzuführen. Denn ſie weiß ſehr wohl, daß 
nicht nur die zahlreichen Republiken der Ukraine, das Dongebiet, der Kau⸗ 
kaſus und andere ſie nicht als ihre Regierung anerkennen werden, ſondern 
daß auch das ruſſiſche Volk ſelbſt ihr das Recht verſagen wird. Nur aus 
Furcht vor der Entwicklung der nationalen Revolution haben die Bolſchewiki 
mit der ihnen angeborenen Demagogie nicht mehr auf der Friedenskonferenz 
das Prinzip des Selbſtbeſtimmungsrechtes aufgeſtellt. Zur Bekämpfung 
der Durchführung in der Praxis nehmen ſie ihre Zuflucht nicht nur zu 
den Söldnerſcharen der Roten Garde, ſondern ſie ſchreiten noch zu ſchlim⸗ 
meren und unzuverläſſigeren Mitteln. Sie unterdrücken die Zeitungen, 
jagen politiſche Verſammlungen auseinander, verhaften und erſchießen 
Politiker und greifen ſchließlich dazu, durch vollſtändig falſche und tendenziöfe 
Schilderungen die Autorität der Regierung der einen oder anderen be: 
kannten Republik zu untergraben. Bekannte Sozialiſten und alte Revo⸗ 
lutionäre werden von ihnen beſchuldigt, als wären ſie Bourgeois und 
Gegenrevolutionäre. Die Regierung der Bolſchewiki erklärt den heiligen 
Krieg der Republik, indem ſie die Verteidigung der Bourgeoiſieregierungen 
verlangt, mit denen angeblich die ſozialiſtiſche Regierung der Bolſchewiki 
ſelbſt über die Beendigung des brudermordenden Krieges keine Verhand⸗ 
lungen pflegen will. So führt die Regierung der Bolſchewiki anſtatt des 
Grundſatzes des Selbſtbeſtimmungsrechtes den Grundſatz der Anarchie und 
der Zerrüttung durch, da ſie weiß, daß es richtiger iſt, zu zerſtören als neu 
zu ſchaffer, und fie hält ſich an das alte franzöſiſche Sprichwort: »Ver⸗ 
leumde, es wird ſchon etwas haften bleiben. 

Der Kampf der Petersburger Regierung gegen die Regierung der 
ukrainiſchen Republik und ihre offenſichtliche Unaufrichtigkeit bei der Ab: 
lehnung der Berechtigung unſerer Delegationen hat ſchon früher bei uns 
nicht unbegründeten Verdacht hervorgerufen. Wir waren überzeugt, daß Herr 
Trozki ſehr bald verſuchen würde, ſich von den durchaus klaren und un⸗ 
zweideutigen Worten loszulöſen, mit welchen er unſere Delegation als bevoll⸗ 
mächtigte Vertretung unſerer Republik anerkannt hatte. Unſere Erwartungen 
haben ſich bewahrheitet. Am Tage, an welchem wir nach Kiew abgereiſt 
ſind, um unſere endgültigen Inſtruktionen einzuholen, iſt auf Anforderung 
und unter gütiger Mitwirkung der Bolſchewiki über Petersburg und Düna⸗ 
burg eine neue Delegation hier eingetroffen, welche das Ziel hat, unſere 
Autorität in den Augen der arbeitenden Klaſſen Europas zu untergraben. 
Um die Rechte und den Charakter dieſer Delegation genau zu begründen 
und zu umſchreiben, müſſen wir näher auf dieſen Punkt eingehen. 

Das durch gemeinſame Ideale und gemeinſame nationale Beſtrebungen 
geſinnte ukrainiſche Volk, das zu ruhiger und geordneter Form des ſtaat⸗ 
lichen Lebens neigt, hat ſich vom erſten Augenblick an mit Eifer der ſchon 
lang erwarteten Möglichkeit des ſtaatlichen Aufbaus gewidmet. Die ukrai⸗ 
niſchen Arbeiter, Soldaten und Bauern haben es unter dem Schutze der 
aus ihren Reihen hervorgegangenen ukrainiſchen Intelligenz nicht nur ver⸗ 
ſtanden, ſich ſelbſt zu, organiſieren, ſondern ſie haben auch noch ſolche Be⸗ 
völkerungsgruppen nichtukrainiſcher Herkunft, die auf ukrainiſchem Boden 
leben, mit herangezogen. a t 2. 

Als Ergebnis dieſer Arbeit, die durch die langjährigen Bemühungen 
der ukrainiſchen Politik vorbereitet war, und als Produkt der ukrainiſchen 
revolutionären Schaffenskraft iſt die ukrainiſche Rada entſtanden, die ſich 
aus den Vertretern der ukrainiſchen Soldaten, Arbeiter und Bauern zu⸗ 
ſammenſetzt. 
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Die ukrainiſche Rada hat dem ukrainiſchen Volk feinen Weg gewieſen. 
Die ukrainiſche Rada, die Schon im Juni vorigen Jahres die erſte ukrainiſche 
Regierung, das Generalſekretariat, gewählt hat, hat damit die erſte Regierung 
in Rußland gebildet, die auschließlich aus Sozialiſten zuſammengeſetzt iſt. 
So hat das ukrainiſche Volk Schritt für Schritt durch eigene Arbeit ſeinen 
eigenen Staat geſchaffen, und zur Einmiſchung in unſere inneren Verhältniſſe 
hat die Petersburger Regierung keinerlei Veranlaſſung und keinerlei Grund. 
In Wirklichkeit liegen die Dinge ſo, daß nach dem Gebiete der Ukrainer 
und nach den daran anſchließenden Fronten ſchon unter dem zariſchen Regime 
vorzugsweiſe Soldaten nichtukrainiſcher Abſtammung hingeſchickt wurden, 
und es iſt während der Revolution nicht gelungen, die Ukraine von dieſen 
zugezogenen und ihr fremden Elementen zu befreien. Während die Soldaten 
von allen Kriegsſchauplätzen und von allen Fronten ihre Delegierten auf den 
Kongreß nach Kiew ſchickten und ſich alle um die ukrainiſche Militärrada 
ſcharten, die einen Teil der Kiewer Zentralrada bildet, haben ſich nicht⸗ 
ukrainische Soldaten in einigen Städten der Ukraine ihre Soldatenräte ges 
gründet, die keinerlei Einfluß haben auf das Leben der um ſie liegenden 
Gebiete. Manchmal allerdings nehmen an dieſen Sowjets auch Vertreter 
der Arbeiter der betreffenden Städte teil. In dem Wunſche, ſich unter 
dieſem oder jenem Vorwand in das innere Leben der Ukraine einzumiſchen, 
haben die Petersburger Bolſchewiki angefangen, von der ukrainiſchen Re⸗ 
gierung zu verlangen, daß die ganze Regierungsgewalt in der Ukraine 
gerade dieſen Soldatenräten übergeben wird, ohne jede Berückſichtigung der 
von den Bolſchewiki auf der Friedenskonferenz aufgeſtellten Forderungen. 
daß fremde Truppen aus den beſetzten Gebieten fortzuführen ſeien. Natürlich 
konnte die ukrainiſche Rada dieſe Forderungen nicht erfüllen. 


Den zweiten Erlaß zur Einmiſchung in das innere Leben unſerer 
Republik bildet die Forderung der Petersburger Bolſchewiki, Neuwahlen 
der Zentralrada zu veranſtalten. Indem ich beiſeite laſſe, daß eine der⸗ 
artige Forderung eine offenbare Verletzung des Selbſtbeſtimmungsrechtes 
iſt, iſt dieſe Forderung auch deswegen undurchführbar, weil die Vorſchriften 
über die Vertretung in der Rada jeden Augenblick den Wählern das Recht 
geben, ihren Vertreter in der Rada abzuberufen und ihn durch einen anderen 
zu erſetzen. 


Die Wahlen zur konſtituierenden Verſammlung ganz Rußlands, die 
Ende November vorigen Jahres ſtattfanden, führten auf dem ganzen Gebiet 
der Ukraine zu einem glänzenden Sieg der ukrainiſchen Zentralrada und 
zum Sieg der darin organiſierten Parteien, indem von den ukrainiſchen 
Kandidaten über 75 Prozent gewählt worden ſind, während die anderen 
Parteien, die in der Zentralrada vertreten ſind, etwa 15 Prozent, die Bolſche⸗ 
wiki ſogar weniger als 10 Prozent erzielt haben. Zum Beiſpiel ſind im 
Gouvernement Kiew auf Grund unſerer Wählerliſten 20 von unſeren Kan⸗ 
didaten von 22 Vorgeſchlagenen gewählt worden. Im Gouvernement Po⸗ 
dolien von 19 Kandidaten 18, in Wolhynien von 10 Kandidaten 9, in 
Poltawa von 17 Kandidaten 14 uſw. Ich nehme an, daß das genügt. 
Das ſind die Maſſen, auf die ſich die ukrainiſche Zentralrada ſtützt und in 
deren Namen wir hierher gekommen ſind, um hier zu ſprechen. Jetzt hat 
die Petersburger Regierung beſchloſſen, zum letzten Mittel zu greifen. Sie 
hat am 2. Dezember in Kiew unter dem ſchweigenden Einverſtändnis der 
Zentralrada den ukrainiſchen Kongreß der Bauern und Soldaten einberufen. 
Auf dem Kongreß trafen über 2000 Delegierte ein, und entgegen der Hoff⸗ 
nung der Einberufer begannen ſie ihre Sitzung mit einer lauten Ovation 
für die Zentralrada und ihren Vorſitzenden, Herrn Profeſſor Gruſzewſki, 
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und haben der Zentralrada mit überwältigender Mehrheit ihr volles Ver⸗ 
trauen ausgeſprochen. Nach dieſen Vorgängen iſt eine kleine Gruppe von 
Bolſchewiki, etwa 80 Mann, von dieſem Kongreß entflohen und nach 
Charkow übergeſiedelt und hat ſich als neue Regierung der ukrainiſchen 
Volksrepublik erklärt. Die Volkskommiſſare haben dorthin unorganiſierte 
Banden der Roten Garde entſandt, um die Bevölkerung des Gouvernements 
Charkow auszuplündern und die Charkower Regierung vor den Bewohnern 
des Gouvernements zu ſchützen. So iſt die Charkower Regierung entſtanden, 
und das ſind die Kräfte, auf die ſie ſich ſtützt. Es iſt kein Zweifel darüber 
möglich, daß ſie nicht berufen iſt, die ukrainiſche Republik zu vertreten, und 
daß ſie kaum als Vertretung der Stadt Charkow angeſehen werden kann. 
Auf die anderen Bemerkungen des Herrn Trozki, die wörtlich oder nur 
zwiſchen den Zeilen erfolgten, halte ich es nicht für nötig zu antworten. 
Unſere Zukunft, unſere Geſchichte, unſere Nachkommen und die breite Maſſe 
des Volkes, die auf beiden Seiten der Frontlinie ſteht, werden ſelber dar⸗ 
über entſcheiden, wer von uns recht hat und wer die Schuld hat, wer 
ſozialiſtiſch iſt und wer gegenrevolutionär, wer ſchafft und wer Geſchaf⸗ 
fenes zerſtört.“ 


Graf Czernin gibt hierauf im Namen der Delegationen des 
Vierbundes folgende Erklärung ab: e 


„Im Namen der Delegationen der vier verbündeten Mächte beehre 
ich mich, zu der abgegebenen Erklärung der ukrainiſchen Delegation folgendes 
auszuführen: Wie bekannt, hat der Vorſitzende der ukrainiſchen Delegation 
Staatsſekretär Holubowytſch in der Plenarſitzung am 10. Januar 1918 
erklärt, die ukrainiſche Volksrada nehme, fußend auf das dritte Univerſal der 
ukrainiſchen Zentralrada vom 7 (20.) November 1917, ihre internationale 
Exiſtenz wieder auf und trete in vollem Umfang mit den ihr auf dieſem 
Gebiet zukommenden Rechten in die internationalen Beziehungen ein. In 
Rückſicht hierauf halte es die Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik für 
wichtig, bei den jetzigen Friedensverhandlungen eine ſelbſtändige Stellung 
einzunehmen. Hierauf habe ich in der Plenarſitzung vom 12. Januar 1918 
namens der vier verbündeten Mächte folgende Erklärung abgegeben: wir 
erkennen die ukrainiſche Delegation als ſelbſtändige Delegation und als be⸗ 
vollmächtigte Vertretung der ſelbſtändigen ukrainiſchen Volksrepublik an. 
Inm Hinblick auf die veränderte Stellung, die der Vorſitzende der 
ruſſiſchen Delegation in der Plenarſitzung vom 30. Januar in dieſer Frage 
eingenommen hat, wonach nur ſolche Übereinkommen mit der Ukraine Ans 
erkannt und aktiviert werden könnten, die durch die Regierung der födera⸗ 
tiven Republik Rußland formell beſtätigt ſeien, geben die Delegationen der 
vier verbündeten Mächte angeſichts des oben dargelegten Standpunktes der 
Delegation des Kiewer Volksminiſterrats folgende Erklärung ab: 

Wir haben keinen Anlaß, die in der Plenarſitzung vom 12. Januar 
1918 erfolgte Anerkennung der ukrainiſchen Delegation als ſelbſtändige 
Delegation und als bevollmächtigte Vertretung der ukrainiſchen Volks⸗ 
republik zurückzunehmen oder einzuſchränken. Wir ſehen uns vielmehr 
weiter veranlaßt, die ukrainiſche Volksrepublik ſchon jetzt als unabhängigen, 
freien und ſouveränen Staat anzuerkennen, der in der Lage iſt, ſelb⸗ 
ſtändig internationale Abmachungen zu treffen.“ 


Trozki bemerkt kurz, er habe ſeine Auffaſſung über die ukrai⸗ 
niſche Staatlichkeit nicht geändert, und weiſt darauf hin, daß es den 
vier verbündeten Mächten ſchwek fallen werde, die geographiſchen 


Die Friedensverhandlungen in Breſt⸗Litowfk. 103 


Grenzen der von ihnen ſoeben anerkannten Republik anzugeben. Bei 
Friedensverhandlungen ſeien aber die Grenzen eines Staates keine 


gleichgültige Frage. 
Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 


3. Februar. Die deutſch⸗öſterreichiſch⸗ ungariſch⸗ ruſſiſche Kom⸗ 
miſſion zur Regelung der politiſchen und territorialen 
Fragen hält eine weitere Sitzung ab. 


Die Verhandlungen beginnen mit einer Außerung des Staatsſekretärs 
v. Kühlmann zu der Frage der Einladung bzw. Zulaſſung von Vertretern 
der weſtlichen Randſtaaten zu den Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk. Der 
Staatsſekretär erklärt, der frühere Standpunkt der Mittelmächte in dieſer 
Angelegenheit ſei vollkommen unverändert. y 

Trozki führt demgegenüber aus, die Frage der Zuziehung einer Ab⸗ 
ordnung der polniſchen Regierung als der Regierung eines ſelbſtändigen 
Staates zu den hieſigen Verhandlungen ſei aufgetaucht, als die ruſſiſche 
Delegation dieſen Gegenſtand geſtreift habe, um das Augenmerk darauf zu 
lenken, daß die deutſche und die öſterreichiſch⸗ungariſche Delegation zwar die 
Selbſtändigkeit des polniſchen Staates anerkannten, die Heranziehung einer 
Vertretung Polens zu den Verhandlungen jedoch nicht angeregt hätten. 
Darauf habe die Gegenpartei allerdings erklärt, daß ſie dieſe Frage einer 
wohlwollenden Prüfung unterziehen würde. 

Trozki fährt fort: „Wir unſerſeits erkennen die Selbſtändigkeit und 
Unabhängigkeit des polniſchen Staates in vollem Umfange an, aber wir 
können nicht die Augen vor der Tatſache verſchließen, daß dieſe Selbitändig- 
keit nur eine ſcheinbare iſt, ſolange Polen unter dem Regime der Be⸗ 
ſetzung ſteht. Ang = i 

Gerade deswegen, weil wir die Selbſtändigkeit des polniſchen Volkes 
und ſeines Staates anerkennen, konnen wir, ohne die Selbſtändigkeit des 
polniſchen Staates anzutaſten, doch nicht die jetzigen Vertreter, die durch 
den Willen der beſetzenden Behörden eingeſetzt worden ſind, als die Ver⸗ 
treter des polniſchen Volkes anſehen.“ Als bevollmächtigt zur Teilnahme an 
dieſen Verhandlungen könne er nur eine Vertretung Polens anſehen, die 
ſich auf die breiten Maſſen ſtützen würde. Er möchte darauf aufmerkſam 
machen, daß die ruſſiſche Delegation, wenn ſie die Regierung Kucharzewſkis 
nicht als bevollmächtigte Regierung des polniſchen Volkes anſehe, damit 
durchaus nicht ſage, daß ſie die Unabhängigkeit des polniſchen Staates und 
des polniſchen Volkes nicht anerkenne. 

„In Erwiderung hierauf weiſt Staatsſekretär v. Kühlmann zuerſt auf 
die Außerungen hin, die die Vertreter der Mittelmächte bei den Kommiſ⸗ 
ſionsſitzungen am 11. und 15. Januar zu dieſer Frage abgegeben haben. 
Anknüpfend hieran bemerkt der Staatsſekretär, er wiſſe nicht, warum der 
Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation von den polnischen Randvolkern heute 
die Polen ausgeſondert habe. Die Angelegenheiten der Polen, Litauer und 
Kurländer ſeien bisher zuſammen erörtert worden. Er glaube aber, einen 
gewiſſen Fortſchritt darin erkennen zu können, daß Trozki die Selbſtändigkeit 
des polniſchen Staates in vollem Umfange anerkannt habe. Wenn der Vor⸗ 
figende der ruſſiſchen Delegation auch für die anderen weſtlichen Randvolker 
Rußlands die Selbständigkeit anerkennen wollte, ſo würden die Verhand⸗ 
lungen hiermit einen erheblichen Schritt vorwärts kommen. 

In eee einer vorher gefallenen Bemerkung Trozkis, daß 
die Regierungen der Mittelmächte die nene finniſche Regierung noch nicht 
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anerkannt hätten, erklärt Kühlmann, er ſei über die Vorgänge in Finnland 
noch nicht genügend unterrichtet, doch ſeien ihm von zuverläſſiger finniſcher 
Seite zahlreiche Klagen darüber zugekommen, daß die ruſſiſche Armee dort 
in die inneren Kämpfe eingegriffen habe und daß die mehrfach geäußerten 
Wünſche auf Zurückziehung der ruſſiſchen Truppen vom finniſchen Lerri⸗ 
torium von der ruſſiſchen Regierung nicht in befriedigender Weiſe beant⸗ 
wortet worden ſeien. Eine Stellungnahme zu den durch die Ereigniſſe in 
Finnland geſchaffenen Zuſtänden müſſe daher durchaus vorbehalten bleiben. 

Miniſter Graf Czernin weiſt darauf hin, daß Trozki die ganz richtige 
Unterſcheidung zwiſchen den Staaten und deren Regierungen gemacht habe. 
Trozki erkenne nur die Selbſtändigkeit des polniſchen Staates an, wolle 
jedoch das Recht der dort beſtehenden Regierung, dieſen Staat zu vertreten, 
nicht anerkennen. Mit Befriedigung konſtatiere er, daß Trozki mit ſeinen 
heutigen Erklärungen wenigſtens die Exiſtenz und Selbſtändigkeit des pol⸗ 
niſchen Staates anerkannt habe, womit eine Annäherung der beiderſeitigen 
Standpunkte angebahnt zu fein ſcheine. Dagegen ver möge er nicht zuzu⸗ 
geben, daß die Frage, ob die gegenwärtige polniſche Regierung den polniſchen 
Sr zu vertreten berechtigt jei, dem Schiedsſpruch einer dritten Regierung 
unterliege. 

Zur finnländiſchen Frage bemerkt ſodann Trozki, die Peters⸗ 
burger Regierung habe die Unabhängigkeit Finnlands während des Krieges 
anerkannt, ſo daß ſich damals noch Truppenteile, die am Kriege teilnahmen, 
auf finnländiſchem Boden befanden. Als der finniſche Senat ſich mit der 
Bitte um Anerkennung der Selbſtändigkeit Finnlands nach Petersburg ge⸗ 
wandt habe, habe dieſe ſelbſt den Gedanken geäußert, daß die Truppen 
ſpäteſtens nach Abſchluß des Krieges zurückgezogen würden, falls es nicht 
aus militäriſchen Rückſichten möglich wäre, fie ſchon früher zurückzuziehen. 

Zur Herbeiführung eines Einvernehmens hierüber ſei eine Kommiſſion 
gebildet worden. Als nun in Finnland die Revolution der Arbeitermaſſen 
begann, habe ſich die finniſche Sozialdemokratie an die ruſſiſchen Truppen 
mit dem Wunſche gewandt, daß ſich dieſe nicht in die Kämpfe einmiſchen 
möchten. Ein dieſem Wunſche entſprechendes Telegramm ſei von ihr ſelbſt 
an die finniſche Regierung geſandt worden. Es ſei nicht ausgeſchloſſen, 
daß zwiſchen Abteilungen der ruſſiſchen Truppen und Teilen der finniſchen 
Bürgerarmee Zuſammenſtöße ſtattgefunden hätten, doch leugne er, daß dieſe 
Zuſammenſtöße irgendwelchen Einfluß auf den Gang der inneren Kämpfe 
in Finnland hätten haben können. 

Was die Heranziehung polniſcher Vertreter betreffe, ſo werde an die 
ruſſiſche Delegarion wieder die Frage gerichtet, ob fie die Unabhängigkeit 
Polens anerkenne oder nicht. Es ſei klar, daß dieſe Frage eine Zweideutig⸗ 
keit enthalte. Er erkenne im vollen Umfange das unbeſchränkte Recht des 
polniſchen Volkes an, ſich ſelbſtändig und unabhängig zu machen, Aber er 
wolle nicht die Augen davor verſchließen, daß dieſer polniſche Staat jetzt 
von fremden Truppen beſetzt ſei und daß die ſogenannte polniſche Regierung 
ſich nur innerhalb der Grenzen bewegen dürfe, die ihr von oben her geſteckt 
würden. Sei der polnische Staat ein Staat, jo müſſe er geographiſche 
Grenzen haben, ſei das polniſche Königreich ein Königreich, ſo müſſe es 
einen König haben. Wenn ein Staat weder Grenzen noch einen König 
habe, dann ſei es kein Staat und kein Königreich. Man habe es hier mit 
noch nicht endgültig geſtalleten Verhältniſſen zu tun. Auf die Bemerkungen 
des Vo rſitzenden der öſterreichiſch-ungariſchen Delegation habe er zu erwidern, 
daß ſeine Regierung durchaus nicht als Schiedsrichter in dieſer Frage auf⸗ 
treten wolle. Sie ſchlage nur einen Weg für die Nachprüfung der Be⸗ 
rechtigung der polniſchen Regierung vor. 
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Graf Czernin macht darauf aufmerkſam, daß die Delegationen der 
verhandelnden Mächte nicht hierher gekommen ſeien, um einen geiſtigen 
Ringkampf auszufechten, ſondern um zu verſuchen, ob und inwieweit es 
möglich dei, zu einer Verſtändigung zu gelangen. Für die Vertreter eines 
fremden Staates ſei es ſch wer, feſtzuſtellen, inwieweit in einem anderen 
Staate die dort beſtehende Regierung zu Recht beſtehe. Die Jortſetzung der 
Erörterung über dieſe Frage ſei ſeiner Anſicht nach unfruchtbar. Der 
polniſche Staat ſei in der Entwicklung begriffen und fein Emwicklungs⸗ 
prozeß ſei noch nicht abgeſchloſſen. Deshalb habe Polen, wie Trozki ganz 
richtig bemerkt habe, auch noch keine fefiftehenden Grenzen. Aber auch die 
ruſſiſche Republik, die noch in der Entwicklung begriffen ſei, habe noch keine 
feſtſtehenden Grenzen, was indeſſen die Mächte des Vierbundes nicht 
hindere, mit der gegenwärtigen ruſſiſchen Regierung zu verhandeln, ohne 
ſich auf die Prüfung ihrer Legitimität einzulaſſen. Wenn Trozki gegen die 
Mächte des Vierbundes den Vorwurf zu erheben ſcheine, daß ſie die neue 
finniſche Regierung nicht anerfennten, ſo muſſe er feſtſtellen, daß ihm von 
der Abſicht einer Nichtverſtändigung nichts bekannt ſei. Daß die Mächte 
des Vierbundes übrigens auch bereit ſeien, mit Regierungen zu verhandeln, 
die ſie für ziemlich radikal halten, gehe aus der Tatſache der Breſter Ver⸗ 
handlungen zur Genüge hervor. 

Staatsſekretär v. Kühlmann fügt hinzu, die zweite Erklärung des 
Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation habe beſtätigt, daß es ſchwer ſei, ohne 
den Wortlaut ſo weitreichender Erklärungen vor ſich zu haben, ſich ein 
ſicheres Urteil über das Geſagte zu bilden. Da ein Widerſpruch in den 
Erklärungen eines fo geſchulten Dialektikers, wie Trozki ſei, ausgeſchloſſen 
erſcheine, ſo liege offenbar ein Mißverſtändnis von ſeiner Seile vor. Aus 
der erſten Erklärung Trozkis habe er den Eindruck gewonnen, als hätte 
der Redner damit rückhaltlos und in vollem Umfange die Selbſtändigkeit 
des polniſchen Staates anerkannt. Nun habe aber Trozki in einer zweiten 
Erklärung ausgeführt, daß Polen mangels feſter Grenzen und mangels 
eines Königs weder ein Staat noch ein Königreich ſei. 

Es ſei allerdings ſchwierig, die Selbſtändigkeit eines Staates anzu: 
erkennen, der gar kein Staat ſei. Er muſſe doch darauf hinweiſen, daß 
man ſich vollſtändig in den Wolken verliere, wenn man die Grundlagen 
einer geſunden juriſtiſchen Konſtruktion verlaſſe. 

Am Schluß macht Staatsſekretär v. Kühlmann Mitteilung davon, daß 
er durch unabweisbare Pflichten gezwungen ſei, auf kurze Zeit zu verreiſen. 
Die Zeit, die infolge ſeiner Abweſenheit für die Sitzungen der politiſchen 
Kommiſſion verloren gehe, würde durch Verhandlungen von Macht zu Macht 
zwiſchen den anderen in Breſt vertretenen verbündeten Delegationen und 
der ruſſiſchen Abordnung ſowie durch Arbeiten der Rechts⸗ und Handels⸗ 
kommiſſion auszufüllen ſein. 

Die Sitzung wird hierauf geſchloſſen. 

Am Abend desſelben Tages begeben ſich Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann und Miniſter Graf Czernin für kurze Zeit nach Berlin. 


Die „Nordd. Allg. Ztg.“ bringt im Leitartikel vom 4. Februar das Wort 
nochmals auf die Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk. Sie führt Trozki zu 
Gemüte, daß feine neuerliche Behauptung, die Kiewer Garniſon ſei zu den 
Bolſchewiſten übergegangen, auf ſchwachen Füßen ruhe. Sie hält auch ſonſt 
den Bolſchewiſten ihre eigenartigen Methoden vor, insbeſondere die Art, wie 
ſie ſelber das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker handhaben, und ſchreibt in 
dieſem Zuſammenhange: „Die verbündeten Mächte ſind durchaus in der 
Lage, die Verwirklichung des Selbſtbeſimmungsrechtes der Nationen in den 
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Gebieten, die fie militäriſch in Beſitz genommen haben, felbftändig zum Heile 
dieſer Nationen, ohne auf die bolſchewiſtiſchen Redensarten weiter zu achten, 
durchzuführen. Wir wollen bis zum äußerſten gehen und unſeren Friedens⸗ 
willen dokumentieren, doch wünſchen wir nicht von den Herren Trozki und 
Radek, der ſich in ſeinen Funkſprüchen das Vergnügen leiſtete, in Schimpf⸗ 
worten über die Politik des deutſchen Volkes zu ſprechen, mit dem ſie jetzt 
in Verhandlungen begriffen ſind, an der Naſe herumgeführt zu werden. Das 
verbietet uns die Achtung vor uns ſelbſt.“ Es wird dann noch der Ver⸗ 
handlung mit der Ukraine gedacht, von der geſagt wird: „Ein Friede mit 
der Ukraine würde uns wertvoller ſein, als ein Friede mit Nordrußlaud.“ 
Dann heißt es zum Schluß: „Die Zeit zum Handeln und zum Beraten iſt 
nicht mehr allzu lange. Die Mittelmächte müſſen Wert darauf legen, daß 
die Frage in kurzer Zeit geklärt wird. Wenn man geglaubt hat, bei den 
Mittelmächten würden ſich ſo ſtarke innere Hemmungen entwickeln, daß man 
ungeſtört an der Verſchleppungstaktik feſthalten könne, ſo wird die Fehler⸗ 
haftigkeit dieſer Rechnung unterdes klar geworden ſein.“ 


6. Februar. Die deutſchen und die öſterreichiſch-ungariſchen Unter⸗ 
händler treffen wieder in Breſt⸗Litowſk ein. 


Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt dazu: „Mit Spannung, aber mit 
ruhiger Erwartung ſieht das deutſche Volk auf den Wiederbeginn der Ver⸗ 
handlungen in Breſt⸗Btowſt. 

_ Unfere Diplomaten haben bis jetzt die äußerſte Geduld und das äußerſte 
Maß von Entgegenkommen Herrn Trozki entgegengebracht. Sie wollten den 
Ruſſen Gelegenheit geben, durch einen Frieden der Verſöhnung und der Ver⸗ 
ſtändigung im Wege des Kompromiſſes zu einer für beide Länder befriedigenden 
Löſung zu kommen. Die bisherigen Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk und der 
begleitende Chorus der ruſſiſchen Funkſprüche und der ruſſiſchen Preſſe zeigen 
nicht, daß die Ruſſen dieſes Entgegenkommen und dieſe Geduld zu würdigen 
verſtanden hätten. Im Gegenteil, die öffentliche Meinung in Deutſchland 
hat den Eindruck gehabt, daß Herr Trozki durch dieſes weite Entgegenkommen, 
vielleicht in falſcher Einſchätzung der tatſächlichen Lage, noch in ſeinen Ideen 
des Hinſchleppens der Verhandlungen zum Zwecke der Revolutionierung von 
Weſteuropa beſtärkt worden iſt. Ein Gipfeſpunkt der Entſtellung iſt es aber, 
wenn Herr Trozki jetzt, wie ein heute durchgelaufener offener ruſſiſcher Funk⸗ 
ſpruch angibt, aus Breſt⸗Litowſk nach Petersburg telegraphiert hat: »daß die 
Deutſchen die Verhandlungen verſchleppen«.“ 

Das Organ der Mehrheitsſozialiſten in Leipzig, die „Freie Preſſe“, 
ſchreibt im Anſchluß an einen Artikel der „Brawda”: „Die Bolſchewiſten 
Sollten ſich lieber ernſthaft um einen vernünftigen Frieden bemühen, als auf 
die internationale Revolution zu lauern und zu ſpekulieren. Die Völker 
wollen Frieden, nicht Phraſen, und niemand in Deutſchland ſehnt ſich nach 
der Beglückung durch Trozkis Rote Garde. In dieſen Worten ſieht Herr 
Trozki die Meinung des überwiegenden Teiles des deutſchen Volkes voll⸗ 
kommen klar ausgedrückt. Wir hoffen, daß er ſich dieſes Rezept zunutze 
macht und jetzt zu ernſthaften Friedensbemühungen in Breſt übergeht. 

Keine gemachten Kundgebungen bolſchewiſtiſcher Letten, wie ſie jetzt 
in ruſſiſchen Funkſprüchen verbreitet werden, und keine weiteren Phraſen 
können die Mittelmächte bei ihrem feſten und unabänderlichen Entſchluſſe 
wankend machen, ſich auf eine Räumung der Weſtgebiete Rußlands in der 
von Herrn Trozki gewünſchten Art und Weiſe nicht einzulaſſen. In dieſem 
Entſchluſſe beſtärken die Wittelmädle die Gefahren, die von einem revolu⸗ 
fionierten und von Hunger und Seuche durchwüteten Rußland fur dieſe 


Die Friedensverhandlungen in Breſt⸗Litowfk. 107 


Randgebiete und für Weſteuropa drohen, wenn ein feſter Damm fehlen 
würde. In der Fu des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker ſind die 
Verbündeten den Ruſſen außerordentlich weit entgegengekommen. Weitere 
Kompromiſſe ſcheinen nicht mehr denkbar. Auch in den Fragen der Grenzen 
der von Rußland befreiten Gebiete dürfte der Standpunkt der Verbündeten 
größeres Enigegenkommen nicht mehr möglich machen. Mit Groß⸗Rußland 
ſteht daher die Frage ſo, ob Herr Trozki ſeinerſeits dem gerechten und ent⸗ 
be Standpunkt der Verbündeten Rechnung tragen will 
oder nicht. 

Mit der Ukraine ſchreiten die Verhandlungen in gutem Tempo weiter 
fort. Gelingt es, einen Abſchluß mit der Ukraine zuſtande zu bringen, fo 
kann die Entwicklung der Friedensverhandlungen mit Herrn Trozki uns 
gleichgültig ſein. Verſcherzt ſich Herr Trozki durch mangelnden Friedens⸗ 
willen ſeinerſeits die letzte Möglichkeit, die ihm für einen Frieden und 
damit für eine Erlöſung des unter dem Kriege zuſammenbrechenden Ruß⸗ 
land gegeben iſt, ſo werden nicht die Mittelmächte, ſondern Trozkis eigene 
Partei und das aus tauſend Wunden blutende Rußland die Rechnung zu 
bezahlen haben.“ 

Auch in der Preſſe der mit Deutſchland verbündeten und der neutralen 
Länder findet die Verſchleppung der Friedensverhandlungen in Breſt⸗ 
Litowſk durch die Maximaliſten und die dadurch bedingte Gefährdung des 
Friedenswerkes einen recht deutlichen Ausdruck. 

So erklärt die öſterreichiſche Preſſe im Zuſammenhang mit den 
Beſprechungen in Berlin unter Hinweis auf die inneren Verhältniſſe in 
Rußland und den Verlauf der letzten Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk er⸗ 
neut, daß das Friedenshindernis in Rußland liege. 

Die ungariſchen Blätter weiſen auf den Zwieſpalt zwiſchen Theorie 
und Praxis bei den Bolſchewiki hin. Sie äußern die Meinung, daß Trozki 
entweder nur den Zögernden ſpiele, um ſchließlich doch Frieden zu ſchließen, 
oder aber der Friede werde über ihn hinweggehen. Sollte die deutſche Re⸗ 
gierung die Verhandlungen abbrechen, würde der Sturz Trozkis faſt unver⸗ 
meidlich werden. 

In der bulgariſchen Preſſe kommt die Überzeugung zum Ausdruck, 
daß die Bolſchewiki fich ſelbſt den Boden untergraben würden, falls ſie den 
Friedensſchluß nicht beſchleunigten. 

Die türkiſche Preffe betont, die Vertreter des Vierbundes ſollten ſich 
nicht unnötig lange mit den komplizierten Fragen beſchäftigen, die bisher 
nur zu negativen Ergebniſſen geführt hätten. 

Die holländiſchen Blätter widmen Breſt⸗Litowſk ausführliche Be⸗ 
trachtungen, in denen namentlich das dürftige praktiſche Ergebnis der lang⸗ 
wierigen Verhandlungen in den Vordergrund gerückt wird. Man ſpricht 
von einem „Plauderkolleg“, in dem „Kurſe in maximaliſtiſcher Staatslehre 
und deren praktiſcher Anwendung“ abgehalten würden. Die geringen Re⸗ 
ſultate laſſen einige Blätter fragen, ob nicht die Volkskommiſſare viel von 
ihrer Macht verlieren würden, weil auch fie den Frieden nicht herbeiführen. 
Wiederholt kommt die Auffaſſung zum Ausdruck, daß die Ruſſen die Ver⸗ 
handlungen verſchleppen, um durch die Öffentlichkeit der Beratungen maxi: 
maliſtiſche Propaganda zu treiben. 


7. Februar. Die deutſch⸗öſterreichiſch⸗ ungariſch⸗ruſſiſche Kom⸗ 
miſſion zur Regelung der politiſchen und territorialen 
Fragen hält wieder eine Sitzung ab. 
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Staatsſekretär v. Kühlmann kommt zunächſt auf die ſchon früher 
erörterte Frage nach dem Urſprung gewiſſer angeblich gefälichter Telegramme 
der Petersburger Telegraphen⸗Agentur zurück. Er habe es ſich, da aus 
den Darlegungen des Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation immerhin die 
Unterſtellung habe herausgeleſen werden konnen, als ſei die Falſchung in 
Dentichland vorgenommen worden, beſonders angelegen ſein laſſen, der 
Sache ſoweit wie irgend möglich nachzugehen. Die bei weitem wichtigſte 
und politiſch folgenreichſte der betreffenden falſchen Meldungen hatte die 
Sitzung vom 27. Dezember in Breſt⸗Litowſk zum Gegenſtand. Wie er habe 
feſtſtellen laſſen, ſei dieſe Meldung durch das Funkenbureau in Kopenhagen 
verbreitet worden. Das bei Ritzau vorliegende Originaltelegramm ſei aus 
Petersburg abgeſchickt und trage die Unterſchrift „Wjeſtnik“ wie alle anderen 
Telegramme der Petersburger Telegraphen Agentur. Er müſſe alſo weitere 
Nachforſchungen darüber, wer für die Abſendung der Telegramme aus 
Petersburg verantwortlich ſei, dem Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation 
uͤberlaſſen. Eine weitere Meldung, die gleichfalls politisches Aufſehen er⸗ 
regte und vom Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten als unrichtig 
bezeichnet worden ſei, beziehe ſich auf die von Trozki auf dem dritten Kongreß 
des Arbeiter- und Soldatenrates gehaltene Rede. Nach Deutſchland jet die 
fragliche Meldung gelangt auf Grund ihrer Wiedergabe in der däniſchen 
Zeitung „Berlingſke Tidende“ vom 31. Januar. Die beiden wichtigſten 
Sätze in dem Bericht lauteten: „Die Imperialiſten behaupten fälſchlicher⸗ 
weiſe, daß wir Sonderverhandlungen führen wollten“ und in einem ſpäteren 
Abſatze: „Die ruſſiſche Delegation will von ihren Forderungen nicht Abſtand 
nehmen und will keinen Separatfrieden ſchließen.“ Das Wolffſche Bureau 
habe am 29. Januar abends von Stockholm dieſe Meldungen in franzöſiſcher 
Sprache als Meldung der Petersburger Telegraphen-Agentur erhalten. Aus 
Stockholm werde beſtätigt, daß in der Tat der franzöſiſche, an Wolff weiter⸗ 
gegebene Text dort als Telegramm der Petersburger Telegraphen⸗Agentur 
eingegangen ſei. Wenn alſo eine Fälſchung vorliege, ſo müfje fie zwiſchen 
Petersburg und Stockholm begangen worden ſein. Auch in dieſem Falle 
möchte er alſo dem Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation anheimgeben, feſtzu⸗ 
ſtellen, daß das Wolffſche Telegraphen⸗Bureau und die deutſche Preſſe in 
dieſer Angelegenheit völlig bona fide gehandelt hätten. Es ſcheine ihm im 
eigenſten Intereſſe der ruſſiſchen Politik zu liegen, daß ruſſiſcherſeits klar⸗ 
geſtellt werde, wie und wo dieſe politiſch immerhin bedeutenden Fälſchungen 
vorgekommen ſeien. 


Trozki entgegnet, er habe ſich zur Klärung des Sachverhalts bezüglich 
des erſten Telegramms alle Originale der Depeſchen der Petersburger 
Telegraphen⸗Agentur vorlegen laſſen, das beanſtandete Telegramm aber 
nicht darunter gefunden. Was das zweite Telegramm anlange, ſo ſei er 
durch die in der letzten Zeit vorgekommenen häufigen Unterbrechungen der 
Drahtverbindung mit Petersburg behindert geweſen. Er werde aber, ſobald 
die techniſchen Möglichkeiten gegeben ſeien, alles verſuchen, in kürzeſter Zeit 
dieſe beiden Mißverſtändniſſe oder Fälſchungen aufzuklären. 


Vor Eintritt in die eigentliche Tagesordnung, auf der die Fortsetzung 
der Beſprechung über die Frage der Beteiligung polniſcher Vertreter an 
den Friedens verhandlungen ſteht, erhebt Trozki erneut Einſpruch gegen 
die, wie er meint. in der deutſchen, öſterreichiſchen und ungariſchen Preſſe 
„ſehr gut organiſierte Kampagne“, die den Zweck verfolge, der ruſſiſchen 
Delegation eine Verſchleppung der Friedensverhandlungen vorzuwerfen. 
Demgegenüber müͤſſe er darauf hinweiſen, daß die große Bedeutung der 
von der Gegenſeite bekanntgegebenen Bedingungen ſeinerzeit eine Pauſe 
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u deren Prüfung durch die ruſſiſche Regierung notwendig gemacht habe. 

edenfalls halte er es für notwendig, zu erklären, daß die Verantwortung 
für die Verſchleppung nicht auf die ruſſiſche Delegation falle. Gerade der 
Vorſitzende der deutſchen Delegation wünſchte eine theoretiſche Erörterung 
der verſchiedenen Fragen. 


Staatsſekretär v. Kühlmann erklärt hierauf, er habe die von dem 
Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation als wohlorganiſiert bezeichnete deutsche 
Preßkampagne nicht verfolgt. Dank der Offentlichkeit der Diplomatie, die 
auf Wunſch der ruſſiſchen Delegation im Laufe dieſer Beſprechungen durch⸗ 
aus beobachtet worden ſei, habe die deutſche Preſſe ſich aus den ver⸗ 
öffentlichten Verhandlungsberichten ein eigenes Urteil bilden können. Der 
deutſche Journaliſt ſei Manns genug, um ſich unabhängig ein Urteil zu 
bilden, und wenn das Urteil, zu dem die deutſche Preſſe gelangt fei, der 
ruſſiſchen Delegation nicht gefalle, ſo ſtehe es der ruſſiſchen Preſſe ihrerſeits 
vollkommen frei, diejenigen Anſichten zu verfechten, die ſie für richtig halte. 
Er müſſe jedenfalls jede Unterſtellung, als wären die Vorſitzenden der 
verbündeten Delegationen für die Verſchleppung der Verhandlungen ver⸗ 
antwortlich, auf das nachdrücklichſte zurückweiſen. Da es ſich bei den 
Verhandlungen um Gedanken handle, die großenteils neu ſeien und für 
die weder in der internationalen Theorie noch Praxis Vorbilder vorlägen, 
ſei es unbedingt notwendig geweſen, auch von der theoreliſchen Seite die 
zur Erörterung geſtellten Fragen zu beleuchten. Wäre eine Einigung über 
die theoretiſchen Punkte erzielt worden, ſo wäre man, wie dem Volks⸗ 
kommiſſar für auswärtige Angelegenheiten ja wohl bekannt ſei, einer 
befriedigenden Löſung der gemeinſamen Aufgabe ſehr nahe gekommen. 
Trozki habe mit Recht darauf hingewieſen, daß die Wichtigkeit der Vor⸗ 
ſchläge der Gegenſeite ihm ein gründliches Studium hätte nötig erſcheinen 
laſſen. Er glaube Trozki dahin zu verſtehen, daß es deſſen Wünſchen 
entſprechen werde, wenn, wie er ſelbſt ohnehin beabſichtige, in einer der 
allernächſten Sitzungen die bisherigen Ergebniſſe der Verhandlungen 
zuſammengefaßt würden. 

Graf Czernin erklärt in ſeinen Ausführungen, daß auch die öſter⸗ 
reichiſche und ungariſche Preſſe ihre Anſchauung über die Haltung der 
Bolſchewiki ohne Beeinfluſſung ſeitens der Regierung äußere. 

Nach einer nochmaligen Verwahrung gegen den Vorwurf der Ver⸗ 
ſchleppung bemerkt Trozki, er müſſe zwar offen eingeſtehen, daß ſeine Re⸗ 
gierung während der Zeit der Revolution eine grotze Reihe von Zeitungen 
unterdrückt habe, nicht, weil fie an dem Volkskommiſſar für auswärtige 
Angelegenheiten Kritik geübt hätten, ſondern deswegen, weil ſie zu Gewalt⸗ 
tätigkeiten aufforderten. Dagegen beſtehe bei ihnen keine Vorzenſur, wie 
in anderen Staaten. 

Staatsſekretär v. Kühlmann weiſt darauf hin, daß es auch in Deutſch⸗ 
land keine Vorzenſur gebe und daß Angriffe auf die auswärtige Politik 
und deren Träger, die einem ſo gründlichen Kenner der deutſchen Zeitungen, 
wie es Trozki ſei, nicht entgangen ſein könnten, nicht zu Verboten deutſcher 
Zeitungen zu führen pflegten. 3 

Miniſter Graf Czernin ftellt feſt, daß die in Oſterreich und Ungarn 
beſtehende Zenſurbehörde nicht in der Lage ſei, poſitive Außerungen der 
Preſſe zu veranlaſſen, ſie könnte ſtets nur negativ wirken und im beſchränk⸗ 
ten Maße Preſſeäußerungen, die für ſchädlich gehalten würden, verhindern. 
In Öfterreich und Ungarn ſei ſeit langem keine Zeitung unterdrückt worden. 

Hierauf wird auf Antrag Trozkis das Wort dem Mitglied der ruf- 
ſiſchen Delegation Bobiuſki als Sachverſtändigem für polniſche Angelegen⸗ 
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heiten erteilt. Bobinſki verlieſt nunmehr feine Aufzeichnungen in ruſſtſcher 
Sprache, die von ſeinem Genoſſen Radek ſodann in deutſcher Sprache 
wiederholt werden. Die beiden Herren bezeichnen ſich in ihren Darlegungen 
als die einzigen berufenen Vertreter des polniſchen Volkes, fordern die ſofortige 
Entfernung der jetzigen Regierungsorgane in Polen und ergehen ſich in 
Anklagen gegen die bisherige Entwicklung der Unabhängigkeit Polens. In 
den Aufzeichnungen wird weiter erklärt, daß bis jetzt einzig und allein das 
revolutionäre Rußland die wahren Intereſſen der Freiheit Polens verteidige. 
Bobinſki und Radek berufen ſich in ihren Ausführungen auch auf die in 
der deutſchen und der öſterreichiſch⸗ungariſchen Armee befindlichen Polen. 

Staatsſekretär v. Kühlmann richtet nach Verleſung dieſer Schrift 
die kurze Frage an den Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation, ob das eben 
verleſene Dokument als eine offizielle Mitteilung der ruſſiſchen Abordnung 
anzuſehen ſei. 

Trozki entgegnet, die eben vorgetragenen Anſichten ſeien natürlich 
nur in den Grenzen gültig, die die ruſſiſche Delegation bei Beginn der 
gegenwärtigen Verhandlungen feſtgefetzt habe, und innerhalb dieſer Grenzen 
ſeien ſie als offizielle Erklärungen anzuſehen; was über dieſe Grenzen 
hinausgehe, ſei nur als informatives Material zu betrachten. 

Staatsſekretär v. Kühlmann gibt hierauf folgende Erklärung ab: 

„Ich finde es merkwürdig, daß in derſelben Sitzung, in welcher der 
Herr Volkskommiſſar für die auswärtigen Angelegenheiten den Vorwurf 
weit von ſich weiſt, daß er die Verhandlungen verſchleppe, er uns durch 
ein Mitglied ſeiner Delegation Ausfüh rungen von dieſer Länge vorleſen 
läßt, für welche er dann halb und halb die Verantwortung ablehnt. Mir 
hat die eben verleſene Darlegung den Eindruck gemacht, daß ſie durchaus 
zum Fenſter hinaus geſprochen iſt, und wie der Herr Vorſitzende der ruſ⸗ 
ſiſchen Delegation zu der Auffaſſung kommt, daß durch derartige rein agi⸗ 
tatoriſche Volksreden dem Fortſchritt unſerer Verhandlungen gedient werden 
ſoll, iſt mir vollſtändig unklar. Ich für meine Perſon lehne es auf das 
beſtimmteſte ab, von ſeiten der ruſſiſchen Delegation irgendwelche Erklärungen 
entgegenzunehmen, welche nicht von vornherein ſich als offizielle Erklärungen 
der geſamten Delegation darftellen. Ich fürchte, die Geduld der Vorſitzenden 
der verbündeten Delegationen wird durch Vorgänge, wie die eben gehörte 
Rede des Mitgliedes der ruſſiſchen Delegation, auf eine ſehr harte Probe 
eſtellt, und es werden jetzt nicht nur bei der deutſchen Preſſe ſehr ernſtliche 

weifel darüber entſtehen müſſen, ob auf ſeiten der ruſſiſchen Delegation 
wirklich die Abſicht vorliegt, die hieſigen Verhandlungen erfolgreich zum 
Abſchluß zu bringen.“ 

General Hoffmann fügt folgendes hinzu: „Ich proteſtiere dagegen, 
daß die Herren Bobinſki und Radek ſich anmaßen, im Namen von An⸗ 
gehörigen des deutſchen Heeres zu ſprechen. Ich muß die Soldaten des 
deutſchen Heeres polniſcher Nationalität, die ſich auf allen Kriegsſchauplätzen 
ehrenvoll für ihr Vaterland, das Deutſche Reich, geſchlagen haben, gegen 
derartige Verſuche auf das energiſchſte in Schutz nehmen.“ 

Trozki entgegnet, er halte gegenüber den bekannten Willensäuße⸗ 
rungen, auf die ſich die Gegenpartei berufe die Anſichten und Urteile der 
im Verbande ſeiner Delegation vertretenen Polen für außerordentlich wichtig 
für die Stellungnahme ſeiner Delegation in dieſen Fragen. 

Staatsſekretär v. Kühlmann ſchließt hierauf die Sitzung mit der 
Bemerkung, daß den Wünſchen der ruſſiſchen Delegation entiprechend in 
der nächſten Sitzung die Ergebniſſe der bisherigen Arbeiten zuſammenfaſſend 
erörtert werden ſollen. u 
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9. Februar, 2 Uhr morgens: Der Friede zwiſchen dem Vier⸗ 
bund und der Ukraine wird unterzeichnet. 

Halbamtlich wird hierzu deutſcherſeits mitgeteilt: Bei Eintritt 
der letzten Verhandlungspauſe konnte bekanntgegeben werden, daß die 
Grundlagen für den Abſchluß eines Friedens zwiſchen dem Vierbund 
und der ukrainiſchen Volksrepublik gefunden ſeien. Seit Rückkehr 
der Delegationen nach Breft-Litowff war auf dieſen Grundlagen 
weiter verhandelt worden. Dank energiſcher, unermüdlicher Arbeit 
aller Kommiſſionen und dank dem Geiſte der Verſöhnlichkeit und des 
Entgegenkommens, der alle Teile beſeelt, war es im Laufe des 
8. Februar gelungen, eine Einigung in ſämtlichen Punkten herzuſtellen, 
ſodaß zur Schlußredaktion der Verträge und deren Unterzeichnung 
geſchritten werden konnte. Die mit der Herſtellung von fünf Vertrags⸗ 
texten verbundenen techniſchen Schwierigkeiten führten dazu, daß die 
feierliche Schlußſitzung und Unterfertigung erſt in den erſten Morgen⸗ 
ſtunden des 9. Februar möglich war. 


Staatsſekretär v. Kühl mann eröffnet als Vorſitzender die Sitzung 
kurz vor 2 Uhr nachts mit folgender Anſprache: 


„Meine Herren! Niemand von Ihnen wird ſich der hiſtoriſchen Be⸗ 
deutung dieſer Stunde verſchließen können, in der die- Vertreter der vier 
verbündeten Mächte mit den Vertretern der ukrainiſchen Volksrepublik in 
dieſem Saale zuſammengekommen ſind, um den erſten Frieden zu unter⸗ 
zeichnen, der in dieſem Weltkriege zuſtande kommt. Daß dieſer Friede 
unterzeichnet wird mit dem jungen Staatsweſen, das aus den Stürmen 
des großen Krieges hervorgegangen iſt, gereicht den Vertretern der ver⸗ 
bündeten Delegationen zur beſonderen Genugtuung. Möge der Friede der 
erſte von einer Reihe ſegensreicher Friedensſchlüſſe fein, ſegensreich ſowohl 
für die verbündeten Mächte als auch für die ukrainiſche Volksrepublik, für 
deren Zukunft wir alle die beſten Wünſche hegen.“ 

Der Vorſitzende der ukrainiſchen Delegation Sſewrjuk ent⸗ 
gegnet: 

„Mit en ſtellen wir feſt, daß vom heutigen Tage an der Friede 
beginnt zwiſchen dem Vierbunde und der Ukraine. Allerdings waren wir 
hergereiſt in der Hoffnung, es zu einem allgemeinen Frieden bringen zu 
können und ein Ende zu machen dem brudermordenden Kriege. Die politiſche 
Lage iſt aber ſo, daß nicht alle Mächte ſich hier zuſammengefunden haben, 
um einen allgemeinen Frieden zu unterzeichnen. Beſeelt von der glühendſten 
Liebe zu unſerem Volke und in der Erkenntnis, daß dieſer lange Krieg die 
kulturellen und nationalen Kräfte unſeres Volkes erſchöpft hat, müflen wir 
nunmehr alle Kraft darauf verwenden und das unſere tun, um eine neue 
Zeit der Wiedergeburt herbeizuführen. In der feſten Überzeugung, daß wir 
dieſen Frieden abſchließen im Intereſſe unſerer breiten demokratiſchen Maſſen 
und daß dieſer Friede beitragen wird zur allgemeinen Beendigung des 
großen Krieges, ſtellen wir hier gern feſt, daß die lange und zähe Arbeit, 
die hier in Breſt⸗Litowſk geleiſtet wurde, von Erfolg gekrönt iſt und wir 
einen demokratiſchen und für beide Teile ehrenvollen Frieden erzielt haben. 
Vom heutigen Tage an nitt die ukrainiſche Volksrepublik, zu einem neuen 
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Leben geboren, als ſelbſtändiges Reich in den Kreis der Staaten ein. Sie 

ſtellt auf ihrer Front den Krieg ein und wird dafür Sorge tragen, daß 

inge die in ihr verborgen ſind, zu neuem Leben erſtehen und er⸗ 
ühen.“ 

Staatssekretär v. Kühlmann ladet ſodann die bevollmächtigten 
Vertreter ein, zur Unterzeichnung des Friedensvertrages zu ſchreiten. 
Um 1 Uhr 59 Minuten unterzeichnet Staatsſekretär v. Kühlmann 
als erſter die für Deutſchland beſtimmte Ausfertigung des Friedens⸗ 
vertrages. Um 2 Uhr 20 Minuten ſind ſämtliche Unterſchriften 
geleiſtet. 


Der Worklaut des Friedensverkrags mit der Ukraine. 


Da das ukrainiſche Volk ſich im Laufe des gegenwärtigen Welt⸗ 
krieges als unabhängig erklärt und den Wunſch ausgedrückt hat, 
zwiſchen der ukrainiſchen Volksrepublik und den mit Rußland im Krieg 
befindlichen Mächten den Friedenszuſtand herzuſtellen, haben die Re⸗ 
gierungen Deutſchlands, Oſterreich⸗Ungarns, Bulgariens und der Türkei 
beſchloſſen, mit der Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik einen 
Friedensvertrag zu vereinbaren; ſie wollen damit den erſten Schritt 
tun zu einem dauerhaften und für alle Teile ehrenvollen Weltfrieden, 
der nicht nur den Schreckniſſen des Krieges ein Ende ſetzen, ſondern 
auch zur Wiederherſtellung der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
den Völkern auf politiſchem, rechtlichem, wirtſchaftlichem und geiſtigem 
Gebiet führen ſoll. 

Zu dieſem Zweck ſind die Bevollmächtigten der vorbezeichneten 
Regierungen, nämlich 

für die kaiſerlich deutſche Regierung der Staatsſekretär des Aus⸗ 
wärtigen Amts, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer Rat Herr Richard 
v. Kühlmann, 

für die k. und k. gemeinſame öſterreichiſch⸗ ungariſche Regierung: 
der Miniſter des kaiſerlichen und königlichen Hauſes und des Außern, 
Seiner k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat, Ottokar Graf 
Czernin von und zu Chudenitz, 

für die königlich bulgariſche Regierung: der Miniſterpräſident, Herr 
Dr. Waſſil Radoſlawoff, der Geſandte Herr Andrea Toſcheff, der Ge⸗ 
ſandte Herr Joan Stoyanovitſch, der Militärbevollmächtigte Herr Oberſt 
Peter Gantſchew, Herr Dr. Theodor Anaſtaſſoff, 

für die kaiſerlich osmaniſche Regierung: Seine Hoheit der Groß⸗ 
weſir Talaat Paſcha, der Miniſter des Außern Ahmet Neſſimi Bei, 
Seine Hoheit Ibrahim Hakki Paſcha, der General der Kavallerie Ahmet 
Izzet Paſcha, . 

für die Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik: die Mitglieder der 
ukrainiſchen Zentralrada Herr-Alexander Sſewrjuk, Herr Mykola 
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Liubyniftyi und Herr Mykola Lewytſjkyj zur Einleitung von Friedens⸗ 
verhandlungen in Breſt⸗Litowſk zuſammengetreten und haben ſich nach 
Vorlage ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
über folgende Beſtimmungen geeinigt: 


Artikel J. 

Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und die Türkei einerſeits 
und die ukrainiſche Volksrepublik andererſeits erklären, daß der Kriegszuſtand 
zwiſchen ihnen beendet iſt. Die vertragichließenden Parteien find entſchloſſen, 
fortan miteinander in Frieden und Freundſchaft zu leben. 

a Artikel II. 

1. Zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn einerſeits und der ukrainiſchen Volks⸗ 
republik andererſeits werden, ſoweit dieſe beiden Mächte aneinander grenzen 
werden, jene Grenzen beſtehen, welche vor Ausbruch des gegenwärtigen 
Krieges zwiſchen der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie und Rußland be⸗ 
ſtanden haben. 

2. Weiter nördlich wird die Grenze der ukrainiſchen Volksrepublik von 
Tarnograd angefangen, im allgemeinen in der Linie Bielgorai - Schtichebri- 
ſchin —Krasnoſtaw — Pueatſchow - Radin — Meſchirjretſchje —Sarnaki— el: 
nik — Wyſoko⸗Litowſk —Kamenez⸗Etowſk — Pruſchany — Wydonowſkeſezew 
verlaufen. Im einzelnen wird dieſe Grenze nach den ethnographiſchen Ver⸗ 
hältniffen und unter Berückſichtigung der Wünſche der Bevölkerung durch 
eine gemiſchte Kommiſſion feſtgeſetzt werden. 

3. Für den Fall, daß die ukrainiſche Volksrepublik noch mit einer 
andern der Mächte des Vierbundes gemeinſame Grenzen haben ſollte, werden 
hierüber beſondere Vereinbarungen vorbehalten. 


Artikel III. 


Die Räumung der beſetzten Gebiete wird unverzüglich nach der Rati⸗ 
fikation des gegenwärtigen Friedensvertrages beginnen. 

Die Art der Durchführung der Räumung und die Übergabe der ge⸗ 
räumten Gebiete werden durch Bevollmächtigte der intereſſierten Teile be⸗ 
ſtimmt werden. 


Artikel IV. 


Die diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen zwiſchen den ver⸗ 
tragſchließenden Teilen werden ſofort nach der Ratifikation des Friedens⸗ 
vertrages aufgenommen werden. 

Wegen möglichſt weitgehender Zulaſſung der beiderſeitigen Konſuln 
bleiben beſondere Vereinbarungen vorbehalten. 


Artikel V. 

Die vertragſchließenden Teile verzichten gegenſeitig auf den Erſatz ihrer 
Kriegskoſten, das heitzt, der ſtaarlichen Aufwendungen für die Kriegführung 
ſowie auf den Erſatz der Kriegsſchäden, das heißt derjenigen Schäden. die 
ihnen und ihren Angehörigen in den Kriegsgebieten durch militäriſche Maß⸗ 
nahmen mit Einſchluß aller in Feindesland vorgenommenen Requiſitionen 
entſtanden ſind. 

Artikel VI. 3 

Die beiderfeitigen Kriegsgefangenen werden in ihre Heimat entlaffen 
werden, ſoweit fie nicht mit Zuſtimmung des Aufenthaltsſtaates in ſeinen 
Gebieten zu bleiben oder ſich in ein anderes Land zu begeben wünſchen. 
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Die Regelung der hiermit zuſammenhängenden Fragen erfolgt durch die in 
Artikel VIII vereinbarten Einzelverträge. 


0 Artikel VII. 
Über die 5 
wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen den vertragſchließenden Teilen wird folgendes vereinbart: I. Die 
vertragſchließenden Teile verpflichten ſich gegenſeitig, unverzüglich die wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen anzuknüpfen und den Warenaustauſch auf Grund 
folgender Beſtimmungen zu organiſieren: 
„Bis zum 31. Juli des laufenden Jahres iſt der gegenſeitige Austauſch 

der Überſchuſſe der wichtigſten landwirtſchaftlichen und induſtriellen Produkte 
ur Deckung der laufenden Bedürfniſſe nach Maßgabe der folgenden Be⸗ 
Kilkee durchzuführen: 

a) die Mengen und die Art der Produkte, deren Austauſch im vorher⸗ 
gehenden Abſatz vorgeſehen iſt, werden auf jeder Seite durch eine Kommiſſion 
feſtgeſtellt, die aus einer gleichen Anzahl von Mitgliedern beider Seiten be⸗ 
ſteht und ſofort nach Unterzeichnung des Friedensvertrages zuſammentritt; 

b) die Preiſe der Produkte beim erwähnten Warenaustauſch werden 
auf Grund gegenſeitiger Vereinbarung durch eine Kommiſſion feſtgeſtellt, 
die aus der gleichen Zahl von Mitgliedern der beiden Seiten beſteht; 

c) die Verrechnung erfolgt in Gold auf folgender Baſis: 1000 deutſche 
Reichsmark in Gold = 462 Karbowanjec Gold der ukrainiſchen Volksrepublik 
462 Rubel Gold des früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs (1 Rubel Imperial) 
oder 1000 öſterreichiſche und ungariſche Kronen Gold = 393 Karbowanjec 
76 groſch Gold der ukrainiſchen Volksrepublik 393 Rubel 78 Kopeken Gold 
des früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs (1 Rubel = 1} „ Imperial); 

der Austausch der Waren, die durch die in Abſatz a vorgeſehene 
Kommiſſion feſtgeſtellt werden, erfolgt durch die ſtaatlichen Zentralſtellen 
oder durch vom Staate kontrollierte Zentralſtellen. 

Der Austauſch jener Produkte, welche durch die oben vorgeſehenen 
Kommiſſionen nicht feſtgeſtellt werden, erfolgt im Wege des freien Verkehrs 
unter den Bedingungen des proviſoriſchen Handelsvertrages, der in der 
folgenden Ziffer 11 vorgeſehen iſt. 

II. Soweit nicht in Ziffer I anderes vorgeſehen iſt, ſollen den wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den vertragſchließenden Teilen proviſoriſch 
bis zum Abſchluß eines endgültigen Handelsvertrages, jedenfalls aber bis 
zum Ablauf von mindeſtens ſechs Monaten nach Abſchluß des Friedens 
zwiſchen Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits 
und den zurzeit mit ihnen im Krieg befindlichen europäiſchen Staaten, den 
Vereinigten Staaten von Amerika und Japan andererſeits folgende Be⸗ 
ſtimmungen zugrunde gelegt werden: 

a) für die 5 
wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik diejenigen Vereinbarungen, die in nachſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen des deutſch⸗ ruſſiſchen Handels⸗ und Schiffahrtsvertrages von 
1894/1904 niedergelegt ſind, nämlich: 

Artikel I- VI, VII einſchließlich der Tarife a und b, VIII. XII, 
XIII XIX, ferner in den Beſtimmungen im Schlußprotokoll erſter Teil, zu 
Artikel 1 Abſatz 1 und 3, zu Artikel Lund XII Abſatz 1, 2, 4, 5, 6, 8, 9, zu 
Artikel III, zu Artikel Abſatz 1 und 2, zu Artikel V. VI, VII, IX und X, 
zu Artikel VI, VII und XI, zu Artikel VI-IX, zu Artikel VI und VII, zu 
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Artikel XII, Abſatz 1, 2, 3, 5, ferner in dem Schlußprotokoll, vierter Teil, die 
88 3, 6, 7, 12, 12 b, 13, 14, 15, 16, 17, 18 (mit Vorbehalt der entiprechenden 
Anderungen der Behördeorganiſationen), 19, 20, 21, 23. 

Dabei beſteht Einverſtändnis über folgende Punkte: 

1. Der allgemeine ruſſiſche Zolltarif vom 13./26. Januar 1903 bleibt 
aufrechterhalten. 

2. Der Artikel V erhält folgende Faſſung: 

„Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den gegenſeitigen Ver⸗ 
kehr durch keinerlei Einfuhr⸗, Ausfuhr⸗ oder Durchfuhrverbote zu hemmen 
und die freie Durchfuhr zu geſtatten. 

Ausnahmen find nur für ſolche Erzeugniſſe zuläſſig, welche auf dem 
Gebiete eines der vertragſchließenden Teile den Gegenſtand eines Staats⸗ 
monopols bilden oder bilden werden, ſowie auch für gewiſſe Erzeugniſſe, 
für die aus Rückſichten auf die Geſundheit, die Veterinärpolizei und die 
öffentliche Sicherheit oder aus anderen ſchwerwiegenden politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen außerordentliche Verbotsmaßregeln insbeſondere im 
EU mit der auf den Krieg folgenden Übergangszeit ergehen 
önnten.“ 

3. Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche 
der andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden 
oder künftigen Zolleinigung, wie z. B. zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
dem Großherzogtum Luxemburg beſteht, oder im kleinen Grenzverkehr bis zu 
einer Grenzzone von 15 Kilometer Breite gewährt oder gewähren wird. 

4. Artikel X erhält folgende Faſſung: 

„Die Waren aller Art, welche durch das Gebiet eines der beiden Teile 
durchgeführt werden, ſollen wechſelſeitig von jeder Durchgangsabgabe frei fein, 
ſei es, daß ſie unmittelbar durchgeführt werden, ſei es, daß ſie während der 
Durchfuhr abgeladen, eingelagert und wieder aufgeladen werden.“ 

5. An Stelle des Artikels XII a ſoll folgende Beſtimmung treten: 

a) „Hinſichtlich des gegenſeitigen Schutzes des Urheberrechts an Werken 
der Literatur, Kunſt und Photographie ſollen im Verhältnis zwiſchen Deutſch⸗ 
land und der ukrainiſchen Volksrepublik die Beſtimmungen des zwiſchen 
en Reiche und Rußland geſchloſſenen Vertrages vom 28. Februar 

gelten. 

b) Hinſichtlich des gegenſeitigen Schutzes der Warenbezeichnungen ſollen 
die Beſtimmungen der Deklarationen vom 23./11. Juli 1873 auch in Zu⸗ 
kunft maßgebend ſein.“ 

6. Die Beſtimmung des Schlußprotokolls zu Artikel XIX erhält fol⸗ 
gende Faſſung: 

„Die vertragſchließenden Teile werden einander im Eiſenbahntarif⸗ 
weſen, insbeſondere durch Erſtellung direkter Tarife, tunlichſt unterſtützen. 
Zu dieſem Zweck ſind beide vertragſchließenden Teile bereit, möglichſt bald 
in Verhandlungen miteinander zu treten.“ 

7. 8 5 des 4. Teils des Schlußprotokolls erhält folgende Faltung: 

Es beſteht beiderſeitiges Einverſtändnis, daß die Zollämter der beiden 
Länder an allen Tagen des Jahres geöffnet bleiben mit Ausnahme der 
Sonntage und der geſetzlichen Feiertage.“ 2 Er‘ 

Für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und 
der ukrainiſchen Volksrepublik gelten die Vereinbarungen, die in den nach⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen des öſterreichiſch ungariſch⸗ruſſiſchen Handels⸗ und 
Schiffahrtsvertrages vom 15. Februar 1906 niedergelegt ſind, nämlich: 
Artikel 1, 2, 5 einſchließlich der Tarife a und b, Artikel 6, 7, 9—13, 

8 * 
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Artikel 14 Abſatz 2 und 3, Artikel 15—24, ferner in den Beſtimmungen un 
Schlußprotokoll zu Artikel 1 und 12 Abſatz 1, 2, 4, 6 und 6, zu Artikel 2, 
zu Artikel 2, 3 und 5, zu Artikel 2 und 5, zu Artikel 2, 4 5, 7 und 8. zu 
Artikel 2, 5, 6 und 7, zu Artilel 17 ſowie zu Artikel 22 Abſatz 1 und 3. 

Dabei beſteht Einverſtändnis über folgende Punkte: 

1. Der allgemeine ruſſiſche Zolltarif vom 13.26. Januar 1903 bleibt 
aufrecht erhalten. 8 £ 

2. Artikel 4 erhält folgende Faffung: „Die vertragſchließenden Teile 
verpflichten ſich, den gegenſeitigen Verkehr zwiſchen ihren Gebieten durch 
keinerlei Einfuhr⸗, Ausfuhr⸗ oder Durchfuhrverbote zu hindern, Ausnahmen 
hiervon dürfen nur ftattfinden: e 1 

a) Bei Tabak, Salz, Schießpulver oder ſonſtigen Sprengitoffen ſowie 
bei anderen Artikeln, welche jeweits in den Gebieten eines der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile den Gegenſtand eines Staatsmonopols bilden; 2 
fend b) in Beziehung auf Kriegsbedürfniſſe unter außerordentlichen Um⸗ 
tänden; 

c) aus Rückſichten der öffentlichen Sicherheit, aus Geſundheits⸗ und 
Veterinärpolizeirückſichten; . 

d) bei gewiſſen Erzeugniſſen, für die aus anderen ſchwerwiegenden 

olitiſchen und wirtſchaftlichen Gründen außerordentliche Verbotsmaßregeln, 
insbeſondere im Zuſammenhang mit der auf den Krieg folgenden Über⸗ 
gangszeit ergehen könnten.“ - 

3. Kein Zeil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche 
der andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden 
oder künftigen Zolleinigung, wie ſie z. B. zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und 
dem Fürſtentum Liechtenſtein beſteht, oder im kleinen Grenzverkehr bis zu 
einer Grenzzone von 15 Kilometern Breite gewährt oder gewähren wird. 

4. Artikel 8 erhält folgende Faſſung: 

„Die Waren aller Art, welche durch die Gebiete eines der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile durchgeführt werden, ſollen wechſelſeitig von jeder Durch⸗ 
fuhrabgabe frei fein, ſei es, daß fie unmittelbar durchgeführt werden. ſei 
es, daß ſie während der Durchfuhr abgeladen, eingelagert und wieder auf⸗ 
geladen werden.“ a 5 
daf 5. Die Beſtimmung des Schlußprotokolls zu Artikel 21 erhält folgende 
Faſſung: 

„Die vertragſchließenden Teile werden einander im Eiſenbahntarif⸗ 
weſen, insbeſondere durch Erſtellung direkter Tarife, tunlichſt unterſtutzen. 
Zu dieſem Zweck ſind beide vertragſchließenden Teile bereit, möglichſt bald 
in Verhandlungen miteinander zu treten.“ 

e) Was die wirtſchafllichen Beziehungen zwiſchen Bulgarien und der 
ukrainiſchen Volksrepublik betrifft, ſo ſollen ſich dieſe bis zum Abſchluß eines 
definitiven Handelsvertrages nach dem Rechte der meiſtbegünſtigten Nation 
regeln. Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche 
der andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden 
oder künftigen Zolleinigung oder im kleinen Grenzverkehr bis zu einer Grenz⸗ 
zone von 15 Kilometern Breite gewährt oder gewähren wird. 

7) Was die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem osmaniſchen 
Reiche und der ukrainischen Volksrepublik betrifft, jo werden ſich beide Teile 
bis zum Abſchluß eines neuen Handelsvertrages gegenſeitig dieſelbe Be⸗ 
handlung gewähren, welche ſie auf die meiſtbegünſtigte Nation anwenden. 

Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche der 
andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden oder 
künftigen Zolleinigung oder im kleinen Grenzverkehr gewährt oder ge⸗ 
währen wird. 
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III. Die Gültigkeitsdauer der in Ziffer U des gegenwärtigen Vertrages 
für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, 
Bulgarien und dem osmaniſchen Reiche einerſeits und der ukrainiſchen Volks⸗ 
republik andererſeits vorgeſehenen proviſoriſchen Beſtimmungen kann im 
beiderſeitigen Einverſtändnis der Parteien verlängert werden. Wenn die 
im erſten Abſatz der Ziffer II vorgeſehenen Termine nicht vor dem 30. Juni 
1919 eintreten ſollten, ſteht es jedem der beiden vertragſchließenden Teile 
frei, die in der obengenannten Ziffer enthaltenen Beſtimmungen vom 30. Juni 
1919 an ſechsmonatlich zu kündigen. 


N. a) Die ukrainiſche Volksrepublik wird keinen Auſpruch erheben 
auf die Begünſtigungen, welche Deutſchland an Oſterreich⸗Ungern oder an 
ein anderes mit ihm durch ein Zollbündnis verbundenes Land, das an 
Deutſchland unmittelbar oder durch ein anderes mit ihm oder Oſterreich⸗ 
Ungarn zollverbündetes Land mittelbar angrenzt, oder welche Deutſchland 
ſeinen eigenen Kolonien, auswärtigen Beſitzungen und Schutzgebieten oder 
denen der mit ihm zollverbündeten Länder gewährt. 


Deutſchland wird keinen Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, 
welche die ukrainiſche Volksrepublik an ein anderes mit ihr durch ein Zoll⸗ 
bündnis verbundenes Land, das an die Ukraine unmittelbar oder durch ein 
anderes mit ihr zollverbündetes Land mittelbar angrenzt, oder den Kolonien, 
auswärtigen Beſitzungen und Schutzgebieten eines der mit ihr zollverbündeten 
Länder gewährt. 

b) Im wirtſchaftlichen Verkehr zwiſchen dem Vertragszollgebiet der beiden 
Staaten der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie einerſeits und der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik andererſeits wird die ukrainiſche. Volksrepublik keinen 
Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, welche Oſterreich⸗-Ungarn an 
Deutſchland oder an ein anderes mit ihm durch ein Zollbundnis verbun⸗ 
denes Land gewährt, das an Oſterreich⸗Ungarn unmittelbar oder durch ein 
anderes mit ihm oder Deutſchland zollverbitndetes Land mittelbar angrenzt; 
Kolonien, auswärtige Beſitzungen und Schutzgebiete werden in dieſer Be⸗ 
ziehung gleichgeſtellt. Oſterreich⸗Ungarn wird keinen Anſpruch erheben auf 
die Begünſtigungen, welche die ukrainische Volksrepublik an ein anderes 
mit ihr durch ein Zollbündnis verbundenes Land, das an die Ukraine un⸗ 
mittelbar oder durch ein anderes mit ihr zollverbündetes Land mittelbar an⸗ 
grenzt, oder den Kolonien, auswärtigen Beſitzungen und Schutzgebieten eines 
der mit ihr zollverbündeten Länder gewährt. 


V. a) Soweit in zentralen Staaten Waren lagern, welche aus Deutſch⸗ 
land oder der Ukraine ſtammen, die aber mit der Verpflichtung belegt ſind, 
daß ſie weder unmittelbar noch mittelbar nach den Gebieſen des anderen 
vertragſchließenden Teiles ausgeführt werden dürfen, ſollen derartige Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen im Verhältnis zu den vertragſchließenden Teilen auf⸗ 
gehoben werden. Die beiden vertragſchließenden Teile verpflichten ſich daher, 
den Regierungen der neutralen Staaten von der vorerwähnten Aufhebung 
dieſer Verfügungsbeſchränkung unverzüglich Kenntnis zu geben. 

b) Soweit in neutralen Staaten Waren lagern, welche aus Oſterreich⸗ 
Ungarn oder der Ukraine ſtammen, die aber mit der Verpflichtung belegt 
ſind, daß ſie weder unmittelbar noch mittelbar nach den Gebieten des anderen 
vertragſchließenden Teiles ausgeführt werden dürfen, ſollen derartige Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen im Verhältnis zu den vertragichließenden eilen auf: 
gehoben werden. Die beiden vertragſchließenden Teile verpflichten ſich daher, 
den Regierungen der neutralen Staaten von der vorerwähnten Aufhebung 
dieſer Verfuͤgungsbeſchränkung unverzüglich Kenntnis zu geben. 
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Artikel VIII. Die Herſtellung der öffentlichen und privaten Rechts⸗ 
beziehungen, der Austauſch der Kriegsgefangenen und der Zivilinternierten, 
die Amneſtiefrage ſowie die Frage der Behandlung der in die Gewalt des 
Gegners geratenen Handelsſchiffe werden in Einzelverträgen mit der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik geregelt, welche einen weſentlichen Beſtandteil des 
gegenwärtigen Friedensvertrages bilden und, ſoweit tunlich, gleichzeirig mit 
dieſem in Kraft treten. 8 

Artikel IX. Die in dieſem Friedensvertrag getroffenen Vereinbarungen 
bilden ein unteilbares Ganzes. a * 

Artikel X. Bei der Auslegung dieſes Vertrages ſind für die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Deutſchland und der Ukraine der deutſche und der ukrai⸗ 
niſche Text, für die Beziehungen zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und der Utraine 
der deutſche, der ungariſche und der ukrainiſche Text, für die Beziehungen 
zwiſchen Bulgarien und der Ukraine der bulgarische und der ukrainiſche 
Text und für die Beziehungen zwiſchen der Türkei und der Ukraine der 
türkiſche und der ukrainiſche Text maßgebend. 

Schlußbeſtimmung. Der gegenwärtige Friedensvertrag wird ratifiziert 
werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen kunlichſt bald in Wien aus⸗ 
getauſcht werden. 

Der Friedensvertrag tritt, ſoweit darin nichts anderes beſtimmt iſt, 
mit ſeiner Ratifikation in Kraft. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unter⸗ 
zeichnet und mit ihren Siegeln verſehen. 
Ausgefertigt in fünffacher Urſchrift in Beſt⸗Litowſk am 9. Februar 1918. 
gez. Unterſchriften. 


Auf Grund des Artikels VIII des heute unterzeichneten Friedens⸗ 
vertrags zwiſchen Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und der 
Türkei einerſeits und der ukrainiſchen Volksrepublik andererſeits ſind: 

der Bevollmächtigte des Deutſchen Reichs, 
Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, Kaiſerlicher Wirklicher 
Geheimer Rat, Herr Richard von Kühlmann und 
die Bevollmächtigten der ukrainiſchen Volksrepublik, nämlich die 
Mitglieder der ukrainiſchen Zentralrada 
Herr Alexander Sſewrjuk, 
Herr Mykola Lubynſikyj und 
Herr Mykola Lewytſjkyj 
übereingekommen, die Herſtellung der öffentlichen und privaten Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Deutſchland und der Ukraine, den Austauſch 
der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, die Fürſorge für Rück⸗ 
wanderer, die aus Anlaß des Friedensſchluſſes zu erlaſſende Amneſtie 
und die Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe unverzüglich zu regeln und zu dieſem Zwecke einen Zu⸗ 
ſatzvertrag zu dem Friedensvertrag abzuſchließen. 

Nachdem die Bevollmächtigten feſtgeſtellt hatten, daß die von 
ihnen bei Unterzeichnung des Friedensvertrags vorgelegten Vollmachten 
die Erledigung der vorſtehend bezeichneten Gegenſtände mit umfaſſen, 
haben ſie ſich über folgende Beſtimmungen geeinigt: 
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Erſtes Kapitel. 
Aufnahme der konſulariſchen Beziehungen. 
Artikel 1. 

Bei Aufnahme der konſulariſchen Beziehungen gemäß Artikel IV des 
Friedensvertrages wird jeder vertragſchließende Teil die Konſuln des anderen 
Teiles an allen Plätzen ſeines Gebietes zulaſſen, ſoweit nicht bereits vor 
dem Kriege für einzelne gemiſcht⸗ſprachige Plätze oder Gebietsteile Aus⸗ 
nahmen beſtanden und dieſe Ausnahmen nach dem Kriege jeder dritten 
Macht gegenüber gleichmäßig aufrechterhalten werden. 

Feder Teil behält ſich vor, aus Gründen der Kriegsnotwendigkeiten 
an gewiſſen Plätzen Konſuln des anderen Teiles erſt nach Abſchluß des all⸗ 
gemeinen Friedens zuzulaſſen. 

8 Artikel 2. 

Jeder vertragſchließende Teil wird alle Schäden erſetzen, die in ſeinem 
Gebiet während des Krieges von den dortigen ſtaatlichen Organen oder 
der Bevölkerung durch völkerrechtswidrige Handlungen konſulariſchen Be⸗ 
amten des anderen Teiles zugeführt oder an Konſulatsgebänden dieſes Teiles 
oder an deren Inventar angerichtet worden ſind. 


Zweites Kapitel. 
Wiederherſtellung der Staatsverträge. 
8 Artikel 3. 

Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, die zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Rußland vor der Kriegserklärung in Kraft geweſen ſind, treten 
zwiſchen den vertragſchließenden Teilen vorbehaltlich abweichender Beſtim⸗ 
mungen des Friedensvertrages und dieſes Zuſatzvertrages bei deren Rati⸗ 
fikation mit der Maßgabe wieder in Kraft, daß, ſoweit ſie für eine be⸗ 
ſtimmte Zeit unkündbar ſind, dieſe Zeit um die Kriegsdauer verlängert wird. 

Die deutſche Regierung wird der ukrainiſchen Regierung binnen vier 
Wochen nach der Ratifikation des Friedensvertrages die im Abſatz 1 be⸗ 
zeichneten Verträge, Abkommen und Vereinbarungen ihrem Wortlaut nach 


mitteilen. 
Artikel 4. 

Jeder vertragſchließende Teil kann dem anderen Teile binnen ſechs 
Monaten nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages die Verträge, 
Abkommen oder Vereinbarungen oder deren Einzelbeſtimmungen mitteilen, 
die nach ſeiner Auffaſſung mit den während des Krieges eingetretenen 
Veränderungen in Widerſpruch ſtehen. Dieſe Vertragsbeſtimmungen ſollen 
tunlichſt bald durch neue Vertrage erſetzt werden, die den veränderten An⸗ 
ſchauungen und Verhältniſſen entsprechen. 

l Ausarbeitung der im Abſatz 1 vorgeſehenen neuen Verträge wird 
binnen ſechs Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrages eine aus 
Vertretern der beiden Teile beſtehende Kommiſſion an einem ſpäter zu be⸗ 
ſtimmenden Orte zuſammentreten. Soweit ſich dieſe binnen drei Monaten 
nach ihrem Zuſammentritt nicht einigt, ſteht es jedem Teile frei, von den 
Vertragsbeſtimmungen zurückzutreten, die er gemäß Abſatz 1 Satz 1 dem 
anderen Teile mitgeteilt hat; handelt es ſich dabei um Einzelbeſtimmungen, 
ſo ſteht dem anderen Teile der Rücktritt vom ganzen Vertrage frei. 


Artikel 5. 

Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, an denen außer 
Deutſchland und Rußland dritte Mächte beteiligt ſind und in welche die 
ukrainiſche Volksrepublik neben Rußland oder an deſſen Stelle eintritt, 
treten zwiſchen den vertragſchließenden Teilen vorbehaltlich abweichender 
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Beſtimmungen des Friedensvertrages bei deſſen Ratifikation oder, ſofern 
der Eintritt ſpäter erfolgt, in dieſem Zeitpunkt in Kraft. Auf die mit ſolchen 
Kollektivverträgen in Zuſammenhang ſtehenden Eimzelverträge zwiſchen den 
beiden Teilen finden die Beſtimmungen des Artikels 3 über die Verlängerung 
der Geltungsdauer und des Artikels 4 über den Rücktrüt keine Anwendung. 
Wegen der Kollektivverträge politiſchen Inhalts, an denen noch andere 
kriegführende Machte beteiligt ſind, behalten ſich die beiden Teile ihre 
Stellungnahme bis nach Abſchluß des allgemeinen Friedens vor. 


Drittes Kapitel. 
Wiederherſtellung der Privatrechte. 
Artikel 6. 

Alle in dem Gebiet eines vertragſchließenden Teiles beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen, wonach mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand die Angehörigen 
des anderen Teiles in Anſehung ihrer Privatrechte irgendwelcher beſonderen 
Regelung unterliegen (Kriegsgeſetze), treten mit der Ratifikation des Friedens⸗ 
vertrages außer Anwendung. 

Als Angehörige eines vertragſchließenden Teiles gelten auch ſolche 
juriſtiſche Perſonen und Geſellſchaften, die in ſeinem Gebiet ihren Sitz 
haben. Ferner ſind den Angehörigen eines Teiles juriſtiſche Perſonen und 
Geſellſchaften, die in ſeinem Gebiete nicht ihren Sitz haben, inſoweit gleich⸗ 
zuſtellen, als ſie im Gebiete des anderen Teiles den für dieſe Angehörigen 
geltenden Beſtimmungen unterworfen waren. 

f Artikel 7. 

Über privatrechtliche Schuldverhältniſſe, die durch Kriegsgeſetze beein⸗ 
trächtigt worden ſind, wird nachſtehendes vereinbart. 


. 
Die Schuldverhältniſſe werden wiederhergeſtellt, ſoweit ſich nicht aus 
den Beſtimmungen der Artikel 7 bis 11 ein anderes ergibt. 


8 2. 

Die Beſtimmung des § 1 hindert nicht, daß die Frage, welchen Einfluß 
die durch den Krieg geſchaffenen Zuſtände, insbeſondere die durch Verkehrs⸗ 
hinderniſſe oder Handelsverbote herbeigeführte Unmöglichkeit der Erfüllung, 
auf die Schuldverhältniſſe ausüben, im Gebiete jedes vertragſchließenden 
Teiles nach den dort für alle Landeseinwohner geltenden Geſetzen be⸗ 
urteilt wird. 

Dabei dürfen die Angehörigen des anderen Teiles, die durch Maß⸗ 
nahmen dieſes Teiles behindert worden ſind, nicht ungünſtiger behandelt 
werden als die Angehörigen des eigenen Staates, die durch deſſen Maß⸗ 
nahmen behindert worden ſind. Auch ſoll derjenige, der durch den Krieg 
an der rechtzeitigen Bewirkung einer Leiſtung behindert war, nicht ver⸗ 
pflichtet ſein, den dadurch entſtandenen Schaden zu erſetzen. 


83. 

Geldforderungen, deren Bezahlung im Laufe des Krieges auf Grund 
von Kriegsgeſetzen verweigert werden konnte, brauchen nicht vor Ablauf 
von drei Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrages bezahlt zu 
werden. Sie find von der ursprünglichen Fälligkeit an für die Dauer des 
Krieges und der anſchlieenden drei Monate ohne Rückſicht auf Moratorien 
mit fünf vom Hundert für das Jahr zu verzinſen; bis zur urſprünglichen 
Fälligkeit ſind gegebenenfalls die een Zinſen zu zahlen. 


„Für die Abwicklung der Außenstände und ſonſtigen privatrechtlichen 
Verbindlichkeiten ſind die ſtaatlich anerkannten Gläubigerſchutzverbände zur 
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Verfolgung der Anſprüche der ihnen angeſchloſſenen natürlichen und juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen als deren Bevollmächtigte wechſelſeitig anzuerkennen und 
zuzulaſſen. 

Artikel 8. 


Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, daß nach der Rati⸗ 
fikation des Friedensvertrages die Bezahlung der ſtaatlichen Verbindlich⸗ 
keiten, insbeſondere der öffentliche Schuldendienſt, den beiderſeirigen An⸗ 
gehörigen gegenüber aufgenommen werden ſoll. 

Im Hinblick auf die von der ukrainiſchen Volksrepublik in Ausſicht 
genommene Vermögensauseinderſetzung mit den übrigen Teilen des ehe⸗ 
ma igen ruſſiſchen Kaiſerreiches bleibt die Ausführung des im Abſatz 1 auf⸗ 
geſtellten Grundſatzes beſonderer Vereinbarung vorbehalten. Dabei wird 
die ukrainiſche Volksrepublik den deutſchen Staatsangehörigen gegenüber 
jedenfalls die Verbindlichkeiten übernehmen, die für die in der Ukraine 
vorgenommenen öffentlichen Arbeiten eingegangen oder durch dort befind⸗ 
liche Vermögensgegenſtände ſichergeſtellt ſind. 


Artikel 9. 

Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, daß vorbehaltlich der 
Beſtimmungen des Artikels 11 Urheberrechte und gewerbliche Schutzrechte, 
Konzeſſionen und Privilegien ſowie ähnliche Anſprüche auf öffemlich⸗ 
rechtlicher Grundlage, die durch Kriegsgeſetze beeinträchtigt worden ſind, 
für das Gebiet der Ukraine wiederhergeſtellt werden. 

Die Beſtimmung des Abſatz 1 fol auf Konzeſſionen, Privilegien und 
ähnliche Ansprüche keine Anwendung finden, ſoweit dieſe auf Grund einer 
für alle Landeseinwohner und für alle Rechte der gleichen Art geltenden 
Geſetzgebung inzwiſchen abgeſchafft oder vom Staate oder von Gemeinden 
übernommen worden ſind und in deren Beſitz verbleiben. 

Die Ausführung der in den Abſätzen 1, 2 aufgeſtellten Grundſätze 
bleibt beſonderer Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel 10. 

Die Friſten für die Verjährung von Rechten ſollen im Gebiete jedes 
vertragſchließenden Teiles gegenüber den Angehörigen des anderen Teiles, 
falls ſie zur Zeit des Kriegsausbruchs noch nicht abgelaufen waren, früheſtens 
ein Jahr nach der Ratifikation des Friedensvertrages ablaufen. Das gleiche 
gilt von den Friſten zur Vorlegung von Zinsſcheinen und Gewinnanteil⸗ 
ſcheinen ſowie von ausgeloſten oder ſonſt zahlbar gewordenen Wert⸗ 


papieren. 
Artikel 11. 

Die Tätigkeit der Stellen, die auf Grund von Kriegsgeſetzen mit der 
Beaufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Liquidation von Vermögens⸗ 
gegenſtänden oder der Annahme von Zahlungen befaßt worden ſind, ſoll 
unbeſchadet der Beſtimmungen des Artikels 12 nach Maßgabe der nach⸗ 
ſtehenden Grundſätze abgewickelt werden. 

5 9 1. 

Die beaufſichtigten, verwahrten oder verwalteten Vermögensgegenſtände 
find auf Verlangen des Berechtigten unverzüglich freizugeben; bis zur 
ee durch den Berechtigten iſt für eine Wahrung feiner Intereſſen 
zu ſorgen. 


5 82. 
Die Beſtimmungen des $ 1 ſollen wohlerworbene Rechte Dritter nicht 
berühren. Zahlungen und ſonſtige Leiſtungen eines Schuldners, die von 
den im Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen oder auf deren Veran⸗ 
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laſſung entgegengenommen worden ſind, ſollen in den Gebieten der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile die gleiche Wirkung haben, wie wenn ſie der Gläubiger 
ſelbſt empfangen hatte. 7 

Privatrechtliche Verfügungen, die von den bezeichneten Stellen oder 
auf deren Veranlaſſung oder ihnen gegenüber vorgenommen worden ſind, 
bleiben mit Wirkung fuͤr beide Teile aufrechterhalten. 


. Über die Tätigkeit der im Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen, 
insbeſondere über die Einnahmen und Ausgaben, iſt den Berechtigten auf 
Verlangen unverzüglich Auskunft zu erteilen. 


Artikel 12. 

Grundſtücke oder Rechte an einem Grundſtück, Bergwerksgerechtſame 
ſowie Rechte auf die Benutzung oder Ausbeutung von Grundſtücken, Unter⸗ 
nehmungen oder Beteiligungen an einem Unternehmen, insbeſondere Aktien, 
die infolge von Kriegsgeſetzen veräußert oder dem Berechtigten ſonſt durch 
Zwang entzogen worden ſind, ſollen dem früheren Berechtigten auf einen 
innerhalb eines Jahres nach der Ratifikation des Friedensvertrages zu 
ſtellenden Antrag gegen Rückgewähr der ihm aus Anlaß der Veräußerung 
oder Entziehung etwa erwachſenen Vorteile frei von allen inzwiſchen be⸗ 
gründeten Rechten Dritter wieder übertragen werden. 

Die Beſtimmungen des Abſatz 1 finden keine Anwendung, ſoweit die 
veräußerten Vermögensgegenſtände auf Grund einer für alle Landesein⸗ 
wohner und für alle Gegenſtände der gleichen Art geltenden Geſetzgebung 
inzwiſchen vom Staate oder von Gemeinden übernommen worden find und 
in deren Beſitze verbleiben; im Falle der Wiederaufhebung der Übernahme 
kann der im Abſatz 1 vorgeſehene Antrag auf Rückgewähr innerhalb eines 
Jahres nach der Wiederaufhebung geitellt werden. 


Viertes Kapitel. 
Erſatz für Zivilſchäden. 
Artikel 13. 

Die vertragſchließenden Teile find darüber einig, daß den beiderfeitigen 
Angehörigen die Schäden erſetzt werden, die ſie infolge von Kriegsgeſetzen 
durch die zeitweilige oder dauernde Entziehung von Urheberrechten, gewerb⸗ 
lichen Schutzrechten, Konzeſſionen Privilegien und ähnlichen Ansprüchen 
oder durch die Beaufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Veräuße⸗ 
rung von Vermögensgegenſtänden erlitten haben. Das gleiche gilt für die 
Schäden, die den Zivilangehörigen jedes Teiles während des Krieges außer⸗ 
halb der Kriegsgebiete von den ſtaatlichen Organen oder der Bevölkerung 
des anderen Teiles durch völkerrechtswidrige Gewaltakte an Leben, Geſund⸗ 
heit oder Vermögen zugefügt worden ſind. g 

Im Hinblick auf die von der ukrainiſchen Volksrepublik in Ausſicht 
genommene Vermögensauseinanderſetzung mit den übrigen Teilen des ehe⸗ 
maligen ruſſiſchen Kaiſerreiches bleibt die Ausführung der in Abſatz 1 auf⸗ 
geſtellten Grundſätze beſonderer Vereinbarung vorbehalten. 


Fünftes Kapitel. 
Austauſch der beiderſeitigen Kriegsgefangenen 
und Zivilinternierten. 
Artikel 14. 


Über den in Artikel VI des Friedensvertrages vorgeſehenen Austauſch 
der Kriegsgefangenen werden die nüchſtehenden Beſtimmungen getroffen. 
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81. 

Der bereits im Gange befindliche Austauſch dienſtuntauglicher Kriegs⸗ 
gefangenen wird mit möglichſter Beſchleunigung durchgeführt werden. 

- Der Austauſch der übrigen Kriegsgefangenen erfolgt tunlichſt bald 
in beſtimmten, noch näher zu vereinbarenden Zeiträumen. 
2. 

Bei der Entlaſſung erhalten die Kriegsgefangenen das ihnen von den 
Behörden des Aufenthaltsſtaates abgenommene Privateigentum ſowie den 
noch nicht ausbezahlten oder verrechneten Teil ihres Arbeitsverdienſtes; 
dieſe Verpflichtung bezieht ſich nicht auf Schriftſtücke militäriſchen Inhalts. 


8 3. 

Eine aus je vier Vertretern der beiden Teile zu bildende Kommiſſion 
ſoll alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrages in Breſt⸗Litowſk 
zuſammentreten, um die im 8 1 Abſatz 2 vorgeſehenen Zeiträume ſowie die 
ſonſtigen Einzelheiten des Austauſches, insbeſondere die Art und Weiſe der 
Heimbeförderung, feſtzuſetzen und die Durchführung der getroffenen Ver⸗ 
einbarungen zu überwachen. 


Die nach völkerrechtliche Grundfätzen zu erſtattenden Aufwendungen 
für die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden im Hinblick auf die Ge⸗ 
fangenenzahlen gegeneinander aufgerechnet. 


Artikel 15. 
Über die Heimkehr der beiderſeitigen Zivilangehörigen werden 


die nachſtehenden Beſtimmungen getroffen. 


Sk 

Die beiderfeitigen internierten oder verſchickten Zivilangehörigen werden 
tunlichſt bald unentgeltlich heimbefördert werden, ſoweit ſie nicht mit Zu⸗ 
ſtimmung des Aufenthaltſtaates in deſſen Gebiete zu bleiben oder ſich in 
ein anderes Land zu begeben wünſchen. . IE 8 

Die im Artikel 14 § 3 erwähnte Kommiſſion ſoll die Einzelheiten der 
Heimbeförderung regeln und die Durchführung der getroffenen Verein⸗ 
barungen überwachen. 4 

Die Angehörigen eines Teiles, die bei Kriegsausbruch in dem Ge⸗ 
biete des anderen Teiles ihren Wohnſitz oder eine gewerbliche oder Handels⸗ 
niederlaſſung hatten und ſich nicht in dieſem Gebiete aufhalten, können 
dorthin zurückkehren, ſobald ſich der andere Teil nicht mehr in Kriegszuſtand 
befindet. Die Rückkehr kann nur aus Gründen der inneren oder äußeren 
Sicherheit des Staates verſagt werden. f 

Als Ausweis genügt ein von den Behörden des Heimatſtaates aus 
geſtellter Paß, wonach der Inhaber zu den im Abſatz 1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen gehört; ein Sichtvermerk auf dem Paſſe iſt nicht erforderlich. 


Artikel 16. 

Die n jedes vertragſchließenden Teiles ſollen im Gebiete 
des anderen Teiles für die Zeit, während deren dort ihr Gewerbe oder 
Handelsbetrieb oder ihre fonflige Erwerstätigkeit infolge des Krieges geruht 
hat, keinerlei Auflagen, Abgaben, Steuern oder Gebühren für den Gewerbe⸗ 
oder Handelsbetrieb oder die ſonſtige Erwerbstätigkeit unterliegen. Beträge, 
die hiernach nicht geſchuldet werden, aber bereits erhoben ſind, ſollen binnen 
Er Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrages zurückerſtattet 
werden. 
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Auf Handels⸗ und ſonſtige Erwerbsgeſellſchaften, an denen Angehörige 
des einen Teiles als Geſellſchafter, Aktionäre oder in ſonſtiger Weile bes 
teiligt ſind und deren Betrieb im Gebiete des anderen Teiles infolge des 
Krieges geruht hat, finden die Beſtimmungen des Abſatz 1 entsprechende 


Anwendung. 
Artikel 17. 


Jeder vertragſchließende Teil verpflichtet ſich, die auf ſeinem Gebiete 
befindlichen Grabſtätten der Heeresangehörigen ſowie der während der 
Internierung oder Verſchickung verſtorbenen ſonſtigen Angehörigen des 
anderen Teiles zu achten und zu unterhalten; auch können Beauftragte dieſes 
Teiles die Pflege und angemeſſene Ausſchmückung der Grabſtätten im Ein⸗ 
vernehmen mit den Landesbehörden beſorgen. Die mit der Pflege der 
Grabſtätten zuſammenhängenden Einzelfragen bleiben weiterer Vereinbarung 


vorbehalten. 
Sechſtes Kapitel. 
Fürſorge für Rückwanderer. 
Artikel 18. 

Den Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles, die aus dem Ge⸗ 
biete des anderen Teiles ſtammen, toll es während einer Friſt von zehn 
Jahren nach der Ratifikation des Friedensvertrages freiſtehen, im Ein⸗ 
vernehmen mit den Behörden dieſes Teiles nach ihrem Stammland zurück⸗ 
zuwandern. - - 

Die zur Rückwanderung berechtigten Perſonen ſollen auf Antrag die 
Entlaſſung aus ihrem bisherigen Staatsverband erhalten. Auch ſoll ihr 
schriftlicher oder mündlicher Verkehr mit den diplomatiſchen und konſulariſchen 
Vertretern des Stammlandes in keiner Weiſe gehindert oder erſchwert 


werden. 
2 Artikel 19. 
Die Rückwanderer ſollen durch die Ausübung des Rückwandererrechtes 
keinerlei vermögensrechtliche Nachteile erleiden. Sie ſollen befugt ſein, ihr 


Vermögen zu liquidieren und den Erlös und vorbehaltlich der Beſtimmungen 
der allgemeinen Landesgeſetze auch ihre ſonſtige bewegliche Habe mitzu⸗ 
nehmen; ferner dürfen ſie ihre Pachtverträge unter Einhaltung einer Friſt 
von ſechs Monaten kündigen, ohne daß der Verpächter wegen vorzeiliger 
Auflöſung des Pachtvertrages Schadenerſatzanſprüche geltend machen kann. 
Siebentes Kapitel. 
Amneſtie. 
Artikel 20. 
Jeder vertragſchließende Teil gewährt den Angehörigen des anderen 
Teiles Straffreiheit nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen. 


Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den dem anderen Teile ange⸗ 
hörenden Kriegsgefangenen für alle von ihnen begangenen gerichtlich oder 
diſziplinariſch ſtrafbaren Handlungen. 


Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Zivilangehörigen des anderen 
Teiles, di. während des Krieges interniert oder verſchickt worden ſind, für 
die während der Internierung oder Verſchickung begangenen gerichtlich oder 
diſziplinariſch ſtrafbaren Hand lungen. 


Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit allen Angehörigen des anderen 
Teiles für die zu deſſen Gunſten begangenen Straftaten und für Verſtöße 
gegen die zum Nachteil feindlicher Ausländer ergangenen Ausnahmegeſetze. 
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a 8 4. 
Die in den 88 1 bis 3 vorgeſehene Straffreiheit erſtreckt ſich nicht 
auf Handlungen, die nach der Ratifikation des Friedensvertrages be⸗ 
gangen werden. 


85. 

Soweit nach den Beſtimmungen der 88 1 bis 4 Straffreiheit gewährt 
wird, werden neue Strafverfahren nicht eingeleitet, die anhängigen Straf⸗ 
verfahren eingeſtellt und die erkannten Strafen erlaſſen. Doch können 
Kriegsgefangene, die ſich wegen Kriegs⸗ oder Landesverrates, vorſätzlicher 
Tötung, Raubes, räuberiſcher Erpreſſung, vorſätzlicher Brandſtiftung oder 
Sittlichkeitsverbrechen in Unterſuchungs⸗ oder Strafhaft befinden, bis zu 
ihrer Entlaſſung in Haft gehalten werden. 

Artikel 21. 

Die vertragſchließenden Teile gewähren ihren eigenen Angehörigen 

Straffreiheit nach Maßgabe der ee Beſtimmungen. 


Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Angehörigen ſeiner be⸗ 
waffneten Macht in Anſehung der Arbeiten, die ſie als Kriegsgefangene 
des anderen Teiles geleiftet haben. Das gleiche gilt für die von den beider⸗ 
ſeitigen Zivilangehörigen während ihrer Internierung oder Verſchickung 
geleiſteten Arbeiten. 


82. 
Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Bewohnern ſeiner von dem 
anderen Teil beſetzten Gebiete für ihr politiſches Verhalten während der 
Zeit der Beſetzung. 5 


. 
Auf die in den 88 1, 2 vorgeſehene Straffreiheit finden die Beſtim⸗ 
mungen des Artikels 20 § 5 Anwendung; auch dürfen in dieſen Fallen 
über die beteiligten Perſonen und ihre Familien weitere Rechtsnachteile 


nicht verhängt werden. 
Artikel 22. 


Die vertragſchließenden Teile behalten ſich vor, über die von jedem 
Teile zu gewährende Straffreiheit für die zu ſeinen Ungunſten begangenen 
Handlungen weitere Vereinbarungen zu treffen. 


Achtes Kapitel. 


Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Kauf: 
fahrteiſchiffe und Schiffsladungen. 


Artikel 23. 

Kauffahrteiſchiffe des einen vertragſchließenden Teiles, die bei Kriegs⸗ 
ausbruch in den Häfen des anderen Teiles lagen, werden ebenſo wie ihre 
Ladungen zurückgegeben oder, ſoweit dies nicht nlöglich iſt, in Geld erſetzt 
werden. Wegen der Vergütung für die Benutzung ſolcher Schiffe während 
des Krieges bleibt im Hinblick auf die von der ukrainiſchen Volksrepublik 
in Ausſicht genommene Auseinanderſetzung mit den übrigen Teilen des 
ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs eine beſondere Vereinbarung vorbehalten. 

* Artikel 24. 

Die als Priſen aufgebrachten Kauffahrteiſchiffe der vertragſchließenden 
Teile ſollen, wenn fie vor der Ratifikation des Friedensvertrages durch 
rechtskräftiges Urteil eines Priſengerichts kondemniert worden ſind und 
nicht unter die Beſtimmungen des Artikels 23 fallen, als endgültig ein⸗ 
gezogen angeſehen werden; im übrigen ſind ſie zurückzugeben oder, ſoweit 
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ſie nicht mehr vorhanden ſind, in Geld zu erſetzen. Dieſe Beſtimmungen 
finden auf die als Priſen aufgebrachten Schiffsladungen von Angehörigen 
der vertragſchließenden Teile entſprechende Anwendung. 

Artikel 25. 

Die Durchführung der in den Artikeln 23, 24 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen, insbeſondere die Feſtſetzung der zu zahlenden Entſchädigungen 
erfolgt durch eine gemiſchte Kommiſſion, die aus je einem Vertreter der 
vertragſchließenden Teile und einem neutralen Obmann beſtehen und binnen 
drei Monaten nach Unterzeichnung des Friedensvertrages in Odeſſa oder 
an einem anderen geeigneten Ort zuſammentreten wird; um die Bezeich⸗ 
nung des Obmannes wird der Präſident des ſchweizeriſchen Bundesrats 
gebeten werden. 

Artikel 26. 


Die vertragſchließenden Teile werden alles, was in ihrer Macht liegt, 
tun, damit die nach Artikel 23, 24 zurückzugebenden Kauffahrteiſchiffe nebſt 
ihren Ladungen frei nach der Heimat zurückgelangen können. 

Neuntes Kapitel. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 27. 

Dieſer Zuſatzvertrag, der einen weſentlichen Beſtandteil des Friedens⸗ 
vertrages bildet, ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen zugleich 
mit den Ratifikationsurkunden des Friedensvertrages ausgetauſcht werden. 

Artikel 28. 

Der Zuſatzvertrag tritt, ſoweit darin nichts anderes beſtimmt iſt, 
gleichzeitig mit dem Friedensvertrag in Kraft. 

Zur Ergänzung des Zuſatzvertrags, insbeſondere zum Abſchluß der 
darin vorbehaltenen weiteren Vereinbarungen, werden binnen vier Monaten 
nach der Ratifikation Vertreter der vertragſchließenden Teile an einem ſpäter 
zu beſtimmenden Ort zuſammentreten. 0 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten ſowie als Vertreter 
der deutſchen oberſten Heeresleitung der Chef des Generalſtabes des Ober⸗ 
befehlshabers Oſt, der königlich preußiſche Generalmajor Herr Max Hoffmann, 
dieſen Zuſatzvertrag unterzeichnet und mit amtlichem Siegel verſehen. 

Ausgefertigt in doppelter Unterſchrift in Breſt⸗Litowſk am 9. Fe⸗ 


bruar 1918. 
(Folgen die Unterſchriften.) 


Die Nachricht von der Unterzeichnung des Friedens der Mittel⸗ 
mächte mit der Ukraine macht innerhalb wie außerhalb Deutſchlands 
gewaltigen Eindruck und wird überall von der Preſſe lebhaft erörtert. 


Die den begrüßt den Friedensſchluß allgemein freudig, 
hütet ſich aber vor jeder Überſchätzung feiner Folgen. 

Die „Kreuzztg.“ hebt hervor, daß durch den Friedensſchluß ſich mili⸗ 
täriſch die Lage für Deutſchland erheblich verbeſſert und daß mit der Durch: 
brechung des Blockaderings unſerer Feinde alle Hoffnungen derſelben, uns 
durch Entbehrungen mürbe zu machen, zu ſchanden geworden ſind. Sie 
möchte auch annehmen, daß die Bolſchewiki jetzt endlich Vernunft annehmen 
werden, da ſie ihre kriegeriſchen Bedürfniſſe im Kampf gegen die Völker 
des früheren ruſſiſchen Reiches bereits ausreichend befriedigt hätten. 

Die „Dtſch. Tagesztg.“ meint, durch den Friedensſchluß mit der Ukraine, 
deſſen Bekanntwerden im übrigen Rußland unaufhaltſam ſein dürfte, werde 
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möglicherweiſe mit dem Unabhängigkeits⸗ auch das Friedensbedürfnis anderer 
ruſſiſcher Fremdvölker erweckt bzw. geſtärkt werden, und die mala fides der 
Trozkiſchen Verhandlungsführung würde das Verhalten des Vierbundes 
in Rußland in ein helles Licht ſtellen. 

Die „Post“ betont, wenn es der Ukraine gelinge, dem Vertrauen nach 
außen auch die wirkliche Beruhigung des Landes und ihre wirtſchaftliche 
Annäherung an die Mittelmächte folgen zu laſſen, ſo hänge Großrußland 
mit ſeiner maximaliſtiſchen Herrſchaft in der Luft. Bleibe der Friede mit 
der Ükraine gefichert, jo ſtehe auch die endgültige Regelung aller öſtlichen 
Fragen nach deutſchen Wünſchen in nächſter Ausſicht. Darum ſei der Friede 
mit der Ukraine nicht nur ein Teilfriede, ſondern auch ein Vorfriede für 
den ganzen Oſtfrieden. 

Die „Köln. Ztg.“ ſagt: „Der Schlußſatz des erſten Friedensartikels 
kennzeichnet den ganzen Vertrag, und der verſöhnliche Geiſt, der aus ihm 
ſpricht, bürgt dafür, daß auch die Arbeit der Ausſchüſſe, die noch einzelne 
Punkte zu regeln haben, auf keine Schwierigkeiten ſtoßen wird. Herr Trozki, 
der ſich jetzt mit einem vermeintlich geſchickten Schachzug aus ſeiner durch 
feine doktrinäre Verranntheit von ihm felbft verſchuldeten peinlichen Lage 
herausziehen will, hat dieſen Zuſatz ſeinerzeit als uberflüſſige Phraſe be⸗ 
zeichnen zu können geglaubt, doch wird er bald ſpüren, was er bedeuten 
kann, wenn Männer der Tat, die ſich nicht mit Wortklaubereien abgeben, 
ihn durch ihre Unterſchrift beſiegeln.“ 

Die „Voſſ. Ztg.“ meint: „Im Augenblick ſehen wir vor allem den 
moraliſchen Wert dieſes Friedensſchluſſes. Er verringert die Zahl unſerer 
Gegner und ſchlägt eine Breſche in den eiſernen Ring unſerer Feinde, der 
den Vierbund ſeit Kriegsbeginn umklammert gehalten hat. Er iſt ferner 
die erſte vraftifche Anerkennung unſerer Stärke, denn wir erblicken zunächſt 
ſein Weſen darin, daß ein werdendes Staatsweſen ſich in den Schutz unſerer 
Freundſchaft begeben hat, um feine gefährdete Entwicklung zu ſichern. Dieſe 
Tatſache bleibt ein Aklivpoſten, gleichgültig, wie die Dinge ſich weiter ent⸗ 
wickeln werden. Sie ſchlägt Breſchen auch in den moralischen Ring, mit 
dem uns engliſch⸗amerikaniſche Verleumdungskunſt während des Krieges 
umgeben hat. Sie enthält die Auerkennung eines glaubwürdigen Zeugen, 
eines auch von England und Amerika heflig umworbenen Volkes, daß 
Deutſchland nicht der raubgierige Eroberer iſt, zu dem man es geſtempelt 
hat, ſondern daß die Intereſſen kleinerer Völker in ſeinem Schutz beſſer ge⸗ 
wahrt ſind als in dem ſeiner Gegner. Unſer Friede mit der Ukraine ſteht 
in wirkſamſtem Gegenſatz zu dem Bild jener unſeligen Völker die, wie die 
Belgier, Franzoſen, Italiener, Serben und Rumänen, für England, nicht 
aber für die eigene Freiheit elend verblutet ſind.“ 

Die „Frkft. Ztg.“ urteilt: „Bei der politiſchen Bewertung des Friedens⸗ 
ſchluſſes dürfen wir nicht außer acht laſſen, daß die Ukraine noch ein 
werdender Staat, daß manches in ihrem Aufbau noch recht unſicher iſt. 
Der Zerfall des alten ruſſiſchen Reiches hat eine Lage geſchaffen, bei der 
mit allen Möglichkeiten gerechnet werden muß. Es it nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Kiewer Rada aus der Tatſache des Friedensſchluſſes mit den Mittel⸗ 
mächten ein Zuwachs von Macht und Anſehen im eigenen Land erwachſt. 
Wir hoffen und wünſchen das aufs lebhafteſte. Aber wir dürfen dabei 
auch andere Möglichkeiten nicht überſehen. Der Friedensſchluß mit den 
Ukrainern muß die weiteren Verhandlungen mit der Delegation des Herrn 
Trozki und darüber hinaus alle Beziehungen mit den übrigen Gliedern 
des bisherigen Rußland nachdrücklich beeinfluſſen. Die innere Neubildung 
des ſtaatlichen Lebens in den ſchrankenloſen Gebieten dieſes Reiches wird 
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natürlich die Aufgabe der Völker ſein, die ſie bewohnen; jede gewaltſame 
Einmiſchung von außen wäre von Übel. Das Vertrauensverhältnis aber, 
in das die Mittelmächte durch den Abſchluß des Friedens zur Ukraine und 
ihrer Regierung treten, bedingt auch in dieſen Dingen eine Parteinahme, 
die hoffentlich die künftige Politik Deutſchlands durch keine allzu drückenden 
Hypotheken belaſtet. 

Dieſe Vorbehalte ſind nötig; eine Überſchätzung des Erreichten wäre 
gerade in dieſem Augenblick gefährlich. Aber unverkennbar hat der Ab⸗ 
ſchluß des Friedens mit der Ukraine den lähmenden Ring, den die Entente 
um die Mittelmächte herum gelegt hat und den ſie immer enger zuſammen⸗ 
zupreſſen wähnte, geſprengt oder doch mindeſtens gelockert. Und dies an 
einer Stelle, die zwar nicht ſofort, aber doch in abſehbarer Zeit eine fühl⸗ 
bare Erleichterung unſerer Wirtſchaftslage verſpricht.“ 

Die Wiener Preſſe würdigt die Bedeutung der Ereigniſſe in Breſt⸗ 
Litowſk vom politiſchen, wirtſchaftlichen und militäriſchen Standpunkte. Die 
Blätter ſtellen feſt, daß von ſeiten der Vertreter der Mittelmächte auf die 
Erklärung Trozkis keine Gegenerklärung abgegeben worden ſei, und daß 
eine ſolche natürlicherweiſe nicht erfolgen könne, ſolange die gegenwärtige 
Ungewißheit insbeſondere über die Stellungnahme der Petersburger Re⸗ 

ierung zu der Ukraine und den von ihr mit den Mittelmächten geſchloſſenen 
rieden fortbeſtehe. : 

Die „Neue Freie Preſſe“ bezeichnet den Frieden von Breſt⸗Litowſk 
als eine politiſche und militäriſche Flankenentlaſtung der Monarchie und 
des Deutſchen Reiches, die ſich gegenſeitig als zuverläſſige hilfsbereite Ver⸗ 
bündete bewährt hätten und jetzt die Früchte dieſer Gemeinſchaft ernteten. 
Rußland und der Balkan ſeien nicht mehr der Sturmwinkel Europas. Die 
Ane werde nunmehr erſt recht ein Friedensſtaat Europas werden 
önnen. 

Die „Reichspoſt“ meint: „Nun iſt militäriſch und wirtſchaftlich auf 
breiter Front der Einkreiſung ein Ende geſetzt. Das iſt die Verheißung 
des allgemeinen Friedens, mögen die Kriegsfanatiker von Verſailles ihn 
wollen oder nicht.“ 

Die ungariſche Preſſe betont die beſondere Wichtigkeit des mit der 
Ukraine abgeſchloſſenen Sonderfriedens vom öſterreichiſch⸗ungariſchen Stand⸗ 
punkt aus. Rumänien ſei in eine Sackgaſſe geraten, aus der es ſich nur 
durch ſchnelle Entſchließung retten könne. Die Preſſe weiſt weiterhin auf 
die wirtſchaftliche Bedeutung des Sonderfriedens hin. 

Unter den franzöſiſchen Blättern ſagt „Figaro“: „Der Friede mit 
der Ukraine macht einen künſtlichen und überhaſteten Eindruck. Er wird 
aber doch eine Zeitlang die öffentliche Meinung in Deutſchland befriedigen 
und ihr die Illuſion eines allgemeinen Friedens vorſpiegeln. Ebenſo ver⸗ 
hält es ſich mit dem Ultimatum an Rumänien. Wir kennen nicht die 
augenblickliche Leiſtungsfähigkeit der rumänifchen Armee und auch nicht die 
Abſichten der auf Bratianu folgenden Regierung. Vielleicht gibt es da 
einige Überraſchungen für Deutſchland, vielleicht auch bleibt ihr nichts übrig, 
als vorläufig der Gewalt nachzugeben. Auf jeden Fall aber wird ein Friede 
mit Rumänien ebenſo wie der mit der Ukraine eine bedauerliche Epiſode 
dieſes Krieges bleiben. Der Verband würde ein Volk mehr zu rächen und 
wieder in ſeine Rechte einzusetzen haben.“ \ 

Herve fchreibt in der „Victoire“ folgendes: „In der Ukraine, wo ſich 
jedermann Sozialiſt nennt, wo es aber ſehr wenige Sozialiſten gibt, hat 
man begriffen, daß der wahre Feind nicht die Deutſchen und Oſterreicher, 
ſondern die wilden Beſtien des Bolſchewismus ſind. Die Ukrainer ziehen 
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die deutſchen und öfterreichiichen Gendarme, die ihnen die Ordnung wieder⸗ 
herſtellen helfen, den unwiſſenden, trunkſüchtigen und alles verwüſtenden 
Horden der roten Garden vor und haben in ihrer Kriegsmüdigkeit und in 
ihren ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen ihre Kapitulation unterſchrieben. Was 
kümmert es ſie, Frankreich, das in der Hauptſache aus Bundestreue zur 
ruſſiſchen Regierung in den Krieg getreten ill, im Stiche zu laſſen!“ 


Der „Temps“ ſagt: „Scheinbar haben die Mittelmächte frei gewählt 
zwiſchen den Maximaliſten und den Ukrainern von Kiew; in Wirklichkeit 
iſt ihr urſprünglicher Plan geſcheitert, jo daß fie gezwungen waren, mit den 
Ukrainern abzuſchließen. Scheinbar haben fie ſich friedfertig gezeigt; in 
Wirklichkeit haben ſie den Keim zu neuer Eiferſucht und neuen Konflikten 
gelegt.“ 


Im „Petit Pariſien“ führt Oberſtleutnant Rouſſet aus: „Unleugbar 
wäre der Friedensvertrag der Mittelmächte mit der Ukraine ein ernſtes Er⸗ 
eignis, wenn es ſich um einen feſten Abſchluß mit einer geficherten Regierung 
handelte. Denn trotz aller Transportſchwierigkeiten würden ſie in Sudruß⸗ 
land reichliche Nahrungsmittelvorräte finden, und wenn auch nicht allzuviel 
davon nach Deutſchland käme, ſo würde das Volk doch darin ſchon die 
Morgenröte einer beſſeren Zeit erblicken. Auch ſcheint ſich Rumänien in 
einer kritiſchen Lage zu befinden — ihm ſcheint nur noch die Wahl zwiſchen 
Verzicht oder Gefangenſchaft übrig zu ſein — freilich ſind die Nachrichten 
von dort reichlich nebelhaft.“ 

„Libre Parole“ bezeichnet zwei Punkte als zweifelhaft, die gerade die 
wichtigſten ſeien, und fragt: „Welche wirtſchaftlichen Vorteile kann die 
Ukraine den Mittelmächten geben, und welche militäriſche Hilfe wird ſie 
dafür von ihnen gegen die Bolſchewiki erhalten? Denn daß ein derartiges 
Tauſchgeſchäft die Grundlage des Friedens iſt, liegt auf der Hand. Bald 
werden wir die Antwort der Bolſchewiki erfahren. Stecken ſie den Hieb 
ein, ſo müſſen ſie den deutſchen Forderungen entſprechen. Anderenfalls 
ſtehen ſie vor einer ſehr ernſten Kriſe und öffnen dem militäriſchen Eingreifen 
Deutſchlands Tür und Tor — ein tragiſches Dilemma! In einer ähnlichen 
Zwangslage befindet ſich Rumänien, dem nur die Wahl zwiſchen Kapitulation 
und einem faſt hoffnungsloſen Widerſtand bleibt.“ 


Das Pariſer „Journal“ urteilt: „Wie zu erwarten war, verſchafften 
ſich die Mittelmächte drakoniſche wirtſchaftliche Vorteile; ein Handelsvertrag 
wird die Ukraine unter die Vormundſchaft des mitteleuropäiſchen Wirtſchafts⸗ 
blocks bringen. Zum erſtenmal wird die Zollunion Mitteleuropas als ein 
Akt angekündigt, der in Ausführung begriffen ſei; dies iſt der dauernde 
Hauptzug in dem Vertrage, der im übrigen rein proviſoriſch iſt.“ 


Der linksrepublikaniſche Lyoner „Progres“ ſchreibt: „Der Sonder⸗ 
friede mit der Ukraine ſei nicht ein Friede nach dem Herzenstraum der 
Franzoſen, aber er beſtätige den Willen der Völker nach Frieden und die 
Bereitwilligkeit der Völker, auf jede Einladung zum Frieden zu antworten. 
Für die Entente ſei der entſcheidende Augenblick gelommen, ſich zu einer 
offenen Friedenspolitik zu bekennen.“ 


Die Mehrzahl der engliſchen Blätter verweilt bei dem ſchadenfrohen 
Gedanken, daß von dem ukrainiſchen Korn nicht viel den Weg nach den 
Mittelmächten finden werde. Die Vorräte ſeien wahrſcheinlich zum großen 
Teil von maximaliſtiſchen Truppen vernichtet worden; von dem Reit werde 
man bei den noch im Lande herrſchenden anarchiſtiſchen Zuſtänden und bei den 
ſchlechten Verkehrsſtraßen nicht fo bald ansehnliche Mengen ausführen können. 
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„Globe“ erinnert außerdem daran, daß Kaledin und Alexejew die 
beſten Offiziere und Bürger um ſich verſammelt hätten, und daß von dieſer 
Seite immer noch das eine oder andere erwartet werden könnte. 


„Mancheſter Guardian“ ſagt: „Die Zentralmächte legen offenbar Wert 
darauf, ſelbſt mit einer Regierung Frieden zu ſchließen, die nur ein Traum⸗ 


bild iſt. Friede, ja ſelbſt nur der Schatten eines Friedens kann bei der 
heutigen Stimmung der Völker der Mittelmächte Wunder wirken. Er kann 


„Daily Telegraph“ weilt auf die Möglichkeit, daß die jetzige Regierung 
der Ukraine abgeſetzt werden könne; denn wenn die Ukraine Getreide au 
Deutſchland liefere, könne das nur auf Koſten Nordrußlands geſchehen, das 
ſich dagegen auflehnen werde. 

„Daiiy Chronicle“ äußert ſich: „Die engliſche Regierung muß alle 
Kräfte anſpannen, um für die Zunahme des engliſchen Einfluſſes in allen 
Gebieten Rußlands zu ſorgen. Man derf den Dingen nicht einfach ihren 
Lauf laſſen oder die Haltung beleidigten diplomatiſcher Würde annehmen. 
Noch weniger darf man auf die ukrainiſche Regierung oder irgendeine 
andere ruſſiſche Regierung ichelten, weil ſie, nachdem Rußland als Ganzes 
den Krieg eingeſtellt hat, zuerſt Frieden ſchließt. Unſere Agenten müſſen 
mit allen ruſſiſchen Regierungen Fühlung halten, wir müſſen allen ruſſiſchen 
Völkern bei ihrer Aufgabe, den Verlehr wieder in Gang zu bringen, den 
Handel wieder zu beleben und die natürlichen Hilfsquellen von neuem aus⸗ 
zubeuten, mit Rat und Tat zur Seite ſtehen.“ 


Die italieniſche Preſſe ſucht ſich über den Frieden mit der Ukraine 
mit der Erwägung zu tröſten, daß die Ukraine ein Staat ſei, der vollſtändig 
in der Luft ſchwebe. „Corriere della Sera“ fragt, für welchen Staat die 
Delegierten, die den Friedensvertrag unterſchrieben, eigentlich einträten? Der 
Ükraineſriede könne übrigens das Vorſpiel zur Beſetzung Beſſarabiens ſein. 

„Secolo“ fürchtet, daß Rumänien nunmehr in die Unmöglichkeit ver⸗ 
ſetzt Set, weiterzukämpfen. „Die Ukraine“, ſo ſchließt „Secolo“ reſigniert, 
„iſt das einzige Land, das beſonders nach dem Kriege Getreide und Vieh 
nach Deutschland ausführen kann.“ 

Das Urteil der ſchwediſchen Blätter iſt inſofern von beſonderem 
Jutereſſe, als nicht nur die rechtsſtehenden Blatter, die den Vierbund ſtels 
mit Objektivität behandelten, ſondern auch die linken. Zeiumgen, die ſonſt 
für die Sache der Mittelmächte nicht gerade ſonderlich viel übrig hatten, 
rückhaltlos die höchſte Bedeutung des abgeſchloſſenen Sonderfriedens für 
Deutſchland und feine Verbündeten anerkennen. 

„Svenska Dagblad“ ſchreibt: „Der erſte Friedens ſchluß it alſo Tar- 
ſache geworden. Daß er ſo bald zuſtande gebracht werden konnte, iſt un 
leugbar eine Überraſchung. Das Ereignis bedeutet einen außerordentlichen 
Ersolg für die Mittelmächte. Jetzt iſt ein Teil ihrer Oſtfront frei und eine 
Lücke in den Eiſenring geſchlagen, der ſie ſeit Jahren umſchloſſen hat.“ 

„Dagens Nyheter“ heben beſonders hervor, daß man in neutralen 
Landen die Friedens botſchaft mit tiefer Freude begrüße, zumal da das Ab⸗ 
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kommen auf der Grundlage der Verſtändigung zwiſchen den Völkern und 
ohne Annexionen und Kontributionen abgeſchloſſen worden ſei. 


Unter den däniſchen Blättern laßt ſich die Kopenhagener „Politiken“ 
folgendermaßen vernehmen: „Der Ukraine erwächſt nun eine militäriſche 
Aufgabe. Es gilt für fie, die maximaliſtiſchen Elemente aus dem Lande 
zu jagen, und wenn Trozki nicht in Breit: Litoroff Frieden ſchließt, ſo ver⸗ 
einigt ſich die Politik der Ukraine und der Mittelmächte gegenüber Nord⸗ 
rußland. Die rumäniſche Politik iſt im Begriff, zur Orientierung König 
Carols zurückzukehren. General Averescu iſt nun in Beſſarabien eingezogen, 
das 1878 die Ruſſen nahmen und das ſeitdem durch viele Jahre hindurch 
das Ziel der Wünſche Rumäniens war. Die Lage im ⸗ſüdlichen Rußland 
iſt nin derart, daß die Ukraine, Rumänien und die Mittelmächte tatſächlich 
die gleiche Politik verfolgen. Dem erſten Friedensſchluß wird daher wahr⸗ 
ſcheinlich bald ein zweiter folgen, auf den Frieden mit der Ukraine folgt 
wahrſcheinlich der Friede mit Rumänien, das in Beſſarabien Entſchädigungen 
für die zerſtörten Hoffnungen in Transſylvanien ſuchen will und ſich leichter 
darein finden kann, daß Bulgarien die ganze Dobrudſcha bis zur Donau⸗ 
mündung behält. Dieſe ganze Entwicklung ſtärkt die Mittelmächte in hohem 
Grade, die zurzeit ſchon ſehr ſtark daſtehen.“ 

Die holländiſchen Zeitungen widmen dem Friedensſchluß ſämtlich 
lange Beſprechungen. „Vaderland“ ſchreibt, ob der Friede mit der Ukraine 
ein bleibender Friede ſein werde, hänge davon ab, ob die Sowjets die Rada 
ſtürzen könnten. Aber das erſcheine wenig ausſichtsreich. Da die ukrai⸗ 
niſche Volksrepublik mit den Mittelmächten Friede geſchloſſen habe, fer es 
nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ein Bündnis mit ihnen eingehe und Hilfe von 
ihnen gegen die Maximaliſten erhalte. Das reiche Südrußland könne Deutſch⸗ 
land und Oſterreich⸗Ungarn für die verlorenen oder vorläufig geſchloſſenen 
Märkte entſchädigen. Die Bedrohung mit dem Wirtſchaftskriege verliere 
dadurch etwas von ihrem Ernſte. % h 

„Nieuws van den Dag“ Ichreibt, es ſei zu hoffen, daß dieſer erſte 
Sonderfriede ein Schritt nach vorwärts zum allgemeinen Frieden ſein werde. 

ſterreich⸗Ungarn werde durch den Friedensſchluß von der Bedrohung aus 
dem Diten befreit und habe nichts mehr von einer panſlawiſtiſchen Bewegung 
zu fürchten. In Zukunft brauche es ſich nur noch gegen die Italiener zu 
verteidigen, und da ſeine Armeen weit ins italieniſche Gebiet vorgedrungen 
ſeien, werde die Grenzverteidigung ohne große Gefahren und erſchöpfende 
Anſpannung geſchehen können. Auch für die öſterreichiſche innere Politik 
komme der Friede im geeigneten Augenblick. 

„Nieuwe Rotterdamſche Courant“ urteilt: „Deutſchland trachtet jetzt 
danach, im Oſten eine gewaltige politiſch⸗wirtſchaftliche Schlacht zu ſchlagen. 
Der Friede mit der Ukraine iſt nur der Anfang. Rumänien muß folgen. 
Die Polen werden eine den Mittelmächten günitige Politik verfolgen, um 
nicht als En lave zwiſchen Deutichland und der Ukraine iſoliert zu bleiben. 
Es iſt klar, daß bei dem bevorſtehenden Kampfe an der Weſtfront die 
Deutſchen viel ſtärker ſein werden als früher und daß ſie danach trachten 
werden, dies auszunützen, ehe ihr Kraftzuwachs durch das Zuſtrömen ameri⸗ 
kaniſcher Truppen neutralifiert iſt. Die Mutelmächte werden durch den 
Friedensſchluß ihren Lebensmittelvorrat vergrößern können, und Nordrußland 
werden dieſe Vorräte vorenthalten bleiben. Dies Reich kommt durch den 
Frieden mit der Ukraine in eine peinliche Lage, an der auch Trozkis Er⸗ 
klärung, dieſen Frieden nicht anerkennen zu wollen, wenig ändert.“ 

Unter den Schweizer Blättern beurteilt die „Züricher Poſt“ den 
Friedensſchluß mit der Ukraine dahin, es gehe daraus hervor, daß der Vier⸗ 
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bund mit dem geſicherten Beſtand der Kiewer Regierung rechne und darauf 
wohl den Friedensvertrag aufbauen dürfe. 

„Journal de Geneve“ ſagt: „Man kann annehmen, daß der Friede 
mit der Ukraine die Mittelmächte vor den ärgſten Verpflegungsſorgen ſchützt 
und ihnen geſtatten wird, die politiſche Lage zu beherrſchen und Oſteuropa 
nach ihrem Willen zu reorganiſteren. Schließlich bedeutet dieſer erſte Friede, 
wenn er auch nur vereinzelt ſcheint, durch die moraliſche Rückwirkung und 
die Faſzinierung, die er auf die Völker üben wird, ein großes Ereignis.“ 

„Gazette de Lauſanne“ ſchreibt: „Lange Zeit wird vergehen, bis das 
ukrainiſche Getreide und Rindvieh herangebracht werden und in die Städte 
der beiden Reiche Überfluß bringen. Der Sonderfriede mit der Ukraine 
vermindert aber doch die Zahl der Feinde Deutſchlands und Oſterreichs um 
eine Einheit, und dieſes Ergebnis zieht bereits ein zweites nach ſich: Ru⸗ 
mänien wird ausgeſchaltet. Für den Augenblick bleibt dem unglücklichen 
Rumänien nichts anderes übrig, als die Waffen zu ſtrecken. Die Alliierten 
haben indeſſen formelle Verpflichtungen übernommen und werden Rumänien 
nicht vergeſſen.“ 

Das „Berner Intelligenzblatt“ führt aus: „Unſere Auffaſſung erweiſt 
ſich als richtig, wonach ſich die Mittelmächte auf ſukzeſſwe Teilfriedens⸗ 
ſchlüſſe verlegen, deren Bedeutung, einzeln genommen, nicht beſonders ſchwer 
wiegt, die als feſtſtehendes Ganzes aber einen allgemeinen Frieden im Oſten 
vollkommen erſetzen. Sind die Teilfriedensſchlüſſe einmal perfekt, dann 
können ſich die Mittelmächte ruhig ſagen, daß der Krieg im Oſten endgultig 
liquidiert ſei.“ 


Die am ſelben Tage (9. Februar) ſtattfindende Sitzung der 
deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſchen Kommiſſion zur Regelung der 
politiſchen und territorialen Fragen leitet 


Staatsſekretär v. Kühlmann damit ein, daß er die in Ausſicht 
geſtellte zuſammenfaſſende Darlegung über das Ergebnis der bisherigen 
Beſprechungen gibt. Ohne auf alle Einzelheiten einzugehen, ſtellt der Staats⸗ 
ſokretär feit, daß eine erhebliche Annäherung der beiderſeitigen Standpunkte 
auch durch die ſehr eingehenden Debatten nicht habe erzielt werden können. 
Er perſönlich habe nicht den Eindruck, als ob eine weitere Erörterung auf 
der bisher von beiden Parteien eingenommenen Grundlage einen gunſtigeren 
Erfolg verſprechen konnte, als bisher die Verhandlungen gehabt hätten. 
Es ergebe ſich ohne weiteres aus der ganzen Sachlage, daß eine unum⸗ 
ſchränkte Ausdehnung von Verhandlungen, die keine Ausſicht auf Erfolg 
verſprächen, nicht ins Auge gefaßt werden könnte. Wenn er heute nochmals 
das geſamte Problem zur Beſprechung ſtelle, jo geſchehe es in der Abficht, 
ausfindig zu machen, wo ſich etwa noch ein Weg der Verſtändigung finden 
laſſe. Der Vollſtändigkeit halber wolle er bemerken, daß die rechtspoliti⸗ 
ſchen Fragen zwiſchen den Spezialkommiſſionen bereits eine eingehende 
Erörterung gefunden hätten, ſo daß im Falle einer Einigung über die 
volitiſchen Fragen der Abſchluß auf dieſem Gebiete hoffentlich keine ernſten 
Schwierigkeiten bieten würde. Auf dem Gebiete der Handelsfragen ſei 
man noch nicht ſoweit gekommen, aber auch hier ſei eine befriedigende 
Löſung nicht ausgeſchloſſen. a 

Miniſter des Außern Graf Czernin führt aus: Seit Wochen be⸗ 
ſchäftige man ſich mit einer unfruchtbaren Erörterung darüber, . e 
territoriale Veränderungen an der ruſſiſchen Weſtgrenze zu qualifizieren 
ſeien. Ein auch noch ſo langes Hinausziehen dieſer in ihrem Weſen theore⸗ 
tiſchen Erörterungen biete wenig⸗ Ausſicht auf eine Einigung. Er möchte 
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aber die Frage aufwerfen, ob ſolch eine Einigung vom Standpunkte eines 
Friedens auch wirklich unbedingt nötig fer. Es ſcheine ihm auf Grund 
der bisherigen Diskuſſion keineswegs feſtzuſtehen, daß ſich bezugüch dieſer 
Veränderungen ſelbſt eine Einigung nicht erzielen laſſen werde. Er ſchlage 
deshalb vor, die Frage offen zu laſſen, wie die geplanten Veränderungen 
anfzufaſſen ſeien, und ohne dieſe Frage zu berühren, feſtzuſtellen, ob die 
Geſtaltung dieſer Veränderungen tatſächlich dem Abſchluß eines Friedens 
Hinderniſſe in den Weg legen würde oder nicht. 

Trozki entgegnet, vom ruſſiſchen Standpunkte ſei die Anwendung, 
welche die Gegenpartei dem Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechts der 
Völker geben wolle, gleichbedeutend mit Ablehnung dieſes Grundſatzes; 
infolgedeſſen ſei die Erörterung auf der Grundlage dieſes Prinzips aller- 
dings hoffnungslos geweſen. Wenn er ſich der Frage nach der Bedeutung 
der gemäß den Vorſchlägen der Gegenpartei für Rußland vorgeſehenen 
neuen Weſtgrenze zuwende, ſo müſſe er darauf hinweiſen, daß die geplante 
neue Grenzführung vom Geſichtspunkte militäriſcher und ſtrategiſcher Rück⸗ 
ſichten beurteilt werden müſſe. Das müſſe er den militäriſchen Beiräten 
der Delegation überlaſſen. Es ſei aber jetzt eine neue Schwierigkeit ent⸗ 
ſtanden durch die Stellungnahme des Vierbundes gegenüber der Ukraine. 
Die Ükrainiſche Volksrepublik ſei vom Vierbund anerkannt worden, ja, wie 
er böre, hätten die Vierbundvertreter mit den Bevollmächtigten der Kiewer 
Rada einen Friedensvertrag unterzeichnet, in welchem angeblich auch die 
Abgrenzung des ukrainiſchen Gebietes behandelt ſei. Redner proteſtiert in 
eingehenden Darlegungen gegen dieſes Vorgehen der Machte des Vier⸗ 
bundes und bemerkt unter anderem, dieſe Handlungsweiſe müſſe Zweifel 
hervorrufen, ob die Mittelmächte zu einer Verſtändigung mit der Regierung 
des föderativen Rußlands gelangen wollten; er erkläre deshalb, daß der 
angeblich unterzeichnete Vertrag mit der Kiewer Rada für das ukrainiſche 
Volk und für die Regierung von ganz Rußland keinerlei Geltung haben könne. 

Unter Bezugnahme auf die Bemerkung Trozkis, daß die als ruſſiſche 
Weſtgrenze in Ausſicht genommene Grenzlinie der Beſprechung durch Sach⸗ 
verſtändige bedürfe, macht Staatsſekretär v. Kühlmann nunmehr den 
Vorſchlag, die Frage der Grenzziehung einer Unterkommiſſion zu überweiſen, 
die am Schluſſe der Sitzung zu bilden wäre und in einer auf den folgen⸗ 
den Tag anzuberaumenden Sitzung der politiſchen Kommiſſion über das 
Ergebnis ihrer Beſprechungen zu berichten hätte. Es ergebe ſich, ſo führt 
Herr v. Kühlmann fort, aus der Wichtigkeit und der grundlegenden Be⸗ 
deutung der von dieſer Unterkommiſſion zu behandelnden Frage ohne 
weiteres, daß der Bericht dieſes Unterausſchuſſes für das weitere Schickſal 
der Verhandlungen von ausſchlaggebender Bedeutung ſein werde. Wenn 
er mit einigen Worten auf die bei der Grenzziehung maßgebenden allge⸗ 
meinen Geſichtspunkte eingehe, ſo geſchehe dies deshalb, weil in der Unter⸗ 
kommiſſion in erſter Linie die techniſche Frage zur Beſprechung kommen 
ſolle. Bei Ziehung der Grenzlinie, wie ſie ſeitens der Verbündeten der 
ruſſiſchen Delegation vorgeſchlagen fei, ſeien in erſter Linie völkiſche Geſichts⸗ 
punkte maßgebend geweſen. Es ſei der Verſuch gemacht worden, für Polen, 
Kurland und Litauen diejenigen Grenzen zu finden, welche der geſchicht⸗ 
lichen Abgrenzung und der ethnographiſchen Lage am beſten entſprechen. 

Gewiſſen Andeutungen des Vorredners gegenüber; als ob den ver⸗ 
bündeten Zentralmächten bei Ziehung dieſer Grenzlinie irgendwelche Pläne 
im Hinblick auf Rußland vorgeſchwebt hätten, bemerkt der Staatsſekretär, 
er brauche Trozki nur auf die dauernde Grundlage der deutſchen Politik 
hinzuweiſen, die in der Pflege eines guten und freundſchaftlichen Verhält⸗ 
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niſſes zu dem großen öſtlichen Nachbarn beſtanden habe bis zu dem Augen⸗ 
blick, wo durch Vorgänge, die der ruſſiſchen Delegation ebenſogut oder 
beſſer bekannt ſeien wie der deutſchen, dem deutſchen Volk der Kampf mit 
Rußland aufgezwungen worden ſei. 2 r 

Die deutſche Politik werde auch dem neu organifierten Rußland 
gegenüber immer ein freundnachbarliches Verhältnis anſtreben unter Ver⸗ 
meidung der Einmiſchung in ſeine inneren Verhältniſſe, ſobald dieſer Krieg 
einen befriedigenden Abſchluß gefunden haben werde. 

Zu den Ausführungen des Volkskommiſſars über die Haltung der 
Mittelmächte gegenüber der ukrainiſchen Volksrepublik bemerkt v. Kühlmann, 
der Vierbund müſſe es ſich vorbehalten, ſelbſt darüber Richter zu ſein, 
welche Staaten er anzuerkennen für gut befinde. Die Mächte des Vier⸗ 
bundes hätten in der Tat mit den Vertretern der ukrainiſchen Volksrepublik 
einen Friedensvertrag abgeſchloſſen, der das Datum des heutigen Tages 
trage. Hieraus ergäben ſich für die Mittelmächte ohne weiteres die nötigen 
Folgerungen, und er könne keine Förderung der Verhandlungen von einer 
Erörterung des ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes der Ukraine erwarten. Was 
das zukünftige Schickſal der in den beſetzten Randgebieten lebenden Völker 
anlange, ſo beziehe er ſich auf die bei den hieſigen Verhandlungen von 
den Vertretern der Mittelmächte abgegebenen Erklärungen, ſowie auf die 
Darlegungen, die über dieſe Frage von Staatsmännern Deutſchlands und 
der verbündeten öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie vor ihren Volksvertretern 
gemacht worden ſeien. Trotz der von den Mittelmächten vertretenen und 
teftgehalienen Auffaſſung, wonach das Selbſibeſtimmungsrecht in dieſen 
Gebieten bereits ausgeübt worden ſei, ſeien die verbündeten Regierungen 
bereit, durch planmäßigen Ausbau der beſtehenden Vertretungskörper die 
Möglichkeit einer Kundgebung auf breiteſter volkstümlicher Grundlage zu 
ſchaffen. Die Beſtimmung des Zeitpunktes und die Form dieſer Kund⸗ 
gebung wären zweckmäßig im Einvernehmen mit den derzeitigen Vertretungs⸗ 
körpern der betreffenden Gebiete feſtzuſetzen. N 

Miniſter des Außern Graf Czernin bemerkt, das Verhältnis der 
Ukraine zur Petersburger Regierung gehe den Vierbund nichts an. Ein 
unfreundlicher Akt gegen die ruſſiſche Regierung ſei in dem Friedensſchluß 
mit der Ukraine nicht zu erblicken. Der Vierbund habe mit der Ukraine 
keinen Bundes-, ſondern einen Friedensvertrag unterzeichnet. Die Ukraine 
ſei alſo für den Vierbund durch dieſen Vertrag nicht ein verbündeter, ſondern 
ein neutraler Staat geworden. Komme der Vierbund auch mit der ruſſiſchen 
Regierung zu einem Friedensſchluß, ſo werde Rußland für den Vierbund 
gleichfalls ein neutraler Staat werden. Die Beziehungen des Vierbundes 
zur Ukraine und feine Beziehungen zu Rußland würden in dieſem Falle 
dieſelben ſein. Ein Unterſchied würde nur dann beſtehen, wenn der Vier⸗ 
bund zu keinem Frieden mit dem Rat der Volkskommiſſare gelange, denn 
in dieſem Fall hätte der Vierbund die ukrainiſchen Gebiete als neutrale, die 
dem Einfluß des Rates der Volkskommiſſare unterſtehenden Gebiete aber bis 
auf weiteres als feindliche zu betrachten. b 

Was die Frage nach dem zufünfligen Schickſal der von öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Truppen beſetzten Gebiete anlange, ſo verweiſe er auf ſeine 
Erklärung in der letzten öſterreichiſch⸗ungariſchen Delegationsſitzung, der er 
nichts hinzuzufügen habe. 

Auf eine Frage Trozkis nach der Grenzführung ſüdlich von Breſt⸗ 
Litowſk, über die mit den Ukrainern verhandelt ſei, entgegnete Staatsſekretär 
v. Kühlmann, daß auch bei Ziehung dieſer Grenze verſucht worden ſei, 
zwiſchen der ethnographiſchen Volksverteilung und den hiſtoriſch entſtandenen 
Grenzlinien einen verſtändigen Mittelweg zu finden. 
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Nachdem Graf Czernin bemerkt hat, daß er keinen Grund ſehe, 
weshalb der ruſſiſchen Delegation keine Mitteilung über die Führung der 
Grenzlinie ſüdlich von Breſt gegeben werden ſolle, erklärt Trozti ſich mit 
dem Zuſammemrritt einer militärtechniſchen Kommiſſion zur Prüfung der 
Grenzlinie einverſtanden. 0 Be); 

Staatssekretär v. Kühlmann betont, es ſei unbedingt nötig, bis zu 
der für den folgenden Tag anzuberaumenden Sitzung Klarheit zu ſchaffen. Es 
handle ſich jetzt darum, Entſchlüſſe zu faſſen. Von dem Wunſche der Be⸗ 
ſchleunigung der Verhandlungen geleitet, wolle er eine neue Faſſung vor⸗ 
ſchlagen, die unter Umſtänden den zweiten Artikel des zu vereinbarenden 
Friedensvertrages bilden könnte. Dieſe laute: 


„Rußland nimmt Kenntnis von folgenden territorialen Veränderungen, 
die mit der Ratifikation des gegenwärtigen Friedensvextrages eintreten: 
Die Gebiete zwiſchen den Grenzen Deutſchlands und Oſterreich⸗Ungarns 
und einer Linie, die .. verläuſt, werden der territorialen Oberhoheit 
Rußlands nicht mehr unterliegen. Aus ihrer ehemaligen Zugehörigteit 
zum ruſſiſchen Kaiſerreiche werden ihnen keinerlei Verpflichtungen gegen⸗ 
über Rußland erwachſen. Das künftige Schickſal dieſer Gebiete wird in 
dieſer Beziehung im Einvernehmen mit ihren Völkern entſchieden werden, 
und zwar nach Maßgabe der Vereinbarungen, die Deutſchland oder 
Oſterreich⸗Ungarn mit ihnen treffen werden.“ 

Im Zuſammenhange hiermit wolle er noch bemerken, daß der weſent⸗ 
liche Inhalt des Artikels 1 des erſten Vorſchlags für den Vierbund eine 
eonditio sine qua non des Friedensſchluſſes ſei. Es handle ſich darum, 
daß die Räumung gewiſſer Gebiete durch die Mittelmächte zugeſagt worden 
ſei unter der Bedingung, daß die Räumung der Gebiete ihrer Verbündeten 
gleichzeitig ſtattfinde. Damals ſei als Zeitpunkt, von welchem an für die 
Mittelmächte die Räumungsverpflichtung beginnen würde, das Ende der 
ruſſiſchen Demobiliſierung in Ausſicht genommen worden. Er ſtehe nicht an, 
zu erklären, daß die Mittelmächte hinſichtlich dieſes Zeitpunktes zu Konzeſſionen 
bereit wären, müſſe aber wiederholen, daß ein Friedensſchluß, in welchem 
die Zuſicherung der Räumung der verbündeten Gebiete durch die Truppen 
der Petersburger Regierung nicht enthalten ſei, nicht in Frage käme. Nach 
früheren Mitteilungen des Herrn Volkskommiſſars für auswärtige Angelegen⸗ 
heiten glaube er nicht daran zweifeln zu ſollen, daß die ruſſiſchen Truppen 
in den beſetzten türkiſchen Gebieten, an die er in erſter Linie denke, dem 
Befehl der Petersburger Regierung unterſtänden. 

Bezüglich der mehrfach berührten Alandsfrage müſſe er erklären, 
daß der Friedensſchluß Deutſchland als Minimum das an Rechten wieder 
einräumen müſſe, was Deutſchland vertragsmäßig bei Kriegsausbruch ge 
noſſen habe. Er wolle aber nicht unterlaſſen, auch bei dieſer Gelegenheit 
auf die lebhaften Wünſche des ſchwediſchen Volkes hinzuweiſen, welches aus 
geographiſchen und ethnographiſchen Gründen an dieſen Inſeln ein vitales 
Intereſſe habe. a 

Trozki entgegnet, ebenſo wie Rußland jetzt feine Truppen aus Perſien 
zurückziehe, werde es ſie auch aus dem türkiſchen Gebiet zurückziehen. Es 
ſei ſelbſtverſtändlich, daß dies in der klarſten und beſtimmteſten Form in 
einem etwaigen Vertrage mit der Türkei zum Ausdruck kommen werde. Was 
die Frage der Alandsinſeln betreffe, jo fer es ihm nicht ganz klar, von welchem 
Minimum der Rechte der Staatsſekretär geſprochen habe. 

Staatsſekretär v. Kühlmann entgegnet, er habe bezüglich der Alands⸗ 
frage den Ausdruck „Minimum“ gebraucht zur Bezeichnung deſſen, was er 


fi 


als eine deutſche Forderung anſehe. Wenn man ihn frage, an welches 
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Minimum er dabei gedacht habe, ſo ſei dies die Maßregel, auf die er ſchon 
früher mehrfach angeſpielt habe, nämlich unter Beteiligung der der Oſtſee 


anliegenden Völkerſchaften dieſe Inſeln im breiteſten Sinne zu neutraliſieren. 
Um ganz klar zu ſein: das erſte ſei eine Forderung, das zweite eine An⸗ 
regung. 

; Die Sitzung wird hierauf geſchloſſen. 

10. Februar. Zu Beginn der Vollſitzung der Kommiſſion zur 
Regelung der politiſchen und territorialen Fragen bringt 
Staatsſekretär v. Kühlmann zunächſt den Befehl zur Sprache, den 
nach einer Meldung aus Petersburg das ruſſiſche Oberkommando zur 
Verbreitung unter den deutſchen Truppen veröffentlicht habe und der 
die ruſſiſchen Soldaten anweiſe, die deutſchen Truppen zum Vorgehen 
gegen ihre Feinde, die deutſchen Generale und Offiziere zu beſtimmen. 


Trozki erklärt, von einem ſolchen Befehl keine Kenntnis 
zu haben. 

Nachdem Dr. Gratz mitgeteilt hat, daß ein Einvernehmen in der 
Unterkommiſſion nicht erzielt worden ſei, richtet Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann an den Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation die Frage, ob 
dieſer noch irgendwelche Mitteilungen zu machen habe, die zu einer 
befriedigenden Löſung beitragen könnten. 


Trozki führt aus, ſeine Delegation ſei der Anſicht, daß nach 
langen Verhandlungen nunmehr die Entſcheidungsſtunde gekommen ſei. 
Die Völker erwarten mit Ungeduld das Ergebnis der Friedensverhand⸗ 
lungen von Breſt⸗Litowfk. 

Nach Ausfällen gegen den Imperialismus in der Welt erklärt er, 
Rußland wolle an dem Krieg keinen Anteil mehr haben, und es ſei 
nicht gewillt, das Blut ſeiner Soldaten für die Intereſſen der einen 
Partei gegen die andere zu vergießen. Deshalb führe Rußland ſein 
Heer und ſein Volk aus dem Kriege heraus. Rußland gebe den 
Krieg auf uud benachrichtige hiervon alle Völker und ihre 
Regierungen. Es gebe Befehl zur vollſtändigen Demobiliſierung 
aller Armeen, die jetzt den Armeen Deutſchlands, Oſterreich⸗Ungarns, 
Bulgariens und der Türkei gegenüberſtänden. Seine Regierung lehne 
es aber ab, die deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſchen Bedingungen zu ſank⸗ 
tionieren. Rußland gehe aus dem Kriege heraus, ſehe ſich aber ge⸗ 
nötigt, auf die Unterzeichnung eines Friedensvertrages zu verzichten. 


Auf die Ausführungen Trozkis entgegnet Staatsſekretär v. Kühl⸗ 
mann, wenn er den gegenwärtigen Zuſtand analyſiere, jo ſtehe der 
Vierbund mit der ruſſiſchen Regierung im Kriege. Die kriegeriſchen 
Unternehmungen ſeien durch den Waffenſtillſtandsvertrag eingeſtellt 
worden, würden aber beim Wegfall dieſes Vertrages von ſelbſt wieder 
aufleben. Wenn ſein Gedächtnis ihn nicht trüge, bezeichne der Waffen⸗ 
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ſtillſtandsvertrag den Abſchluß eines Friedens als den eigentlichen 
Zweck ſeines Daſeins; würde alſo mangels des Abſchluſſes eines 
Friedens der eigentliche Daſeinszweck des Waffenſtillſtandsvertrages 
verſchwinden, ſo würden nach Ablauf der vorgeſehenen Friſt die 
Kriegshandlungen wieder aufleben. Die Tatſache, daß die eine von 
beiden Parteien ihre Armeen demobiliſiere, würde hieran weder tat⸗ 
ſächlich noch rechtlich irgend etwas ändern. Ein Merkmal für das 
Beſtehen des Friedenszuſtandes ſei das Vorhandenſein internationaler 
Beziehungen, wie dies unter Staaten üblich ſei, ferner das Beſtehen 
von Rechtsbeziehungen und von Handelsbeziehungen. Er möchte den 
Vorſitzenden der ruſſiſchen Delegation um eine Meinungsäußerung 
darüber bitten, ob die ruſſiſche Regierung beabſichtige, neben der Er⸗ 
klärung der Beendigung des Kriegszuſtandes mitzuteilen, wo die 
Grenzen des ruſſiſchen Reiches liefen — denn dies ſei für die 
Wiederaufnahme der diplomatiſchen, konſulariſchen, Rechts⸗ und 
Handelsbeziehungen eine notwendige Vorausſetzung — ſowie ob die 
Regierung der Volkskommiſſare gewillt ſei, die rechtlichen und Handels⸗ 
beziehungen genau in demſelben Umfange wieder aufzunehmen, wie 
ſich dies aus einer Beendigung des Kriegszuſtandes natürlich er⸗ 
geben würde. 

Dieſe Fragen ſeien weſentlich für die Beurteilung des Problems, 
ob der Vierbund mit Rußland im Krieg oder im Frieden lebe. 

Trozki erklärt, dem Geſagten nicht viel hinzufügen zu können, 
worauf Staatsſekretär v. Kühlmann vorſchlägt, für den folgenden 
Tag eine Vollſitzung anzuberaumen, in der die Stellungnahme der 
Verbündeten zu den neueſten Mitteilungen der ruſſiſchen Delegation 
bekanntgegeben werden würde. 

Trozki erwidert, ſeine Delegation habe jetzt alle Vollmachten 
erſchöpft, die fie erhalten habe. Sie halte es für notwendig, nach 
Petersburg zurückzukehren. Alle Mitteilungen, welche die verbün⸗ 
deten Delegationen machen würden, werde ſie im Schoße der Re⸗ 
gierung der föderativen ruſſiſchen Republik beraten und darauf die 
Antwort erteilen. 

Auf die Frage des Staatsſekretärs v. Kühlmann, auf welchem 
Wege dieſer Gedankenaustauſch erfolgen ſolle, entgegnet Trozki, die 
ruſſiſche Delegation habe von Breſt⸗Litowſk aus eine direkte Draht⸗ 
verbindung mit Petersburg gehabt; vor Einleitung der Waffenſtill⸗ 
ſtandsverhandlungen habe man ſich durch Funkſprüche verſtändigt, und 
außerdem befänden ſich jetzt in Petersburg die Vertreter der vier 
verbündeten Mächte, die mit ihren Regierungen verkehren könnten. 
Auf dieſem Wege könne man eine Verbindung herſtellen. 


Die Sitzung wird darauf geſchloſſen. 
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Von der deutſchen Preſſe wird die Mitteilung Trozkis, daß Ruß. 
land unter Verzicht auf einen formellen Friedensvertrag den Kriegszuſtand 
mit den Mittelmächten für beendet erkläre und gleichzeitig demobiliſtere, 
mit großer Skepſis und Zurückhallung aufgenommen. Dem Berliner 
„Lok.⸗Anz.“ bleibt als greifbarer Beſtand der ganzen ruſſiſchen Erklärung 
nur die Demobiliſierung, die ſich bisher von ſelbſt vollzogen habe und die 
nun auch amtlich angeordnet und gefördert werden ſolle. Trozti habe nicht 
gehandelt wie ein Staatsmann, ſondern wie ein knifflicher Advokat, der 
einen verlorenen Prozeß raſch abzubrechen ſuche. 


Die „Tägl. Rundſch.“ ſchreibt: „Nimmt man die Braunſteinſchen 
Redensarten auseinander, ſo ſieht man plötzlich einen Rattenkönig von uns 
ſauberen Abſichten. Er möchte uns womöglich wieder auf Zugeſtändniſſe 
feſtlegen, die er ſelbſt verworfen hat, möchte freie Hand gegen die Ukraine, 
möchte Kräfte frei bekommen für die innere Politik des bolſchewikiſchen 
Terrors, möchte uns im Baltikum auf den status quo feſtlegen, den er 
ſich ſonſt zu behaupten nicht imſtande ſieht, und möchte die Grenzſperre für 
die Einführung ſeiner Revolution nach Deutschland mit dem Kriegszuſtand 
zugleich aufgehoben ſehen.“ 

Die „Dtſch. Tagesztg.“ zieht aus dieſer Wendung der Dinge den 
Schluß, daß die Stellung der Trozki Leninſchen Regierung ſchwach ſei; 
jedenfalls habe Trozki ſein Telegramm, er werde keinen Sonderfrieden 
schließen, wahr gemacht. Seine Verſchleppungstaktik Tolle ſanktioniert 
werden. Für die deutſche Regierung gelte es, das beſte daraus zu machen. 

Die „Kreuz⸗Ztg.“ jagt: „Wir können die reservatio mentalis, mit der 
Trozki Breſt⸗Litowſk verlaſſen hat, ruhig ertragen, weil wir die Macht in 
Händen haben und demgemäß in der Lage ſind, unbekümmert um etwaige 
theoretiſche Einwendungen und Rechtsverwahrungen die Verhältniſſe der 
Randvölker nunmehr unſeren Bedürfniſſen und ihren Wünſchen entſprechend 
zu regeln. Die Herſtellung geordneter diplomatiſcher, rechtlicher und wirt⸗ 
schaftlicher Beziehungen zu Nordrußland aber iſt fur uns nicht von ſo 
großer Bedeutung, nachdem ſie durch den Friedensſchluß mit der Ukraine 
dieſem gegenüber geſichert ſind.“ 

Die „Germania“ meint: „Der Kriegszuſtand bleibt fur uns rechtlich 
beſtehen; wir könnten aber allen Gefahren zielbewußt entgegenarbeiten, 
wenn wir das Programm des Reichskanzlers Grafen Hertling kraftvoll 
durchführen, und zwar ohne Verzug: freie Hand nach dem Weiten, Aner 
kennung des Selbſtbeſtimmungsrechts für die öſtlichen Randvölker! Den 
Weg, den wir den Ruſſen gegenüber in Kurland, Litauen und Polen zu 
gehen uns bereit erklärt haben, müſſen wir nun ohne die Ruſſen entſchloſſen 
antreten, wir müſſen möglichſt ſchnell die Selbſtbeſtimmung dieſer Völker 
verwirklichen, den Ausbau ihrer ſtaatlichen Selbſtändigkeit, die Schaffung 
ihrer Selbſtoerwaltung, ihrer Organe durchführen, kurz alles erfüllen, was 
wir zugeſagt hatten Die Politik der Unterdrückung darf nicht zu Wort 
kommen. Sie würde den kleinen Völkern nicht die Freiheit bringen, die 
wir verſprochen haben und auf die ſie hoffen. Nun gilt es zu zeigen, daß 
0 ug 1 eine falſche Politik verdirbt, was das Schwert Großes ge⸗ 

affen hat!“ 

Die „Nordd. Allg. Ztg.“ meint, Trozki habe der Welt ein neues Rätſel 
aufgegeben, und fährt fort: „Was Trozki jetzt — vielleicht unter dem Ein⸗ 
druck des Friedensſchluſſes mit der Ukraine, vielleicht aber auch aus ganz 
beſonderen Gründen — Neues bringt, iſt Verzicht auf einen formulierten 
Frieden, dafür aber die tatſächliche Beendigung des Kriegszuſtandes. Das 


iſt etwas ſo abſolut Neues, ſo wenig mit den bisherigen Methoden der 
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Kriegsbeendigung in Einklang zu bringen, daß ſorgfältigſte Prüfung der 
Lage oberſte Pflicht iſt. Rußland und die Mittelmächte ſollen alſo Feinde 
bleiben, es ſoll zwiſchen ihnen nicht vereinbart werden, daß ſie fortan in 
Frieden und Freundſchaft miteinander leben ſollen, aber der Kriegszuſtand 
ſoll für beendet erklärt werden. Man ſpürt, daß da ein Widerſpruch be⸗ 
ſteht. Die Frage hat viele Seiten, und jede einzelne will betrachtet ſein. 
Welche Konſequenzen aus der jetzigen Lage zu ziehen ſind, muß daher voll⸗ 
ſtändig vorbehalten ſein.“ 


Die „Köln. Ztg,“ jagt: „Wie der vertragloſe Friede, in dem wir jetzt 
mit dem bolſchewikiſchen Rußland leben, ſich weiter entwickeln wird, bleibt 
abzuwarten. Herr Trozki hat für die Ausgeſtaltung der Beziehungen auf 
den Weg unmittelbarer Verhandlungen von Regierung zu Regierung ver⸗ 
wieſen. Man darf erwarten, daß unſre Unterhändler, die bisher die unter 
ſo neuartigen Umſtänden verlaufenen Friedensverhandlungen zu den er⸗ 
reichbaren Zielen geführt haben, auch bei der Regelung der weiteren 
Beziehungen zu Leuten, die ſich weigern, mit uns in Frieden und 
Freundſchafl zu leben, die deutſchen Intereſſen aufs entſchiedenſte wahren 
werden, und daß ſie die offenkundige Abſicht des Herrn Trozki, uns als 
Austauſch gegen gute deutſche Ware, die zum Aufbau des zertretenen und 
zerrütteten Landes dienen foll, anarchiſtiſches Sprengpulver über die Grenze 
zu bringen, verhindern werden. In Breſt⸗Litowſk iſt in dieſen Tagen Welt- 
geſchichte großen Stils gemacht worden, und wir haben allen Anlaß, für 
die Art und für den Erfolg, mit denen die deutſchen Vertreter dabei mit⸗ 
gewirkt haben, dankbar zu ſein.“ 


In anderen Blättern wird angenommen, daß vorläufig alles beim 
alten bleibe, daß Deutſchland die okkupierten Gebiete im Oſten noch beſetzt 
halten und auf die Möglichkeit einer ſpäteren Regelung in einem Friedens⸗ 
vertrag mit einer anderen ruſſiſchen Regierung warten werde. Die „Voſſ. 
Ztg.“ betont dabei, daß es darauf ankomme, bei der zukünftigen Geſtaltung 
der öſtlichen Grenze Deutſchlands die Möglichkeit eines dauernden Bünd⸗ 
niſſes mit dem ſpäteren Rußland zu laſſen. 


Der „Vorwärts“ ſtellt feſt, daß die ruſſiſche Erklärung nur einen 
weiteren Abſchnitt in der Entwicklung bedeute, die mit dem Waffenſtillſtand 
begonnen habe und mit dem Friedensvertrag enden müſſe. Der „Vorwärts“ 
hegt aber Bedenken gegen das Verlangen eines Teils der Preſſe, durch 
ortſetzung des militäriſchen Druckes die Bereitſchaft der Regierung Ruß⸗ 
lands zur Unterzeichnung des Friedens vertrages zu erzwingen. „Ob dieſes 
Verfahren“, jo ſchreibt der „Vorwärts“, „durchgeführt wird, hängt — To 
nehmen wir wenigſtens an — von der verantwortlichen Stelle ab, die mit 
ſich über die Ausſichten eines deutſchen Verhaltens zu Rate gehen muß. 
Wie würde es auf das deutſche Volk wirken, wenn die Regierung im Gegen⸗ 
ſatz zu Trozki den Kriegszuſtand für noch nicht beendet erklären würde? 
Wie auf Deutſchlands Verbündete? Und läßt ſich wohl erwarten, daß 
Deutſchland bei Fortſetzung des Kriegszuſtandes alsbald eine dem Friedens⸗ 
ſchluß geneigtere ruſſiſche Regierung finden würde? Wie die deutſche Sozial⸗ 
demokratie über dieſe Frage denkt, iſt bekannt. Sie will die Beſeitigun 
jedes unklaren Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und Rußland, und ſie will 
darum nicht nur die Beendigung des Kriegszuſtandes, ſondern den wirk⸗ 
lichen Frieden. Dieſen will ſie aber auf ſolcher Grundlage, daß ſeine An⸗ 
erkennung durch das ruſſiſche Volk zu erwarten iſt. Er ſoll ein Band ſein, 
das die Völker miteinander verbindet, und nicht ein Joch, das wieder ab⸗ 
geſchüttelt wird, wenn die Machtverhältniſſe es geſtatten.“ 
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„Peſter Lloyd“ ſchreibt: „Zu der Erklärung des Herrn Trozki in Breſt⸗ 
Litowſk it keine Gegenerklärung unſerer Delegationen gemeldet. Das kann 
nur bedeuten, daß wir uns gegenüber Rußland auch durch die Erklärung 
der ruſſiſchen Delegation nicht gebunden erachten. Wir müſſen uns fragen, 
welchen Grund die Petersburger Regierung haben kann, zwiſchen der Be⸗ 
endigung des Kriegszuſtandes und dem regelrechten Frieden eine Lucke ein⸗ 
treten zu laſſen. Die Antwort auf dieſe Frage führt auf die Möglichkeit 
bin, ob die marimaliſtiſche Regierung, die den Frieden mit der Ukraine nicht 
verhindern konnte, aber ihren Verſuch, ihn zu verhindern, deutlich genug 


verraten hat, ſich vielleicht mit der Abſicht trägt, ihn wenigſtens nachträglich 
an ſeiner Auswirkung zu verhindern. Wir müſſen freie Hand behalten 
gegenüber etwaigen Verſuchen, die Beziehungen zwiſchen uns und dem 
ukrainiſchen Nachbar durch Gewalt oder im Kriege zu ſtören.“ 

„Magyar Hirlap“ bringt über den Frieden einen Artitel aus der 
Feder des Grafen Julius Andraſſy, der ſagt: „Es iſt von beſonderem Werte, 
daß der ruſſiſche Friede nicht mit Beziehungen auf die Balkanſtaaten ver⸗ 
knüpft iſt; denn dies bedeutet die endgültige Liquidation der zariſtiſchen 
Politik und den Verzicht auf den Anſpruch, daß die Politik der Balkan⸗ 
ſtaaten von Petersburg aus dirigiert werde. Das einzige, was unſere Freude 
trübt, iſt der Umſtand, daß man bei allen Tatſachen, die Rußland betreffen, 
ein großes Fragezeichen machen muß.“ 

Die rufiil che bolſchewiſtiſche Preſſe äußert ſich zu dem Ergebniſſe 
der Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk in zuftimmender Weiſe, doch klingt 
dieſe Zuſtimmung etwas gedämpft. Das Gorki⸗Organ „Nowaja Shin“ 
findet den Ausgang der Verhandlungen unbefriedigend, da Deutſchland zum 
weiteren Vordringen in Rußland ſtark genug ſei und die ukrainiſche Frage 
militäriſch wie wirtſchaftlich eine ſehr gefährliche Wendung genommen habe. 

Das Kadettenblatt „Wjek“ erklärt, die vorliegende Situation zwiſchen 
Rußland und dem Vierbund ſei wegen der inneren Gefahr und der wirt⸗ 
ſchaftlichen Miſere Rußlands unmöglich. 

Von der franzöſiſchen Zenſur wird die Depeſche über die Friedens⸗ 
verhandlungen Trozkis erſt nach 24⸗ſtündiger Verheimlichung freigegeben. 
Die Aufnahme in der Preſſe iſt geteilt zwiſchen zorniger Kritik der voll⸗ 
ſtändigen Kapitulation der maximaliſtiſchen Regierung und der Befriedigung 
darüber, daß Trozki durch den Abbruch der Verhandlungen die annexioniſtiſche 
Politik ſeiner Gegner aller Welt klargemacht habe; Lob und Tadel kommen 
daher in gleicher Weile zum Ausdruck. 

ich 3 ſchreibt: „Die Maximaliſten haben ihr Todesurteil unter⸗ 
zeichnet.“ 

Die „Liberte“ ſagt: „Wo früher das mächtige moskowitiſche Reich 
ſtand, ſchreibt die bolſchewikiſche Anarchie jetzt die Grabſchrift: „Hier ruht —“. 
Gleichzeitig ſagt das Vlatt an anderer Stelle, der deutſche Friede ſei derart, 
daß ihn ſelbſt die Bolſchewiken ablehnten. 

„Matin“ bemerkt in einer verſöhnlichen Anerkennung der maxima. 
liſtiſchen Politik: „Trozki weigerte die Unterzeichnung dieſes Vertrags, der 
ihn mit den annexioniſtiſchen Zielen Deutſchlands ſolidariſch gemacht hätte. 
Frankreich muß feſtſtellen, daß die Maximaliſten trotz ihrer Ausſchreitungen 
ein Gegengewicht gegen den Militarismus der Hohenzollern darſtellen.“ 

In vielen Blättern wird darauf hingewieſen, daß die Mittelmächte 
in jedem Falle in Rußland einem derartigen Chaos gegenüͤberſtunden, daß 
es für ſie außerordentlich ſchwer ſein werde, ihren diplomatiſchen Erfolg 
militäriſch oder wirtſchaftlich irgendwie raſch auszunutzen. Der „Temps“ 
ſagt zuſammenfaſſend, die Erklärung Trozkis wie der Friedensſchluß mit 
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der Ukraine ändere an der allgemeinen Lage nicht viel. Deutſchland konne 
auf die Wiederaufnahme der wirtſchaftlichen Beziehungen keine allzu großen 
Hoffnungen gründen. Die ruſſiſche Regierung ſei ganz und gar unfähig, 
den Handelsverkehr zu organiſieren. 


In der engliſchen Preſſe iſt im allgemeinen das Beſtreben zu be⸗ 
obachten, die Wirkungen dieſer Ereigniſſe nach Möglichkeit durch die 
Kommentare abzuſchwächen. Beſonders die konſervative Preſſe baut darauf, 
daß die Regierung der Ukraine nicht feſt ſtehe und jeden Augenblick einer 
anderen Regierung Platz machen könne, ferner ſpricht ſie von geringen 
Ausſichten Deutſchlands, Getreide oder andere Bedarfsartikel aus der 
Ukraine zu empfangen. Im allgemeinen klingt auch die Befürchtung durch, 
daß der Bolſchewismus Schule machen könne. Die „Times“ z. B. ſchreiben: 
„Wir können uns keine heilſamere Lehre denken für den Idealismus, der 
noch immer nach einem guten Frieden ſtrebt, als jenes Bild, das die Unter⸗ 
handlungen und Demütigungen der Bolſchewiki in Breſt⸗Litowſk bieten. 
Sie haben zwar keinen deutſchen Frieden unterzeichnet. Mit der charakte⸗ 
riſtiſchen Unehrlichkeit, die fie aufweiſen, zögern fie, ihre Übergabe bei dem 
richtigen Namen zu nennen. Sie haben aber den Zentralmächten alles 
gegeben, was die Zentralmächte nötig haben.“ 


In ähnlicher abfälliger Weiſe ſprechen ſich „Daily Mail“ und „Daily 
Miror“ gegen die Bolſchewikt aus. Es wird in den Betrachtungen jedoch 
zugegeben, daß den bolſchewiſtiſchen Unterhändler nach dem Friedensſchluß 
mit der Ukraine andere Möglichkeiten nicht mehr offen ſtanden. So äußert 
ſich „Daily Telegraph“: „Deutſchland hat, nachdem es mit der neuen Re⸗ 
publik, der Getreidekammer und dem reichſten Gebiete des europäiſchen 
Rußland, zu einem Übereinkommen gelangte, vermutlich eine durchaus un⸗ 
verſöhnliche Haltung gegenüber Trozki angenommen, der ſich ſeinerzeit 
verpflichtet hatte, den Friedenszuſtand wieder herzustellen, aber keine anti⸗ 
demokratiſchen Bedingungen anzunehmen. Er hat die Komödie von Breſt⸗ 
Litowſk mit einem charakteriſtiſchen Streich beendet. Wenn die Angelegenheit 
ſo bleibt, ſo iſt Deutſchlands Stellung eigenartig. Es iſt im ungeſtörten 
Beſitz aller beſetzten Gegenden Rußlands, aber ſeine Lage gründet ſich nicht 
auf irgend welches internationale Abkommen. Rußland wird keine Kon⸗ 
zeſſionen machen, wird keine Verpflichtungen übernehmen, es wird weder 
wirtſchaftliche noch andere Abkommen treffen.“ 


„Daily Expreß“ ſchreibt, ſolange in ganz Rußland die Unordnung 
weiter dauere, hahe man nicht zu fürchten, daß bedeutende Vorräte nach 
Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn gehen würden. Wenn die Unterhand⸗ 
lungen in Breſt⸗Litowſt wirklich Früchte tragen ſollten, dann ſtehe Deutſch⸗ 
land vor der Aufgabe, in dieſem Gebiet, das ſich nun in eine Anarchie 
verwandelt habe, Ordnung zu ſchaffen und eine beſtändige Regierung 
einzuſetzen. 

„Globe“ und „Pall Mall Gazette“ ſuchen den Wert des Friedens⸗ 
ſchluſſes dadurch en daß ſie behaupten, der Weizen in der Ukraine 
ſei durch die Bolſchewiki vernichtet worden und werde den Feind doch nicht 
erreichen können. 


Alle türkiſchen Zeitungen begrüßen den Friedensſchluß mit der 
Ukraine mit Genugtuung und heben die wirtſchaftliche Bedeutung des Ver⸗ 
trags bervor. „Tanin“ ſagt: „Wir haben gegenwärtig keine Eile, mit 
Nordrußland Frieden zu ſchließen. Sobald dieſes einſehen wird, daß es 
ſich beeilen muß, werden wir uns mit ihm auf der Grundlage verſtändigen, 
die unſeren Jutereſſen zu entſprechen ſcheint.“ 
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5 „Vakit“ ſchreibt: „Die Ukraine iſt uns kein Fremder. Im 17. Jahr⸗ 
hundert ſchlugen ſich die Türken mehrere Jahre für die Verteidigung der 
Ukraine gegen Ruſſen und Polen“ 


Am ſelben Tage erwidert Kaiſer Wilhelm bei einer Huldigung, 
die ihm aus Anlaß des Friedensſchluſſes mit der Ukraine die Hom⸗ 
burger darbringen, auf eine Anſprache des Bürgermeiſters mit folgen⸗ 
den Worten: 


„Meine lieben Homburger! Ich danke Euch von ganzem Herzen für 
die ſchlichte Feier und die warmen Worte, die Euer Stadtoberhaupt ſoeben 
zu mir geſprochen hat Es ſind ſchwere Zeiten über uns hingegangen. 
Ein jeder hat ſeine Laſt zu tragen gehabt, Sorgen und Trauer, Kummer 
und Trübſal, nicht zum mindeſten der, der jetzt vor Euch ſteht. In ihm 
vereinigen ſich Sorge und Schmerz um das ganze Volk und ſein Leid. 
In dieſem ſelben Hofe habe ich damals im Jahre 1870/71 als kleiner 
Junge die Homburger ſtehen ſehen, unter Führung vom alten Jacobi, als 
ſie nach großen Siegesnachrichten meiner ſeligen Frau Mutter ihre Huldigung 
darbrachten. Ein Bild, das ſich mir ewig in die Seele eingeprägt hat! 
Ich habe damals nicht geahnt, daß es mir beſtimmt ſein ſollte, zur Er⸗ 
haltung deſſen, was damals mein Großvater und mein ſeliger Vater er⸗ 
worben und errungen haben, kämpfen zu muſſen. 

Es hat unſer Herrgott entſchieden mit unſerm deutſchen Volke noch 
etwas vor; deswegen hat er es in die Schule genommen; und ein jeder 
ernſthaft und klar Denkende unter Euch wird mir zugeben, daß es not⸗ 
wendig war. Wir gingen oft falſche Wege. Der Herr hat uns durch dieſe 
harte Schule darauf hingewieſen, wo wir hin ſollen. Zu gleicher Zeit iſt 
die Welt aber nicht auf dem richtigen Wege geweſen, und wer die Geſchichte 
verfolgt hat, kann beobachten, wie es unſer Herrgott mit einem Volke nach 
dem andern verſucht hat, die Welt auf den richtigen Weg zu bringen. Den 
Völkern iſt es nicht gelungen. Das Römiſche Reich iſt verſunken, das 
Fränkiſche zerfallen und das alte Deutſche Reich auch. Nun hat er uns 
Aufgaben geſtellt. Wir Deutſchen, die wir noch Ideale haben, ſollen für 
die Herbeiführung beſſerer Zeiten wirken; wir ſollen kämpfen für Recht, 
Treue und Sittlichkeit. 

Unſer Herrgott will den Frieden haben, aber einen ſolchen, in dem 
die Welt ſich anſtrengt, das Rechte und das Gute zu tun. Wir ſollen der 
Welt den Frieden bringen, wir werden es tun auf jede Art. Geſtern iſt's 
im gütlichen gelungen. Der Feind, der, von unſern Heeren geſchlagen, 
einſieht, daß es nichts mehr nützt, zu fechten, und der uns die Hand 
entgegenhält, der erhält auch unſere Hand. Wir ſchlagen ein. 
Aber der, welcher den Frieden nicht annehmen will, ſondern im Gegenteil, 
ſeines eignen und unſers Volkes Blut vergießend, den Frieden nicht 
haben will, der muß dazu gezwungen werden. Das iſt jetzt 
unſere Aufgabe, dafür muſſen jetzt alle wirken, Männer und Frauen. Mit 
den Nachbarvölkern wollen wir in Freundſchaft leben, aber vorher muß 
der Sieg der deutſchen Waffen anerkannt werden, Unſere Truppen 
werden ihn weiter unter unſerm großen Hindenburg erfechten. Dann wird 
der Friede kommen. Ein Friede, wie er notwendig iſt für eine ſtarke Zukunft 
des Deutſchen Reiches, und der den Gang der Weltgeſchichte beeinfluſſen wird. 

Dazu müſſen uns die gewaltigen Mächte des Himmels beiſtehen, 
dazu muß ein jeder von Euch, vom Schulkinde bis zum Greiſe hinauf, 
immer nur dem einen Gedanken leben: Sieg und ein deutſcher Friede. 
Das deutſche Vaterland ſoll leben! Hurra!“ 
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11. Februar. Die Unterhändler der einzelnen Mächte verlaſſen 
Breſt⸗Litowfk. 

Am ſelben Tage richtet Kaiſer Wilhelm an den Reichskanzler 
Grafen Dr. v. Hertling folgendes Telegramm: 


„Die Meldung von dem Abſchluß des Friedens mit der Ukraine habe 
ich mit dem Gefühl tiefſter Dankbarkeit gegen Gott empfangen, der in 
dieſen ſchweren Zeiten feine ſchützende Hand in ſichtbarer Weiſe über Deutſch⸗ 
land gehalten hat. Ich beglückwünſche Euere Exzellenz von Herzen zu dem 
bedeutungsvollen Erfolge Ihrer Politik und hoffe, daß der eben gezeichnete 
Vertrag die Grundlage erſprießlicher Beziehungen zwiſchen den Verbündeten 
und dem neuen Reiche wird. 

Nach Jahren härteſter Kämpfe mit einer Welt von Feinden iſt der 
uns umklammernde Ring dank der Siege unſeres unvergleichlichen Heeres 
geſprengt und das Wort vom Frieden Wirklichkeit geworden. Zum erſtenmal 
erſcheint das Ende des gigantiſchen Ringens in greifbarere Nähe gerückt. 
Das deutſche Volk aber wird, des bin ich gewiß, freudigen Geiſtes und 
mit jener unwiderſtehlichen Kraft, die ihm ſein gutes Gewiſſen, die Ge⸗ 
ſchloſſenheit im Innern und der Glaube an ſeine Zukunft verleihen, zu⸗ 
ſammen mit ſeinen treuen Verbündeten auch die weiteren Aufgaben erfüllen, 
die ihm dieſer Krieg noch ſtellen mag. Gez. Wilhelm, 1. R.“ 


Ju einer langen Kundgebung an das ruſſiſche Volk gibt Trozki 
die Beendigung des Kriegszuſtandes mit den Zentralmächten bekannt. 
Wie die „Nouvelle Correſpondence“ behauptet, heißt es in der Kund⸗ 
gebung u. a.: 


„ Genoſſen! Die Friedensverhandlungen ſind zu Ende. Deutſchland und 
Oſterreich wollen über die Gebiete und ihre Bevölkerung, die ſie ſich mit 
Waffengewalt angeeignet haben, herrſchen. Die ruſſiſche Volksautorität der 
Arbeiter und Bauern kann ihre Zuſtimmung hierzu nicht geben. Einen 
ſolchen Frieden könnten wir nicht Unterzeichnen. Wir wollen aber und wir 
konnen auch nicht einen Krieg fortſetzen, der durch eine Vereinigung von 
Machthabern und Kapitaliſten heraufbeſchworen wurde. Mögen die deutſchen 
und öſterreichiſchen Soldaten wiſſen, unter weſſen Führung fie ſlehen, und 
wozu man ſie in den Krieg treibt. Mögen ſie auch wiſſen, daß wir uns 
weigern, gegen ſie zu kämpfen. Aus dieſen Gründen erklärt heute die ruſſiſche 
Abordnung in vollem Bewußtſein ihrer Verantwoltlichkeit gegenüber dem 
ruſſiſchen Volk und den unterdrückten Nationen: im Namen der Regierung 
der Sowjets, der Volkskommiſſare und der ruſſiſchen Republik bringen wir 
den Regierungen und den mit uns in Krieg ſtehenden Völkern, ebenſo wie 
den neutralen Ländern zur Kenntnis, daß wir uns weigern, ein Annexions⸗ 
abkommen zu unterzeichnen, und daß Rußland ſeinerſeits den Kriegszuſtano 
mit Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, der Türkei und Bulgarien ſür beendet 
erklärt. Gleichzeitig erhalten die ruſſiſchen Truppen den Befehl, auf allen 
Fronten vollſtändig zu demobiliſieren.“ 


Ebenfalls am 11. Februar läßt der ruſſiſche Oberkommandierende 
der Weite und Südweſtfront Mjasnikomw durch Funlſpruch folgende 
Befehle ergehen: 

„1. Die Demobiliſierung der Armee wird ſchnell vor ſich gehen, 


wobei volle Ruhe und Ordnung bewahrt werden muß. Der heutige Zuſtand 
unſerer Eiſenbahnen erfordert, daß wir ſparſam mit ihnen umgehen. 2. Zur 
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Durchführung der Demobiliſation find bei den Truppenteilen beſondere Organe 
mit den Komitees und Raten an der Spitze zu bilden. Die Heranziehung 
bezahlter Arbeitskräfte iſt in weiteſtgehendem Maße erforderlich, worauf ich 
ſchon in meinem 5 Befehl hingewieſen habe. 3. Parallel mit der De⸗ 
mobiliſierung muß die rganiſierung der Roten Armee gehen. Mehr Agitation, 
mehr praktiſches Handeln in dieſer Richtung! 4. Die Komitees, die Räte 
und die Verwaltungsorgane der Truppenteile müſſen bis zur letzten Minute 
auf ihrem Poſten bleiben. Kameraden, die Erfüllung dieſer Bedingungen 
wird uns ermöglichen, die Folgen des Krieges endgültig zu liquidieren und 
zu einer geſunden Form des Schutzes von Volk, Land und Revolution gegen 
ihre Feinde überzugehen.“ 

Ein bezeichnendes Licht auf den ruſſiſchen Frieden werfen die 
beiden folgenden Funkſprüche: der ruſſiſche Oberkommandierende 
Krylenko, der alſo anders lautenden Meldungen entgegen nicht gefangen 
genommen worden iſt, richtet an Alle folgenden Funkſpruch: 


„Friede, Friede, Friede! Der Krieg iſt beendet. Die verfluchte Menſchen⸗ 
ſchlächterei hat ein Ende gefunden. Die Demobilifterung wird noch beſonders 
bekanntgegeben. Ich bitte die Kameraden, ihren Abtransport ruhig abzu⸗ 
warten und das allgemeine Eigentum auch weiterhin gut zu verwahren. 
Die Friedensfeier darf durch nichts getrübt werden.“ 

Drei Stunden ſpäter folgt dieſem Funkſpruch ein zweiter, der wie 
folgt lautet: 

„Achtung, Achtung, Achtun 1 Die Verbreitung des Funkſpruchs von 
Krylenko über den Frieden iſt ſofort einzuſtellen.“ 

Unterzeichnet iſt dieſer Funkſpruch vom Mitglied des oberſten 
Kollegiums Flurenko. 

12. Februar. Von London aus wird halbamtlich mitgeteilt, daß 
die engliſche Regierung ſich nicht für gebunden hält, den zwiſchen 
Oſterreich⸗Ungarn, Deutſchland und den anderen Unterzeichnern mit der 
Ukraine geſchloſſenen Frieden anzuerkennen. 


Am feiben Tage erläßt Kaiſer Karl folgendes Manifeſt: 


„An meine Völker! Dank Gottes gnädigem Beiſtande haben wir mit 
der Ukraine Friede geſchloſſen. Unſere ſiegreichen Waffen und unſere mit 
unverdroſſener Ausdauer verfolgte aufrichtige Friedenspolitik haben die erſte 
Frucht des um unſere Erhaltung geführten Verteidigungskampfes gezeigt. 
Im Vereine mit meinen ſchwer geprüften Völkern vertraue ich darauf, daß 
nach dem erſten für uns ſo erfreulichen Friedensſchluſſe bald der allgemeine 
Friede der leidenden Menſchheit gegönnt ſein werde. Unter dem Eindrucke 
dieſes Friedens mit der Ukraine wendet ſich unſer Blick voll Sympathie 
jenem ſtrebſamen jungen Volke zu, in deſſen Herzen zuerſt unter unſeren 
Gegnern das Gefühl der Nachſtenliebe wirkſam wurde und welches nach in 
zahlreichen Schlachten bewieſener Tapferkeit auch dazu genügende Entſchloſſen⸗ 
heit beſaß, um feiner beſſeren Überzeuaung vor aller Welt durch die Tat 
Ausdruck zu verleihen. So ſchied es denn als erſtes aus dem Lager unſerer 
Feinde aus. Um im Intereſſe der möglichſt raſchen Erreichung des nun⸗ 
mehr gemeinſamen großen Zieles ſeine Beſtrebungen mit unſerer Kraft zu 
vereinen, habe ich mich ſchon vom erſten Augenblick an, als ich den Thron 
meiner erlauchten Vorfahren beſtieg, eins gefühlt mit meinen Völkern in dem 
felſenfeſten Entſchluß, den uns aufgedrängten Kampf bis zur Erreichung 
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eines ehrenhaften Friedens auszufechten. So fühle ich mich um ſo mehr 
eins mit ihnen in dieſer Stunde, in welcher nunmehr der erſte Schritt zur 
Verwirklichung dieſes Zieles erfolgt iſt. Mit Bewunderung und liebevoller 
Anerkennung für die faſt übermenſchliche Ausdauer und unvergleichliche 
Opferfreudigkeit meiner heldenhaften Truppen, ſowie jener, die täglich daheim 
nicht mindere Aufopferung bekunden, blicke ich voll Zuverſicht in eine nahe 
glücklichere Zukunft. Der Allmächtige ſegne uns weiter mit Kraft und Aus⸗ 
dauer, auf daß wir nicht nur für uns und unſere treuen Verbündeten, 
ſondern auch für die ganze Menſchheit den endgültigen Frieden erreichen. 
Am 12. Februar 1918. Karl m. p. 
Seidler m. p.“ 


13. Februar. Staatsſekretär v. Kühlmann begibt ſich mit dem 
Reichskanzler Dr. Grafen v. Hertling zum Kaiſer ins Große Haupt⸗ 
quartier. 

Wie man deutſcherſeits die neue Lage auffaßt, ergibt ſich 
daraus, daß der deutſche Heeresbericht vom 12. Februar ſagt: „Die 
militäriſche Lage iſt an der Front gegenüber den Groß— 
ruſſen und Rumänen un verändert.“ 

14. Februar. Kaiſer Karl erläßt anläßlich der ruſſiſchen Er⸗ 
klärung über die Beendigung des Kriegszuſtandes folgenden Armee⸗ 
befehl: 

„Das ruſſiſche Millionenheer geht daran, die gegen die Monarchie er⸗ 
hobenen Waffen niederzulegen. Ich will dieſe Stunde nicht ohne ein Gedenk⸗ 
wort an meine Wehrmacht vorüberziehen laſſen. Ich blicke vor allem rück⸗ 
ſchauend auf die ſchweren Wochen, in denen Oſterreich⸗Ungarns Streitkräfte, 
geleitet von den Segenswünſchen meines unvergeßlichen Großoheims, faſt 
der ganzen Wucht des erſten Ruſſenſturmes zu widerſtehen hatten. Alles, 
was ſich in treuem Zuſammenwirken mit unſern tapfeın Verbündeten ſpäter 
erfüllt hat, es hat ſeine Urkraft aus jener Feuerprobe geſogen. Zum Frühling 
von Gorlice und Tarnow bedurfte es einer ſchmerzlichen Blutſaat, die die 
erſten polniſchen und galiziſchen Schlachten und der erſte Karpathenwinter 
in die Erde geſenkt hatten. Die Wiedereinnahme Lembergs, die Eroberung 
von Iwangorod und Breit und die Abwehr von 1916, deren ſiegreichen 
Ausklang ich als Heerführer inmitten meiner Getreuen verbringen konnte, 
alle dieſe Erfolge wären ohne den Schwung und Opfermut jener Anfangs⸗ 
periode kaum zu denken. Der große ruſſiſche Zuſammenbruch erhielt ſeinen 
erſten Anſtoß am San und am Dunajetz, dieſe Erkenntnis wird für alle 
Zeiten zu den glänzendſten Überlieferungen der vaterländiſchen Geſchichte 
gehören. Noch iſt die Stunde nicht da, in der ich meine Kriegsleute an den 
häuslichen Herd zurückrufen kann. Aber ihre Heimkehr wird kommen, und 
dann mögen meine Völker aus den erhebenden Erinnerungen an die Ruhmes⸗ 
taten ihrer Söhne die Kraft zum Wiederaufbau und zu neuem Gedeihen 
ſchöpfen. Gott ſei mit uns! Karl m. p.“ 


Die Tätigkeit der nach Petersburg geſandten deutſchen Kommiſſion 
ſtößt auf immer größere Schwierigkeiten. Unterredungen mit den maß⸗ 
gebenden Perſöulichkeiten, ohne die nach Lage der derzeitigen Ver⸗ 
hältniſſe in Petersburg ein Fortgang der Verhandlungen nicht zu 
erzielen iſt, werden den Mitgliedern der deutſchen Kommiſſion unmöglich 
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gemacht, da die ruſſiſchen Volkskommiſſare, insbeſondere Lenin und Trozki, 
andere dringende Geſchäfte vorſchützen. Bald ergeben ſich dieſe, bald 
andere Gründe für die Verzögerung der Verhandlungen. Nachdem ſich 
auch noch der ſchwerwiegende Fall ereignet hat, daß in einer die deutſchen 
Kriegs⸗ und Zivilgefangenen betreffenden Angelegenheit die ruſſiſche Re⸗ 
gierung eine von ihr gegebene Zuſage am nächſten Tage wieder zurück⸗ 
genommen hat, ſo verlaſſen am 

15. Februar die deutſche Kommiſſion ſowie die Kommiſſionen 
der verbündeten Staaten Petersburg und paſſieren am nächſten Morgen 
auf dem Rückwege die deutſche Linie. 

16. Februar. Von deutſcher Seite wird halbamtlich folgendes 
bekanntgegeben: In ſeiner bekannten Erklärung vom 10. Februar 
bat Herr Trozki für Rußland die Beendigung des Kriegszuſtandes 
und die Demobilmachung verkündet, zugleich aber die Unterzeichnung 
eines Friedensvertrages abgelehnt. Er hat ſich geweigert, an einer 
ihm vorgeſchlagenen Vollſitzung, in der ihm die Entſchließungen des 
Vierbundes mitgeteilt werden ſollten, teilzunehmen, und hat die Ver⸗ 
handlungen abgebrochen. 

Durch die einſeitige ruſſiſche Erklärung iſt ſelbſtverſtändlich der 
Kriegszuſtand nicht beſeitigt und der Friedenszuſtand nicht an ſeine 
Stelle geſetzt worden. Vielmehr hat die Weigerung, einen Friedens⸗ 
vertrag zu unterzeichnen, die Herſtellung des Friedens unmöglich ge⸗ 
macht. Gerade zur Herbeiführung eines Friedens aber war der 
Waffenſtillſtandsvertrag vom 15. Dezember 1917, wie der Vertrag 
in ſeiner Einleitung ausdrücklich hervorhebt, abgeſchloſſen worden. 
Mit dem Verzicht auf den Frieden hat daher das bolſchewiſtiſche 
Rußland auch auf die Fortdauer des Waffenſtillſtandes ver⸗ 
zichtet. Dieſer Verzicht it der Kündigung gleichzuachten. Die kaiſer⸗ 
liche Regierung ſtellt hiernach feſt, daß die Petersburger Regierung 
durch ihr Verhalten den Waffenſtillſtand tatſächlich gekündigt 
hat. Dieſe Kündigung iſt als am 10. Februar erfolgt anzuſehen. 
Die deutſche Regierung muß ſich demgemäß nach Ablauf der ver⸗ 
traglich vorgeſehenen ſiebentägigen Kündigungsfriſt freie Hand nach 
jeder Richtung vorbehalten. 

Zur ſelben Zeit übermittelt die ukrainiſche Delegation in Breſt⸗ 
Litowſk der deutſchen Reichsregierung folgende Erklärung: 

„An das Deutſche Volk! Am 9. Februar dieſes Jahres haben wir 


in dem tiefen und heißen Wunſche, mit unſeren Nachbarvolkern in Frieden 
und Freundſchaft zu leben, einen Friedensvertrag mit den Staaten des 
Vierbundes unterſchrieben, um dem nutzloſen Bruderkriege ein Ende zu 
machen und alle unſere Kraft auf das eine Ziel zu vereinigen, uns die 
Form für ein eigenes, ſelbſtändigcs ſtaatliches Leben zu ſchaffen. £ 
Aber die freudige Nachricht vem 9. Februar, nach der ſich die arbeiten⸗ 
den Maſſen unſeres Volkes ſo ehr geſehnt hatten, hat uns keinen Frieden 
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in unſer Land gebracht. Der Feind unſerer Freiheit iſt in unſere Heimat 
eingebrochen, um noch einmal, wie ſchon vor 254 Jahren, mit Feuer und 
Schwert das ukrainiſche Volk zu unterjochen. 


Die ruſſiſchen Mazimaliſten, die vor einem Monat die faſt nur 
aus Sozialiſten beſtehende allruſſiſche verfaſſunggebende Verſammlung in 
Petrograd auseinandergejagt haben, haben jetzt, wie fie jagen, den heiligen 
Krieg gegen die Sozialiſten der Ukraine unternommen. 

Von Norden fallen die gedungenen Banden der Roten Gardiſten 
über unſer Land herein. Sie vereinigen ſich mit den von der Front ent⸗ 
laufenen ruſſiſchen Soldaten und mit befreiten Sträflingen. Unter dem 
erfahrenen Befehl geweſener Poliziſten und Gendarmen dringen ſie in unſere 
Städte ein, laſſen die Vertrauensleute und Führer der öffentlichen Meinung 
erſchießen und treiben von den Bewohnern Kontributionen ein. Aus der 
vernichteten und brennenden Stadt ziehen ſie weiter auf die Suche nach 
neuer Beute. 

Dieſe barbariſche Invaſion unſerer nördlichen Nachbarn hat ſich noch 
einmal zum Ziele geſetzt, wie ſchon früher in unſerer Geſchichte, unter 
ſcheinheiligen Vorwänden die Selbſtändigkeit unſeres Staates zu vernichten. 
Ihre wahren und letzten Gründe liegen in den unedlen Abſichten und 
Machenſchaften derer, die ein Intereſſe daran haben, die Anarchie in der 
Ükraine zu ſehen, wie ebenſo derer, die die Rückkehr der alten Gewalt⸗ 
herrſchaft erſtreben. 

Vor der ganzen Welt erklären wir, daß die Petersburger Kommiſſare 
lügen, wenn ſie von einem Aufſtand des Volkes in der Ukraine ſprechen, 
daß ſie lügen, wenn ſie die Zentralrada, das Parlament der ukrainiſchen 
Volksrepublik, das aus ukrainiſchen Sozialiſten beſteht und weitgehende 
ſoziale und demokratiſche Reformen ins Leben gerufen hat, eine Rada von 
Bourgeois nennen. 

Die Petersburger Kommiſſare, die mit ihren Worten nur hartnäckig 
das Wohl der Ukraine, Polens, Kurlands und anderer Völker verteidigt 
haben, haben in Breſt⸗Litowſk ſich der ſchönen Poſe bedient, die Reſte des 
ruſſiſchen Heeres von der Front zurückzurufen, um ſich heimlich gegen dio 
Ukraine zu werfen mit der Abſicht, uns zu berauben, die Getreidevorräte 
nach Norden zu ſchaffen und das Land zu unterjochen. 

Jetzt, wo nach vier Jahren die ſtarre Wand gefallen iſt, die uns 
von unſeren weſtlichen Nachbarn getrennt hat, erheben wir unſere Stimme, 
um das Unglück unſeres Volkes zu verkünden. 


Wir ſehen die Früchte unſerer jungen Revolution in Gefahr und 
müſſen für unſere kaum errungene Freiheit fürchten. Blutige Zuſammen⸗ 
ſtöße mit den ruſſiſchen Banden finden kläglich ftatt. In Wolhynien und 
an anderen Punkten ſammeln wir neue Kräfte, um uns den immer neu 
von Norden eindringenden Haufen entgegenzuſtellen. 


In dieſem harten Kampf um unſere Exiſtenz ſehen wir uns nach 
Beiſtand um. Wir find tief überzeugt davon, daß das fried⸗ und ordnungs⸗ 
liebende deutſche Volk nicht gleichgültig bleiben wird, wenn es von unſerer 
Not erfährt. Das deulſche Heer, das in der Flanke unſeres nördlichen 
Feindes ſteht, beſitzt die Macht, uns zu helfen und durch ſein Eingreifen 
te nördlichen Grenzen vor dem weiteren Eindringen des Feindes zu 
ſchlitzen. 

Dies iſt, was wir in ſchwerer Stunde zu ſagen hatten, und wir 
wiſſen, daß unſere Stimme gehört werden wird.“ 
1 
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18. Februar. An der großruſſiſchen Front beginnen um 12 Uhr 
mittags die Feindſeligkeiten wieder. Im Vormarſch auf Dünaburg 
wird von den Deutſchen die Düna kampflos erreicht. 

Von der Ukraine zu ihrem ſchweren Kampf gegen die Groß⸗ 
ruſſen zu Hilfe gerufen, treten die deutſchen Truppen den Vormarſch 
aus Richtung Kowel an. 


19. Februar. Der deutſche Bundesrat ſtimmt dem Friedens⸗ 
vertrag mit der Ukraine zu. 

Am ſelben Tage behandelt auch der Hauptausſchuß des deutſchen 
Reichstags den Vertrag. Staatsſekretär v. Kühlmann empfiehlt die 
Zuſtimmung zu dem Vertrag in folgenden Ausführungen: 


„Meine Herren, vor allem möchte ich vorausſchickend wenige Worte 
des Bedauerns darüber jagen, daß es noch nicht gelungen tft, heute ſchon 
die ſämtlichen Druckſachen und Unterlagen zu beſchaffen. Der Herr Vor⸗ 
ſitzende dieſes hohen Ausſchuſſes hat die Grunde dafür bereits angegeben. 
Die Ereigniſſe drängen ſich in der jetzigen Zeit ungewöhnlich ſchnell, und 
ſelbſt bei angeſpannteſter Arbeit aller beteiligten Organe iſt es manchmal 
nicht möglich, wie es unſer Wunſch wäre, in dieſer Beziehung auch alle 
Formalien rechtzeitig zu erfüllen. Der Friedensvertrag, der Ihnen morgen 
mit einer Begründung zugehen wird, iſt durch die Preſſe ſo ausfuhrlich 
veröffentlicht, daß ich bei der kurzen Beſprechung, die ich ihm vorauszu⸗ 
ſchicken gedenke, mich auf die Preſſeveröffentlichungen beziehen kann. 

Als ich das letzte Mal die Ehre hatte, im Ausſchuß dieſes hohen 
Hauſes den Herren die politiſche Lage zu ſchildern, wies ich darauf hin, 
daß die Verhandlungen mit den Bolſchewiki und dem Kommiſſar für aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten Herrn Trozki wenig verheißungsvoll gelaufen ſeien, 
während das Verhalten der ukrainiſchen Delegierten und die Unterhand⸗ 
lungen mit ihnen ſich in einem ausſichtsreichen Stadium befänden. Die 
ungünſtige Vorausſage über die Haltung und die Abſichten der Peters⸗ 
burger Delegation — ich ſage dies mit aufrichtigem Bedauern — iſt ein⸗ 
getroffen. Herr Trozki hat mit einer theatraliſchen Bewegung einen Zu⸗ 
ſtand geſchaffen, der in der Geſchichte ohne Beispiel iſt. Auch die ge⸗ 
naueſten Nachforſchungen haben einen Präzedenzfall nicht finden laſſen. 
Er hat einſeitig erklärt, er halte den Kriegszuſtand für beendet und wolle 
die Demobiliſation befehlen. Dieſe Erklärung war nur ein Mittel, um ſich 
aus einer für ihn unhaltbar gewordenen Situation zu befreien. Daß die 
Abſichten bei dieſer Erklärung keine ſolchen waren, auf denen die ver⸗ 
bündeten Mächte irgendwie ein erträgliches Verhältnis aufbauen konnten, 
ging für uns aus einer ganzen Reihe von Symptomen hervor. 

Im zweiten Teile der Beratungen ſeit dem Eintreffen des Volts⸗ 
kommiſſars Trozki.— ich habe in der vorigen Sitzung mir darauf hinzu⸗ 
weiſen erlaubt, wie ſchon in den Außerlichkeiten, die ſchließlich bei einer 
ſolchen Verhandlung eine weſentliche Rolle ſpielen, ſeit dem Eintreffen des 
Herrn Trozki erhebliche Veränderungen vorgegangen waren — hat ein 
mohl den meiſten hier vertretenen Parlamentariern genugend bekannter 
Mann namens Radek eine zweifellos ſehr bedeutende Rolle geſpielt und, 
wie ich vermute, die Entſchließungen der ruſſiſchen Delegation maßgebend 
mit beeinflußt, offenbar, weil er in der ruſſiſchen Delegation als ein ge⸗ 
nauer Kenner der volitiſchen Verhällniſſe in den Mittelreichen galt. Herr 
Radek hat vor Herrn Trozki die bekannte Erklärung in Breſt Litowſk ab⸗ 
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gegeben, die in der Iſtwieſtia⸗ erſchien. Ich habe, die Nummer ſelbſt 
nicht hier, ſondern die Wiedergabe aus Stockholm: 


»Die Friedenspolitik der ruſſiſchen Revolution muß auf die Herbei⸗ 
führung der europäiſchen Revolution gerichtet ſein. Jedenfalls muß man 
mit einem Stillſtand oder einem Abbruch der jetzigen Verhandlungen rechnen. 
Werden wir dann den Kampf aufnehmen? Die ſofortige Demobiliſierung 
it nötig. Man muß die alte Armee — ihre Auflöſung iſt zu groß, daß 
alle Verſuche, ſie in den Schützengräben zu halten oder zum Kampf zu 
zwingen, vergeblich wären — ſofort auflöſen, das Kriegsmaterial zurück⸗ 
führen und die lebensfähigen Teile des Heeres an rückwärtigen Puntten 
als Zentren für die neue ſozialiſtiſche Armee zurückbehalten. Dieſe iſt ſofort 
aus Arbeitsloſen, Flüchtlingen uſw zu bilden. Ein neuer deutſcher Feldzug 
in das Innere Rußlands iſt infolge der politiſchen Zweckloſigkeit und der 


Gefahren, die er für die Deutſchen bringt, nach unſerer feſten Überzeugung 
unmöglich. Der Freiſcharenkrieg revolutionärer Abteilungen würde den 
Einſatz ſo erheblicher deutſcher Kräfte erfordern, daß wir eine ſolche Abſicht 
politiſch für ſehr wenig wahrſcheinlich halten. Beſetzung einiger Punkte 
iſt natürlich möglich. Ein Kompromiß in der Friedensfrage wäre für die 
ruſſiſche Revolution das Gefährliche. Ihre Loſung muß ſein: wer wagt, 
gewinnt; jede Nachgiebigkeit ſchwächt die ruſſiſche Revolution.“ 

Dieſes alles miteinander zu den Erklärungen des Herrn Trozki ge⸗ 
nommen, wird Ihnen, meine Herren, ein ſehr klares Bild darüber geben, 
wie dieſe Erklärungen aufzunehmen ſind und was ihr eigentlicher Sinn war. 

Herr Trozki hat auch durch ſeine Verhandlungsmethode, welche niemals 
auf die eigentlichen Fragen eingegangen iſt und niemals unſere Forderungen 
in irgendeiner Weiſe durch ein Angebot oder eine Gegenoppoſition er⸗ 
widert bat, klar gezeigt, daß es ihm eben auf dieſen von Radek gepredigten 
und befürworteten Bruch in einer allerdings wenig offenſiwen Form an⸗ 
kam, nicht aber auf Abſchluß. Die Form dieſer Erklärung iſt gleichfalls 
durch amtliche Mitteilungen bereits bekannt geworden. 

Wie ich mir ſofort nach Entgegennahme der Trozliſchen Erklärung 
in Breſt⸗Litowſk auszuführen erlaubt habe, war der Waffenſtillſtandsvertrag 
ausdrücklich auf den Abſchluß eines Friedens abgeſtellt. In dem Moment, 
wo der Abſchluß des Friedens von der Gegenpartei formell abgelehnt war, 
entfiel mit der Grundlage, auf welcher der Waffenſtillſtandsvertrag ruhte, 
auch dieſer, und eine einſeitige Kündigung war nach der hier von den 
maßgebenden Stellen eingenommenen Anſicht nicht nötig. Wir haben die 
ruſſiſche Regierung von dieſer Auffaſſung verſtändigt, und die ſiebentägige 
Friſt wurde von dem Abend der Trozkiſchen Erklärung und unſerer Gegen⸗ 
erklärung an laufend gerechnet. 

Die Zuſtände im Innern Rußlands haben ſich ſeit meinen letzten 
Darlegungen im Ausſchuß dieſes hohen Hauſes ganz erheblich verſchlechtert. 
Mehr und mehr bat ſich gezeigt, daß das Wort vom ei = 
recht der Völker von den Bolſchewikt nicht ehrlich gemeint war. Es 
haben ſich im ruſſiſchen Reiche außer zahlreichen anderen Neubildungen, 
welche ſich andeutungsweiſe das letzte Mal erwähnen konnte, zwei ſtaat⸗ 
liche Gebilde kriſtalliſiert, welche alle Vorausſetzungen für ein gedeihliches 
ftaatliches Leben hatten, nämlich Finnland und die Ukraine. Finnland 
war mit Zustimmung der bolſchewiſtiſchen Regierung ſowohl von dieſer 
ſelbſt wie von einer Reihe europäiſcher Großmächte, darunter Deutſchland, 
als unabhängiges Staatsweſen mit allen Attributen eines ſolchen aner⸗ 
kannt, und auch bei der Ukraine lag ſolche Anerkennung lange vor der 
durch die Mittelmächte ausgeſprochenen z. B. von der franzöſiſchen Re⸗ 
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publik vor. Dieſe hat ſogar einen Herrn im Geſandtenrange als Vertreter 
nach Kiew entſandt. Leider hat ſich aber herausgeſtellt, daß die bolſche⸗ 
wiſtiſche Regierung durchaus zentraliſtiſchen und abſolutiſtiſchen Neigungen 
huldigte, daß ſie in einer ſchärferen und grauſameren Form, als dies früher 
das Zartum verſucht hatte, entſchloſſen war, ſelbſtändige freie Bildungen 
im Gebiete des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs nicht aufkommen zu laſſen. 
Ich weiß nicht, ob das Zuſammentreffen ein zufälliges iſt. Von dem 
Augenblicke an, wo es klar war, daß die Mittelmächte ſowohl mit Finn⸗ 
land als mit der ukrainiſchen Volksrepublik zu Friedensverhandlungen 
kommen würden, hat die Gewalttätigkeit, die Verwendung von Lruppen⸗ 
maſſen gegen Finnland und die Ukraine in erſchreckendem Maße überhand⸗ 
genommen. Auch die furchtbaren Bedrückungen, Plünderungen, Mord⸗ 
taten, unter denen Eſtland und Livland zu leiden hatten, haben im Laufe 
der letzten Wochen eine immer ſchwerere und immer gefährlichere Form au⸗ 
genommen. Aus dieſen verſchiedenen Gegenden ſind uns ſchon ſeit langer 
Zeit herzerſchütternde Hilferufe zugegangen, und in den ſetzten Tagen ſind 
aus den genannten Gebieten wahrheitsgemäße ernſte Schilderungen der 
een unerträglichen Zuſtände auch in die breitere Offentlichkeit ge⸗ 
drungen. 


Es wäre für uns eine verfehlte Politik geweſen, hätten wir auf Grund 
der einſeitigen und keineswegs bindenden Erllärung des Volkskommiſſars 
für auswärtige Angelegenheiten uns nunmehr in dem Wahne gewiegt, daß 
ohne weiteres Rußland unbedingt friedlich geſonnen ſei. Rußland hatte 
keine unſerer Bedingungen anerkannt, ſondern ſich in jeder Beziehung freie 
Hand vorbehalten, und für mich beſteht kein Zweifel darüber, daß die Ab⸗ 
ſicht auch dahin ging, ſämtliche Fragen offen zu laſſen, um dann bei dem 
noch immer erhofften großen Kongreß, auf welchem ſämtliche gegen uns 
verbündeten Mächte zulanınıentreten würden, mit den ehemaligen Bundes⸗ 
genoſſen zuſammen auf uns zu drücken und unſere Wünſche und Lebens⸗ 
notwendigkeiten aufs äußerſte zu beſchneiden. 

Die Erwägung, daß es unbedingt notwendig ſei, den Frieden mit 
der Ukraine auch nach ſeiner ökonomiſchen Seite hin auszuführen — ich 
werde auf die ökonomiſche Seite ſpäter noch ausführlicher zu ſprechen 
kommen —, die Erwägung, daß wir nicht dulden können, daß das junge 
Staatsweſen Finnland, an dem wir kulturell und auch in wirtſchaftlicher 
Beziehung ein außerordentlich großes Intereſſe haben, zerſtört und verge, 
waltigt wird, die Erwägung endlich, daß in den unmittelbar vor Unseren 
Grenzſicherungen liegenden Gebieten Eſtland und Liwland Zuſtände herr⸗ 
ſchen, deren Fortdauer länger mit anzuſehen unmöglich war, hat zu dem 
Entſchluß geführt, durch gewiſſe militäriſche Operationen, deren Einleitung 
bereits bekanntgegeben iſt, ſoweit es an uns liegt, für die Wiederherſtellung 
von Ruhe und Ordnung in dieſen Gebieten einzutreten. J 

Wenn ich gleich vorwegnehmen darf, wie die nächſte Zukunft in dieſer 
Beziehung, d. h. in Beziehung auf unſer Verhältnis zu der Petersburger 
Regierung, ſich entwickeln wird, ſo glaube ich, iſt es nicht übermäßig op⸗ 
timiſtiſch, zu erwarten, daß die Erkenntnis, Deutſchland ſei fähig und ge: 
willt, wenn es ſein muß, auch unter nochmaliger Gewaltanwendung eine 
Anerkennung ſeines gerechten und mäßigen Standpunktes in der Friedens⸗ 
frage zu erzwingen, in Petersburg außerordentlich ernüchternd wirken wird. 
Ich glaube, daß man dort in dieſer Beziehung noch bis zuletzt an Wahn⸗ 
vorſtellungen feſtgehalten hat, und ich glaube, daß, wenn die nuchterne 
Erkenntnis der Lage, wie ſie wirklich iſt, in Petersburg durchgedrungen ut, 
ann der Wille zu einem klaren und für uns annehmbaren und brauch- 
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baren Frieden ſich in allerkürzeſter Zeit entwickeln wird. Die Ereigniſſe 
pifegen in ſolchen Zeiten ſchnell zu ſchreiten, und ich hoffe deswegen, daß 
wir in allernächſter Zeit ſchon in dieſer Beziehung ausreichend klar ſehen, 
um neue Entſchlüſſe faſſen zu können. Das ſtehe ich nicht an heute ſchon 
zu Tagen: die kaiserliche Regierung hat ſeinerzeit durch den Mund des 
Herrn Reichskanzlers auf den erſten Funkſpruch der Ratsregierung in 
Petersburg hin ihre Bereitwilligkeit erklärt, mit der gegenwartigen de facto: 
Regierung in Rußland Frieden zu ſchließen. Wir haben dieſen Entſchluß 
der leitenden Reichsſtellen in wochenlangen außerordentlich mühſamen Ver⸗ 
handlungen durchzuführen verſucht, in denen von ſeiten der verbündeten 
Mächte an gutem Willen und Geduld alles geleiſtet worden iſt, was einem 
Menſchen überhaupt zugemutet werden kann. Wir ſind aber auch heute 
noch bereit, einen Frieden zu ſchließen, wie er unſeren Intereſſen und 
unſeren gerechten Anſprüchen entſpricht — heute und jederzeit. Aus dieſer 
unſerer Bereitſchaft, in eine ehrliche und aufrichtig gereichte Friedenshand 
einzuſchlagen, von wo immer uns dieſelbe entgegengeſtreckt werde, iſt der 
Friede entftanden, mit dem zunächſt die heutigen und die morgigen Ver⸗ 
handlungen ſich zu beſchäftigen haben, der Friede mit der Ukraine. Lange 
unteriocht durch das zariſtiſche Regiment, hat der ukrainiſche Staatsgedanke 
in den wenigen Monaten ſeit der Befreiung Rußlands von den Feſſeln 
der Zarenherrſchaft in der ganzen Ukraine feſten Fuß gefaßt. Die Be⸗ 
geiſterung, der nationale Schwung, welche die ukrainiſchen Abgeordneten, 
mit denen wir verhandelt haben, beſeelten, gaben hierfür ein beredles 
Zeugnis, und genau dieſelbe Beobachtung haben auch die Herren an der 
Front gemacht, die mit ukrainischen Offizieren und ukrainiſchen Truppen⸗ 
teilen zu tun hatten. Das Stammesbewußtſein, das Nationalbewußtſein, 
der Stolz auf den Staat' und der Wille, dieſem Staat alle Opfer zu bringen, 
iſt im Verhältnis zur Jugend dieſes neuen Staatsgebildes ein ſchönes und 
erhebendes Bild, ein Bild, das unſere Entſchlüſſe jedenfalls mit beeinflußt 
hat, denn abgeſehen davon, wie die Ereigniſſe im einzelnen laufen mögen, 
das glaube ich können wir mit Sicherheit annehmen, daß der ukrainische 
Staatsgedanke und der ukrainiſche Staat einen dauernden Faktor in der 
Entwicklung des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs heute ſchon bilden und 
in Zukunft bilden werden. Dieſer ukrainiſche Staat, der das Deutſche 
Reich an Fläche nicht unerheblich übertrifft und ſchätzungsweiſe 30 Millionen 
Einwohner haben dürfte, umfaßt die wertvollſten Teile des ehemaligen 
ruſſiſchen Kaiserreichs ſowohl in landwirtſchaftlicher als in bergbaulicher 
und induſtrieller Beziehung. Man kann ſagen, vom wirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus iſt er das eigentliche Herz Rußlands. Trotz der ſchweren Kriegs⸗ 
zeiten hat, wie uns von den verſchiedenſten Seiten glaubwürdig verſichert 
worden iſt, auch jetzt noch dieſes reiche Land erhebliche exportfähige Über: 
ſchüſſe, insbeſondere Überſchüſſe an Brotgetreide, an Futtermitteln und 
anderen Rohſtoffen, welche für die Volksernährung der Verbündeten und 
die Kriegswirtſchaft der Verbündeten von großem Wert ſein würden. 


Dieſe ökonomiſchen Geſichtspunkte haben bei Abſchluß des Friedens 
erhebliche Beachtung gefunden, und es wird ſich bei der Durchſprechung der 
Einzelheiten ergeben, daß, wie ich glaube, auch der ökonomiſche Teil des 
Vertrags mit Sorgfalt und Gründlichkeit bearbeitet worden tft, um unſere 
und die ukrainiſchen Intereſſen ſo ſtark wie möglich anzunahern und den 
Intereſſen der Mittelmächte in dem umſchriebenen Rahmen zu dienen. 


Für die Zukunft glaube ich, die Tatſache, daß die Mittelmächte die 
erſten waren, welche mit dieſem innerlich ſtarken und zukunftsreichen Staats⸗ 
weſen — ſtark und zukunſtzreich trotz der Wirren, welche jetzt großenteils auf 
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Betreiben der Bolſchewiki⸗Regierung dort herrſchen, — die Tatſache, daß 
die Mittelmächte als erſte mit dieſem jungen Staatsweſen ausführliche Ver⸗ 
träge geſchloſſen haben, daß ſich zwiſchen den Vertretern der Ukraine und 
der Mittelmächte perſönlich herzliche und vertrauensvolle Beziehungen an⸗ 
gebahnt haben, wird für unſere zukünftige Oſtpolitik immer einen wert⸗ 
vollen Faktor bilden. 


Das große ruſſiſche Reich, mit dem wir uns gewöhnt hatten, im 
Laufe ſo vieler Jahre als feſtſtehendem Faktor zu rechnen, beſteht zurzeit 
nicht. Ob und wann es wieder einmal entſtehen wird, iſt eine Frage, die, 
glaube ich, auch der politiſch ſcharfſinnigſte Beobachter zurzeit nicht mit der 
geringſten Wahrſcheinlichkeit beantworten kann; alſo wird, glaube ich, auch 
der, der der Pflege unſerer Beziehungen zum Oſten die größte Sorgfalt 
entgegenbringt und der die Pflege dieſer Beziehungen für eine der wich⸗ 
tigſten Aufgaben der deutſchen Geſamtpolitik hält, nicht umhin können, an⸗ 
zuerkennen, daß der Friedensſchluß, die Herſtellung vertrauensvoller Be⸗ 
ziehungen, auch von Handelsbeziehungen zu dem ſtärkſten und zukunſts⸗ 
reichſten der Gebilde, die ſich im Gebiete des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reiches jetzt ſchon kriſtalliſtert haben, ein verſtändiger Schritt iſt auf dem 
Wege einer weitſichtigen, auch mit der Zukunft rechnenden Oſtpolitik. 

Um auf den materiellen Inhalt des Vertrages, ſoweit er politiſch iſt, 
einzugehen, ſo waren die Verhandlungen dadurch erleichtert, daß territoriale 
Fragen zwiſchen der Ukraine und den Mittelmächten nur in ſehr beſchränk⸗ 
ten Umfange vorlagen. Die Ukraine hatte als Grundſatz aufgeſtellt, und 
dies war in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen, die uns während der 
Verhandlungen geleitet haben, daß das völkiſche Moment für die Ziehung 
der Grenzen des neuen Staates ausſchlaggebenden Einfluß haben ſollte. 
Im großen und ganzen hat dies zu Reibungen und Differenzen nicht ge⸗ 
führt. An einer Stelle waren die Verhandlungen ſchwieriger. Das war 
etwa auf der Linie zwiſchen der Grenze Oſterreich⸗Ungarns und der Feſte 
Breſt⸗Litowſk, in welcher die Verhandlungen ſtattfanden. Hier liegt das 
ſchon in der Vergangenheit viel umſtrittene ruſſiſche Gouvernement Cholm 
auf dem weſtlichen Bugufer, und hier machte die Ukraine Anſprüche auf 
dieſes ganze Gouvernement in einer ſo nachdrücklichen und hartnäckigen 
Weiſe geltend, daß die Unterhändler ſich des Eindrucks nicht erwehren 
konnten, an dieſer Frage könne und werde der ganze Vertrag ſcheitern, 
wenn die ukrainiſchen Anſprüche nicht in weitgehender Weiſe unterſtützt 
werden könnten. Selbſtverſtändlich ſind die deutſchen Intereſſen an der 
dort getroffenen Löſung ſehr große und wichtige und haben im Laufe der 
Verhandlungen auch immer die gebührende Betonung erfahren; es iſt aber 
nur billig und entſpricht unſerer bundesfreundlichen Geſinnung, anzuer⸗ 
kennen, daß die öſterreichiſchen Intereſſen an der getroffenen Löſung und 
an ihren politiſchen Folgen die unſrigen noch erheblich übertreffen. Es iſt 
deswegen in dieſem Punkte von mir mit ganz beſonderer Sorgfalt ſo ver⸗ 
fahren worden, daß auch nicht der geringſte Anlaß vorliegen könnte, in 
unſer Bundes verhältnis, das auch in dieſen Verhandlungen ſich ſo trefflich 
bewährt hat, auch nur den leiſeſten Schein einer Trübung gelangen zu 
laſſen. Alle Entſchließungen jmd, um nicht mehr zu ſagen, in allervoll⸗ 
kommenſter Übereinſtimmung zwiſchen den beiden bevollmächtigten Dele⸗ 
gierten der Mittelmächte, die an dieſen Verhandlungen beteiligt waren, ge⸗ 
troffen worden. Es konnte nicht ausbleiben, daß die unmittelbar an das 
Gouvernement Cholm angrenzenden Polen ſich z. T. durch den Vertrags 
abſchluß in ihren Intereſſen verletzt fühlten. Die Auswirkung dieſer Ge⸗ 
fühle it den Herren ja aus der Tagespreſſe bekannt. Die Aufgabe war, 
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abzuwägen, ob ein Scheitern des ukrainiſchen Vertrages mit ſeiner unge⸗ 
heuren Wichtigkeit ſowohl für die Ernährungspolitik wie für die Strategie 
und die Geſamtpolitik im Often verantwortet werden könnte, falls die 
ukrainiſchen Anſprüche in dieſer Gegend ſich nicht zurückſchrauben ließen. 
Die verantwortlichen Regierungen haben diejenigen Entſcheidungen ge⸗ 
troffen, die ſie pflichtgemäß treffen mußten und deren Gründe ich Ihnen 
in Kürze eben darzulegen mir erlaubt habe. 

Ich glaube, es iſt für Sie von Intereſſe, meine Herren, wenn ich 
ihnen auszugsweiſe die wichtige und bedeutſame Rede mitteile, welche der 
öſterreichiſche Miniſterpräſident heute in Wien im Reichsrat halten wird. 
Sie werden aus dieſer Rede erſehen, daß die öſterreichiſch⸗ungariſche Re⸗ 
gierung ebenſo wie wir weit davon entfernt iſt, die Schwierigkeiten, welche 
etwa durch die Cholmer Abmachung des ukrainiſchen Vertrags hervorge⸗ 
rufen ſind, zu unterſchätzen, ſie iſt im engen Einvernehmen mit uns be⸗ 
ſtrebt geweſen, die Beſchwerden und Klagen, welche eventuell erhoben werden 
könnten, ſoweit wie möglich auf ein erträgliches Maß zurückzuführen. Wenn 
ich kurz einige Sätze aus der Rede des Herrn von Seidler vortragen darf: 
(Die vom Staatsſekretär hier angeführten Sätze aus Seidlers Rede ſind 
an dieſer Stelle fortgelaſſen, da die Rede S. 159 ff. im vollen Wortlaut 
mitgeteilt wird. D. Herausg.) 

Soweit die Ausführungen, die, wie ich vermute, für den Ausſchuß 
des hohen Hauſes von lebhaftem Intereſſe ſein werden. 

Außer dieſer Frage, über welche ich mir eben erlaubt habe, eingehende 
Erläuterungen zu geben, bietet, glaube ich, der ukrainiſche Vertrag, fomeit 
ich es jetzt überſehen kann, in ſeinem politiſchen Teil keinen Punkt, welcher 
noch weitere Darlegungen von meiner Seite augenblicklich nötig machen 
würde. Ich bin aber ſelbſtperſtändlich gerne bereit, falls in der Biskuſſion 
ſolche Punkte auftauchen ſollten, ſoweit es tunlich iſt, einzugehen und die 
nötigen Aufklärungen zu geben. 

Ich möchte die Annahme dieſes Vertrags, von dem ich mit gutem 
Gewiſſen ſagen kann, daß ich ihn für nützlich halte, und von dem ich 
glaube, daß er für unſere Geſamtpolitik auch für die Zukunft von tief⸗ 
greifenden Wirkungen ſein wird, dem Ausſchuß dieſes hohen Hauſes 
empfehlen.“ 


Die anſchließende Debatte ergibt, daß mit Ausnahme der un⸗ 
abhängigen Sozialdemokraten alle Parteien dem Friedensvertrage 
zuſtimmen. Zuſammenfaſſend führt Staatsſekretär v. Kühlmann 
noch aus: 


„Der Ausſchuß hat die Mahnung ſeines Vorſitzenden, Fragen zu 
ſtellen, in ſo ausgiebiger Weiſe befolgt, daß es mir nicht leicht ſein wird, 
obgleich mir jedes Ausweichen vollkommen fern liegt, nun wirklich jede 
einzelne Frage, die heute angeſchnitten worden iſt, erſchöpfend zu beant⸗ 
worten. Ich werde verſuchen, auf Grund meiner Notizen To genau wie 
möglich auf die geſtellten Fragen zu antworten. 

Der Herr Abgeordnete Gröber hat zunächſt angeregt, unſere Druck⸗ 
ſachen möchten auch mit dem entsprechenden Kartenmaterial verſehen ſein. 
Es tut mir leid, ſagen zu müſſen, daß das aus techniſchen Gründen vor⸗ 
ausſichtlich nicht möglich ſein wird. Meine Bevollmächtigten ſind aber gern 
bereit, mit den Herren in Verbindung zu treten, wo zweckmäßigerweiſe 
Überſichtskarten aufgelegt werden können, auf denen die betreffenden Linien 
ſo eingetragen ſind, daß jeder, der für dieſe Frage Intereſſe hat, ſich an 
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der Hand dieſer Karten die nötige Überſicht verſchaffen kann. An ſich ge: 
nügt ja jeder Handatlas, um die hier besprochenen Punkte durchzugehen. 

Was die polniſche Vertretung bei den Verhandlungen mit der 
Ukraine betrifft, io ift dies ein Punt, ber zwiſchen den Bundesgenoſſen 
ausführlich erwogen worden iſt. Wäre nicht die Schwierigkeit geweſen, zu 
den Verhandlungen mit den Ruſſen polniſche Vertreter zuzuziehen — über 
den Verlauf dieſer Angelegenheit ſind die Herren durch die in den Zeitungen 
veröffentlichten Protokolle der Breſt⸗Litowſker Verhandlungen 14 ausreichend 
unterrichtet worden —, ſo wäre keine Schwierigkeit geweſen, die an ſich 
zugezogenen Herren auch zu den Verhandlungen mit der Ukraine zu be⸗ 
rufen. Tatſächlich haben auch gerade auf ukrainischer Seite Bedenken be⸗ 
ſtanden, für den Frieden mit der Utraine einen offiziellen Vertreter der 
polniſchen Nation nach Breſt⸗Litowſk zu berufen. Es iſt aber nur dem 
verhältnismätzig ſehr raſchen Bbſchluß der Verhandlungen zu verdanken, 
daß ein offizieller Gedankenaustauſch zwiſchen Ukrainern und Polen nicht 
ſtattgefunden hat. Private Fühlungnahme einzelner Mitglieder der ukrai⸗ 
niſchen Delegation mit polniſchen Politikern hat, glaube ich, ſtattgefunden. 
Ich kann darüber etwas ganz Gewiſſes nicht ſagen. 

Ferner iſt die Frage geſtellt worden, wie wir denn die Getreide⸗ 
mengen feſtgeſtellt haben, die ſich noch in der Ukraine befinden. Feſt⸗ 
eſtellt iſt in dieſer Beziehung nichts, und es iſt bei den Verhältniſſen, wie 
ie liegen, nicht möglich, etwas Einzelnes feſtzuſtellen. Wir haben uns bei 
dieſen Dingen auf die Anſicht von Fachleuten der Getreidebranche geſtiltzt, 
welche nach ihren Berechnungen annehmen, daß in der Ukraine noch an⸗ 
ſehnliche Mengen übrig ſein müſſen, die das ganz auf Ausfuhr eingeſtellte 
Rußland ſeit der Schließung der Dardanellen nicht mehr hat exportieren 
können. Ferner haben wir uns auf die Ausſagen der der ukrainiſchen 
Delegation beigegebenen Herren geſtützt, welche dur haus den Eindruck der 
Ehrlichkeit gemacht haben, und ferner haben wir uns auf die Anſichten ge⸗ 
ſtützt, welche im Norden Rußlands über die Verpflegungszuſtände in der 
Ukraine beſtehen. Das Faltum, daß die Bolſchewikiregierung mit ſo großen 
Machtmitteln und mit ſolchem Nachdruck ſich gegen die Ukraine gewendet 
hat, iſt zweifellos hauptjächlich neben den politiſchen Motiven, die ſie ge⸗ 
trieben haben, auch daraus zu verſtehen, daß die Bolicheroitizegierung ſich 
eben dieſer Vorräte bemächtigen will, welche noch vorhanden ſind. Es iſt 
darauf hingewieſen worden, daß zeitweiſe auch in Kiew ſelbſt Man el ge⸗ 
herrſcht hat; das meine Herren, iſt kein Beweis dafür, daß nicht tatſächlich 


im Lande noch große Vorräte vorhanden ſind, denn jeder weiß, daß die 
größte Schwierigkeit ſchon in hochorganiſierten Ländern wie zum Beiſpiel 
in Deutſchland häufig in der Verteilung liegt, und bei den leider immer 
noch recht wenig befriedigenden Transportverhältniſſen, wie ſie heute in 
der Ukraine liegen, werden derartige Erſcheinungen in noch viel ſchärferer 
Weiſe zutage treten Alſo ein Nachweis iſt nicht möglich. Andererſeits 
ſind aber auch die Transportmittel beſchränkt. Wir haben auf Grund der 
Taten, die uns zur Verfügung ſtanden, ungefähr berechnet, was in der 
Zeit von jetzt bis zur. nächſten deutſchen Ernte transportiert werden kann, 
und ich habe keine einzige Stimme von irgendeiner Seite gehört, die es 
nicht für wahrſcheinlich oder ſicher gehalten hätte, daß die Mengen, die wir 
transportieren können, talſächlich vorhanden find. Dafür, daß ſie an die 
Sammelplätze kommen, daß. fie verladen und hereingebracht werden können, 
kann natürlich niemand eine Garantie übernehmen Es wäre aber bei 
der Verpflegungslage, wie ſie nun einmal iſt, ein ſchuldhaftes Unterlaſſen 
jeder Regierung, wenn ſie irgendeine Möglichkeit, die Verpflegung zu der 
beſſern, verſäumen würde. 
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Es iſt ferner darauf hingewieſen worden, es möchte Auskunft gegeben 
werden, wieweit die Interpretation ſowohl des Artikels über die tatſäch⸗ 
liche Abgrenzung des Cholmer Kreiſes als auch der Erklärungen 
zu faſſen ſei, die ich heute bekanntgegeben habe. Ich glaube, ſchon aus 
dem urſprünglichen Artikel war ohne weiteres die Frage des Herrn Abg. 
Gröber, ob auch ganze Bezirke unter dieſen Vertragsbedingungen verſchoben 
werden können, zu bejahen. Ich glaube, nach dem, was ich heute bekannt⸗ 
gegeben habe, dieſe Frage auch meinerſeits unbedingt bejahen zu können. 
Ebenſo möchte ich die Frage bejahen, ob wir beabſichtigen, die Okkupations⸗ 
linie vorläufig ſtehen zu laſſen, wo ſie ſteht. Die Aufrechterhaltung der 
jetzigen Okkupationslinie iſt aus zahlreichen Gründen, von denen ich nur 
die ſeuchenpolizeilichen anführen möchte, eine abſolute Notwendigkeit, und 
auch die Ukraine iſt damit einverſtanden. 


Wenn ich mich nun zu den Ausführungen des Herrn Abg. Senda 
wende, ſo beziehe ich mich auf das, was ich eben über die Vertretung der 
polniſchen Regierung geſagt habe. Der Herr Abg. Seyda hat den Ausdruck 
gebraucht, mein Wort in Ehren«, es ſchiene aber mit der Forderung der 
ukrainiſchen Delegation nach den Grenzen, die ihnen zugebilligt find, doch 
nicht ſo zu liegen, wie ich das hier dargelegt habe. Wenn das eine In⸗ 
ſinuation enthalten ſoll, daß ich hier amtlich ſprechend nicht die Wahrheit 
gelagt habe, jo mochte ich dieſe Inſinuation mit aller Schärfe zurückweisen. 
Ich habe vorhin bei den hiſtoriſchen Ausführungen dargelegt, daß die 
Ukraine ſehr meitgehende territoriale Wünſche an den Tag gelegt hat und 
in der Auslegung deſſen, was ſie noch als Ukraine in Anſpruch nehmen 
konnte, außerordentlich anſpruchsvoll war. 


Ich kann eine ſpäter geſtellte Frage des Herrn Abg. Naumann ſchon 
jetzt dahin beantworten, daß ſelbſtverſtändlich die deutſche Delegation, und 
jelbit wenn der Herr Abg. Naumann der deutſchen Delegation dieſe große 
politiſche Unwiſſenheit zutraut, ganz beſtimmt die öſterreichiſch⸗ungariſche 
Delegation genau gewußt hat, daß die Abgrenzungslinie, wie ſie gezogen 
worden iſt, auf polnischer Seite ſchwere Bedenken und Widerſpruch erregen 
würde. Das liegt auf der Hand. Es war die Aufgabe, pflichtgemäß ab⸗ 
zuwägen, nach welcher Seite hin die deutſchen Intereſſen, wie der Herr 
Abg. Fiſchbeck geſagt hat, und nach welcher Seite hin die großen Inter⸗ 
eſſen des Vierbundes lagen, und dieſe Abwägung iſt mit großer Sorgfalt 
getroffen worden. Den Niederſchlag dieſer Sorgfalt kann der Herr Abg. 
Naumann im zweiten Teil des betreffenden Artikels ſinden, und den Nieder⸗ 
ſchlag kann der Herr Abg. Naumann in der Zuſatzbeſtimmung, finden, die 
ich vorhin verleſen habe, daß die verbündeten Regierungen beſtrebt waren, 
nicht erſt, wie der Spektakel in Polen losging, ſondern vom erſten Anfang an 
in dieſer Beziehung von der Ukraine⸗Kommiſſion Zugeſtändniſſe zu erlangen, 
ſoweit ſolche eben mit dem Zuſtandekommen des Vertrags noch vereinbar 
waren. Das kann ich hier ganz objektiv verſichern: die Anſchauung, als ſeien 
die Ukrainer wie beſcheidene Knaben gekommen, denen wir Provinz auf 
Provinz aufdrängten, iſt eine abſolute Fiktion. Es iſt von ſeiten des Herrn 
Abg. Seyda auch die Frage nach Wilna geſtellt worden und ebenſo von zwei 
Seiten, wenn mich mein Gedächtnis nicht trügt, die Frage nach eventuellen 
Grenzberichtigungen im Weſten und heutigen Polen. Dieſe Fragen haben 
ſich noch nicht zu irgendwelchen Beſchlüſſen verdichtet. Ich kann amtliche 
Mitteilungen über dieſelben zurzeit nicht machen. Der Herr Abg. Ledebour 
hat mich auf ein Gebiet geführt, das mich in angenehmſter Weiſe an die 
Breſt⸗Litowfker Diskuſſion erinnert, nämlich auf die ſehr ſchwierige Frage 
nach der Entſtehung eines Staates und anf die Spezialfrage, wie die 
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deutſche Regierung zu der Auffaſſung gekommen wäre, es ſei etwa in der 
Ukraine ein Staat entſtanden. Eine abſolute Regel für die Entſtehung der 
Staaten beſteht noch nicht. Dieſe wird vielleicht ſpäter in der Gemeinſchaft 
der Nationen aufgeſtellt werden. Die ufrainiiche Volksrepublik hat, wie 
aus unſerer Denkſchrift zu erſehen ſein wird, zuletzt durch das vierte Uni⸗ 
verſal vom 24. Januar 1918 ſich vom föderativen Gedanken losgeſagt und 
die ukrainiſche Volksrepublik zum ſelbſtändigen, freien und fouveränen Staat 
erklärt. Die ukrainiſche Volksrepublik iſt von Anfang der Verhandlungen 
an zunächſt durch einen Delegierten vertreten geweſen. Nach der Weihnachts⸗ 
pauſe kam eine große Delegation unter Führung des Herrn Holubowitſch, 
der jetzt eine einflußreiche Stelle im dortigen Miniſterium innehat, ſie hat 
ohne Widerſpruch oder Proteſt als ſelbſtändige Delegation an den Verhand⸗ 
lungen teilgenommen. Auch Herr Trozki iſt damals wohl nicht zweifelhaft 
geweſen — er hat wenigſtens dieſen Zweifel nach außenhin nicht erkennen 
laſſen —, daß es ſich bei der Ukraine um einen ſelbſtändigen Staat handle. 
Er hat darauf hingewieſen, daß dieſer Staat mangels feſter Grenzen als 
noch in der Bildung begriffen erſcheinen könnte. Seine ſcharfe Stellung⸗ 
nahme gegen die Ukraine und die Regierung der Rada iſt erſt hervor: 
getreten, als er ſah, daß die Rada eine eigene Politik machte, d. h. ukrainiſche 
und nicht großruſſiſche. Wie ich hervorgehoben habe, haben auch ſchon 
Staaten der Entente zu der Zeit, als ſie noch mit Nordrußland als ver⸗ 
bündet gelten konnten, gleichfalls die Ukraine anerkannt und diplomatische 
Vertreter dahin entſandt. Die ukrainiſche Regierung hat uns in feierlicher 
Weiſe von ihrem Unabhängigkeitsbeſchluß Kenntnis gegeben. Die dort ein⸗ 
geſetzten Miniſter haben in der diplomatiſchen üblichen Form die Unter⸗ 
händler beglaubigt. Die Vollmachten waren in Ordnung, und ſo gut wir 
die finniſche Republik anerkannt haben, haben wir auf einmütigen Beſchluß 
der Bundesgenoſſen die ukrainiſche Republik anerkannt. 


Der Herr Abg. Ledebour hat dann die Frage geſtellt, ob die ukrai⸗ 
niſchen Vertreter die Hineinziehung gewiſſer Punkte in die provi] oriſche 
Grenzlinie verlangt haben, welche außerhalb des Gebietes des ruſſiſchen 
Gouvernements Cholm liegen. Ich muß dieſe Frage unbedingt bejahen. 
Die ukrainiſchen Delegierten haben erheblich mehr verlangt. Ich habe das 
Kartenmaterial nicht da. Ihre verſchiedenen Forderungen ſind von ihnen 
in Karten eingezeichnet worden. Dieſe Karten liegen bei den Akten. Sie 
gingen erheblich weiter. Was jetzt als proviſoriſche Grenzlinie eingezeichnet 
worden iſt, iſt weniger, als die Ukraine urſprünglich verlangt hat. Die 
Grenze des alten Cholmer Gouvernements, welche Herr Abg. Ledeboux in 
ſo treffender Weiſe mit einer »ſterbenden Schlange verglich, iſt fo, daß ſie 
als Grenze zwiſchen zwei Staaten unbrauchbar iſt. Die ukrainiſchen Dele⸗ 
gierten haben, wie gejagt, mehr verlangt. Man hat ſich mit ihnen auf dem 
Weg des Kompromiſſes geeinigt. 


Der Herr Abg. Naumaun hat gefragt, wie der Friede zuſtande ge 
kommen ſei in bezug auf die ſtaats rechtlichen Faktoren. Ich habe 
dieſe Frage ſchon beantwortet. In der Ukraine iſt, wie ich keinen Moment 
zu verhehlen in der Lage bin, augenblicklich ein Chaos, das fait ebenſo 
groß iſt wie in Nordrußland. Es wird in einzelnen Städten, teilweiſe 
auch in Dörfern gefochten, und die Lage verſchiebt ſich jeden Tag, da es 
ſich nicht um geordnete militäriſche Operationen an einer Front handelt, 
ſondern da Truppenteile und Banden, die häufig keinen inneren Zuſammen⸗ 
hang haben, teils längs der Bahn, teils in den Straßen plündernd von 
einem Dorf zum anderen ziehen. Wir ſind bei der ganzen Verhandlung 


durch Fernſchreiber mit Kiew verbunden geweſen und haben die dortigen 
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Wechſelfälle aufs genaueſte verfolgen können. Zur Zeit der Zeichnung der 
Verträge befand ſich Kiew in der Hand der Rada. Es waren vorher dort 
Aufſtände geweſen, welche von der Rada unterdrückt worden ſind. Augen⸗ 
blicklich — ich habe keine direkte Nachricht von den letzten Tagen — iſt die 
Rada nicht in Kiew und hat auch nicht die Vorherrſchaft dort. Man er⸗ 
wartet, daß, wenn die Truppen, die durch den Friedensſchluß mit den 
Zentralmächten an der Front frei werden, anderweitig verwendet werden 
können, es ihr gelingen wird, die Oberhand zu behalten. Die Unſicherheit 
darüber, ob in Zeiten, die wir hier durchleben, eine Regierung von Dauer 
ſein wird, durfte uns auf keinen Fall davon abhalten, mit ihr, wenn ſie 
tatsächlich die Regierung des Landes iſt, einen Frieden abzuſchließen, denn 
ſonſt, meine Herren, würden wir den Frieden, den wir alle wünſchen und 
erſehnen, überhaupt nie bekommen. 

Die Frage, ob zwiſchen uns und der Ukraine ein Bündnis beſteht, 
kann ich mit einem glatten Nein beantworten. Es iſt weder von der 
Ukraine ein derartiges Bündnis angeregt worden, noch ſind von uns in 
dieſer Beziehung Anträge geſtellt oder angenommen worden. 

Was die Möglichkeit betrifft, daß es notwendig werden wird, auf den 
Eiſenbahnen, die in die Ukraine führen, im Einvernehmen mit den ukrai⸗ 
niſchen Faktoren gewiſſe Ordnungs⸗ und Sicherungsmaßnabmen vorzunehmen, 
ſo halte ich ſie für gegeben, und ich möchte ſie auch befürworten. 

Die Frage einer Etablierung eines regelrechten Handelsverkehrs und 
beſonders der Ausfuhr iſt, wie ich mir vorhin anzudeuten erlaubte, für 
uns eine außerordentlich wichtige Frage, und wir und unſere Bundesgenoſſen 
müſſen alles tun, um dieſe Ausfuhr zu ermöglichen. 

Es ſcheinen, um einen anderen Fall hier vorweg zu nehmen, nach 
Zeitungsmeldungen Zweifel darüber aufgetaucht zu ſein, ob eine derartige 
Aktion von öſterreichiſchen oder deutſchen Truppen vorgenommen würde. 
Die Unternehmung wird nach den Abreden, die wir mit der oſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Regierung getroffen haben. ſowohl von deutſchen als von 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Truppen ausgeführt werden. 

Auch die weitere Frage des Herrn Abg. Naumann, ob in der Polen⸗ 
politik, die mit der Zwei⸗Kaiſerkundgebung eingeleitet worden iſt, eine 
grundſätzliche Anderung eingetreten iſt, kann ich gleichfalls mit einem klaren, 
entſchiedenen Nein beantworten. Die Zeitungsmeldung, auf welche Bezug 
genommen wird, ſagt: Beſchlüſſe, was weiter werden ſoll, iind, bisher nicht 
gefaßt worden. Auf den Ausfall der letzten Entſcheidungen wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch die Art und Weiſe von Einfluß ſein, wie das befreite Polen 
ſich gegenüber Oſterreich⸗Ungarn und Deutſchland zu verhalten gedenkt. 
Ich kann in dieſer Notiz nichts finden, was hier nicht ſchon häufig geſagt 
worden iſt. Das Original liegt mir nicht vor. Ich habe nur einen kurzen 
Auszug. Die Zukunft Polens iſt nicht entſchieden. Wir haben ja häufig 
über die einzelnen Fragen wenigſtens andeutungsweiſe debattiert. Ich will 
überhaupt auf die polniſche Frage nicht näher eingehen, weil die Stunde 
vorgerückt iſt und weil die polniſche Frage zu den weiteſtgehenden Ausein⸗ 
anderſetzungen Anlaß geben wird. Der Herr Abg. Naumann hat dann 
gefragt, ob die von mir verleſene Erklärung des oſterreichiſchen Premier⸗ 
miniſters ein Stück der Abmachungen iſt. Sie wird nicht in die Ab⸗ 
machungen aufgenommen werden, die abgeſchloſſen vorliegen. Sie bildet 
aber jedenfalls eine international gültige diplomatiſche Abmachung, welche 
mindeſtens als Teil des Vertrages aufzufaſſen il. 

Was über die Hungerunruhen in Kiew zu erwähnen war, habe ich 
mir bereits erlaubt zu ſagen. 
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heiten in der Ukraine ſind zum Gegenſtand ausführlicher Beſprechungen 
gemacht worden. Wenn es intereſſieren ſollte, könnte ich aus den Akten 
der ukrainiſchen Verhandlungen die betreffenden Erklärungen der ukrai⸗ 
niſchen Delegierten vorleſen. Die Rechte der deutſchen Bauern ſind auch 
mehrfach Gegenſtand der Beſprechung und im Rechtsvertrag auch der ver⸗ 
traglichen Feſtlegung geweſen. Ich würde bitten, bei der Diskuſſion der 
Rechtsfrage darauf zurückzukommen. Der Herr Kommiſſar wird entſprechend 
Auskunft geben. 
y Die Frage des Herrn Abg. David habe ich bereits beantwortet. Ein 
Zwieſpalt zwiſchen der Politik in bezug auf eventuelle Unterſtützung der 
Bahntransporte in der Ukraine zwiſchen Osterreich Ungarn und uns liegt 
nicht vor. Oſterreichiſch⸗ungariſche Truppen ſtehen nirgends bolſchewiſtiſchen 
oder großruſſiſchen Truppen gegenüber. Die öſterreichiſch⸗ungariſche Front 
fällt mit der ukrainiſchen faſt ganz zuſammen. Es liegt kein Anlaß vor, 
letzt dort zu anderen Operationen zu ſchreiten, als denen, die eben im Zu⸗ 
ſammenhang mit den ukrainiſchen Intereſſen berührt worden ſind. 

Der Herr Abg. Cohn hat aber in ſeiner Anfrage, wie ich aus einer 
kurzen Notiz mich zu erinnern glaube, bemängelt, daß man mit einer ver⸗ 
hältnismäßig ſo wenig gefeſtigten Regierung, deren Wirkungs⸗ und Macht⸗ 
kreis ſich nicht feſt uniſchreiben ließen, einen Vertrag geſchloſſen hat. Ich 
möchte mir erlauben, in dieſer Beziehung auf das oben Geſagte hinzu⸗ 
weiſen, und ich glaube auch, daß der Ausdruck, den der Herr Abg. Gröber 
gebraucht hat, außerordentlich treffend iſt. Rein diplomatiſch geſprochen, 
iſt eben der Abſchluß eines Friedens und die Durchbrechung des eiſernen 
Ringes ſchon an ſich ein wertvolles Aktivum, und wenn der Herr Abg. 
Cohn die ausländiſche Preſſe, beſonders die Preſſe unſerer Feinde, über 
den Verlauf der Verhandlungen des Friedensſchluſſes verfolgt hat, ſo wird 
er geſehen haben, daß unſere Feinde dies als ſehr ſchädliches und für ſie 
gefährliches Manöver charakieriſieren, und dieſe Herren haben für ihren 
eigenen Vorteil eine feine Witterung. Eine wichtige Erwägung war es, 
die Möglichkeit fur Beſchaffung von Futtermitteln und Brotgetreide zu 
ſchaffen. Ich darf mich da auf ſchon Geſagtes beſchränken. 

Was die Anfrage wegen militäriſcher Lage und Einteilung der Ge⸗ 
fangenen nach gewiſſen Geſichtspunkten anlangt, ſo möchte ich es den 
Vertretern der Armee überlaſſen, dieſe vorwiegend militäriſche Angelegenheit 
zu behandeln. 

Die Frage, die angeregt worden iſt, ob unſere Gegenleiſtung 
für eventuelle ukrainiſche Lieferung in Waren erfolgte, iſt meiner Anſicht 
nach zu bejahen. Die einzige Frage, in der ſie ſonſt erfolgen könnte, wäre 
die der Goldzahlung, und es wurde jeder verſtändigen Politik durchaus 
widerſprechen, unſeren Goldſchatz zu ſchwächen, beſonders, da die Ukraine 
nach Waren irgendwelcher Art dringend verlangt. Alles, was zum Betrieb 
der Landwirtſchaft nötig iſt, fehlt dort im höchſten Grade, und ich kann es 
vertrauensvoll denjenigen Stellen überlaſſen die im Reiche mit der Ver: 
teilung und der Auſſicht über dieſe Dinge betraut find, daß fie nichts hin⸗ 
ausgehen laſſen, was das deutſche Voll ſelbſt notwendig braucht. 

Der Herr Abg. Graf Weſtarp hat die Frage geſtellt, wie unſere 
türkiſchen Bundesgenoſſen durch dieſen Friedensſchluß berührt werden. 
Die Türkei hat dieſen Vertrag mit unterzeichnet und hat dieſen Vertrag 
auch von ihrem Geſichtspunkte aus als einen großen Fortſchritt in der 
auswärtigen Politik gebucht. Die Gebiete der Ukraine umfaſſen die ganze 
Nordküſte des Schwarzen Meeres. Die Ukraine übt dort augenblicklich 


Die Friodensverhandlungen in Breit Litowſk. 159 


nicht an allen Punkten die tatſächliche Hoheit aus, weil auch dort teils 
Unruhen herrſchen, teils kleine örtliche Republiken ſich gebildet haben; aber 
zweifellos ſpricht die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß die Schwarze Meer⸗Polttik 
in Zukunft überwiegend ukrainiſche Politik ſein wird. Die Frage der 
Dardanellen dürfte, ſoweit nicht die anderen Seemächte eventuell bei den 
anderen Friedensverhandlungen dieſelbe eröffnen, zwiſchen der Turkei und 


der Ukrame in befriedigender Weiſe geregelt fein.“ 

Am ſelben Tage (19. Februar) gibt im oſterreichiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe Miniſterpräſident v. Seidler bei Einbringung 
des viermonatigen Budgetproviſoriums nach Rückſprache mit dem 
Miniſter des Außern bezüglich der nordöſtlichen Verhältniſſe fol⸗ 
gende Erklärung ab: 


„Beim Friedensſchluß mit der Ukraine ſind zwei Momente von ganz 
beſonderer Bedeutung. Vor allem iſt darauf hinzuweiſen, daß laut Ar⸗ 
tikel 9 des Friedensvertrages ſämtliche Beſtimmungen desſelben ein unteil⸗ 
bares Ganze bilden. Was in dieſem Vertrage der eine Teil an Zu⸗ 
geſtändniſſen machte, hängt ſomit davon ab, daß auch der andere Teil ſeine 
Verpflichtungen erfülle. Die Verpflichtung, welche die ufrainiſche Volks⸗ 
republik übernommen hat, beſteht nun vor allem darin, daß ſie uns ihre 
Überſchüſſe an landwirtſchaftlichen Produkten zur Verfügung ſtellt. Wir 
erwarten von dieſer Beſtimmung des Friedensvertrages eine Erleichterung 
der Lebensverhältniſſe in der Monarchie durch Lieferung von Getreide und 
anderen Lebensmitteln aus der Ukraine. Es ſteht außer Zweifel, daß die 
in der Ukraine lagernden Getreidevorräte unvergleichlich größer ſind als 
das Quantum, welches wir momentan transportieren könnten. Im Sinne 
des Friedens vertrages iſt die Ukraine verpflichtet, uns und unſeren Bundes⸗ 
genoſſen Überſchüſſe zur Verfügung zu ſtellen. Die Frage, ob und was 
wir an Getreide von der Ukraine erhalten, iſt ſomit lediglich eine Frage 
der Erfaſſung des Getreides und des Transportes. Alle diesbezüglichen 
Vereinbarungen ſind bereits getroffen, und es iſt Hoffnung vorhanden, 
daß die Lieferungen uns noch im gegenwärtigen Wirtſchaftsjahr zugute 
kommen werden. Die ukrainiſche Republik hat ein weſentliches Intereſſe 
daran, uns die angeforderten Getreidemengen zu liefern. Denn im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle würden auch jene Teile des Bündnisvertrages, welche 
unfere Zugeſtändniſſe an die Ukraine enthalten, hinfällig ſein. Natürlich 
dürfen wir dabei nicht vergeſſen, daß ganz Rußland und auch die Ukraine 
von den Krämpfen des Bürgerkrieges geichüttelt werden, und daß die 
Schwierigkeiten des Transportes unter dieſen Verhältniſſen ganz außer⸗ 
ordentlich groß ſind. Nach den letzten, dem Außenminiſter zugekommenen 
Nachrichten iſt die Anarchie in ganz Rußland in ſtetiger Zunahme begriffen. 
Es berrſcht ein Chaos, der Kampf aller gegen alle. Unſer Ziel bei alle⸗ 
dem kann und wird nur ſein, alles Menſchenmögliche zu machen, um 
unſerer heldenmütigen Bevölkerung jene Zuſchüſſe an Nahrungsmitteln zu 
verſchaffen, die fie mit Recht verlangt, und die fie ſich durch lange Ent⸗ 
behrungen und ſtandhaftes Durchhalten verdient hat. Die Prophezeiungen, 
ob und in welchem Maße dies gelingt, find bei der zunehmenden Anarchie 
in Rußland unmöglich. Gelingt es nicht, dann werden auch die übrigen 
Beſtimmungen des Vertrages hinfällig. Dann bleibt uns immer noch der 
eine Vorteil, den Kriegszuſtand mit der Ukraine wie mit der Petersburger 
Regierung beendet zu haben. 

Der andere wichtige Punkt des Vertrages iſt dis Cholmer Klauſel. 
Von dem Vertreter der ukrainiſchen Rada und der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
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Regierung wurde geſtern eine ergänzende interpretierende Erklärung zu 
dem Friedensvertrage unterfertigt, wonach das Cholmer Gouvernement 
nicht an die ukrainiſche Republik fällt, ſondern über deren Los ſeinerzeit 
durch eine gemiſchte Kommiſſion nach ethnographiſchen Grundſätzen und 
nach Anhörung der Wünſche der Bevölkerung beſtimmt werden ſoll. Der 
Paſſus lautet: „Zur Vermeidung von Migßverſtändniſſen bei der Auslegung 
des Punktes II Artikel 2 des am 9. Februar 1918 in Breſt⸗Litowſtk zwiſchen 
Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und 
der ukrainiſchen Volksrepublik andererſeits geſchloſſenen Friedensvertrages 
wird feſtgeſtellt, daß die im zweiten Alinea dieſer Vertragsbeſtimmung vor⸗ 
geſehene gemiſchte Kommiſſion bei Feſtſetzung der Grenze nicht gebunden 
ut, die Grenzlinie durch die Orte Bilgoraj, Szeezebrzſzyn, Krasnoſtaw, 
Pugaszow, Radim, Meſhiretſchie, Sarbaki zu legen, ſondern das Recht 
beſitzt, auf Grund des Artikels II Punkt 2 dieſes Friedensvertrages die aus 
ethnographiſchen Verhältniſſen und Wünſchen der Bevölkerung ſich ergebende 
Grenze auch öſtlich der genannten Linie zu führen.“ 

Die erwähnte gemiſchte Kommiſſion wird aus Vertretern der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile und aus Vertretern Polens gebildet werden, und jede 
dieſer Parteien wird die gleiche Anzahl von Delegierten in die Kommiſſion 
entſenden. Die vertragſchließenden Teile werden im Einverſtändnis mit⸗ 
einander 9 zu welchem Zeitpunkte dieſe Kommiſſion zuſammen⸗ 
treten wird.“ 


Eine andere Löſung der nationalumſtrittenen Cholmer Frage war nicht 
möglich, ohne den Frieden zu verderben. Rußland dekretierte für ſeine Ge⸗ 
biete das bis zur völligen Lostrennung gehende Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völter. Wir haben dieſen Standpunkt für die beſetzten Gebiete angenommen, 
und alle Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk wurden auf dieſer Grundlage 
geführt. Wir haben das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker von Litauen, 
Kurland und Polen anerkannt, und kein logiſcher oder moraliſcher Grund 
iſt auffindbar, der den Ukrainern ein Recht nehmen ſoll, das den anderen 
Völkern Rußlands gewährt wurde. Die Herren vom Polenklub können nicht 
leugnen, daß ein großer Teil des Cholmer Gouvernements ſtark mit ukrai⸗ 
niſcher Bevölkerung durchſetzt iſt und daß auch dieſe Nation das Recht hat, 
gehört zu werden. 

Ich gehe weiter. Die ernſte Pflicht der öſterreichiſch⸗ungariſchen Re 
gierung war es, den Frieden zu erreichen. Das, was in Breſt geſchaffen 
wurde, it ein Friede für das Volk, und niemals hätten es die Völker Oſter⸗ 
reich⸗Ungarns verſtanden, wenn wir dieſen Frieden zerſchlagen, wenn wir 
die Möglichkeit, Getreide zu erhalten, abgewieſen hätten, nur deshalb, damit 
das Gouvernement Cholm in ſeiner ganzen Ausdehnung und bedingungslos 
an Polen falle. Die Regierung tritt vor dieſes Haus, ſie tritt vor die ge⸗ 
ſamte Offentlichkeit mit der Frage, welches die Antwort geweſen wäre, wenn 
der Miniſter des Außern zurückgekommen wäre und erklärt hätte, er habe 
den Frieden zerſchlagen und verdorben, weil er der Bevölkerung des Cholmer 
Gouvernements nicht das Recht habe geben wollen, ebenſo gehört zu werden 
wie die polniſche. Auch der Präſident der Vereinigten Staaten hat in ſeinem 
öffentlichen Gedankenaustauſch mit uns den Satz geprägt, daß Völker und 
Provinzen nicht von einer Staatsoberhoheit in eine andere herumgeſchoben 
werden ſollen, als ob es ſich lediglich um Gegenſtände oder Steine in 
einem Spiele handelte, daß alſo Veränderungen nicht ohne Zuſtimmung der 
Völker vorgenommen werden ſollen. Die Ukrainer haben das gleiche Recht 
wie andere Völker, mitzuſprechen, wenn eine Veränderung ihrer ſtaatlichen 
Zugehörigkeit vor ſich geht. Hätten wir gehandelt, wie die Herren vom 
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Polenklub es heute verlangen, ſo hätten wir nicht nur den ukrainiſchen 
Frieden zerſchlagen, wir hätten auch die zarten Fäden zerriſſen, die vielleicht 
um allgemeinen Frieden führen können, und die Stimmen, die ſich zur 

erteidigung einer ſolchen Regierung erhoben hätten, wären, wenn ſch 
überhaupt welche erhoben hätten, verſchwunden unter dem brauſendem Orkan 
der Empörung aller öſterreichiſchen Völker. 

Angeſichts dieſer Erwägungen muß ich auch gewiſſe Inſinuationen, 
die bezüglich der erörterten Frage über das Verhältnis zwiſchen Oſterreich⸗ 
Ungarn und Deutſchland lautgeworden ſind, mit allem Nachdruck ablehnen. 

Nun zu Rußland. Die Petersburger Regierung ſteht mit Oſterreich⸗ 
Ungarn, wie ſie ſelbſt erklärte, nicht mehr im Kriege und wird nach menſch⸗ 
licher Vorausſicht der Kriegszuſtand nicht wieder aufleben. Den deutſchen 
Hilferufen aus Eſtland und Livland folgend, entſchloß ſich Deutſchland, 
weiter in das Innere zu marſchieren, um jene unglücklichen Konnationalen, 
die in dieſen Provinzen leben, vor dem ſicheren Verderben zu ſchützen. 
Wir ſind in vollem Einvernehmen mit unſeren treuen Bundesgenoſſen zu 
dem Schluß gelangt, uns an dieſer militäriſchen Aktion nicht zu beteiligen. 
Unſer Hauptbeſtreben bleibt nach wie vor, den zahlreichen öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staatsangehörigen, die ſich noch auf ruſſiſchem Boden befinden, 
aber nach dem Worte der ruſſiſchen Regierung nunmehr in Freiheit ſind, 
raſcheſtens Hilfe zu bringen. Die däniſche Regierung, der wir nicht ge⸗ 
nügend für ihre aufopfernde Hilfe danken können, tut das Menſchenmög⸗ 
lichſte Seit Rußland den Krieg für beendet erklärte, ſind bereits über 
20000 Kriegsgefangene an der Grenze eingetroffen. Der Zuſtrom hält an, 
und fo weit die chaotiſchen Verhältniffe, die in Rußland herrſchen, es ges 
ſtatten, iſt die Hoffnung berechtigt, daß es uns gelingen wird, unſere 
Brüder und Söhne in abſehbarer Zeit wieder auf heimatlichem Boden 
begrüßen zu können. Der Miniſter des Außern beabſichtigt auch, ſo bald 
wie möglich die Verhandlungen mit der ruſſiſchen Regierung betreffs Ge⸗ 
fangenenaustauſch uſw. wieder aufzunehmen. Die in der Ukraine befind⸗ 
lichen Kriegsgefangenen, deren Zahl ziemlich groß iſt, werden ſelbſtverſtänd⸗ 
lich 9 ſo raſch es die dortigen Verhältniſſe erlauben, heimbefördert 
werden.“ 

Der Miniſterpräſident bittet ſchließlich, ſeine Mitteilung zur Kenntnis 
zu nehmen. 

20. Februar. Im deutſchen Reichstag leitet Staatsſekretär 
Dr. v. Kühlmann die Verhandlungen des Plenums über den Friedens⸗ 
vertrag mit der Ukraine durch folgende Darlegungen ein: 


„Die Vorlage, welche die verbündeten Regierungen Ihnen heute zur 
Beratung und Beſchlußfaſſung unterbreiten, betrifft den erſten Friedens ſchluß 
in dieſem gewaltigſten der Kriege aller Zeiten. Es iſt der Friedensvertrag 
zwiſchen Deutſchland und ſeinen Verbündeten einerſeits und der ukrainiſchen 
Volksrepublik andererſeits. Die Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk haben ſeit 
der Weihnachtspauſe durch das Auftreten einer offiziellen ukrainiſchen Friedens⸗ 
miſſion unter Führung des Miniſters Holubowitſch einen neuen Charakter 
angenommen. Schon bei den Waffenſtillſtandsverhandlungen und in der 
erſten Hälfte der Beſprechungen der ruſſiſchen Kommiſſion war ein Vertreter 
der ukrainiſchen Volksrepublik zugegen. Er trat aber weniger hervor. So⸗ 
bald die Miſſion Holubowitſch offiziell ſich in Fühlung mit uns geſetzt hatte, 
begannen mit ihm die Verhandlungen über die Möglichkeit, mit der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik ein friedliches Verhältnis herzuſtellen. 

Die ukrainiſche Volksrepublik iſt ein junges Staatsweſen. Sie iſt 
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eines jener Gebilde, welche auf dem Boden des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs entſtanden ſind, nachdem dieſer morſche und mit der Schuld an der 
Entfeſſelung dieſes Krieges belaſtete Bau unter dem Stoß der deutichen 
Armee zuſammengebrochen war. Ich glaube, es iſt nicht zuviel geſagt, wenn 
ich behaupte, daß nebſt dem Großruſſentum, das feinen, Schwerpunkl in 
Moskau und in Petersburg hat, der kleinruſſiſche ukrainiſche Vollsſtamm 
eines der ſtärkſten und vitalſten Elemente iſt, aus denen das ruſſiſche Reich 
ſich zuſammengeſetzt hat, und es wird jeden Beobachter mit Erſtaunen er⸗ 
füllt haben, wie raſch der Gedanke des nationalen Selbſtbewußiſeins in 
dieſer Volksrepublik um ſich gegriffen hat, und wie ſtark bei der verhältnis⸗ 
mäßigen Jugend dieſes Staates die Begeiſterung und der Opfermut für 
den ukrainiſchen Gedanken bereits in die Erſcheinung getreten ſind. Die 
Ukraine, welche allgemein geſprochen, das geſamte füdliche Rußland umfaßt, 
birgt innerhalb ihrer natürlichen ethnographiſchen Grenzen ſowohl die 
reichſten Agrikulturbezirke des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs, als auch 
in bezug auf Bodenſchätze, Kohlen⸗ und Eiſenlager, deren Reichtum und 
Mächtigkeit nur zum Teil bekannt und erſchloſſen iſt. Auch vielverſprechende 
Anſätze einer eigenen Induſtrie finden ſich innerhalb der Grenzen der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik. 

Die konſtituierenden Urkunden finden fich in der Druckſache, die dem 
hohen Hauſe zugegangen iſt. Dieſe konſtitujerenden Urkunden find die Be⸗ 
ſchlüſſe der Zentralrada, der bis vor kurzem allgemein und ausſchließlich 
anerkaunten Vertretung der ukrainiſchen Volksrepublik. 


Wie ich mir an anderer Stelle, im Ausſchuß, auszuführen erlaubt 

habe, beſtanden zwiſchen der großruſſiſchen Vertretung der Bolſchewiki in 
Petersburg und den Vertretern der ukrainiſchen Volksrepublik freundſchaft⸗ 
liche Beziehungen, ſolange Herr Trozki annehmen konnte, die ukrainiſche 
Volksrepublik werde ihre politiſche Richtlinie aus) chließlich nach den Intereſſen 
des Petersburger Kabinetts einrichten. Als aber die ukrainiſchen Abgeſandten 
klar erkannten, daß das Petersburger Kabinett keine aufrichtige 
Friedenspolitik verfolge, begannen ſich die Wege der beiden Dele⸗ 
gationen zu trennen. Denn die Ukrainer ſtanden auf dem Standpunkt: 
dieſer Krieg iſt ein Krieg, der uns vom Zarismus aufgedrungen worden 
iſt; wir wollen in keiner Weiſe für die Sünden des Zarismus und ſeine 
politiſche Betätigung verantwortlich ſein, unſer Volk will den Frieden, und 
wir werden auf dem geradeſten und kürzeſten Wege den Wunſch unſeres 
Volkes nach Frieden zu erfüllen verſuchen. 
j Die Verhandlungen waren nicht ganz leicht. Wie die meiſten derartigen 
jungen Völker, bei welchen die nationalen Ideale und die nationalen Wünſche 
nicht frei von Überſchwang ſind, ſtellten die Vertreter der ukrainiſchen Volks⸗ 
republik territoriale Forderungen, welche ſchwer zu erfüllen waren. Die 
Abgrenzung innerhalb Rußlands ſelbſt mußte einem ſpäteren Zeitpunkt und 
der Auseinanderſetzung mit der dann am Ruder befindlichen ruſſiſchen Re⸗ 
gierung anheimgegeben werden. Für uns kam lediglich in Betracht, nach 
Weſten zu die Grenzen des neuen Staatsweſens zu beſlimmen. Von allen 
Punkten des Vertrags hat derjenige über die Weſtgrenze insbeſondere in 
Polen die meiſte Beachtung gefunden und bei den Polen auch die leb⸗ 
hafteſte Kritik erfahren. . 

Es wäre irrtümlich, anzunehmen, daß die mit der Beratung und dem 
Abſchluß dieſes Vertrages betrauten Staatsmänner ſich der einſchneidenden 
Wichtigkeit der betreffenden Beſtimmungen nicht bewußt geweſen wären. 
Ich brauche nicht darauf hinzuweiſen, daß, ſo ſchwerwiegend die betreffenden 
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noch ganz erheblich ſchwerwiegender find. Bei uns find es in erſter Linie 
Intereſſen außenvolitiſcher Natur, die dadurch berührt werden; bei ihr 
find es vitale Intereſſen außenpolitiſcher Natur und folgenſchwere Inter⸗ 
eſſen innerpolitiſcher Natur, welche durch dieſe Frage berührt werden mußten. 
Daß der Abſchluß ſo erfolgt iſt, wie er erfolgt iſt, entſprang der Erwägung, 
welche auch der Miniſterpräſident v. Se dler geſtern in Wien in ſeiner Rede 
im Reichsrat geltend gemacht hat, daß nach Lage der Verhandlungen die 
Befürchtung gerechtfertigt war, ein weiteres Zurückſchrauben der 
ukrainiſchen Anſprüche an der Cholmer Grenze würde das 
Scheitern des Vertrages zur Folge gehabt haben. 

Dieſe Verantwortung konnten weder Graf Czernin noch ich auf uns 
nehmen. Ich bin überzeugt, daß die erdrückende Mehrheit des deutſchen 
Volkes ein ſolches Vorgehen nicht verſtanden und ein ſolches Vorgehen der 
Opferung eines ſonſt von uns erwünſchten und diplomatiſch wichtigen 
Friedens einer ſolchen Erwägung auf das ſchärfſte und ich glaube mit 
Recht mißbilligt hätte. Daß wir die volniſchen Belange, das Intereſſe einer 
objektiv gerechten völkiſchen Abgrenzung, auch damals ſchon in hohem Grade 
im Auge gehabt haben, ergibt ſich aus der Faſſung der einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmung, insbeſondere aus der Tarfache, daß die Grenzlinie nur mit Hilfe 
einiger Punkte im allgemeinen feſtgelegt wurde, die Ziehung der Grenze 
im einzelnen einer kommiſſariſchen Unterſuchung vorbehalten war. Wie die 
Herren aus den geſtern in Wien gemachten Mitteilungen entnommen haben, 
haben erneute Verhandlungen, welche die öſterreichiſch-ungariſche Regierung 
im Einvernehmen mit der deutſchen Regierung mit den Ukrainern geführt 
hat, das Ergebnis gezeitigt, daß der Paragraph über die endgültige Feſt⸗ 
legung der Linie noch in erheblich ausgedehmerer Weiſe interpretiert werden 
kann, ſodaß die ethnographiſch gegebene Lage und die Wünſche der Be⸗ 
völkerung im weiteſtgehenden Maße Berückſichrigung finden konnen, auch 
indem über die an ſich als Leitlinie gegebenen Punkte hinaus gegangen 
werden kann Da bei der hierfür in Ausſicht genommenen Kommiſſion 
außer den Verbündeten auch Polen durch Abgeordnete vertreten ſein wird, 
ſcheint mir im Rahmen des Möglichen alles getan worden zu ſein, um eine 
gerechte, den völkiſchen Verhäliniſſen entſprechende Abgrenzung der dortigen 
Gegend zu erreichen. Es mag die Frage auftauchen, warum denn die 
ukrainiſche Delegation bei den Breſter Verhandlungen weitgehende Anſprüche 
ſtellte und jetzt im Laufe weiterer Beſprechungen hiervon das eine oder 
andere nachgelaſſen habe. Die Motive im einzelnen ſind natürlich ſchwer 
zu beſtimmen. Jedenfalls beweiſt der Vorgang, daß das unabläſſige Be⸗ 
ſtreben der Mittelmächte, in dieſer Beziehung gerechte Wünſche zu erfüllen, 
am Werke geblieben iſt. Die ukrainiſche Delegation hat wahrſcheinlich auch 
aus dem Laufe der Ereigniſſe aus der perſönlichen Berührung mit der 
Almoſphäre der Haupiftädte — es be'gnden ſich ukrainiſche Delegierte ſo⸗ 
wohl in Wien wie in Berlin — die Überzeugung geſchöpft, daß eben eine 
Pflege aufrichtigen und herzlichen Verhältmiſſes zu den Minelmächten auch 
mit einigen territorialen Opfern an dieſer heißumſtrutenen Grenze nicht zu 
teuer erkauft ſein würde. Daß die Cholmer Grenze einen weſentlichen und 
viel umſtrittenen Beſtandteil des Vertrages bildet, legt die Gefahr nahe, 
daß die Beſprechung über den ukrainiſchen Friedensvertrag ſich zu einer 
allgemeinen Diskuſſton der polniſchen Politik erweitere. Wenn ich einem 
Wunſche Ausdruck geben darf, ſo möchte ich dies nicht als erwünſcht be⸗ 
zeichnen. Ich glaube, daß zahlreiche Gelegenheiten ſich noch bieten werden, 
Gelegenheiten, bei denen eine Beleuchtung und Beſprechung der mit der 
polniſchen Frage zuſammenhängenden Zukunflsprobleme unumgänglich not⸗ 
wendig wird, und ich fürchte, daß, wenn wir in die allgemeine Beſprechung 
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der polnischen Frage aus dieſem Anlaß eintreten, die Debatte über das 


Maß deſſen hinaus ſich erſtrecken könnte, was mit der Erledigung der 
Vorlage über den ukrainiſchen Friedensvertrag unmittelbar zuſammenhängt. 


Neben den politiſchen Motiven, die aus dem Gebiet der hohen Politik 
ſtammen, hat auch die Erwägung bei dem Entſchluß zum Vollzug dieſes 
Vertrages mitgewirkt, daß die Ukraine, wie glaubwürdig angenommen wird, 
auch jetzt noch nach ſo langem Kriege weſentliche Vorräte ſowohl an Brot⸗ 
getreide als an Futtermitteln beſitzt welche ſie zum Teil abzugeben in der 
Lage iſt. Sowohl für uns, wie noch in erhöhtem Grade für die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie iſt die Herſtellung eines geordneten Handelsverkehrs 
mit der Ukraine, der Austauſch der dort vorhandenen Überſchüſſe an Ge⸗ 
treide, Futtermitteln und Rohſtoffen gegen bei uns und in Oſterreich vor⸗ 
handene Induſtrieprodukte ein ganz weſentliches Intereſſe. Dieſes Inter⸗ 
eſſe wird, wie ja auch in den Kundmachungen der beiden Regierungen 
bereits verlautbart iſt, im Einvernehmen mit der ukrainiſchen Regierung 
dazu führen, daß die Erleichterung insbeſondere des Babhnverkehrs Gegen⸗ 
ſtand gemeinſamen Studiums und gemeinſamer Maßregeln bilden wird. 


Auf den rechtlichen und handelspolitiſchen Teil des ukrainiſchen 
Friedens möchte ich hier im einzelnen nicht näher eingehen. Dieſe Gegen⸗ 
ſtände eignen ſich ihrer Natur nach in erſter Linie nur zur kommiſſariſchen 
Beratung von ſachverſtändigen Kommiſſaren. Ich glaube aber ſo viel ſagen 
zu können, daß in dieſem erſten Vertrage, dem eine gewiſſe vorbildliche 
Bedeutung und Wichtigkeit zukommt, da erfahrungsgemäß im diplomatiſchen 
Leben einmal vorliegende Abmachungen doch mehr oder minder auch bei 
ſpäteren Vorgängen als Grundlagen dienen, die Wiederherſtellung der 
Rechtsbeziehungen in dem Umfange vollkommen gewährleiſtet iſt, den wir 
brauchen, um mit dieſem wichtigen Teil des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reiches in vollkommener Rechtssicherheit ſowohl diplomatiſch⸗konſulariſch als 
handelspolitiſch verkehren zu können. Auch die handelspolitiſchen Ab 
machungen bieten, ſoweit ich bisher Stimmen aus Intereſſenkreiſen ver⸗ 
nehmen konnte, diejenige Gewähr, welche notwendig iſt, um einen gefunden 
Handel wieder aufleben zu laſſen, ſobald die Schwierigkeiten, die jetzt noch 
in den politiſchen Verhältniſſen gegeben find, dies zulaſſen. 

Vielfach klang bei den Kritiken, die an dem Abſchluß des ukrainiſchen 
Vertrages geübt worden ſind, ein Unterton durch, als ſei der Abſchluß des 
Vertrages mit der Ukraine geeignet geweſen, den Abſchluß des Friedens 
mit der bolſchewiſtiſchen Regierung in Petersburg zu beinträchtigen oder zu 
gefährden. Ich kann auf Grund der doch immerhin genauen Einſicht, die 
ich durch die wochenlangen täglichen Verhandlungen gewonnen habe, das 
hohe Haus verſichern, daß dies abjolut nicht der Fall iſt. Wenn es über- 
haupt ein Mittel gab, Herrn Trozki zur Unterzeichnung eines befriedigenden 
Friedensvertrages zu vermögen, ſo war es gerade die vollzogene Tatſache 
der Unterzeichnung des ufraintichen Friedens, und ich halte den Abſchluß 
dieſes Friedens auch heute noch für ein wichtiges Hilfsmittel, um auch mit 
der Trozkiſchen Regierung zu einem für beide Teile erträglichen Abſchluß 
zu gelangen. , 

Dies bringt mich auf die Verhandlungen mit den Großruſſen, welche 
neben den ukrainiſchen Verhandlungen hergegangen ſind und, wie dieſem 
hohen Hauſe bekannt iſt, zu der einſeitigen Erklarung des Herrn Trozki 
eführt haben, die, wenn auch in verſchleierter Form, einen Abbruch der 
Friedensverhandlungen darſtellt. Auch die Auffaſſungen und die Ereigniſſe, 
welche ſich an dieſen Abbruch geknüpft haben, ſind dieſem hohen Hauſe 
genügend bekannt. Ich glaube, ich kann mich aber bei dem hiſtoriſchen 
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Rückblick ſehr kurz faſſen, denn mittlerweile find neue Vorgänge eingetreten, 
welche für die Beziehungen zu Großrußland, ſoweit es durch das bolſche⸗ 
wiſliſche Kabinett vertreten iſt, von immerhin erheblichem Einfluſſe ſein 
dürften. Auf das erneute Vorgehen der deutſchen Heere, ein Vorgehen, 
über deſſen Einzelheiten die Herren durch den Heeresbericht unterrichtet 
ſind, hat geſtern das Volkskommiſſariat von Petersburg einen Funkſpruch 
an die Regierung des Deutſchen Reiches gerichtet, welcher nach einem 
einleitenden Paſſus über die Behandlung des Waffenſtillſtandsvertrages ſagt: 


„Der Rat der Volkskommiſſare fieht ſich veranlaßt, in Anbetracht 
der geſchaffenen Lage ſein Einverſtändnis zu erklären, den Frieden unter 
den Bedingungen zu unterzeichnen, welche von den Delegationen des 
Vierbundes in Breſt⸗Litowſk geſtellt wurden. Der Rat der Volkskommiſſare 
erklärt, daß die Antwort auf die von der deutſchen Regierung geſtellten 
genauen Bedingungen unverzüglich gegeben wird.“ 


Dieſe durch Funkſpruch ergangene Mitteilung ſtellt nach den Erfah⸗ 
rungen, die wir mit Funkſprüchen gemacht haben — es iſt der amtliche 
Charakter derartiger Funkſprüche im Laufe der Verhandlungen manchmal 
abgeleugnet worden —, für uns kein abſolut verbindliches Dokument dar. 
Wir haben daraufhin der Petersburger Regierung mitgeteilt, der Funkſpruch 
ſei von uns empfangen worden, wir baten um eine ſchriftliche Beſtätigung 
ſeines Inhalts an unſere Linien und haben die Mitteilung erhalten, daß 
die Regierung der Volkskommiſſare die ſchriftliche Beſtätigung umgehend 
an die Linien ſchicken werde. 

Nach den bisherigen Erfahrungen in den Verhandlungen mit Trozli 
und ſeinem Kabinett möchte ich nicht, daß irgendwie in der breiteren 
Offentlichkeit der Eindruck entſtünde, als ſei nunmehr alles glatt und klar, 
als hätten wir den Frieden mit Rußland in der Taſche. Ich würde einen 
ſolchen Eindruck hauptſächlich deswegen beklagen, weil ich der ehrlichen und 
aufrichtigen Friedensliebe des deutſchen Volkes, welche von der Regierung 
in vollſtem Maße geteilt wird, Enttäuſchungen erſparen möchte. 

„Die Ereigniſſe werden ſich ja jetzt verhältnismäßig raſch abrollen. 
Wir find mit unſeren Bundesgenoſſen über dieſe neue, hier vorliegende 
Tatſache in einen Gedankenaustauſch eingetreten, der bei der weitgehenden 
Durcharbeitung der Gegenſtände, um die es ſich handelt, die in Breſt⸗ 
Litowſk vorgenommen worden iſt, gleichfalls in aller Kürze zu Ende gebracht 
werden kann. Eine weſentliche Verſchiebung der Verhandlungsbaſis dürfte, 
ſoweit ſich das bis jetzt überſehen läßt, nicht eintreten. 

„Wenn ich die durch dieſe Mitteilung geſchaffene Lage genau um⸗ 
ſchreiben kann, wie ich ſie nach gewiſſenhafter Erwägung anſehe, ſo möchte 
ich ſagen: die Ausſichten auf Abſchluß eines Friedens mit der Regierung 
der Volkskommiſſare ſind durch den Abſchluß des Friedens mit der Ukraine 
und durch den von uns jetzt ausgeübten militäriſchen Druck, durch das 
Scheitern gewiſſer Hoffnungen, die man ſich zweifellos in Pelersburg ge⸗ 
macht hat, bei uns erheblich beſſer geworden. Es kann der Hoffnung 
Ausdruck gegeben werden, daß wir jetzt zum Ziele kommen. Aber der 
Freude über das große Ereignis eines wirklichen Abſchluſſes mit Rußland 
ne 11 uns erſt hingeben, wenn die Tinte unter dem Dokument 
trocken iſt. 

Ich brauche Ihnen, meine Herren, die Annahme der Vorlage nicht 
beſonders zu empfehlen. Der Eindruck, den ich ae, im Lande hatte, 
wenn ich mit einfachen Leuten ſprach, war der, daß die Offentlichkeit dieſen 
Abſchluß mit Erleichterung und e aufgenommen hat und als den 
erſten Schritt zu einer beſſeren Zukunft, zu einer Wiederherbeiführung des 
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allgemeinen Friedens begrüßt, den wir alle erſtreben und den wir bei 


ruhiger klarer, feſter und entſchloſſener Führung unferer auswärtigen Politik 


in abſehbarer Zeit auch zu erreichen hoffen.“ 


Abg. Gröber (tr.): Namens meiner Partei habe ich der 
Freude Ausdruck zu geben, daß wir bei Beginn unſerer Tagung dem 
erſten Friedensvertrag unſere Zuſtimmung geben können. Hoffent⸗ 
lich wird bald der Friedensvertrag mit Großrußland und anderen 
Gegnern folgen. Zu der Form des Friedensvertrags habe ich zu 
bemerken, daß als Vertreter für die kaiſerlich deutſche Regierung 
nur Herr v. Kühlmann genannt iſt. Bei der Unterzeichnung trat 
aber auch als Vertreter der deutſchen oberſten Heeresleitung General⸗ 
major Hoffmann hinzu. Generalmajor Hoffmann hätte den Vertrag 
als Vertreter der faiferlichen Regierung mit unterzeichnen konnen; 
aber die oberſte Heeresleitung kann nicht als Kontrahent neben dem 
Bevollmächtigten der Regierung auftreten. Die Beſtimmungen des 
Vertrags müſſen wir als notwendig betrachten, beſonders gilt das 
auch von der Beſtimmung, daß das Gouvernement Cholm zur Ukraine 
gerechnet wird. Einige vorwiegend polniſche Bezirke hätte man aller⸗ 
dings beſſer zu Polen geſchlagen. Die Frage der Rückwanderer bedarf 
unserer beſonderen Aufmerkſamkeit. — Abg. Dr. David (Soz.): Der 
mitgeteilte hocherfreuliche Funkſpruch aus Petersburg ſtellt uns vor 
eine ganz neue Situation und läßt die zuſammengeſunkene Hoffnung 
auf einen Frieden mit Groß-Nußland wieder aufleben. Gegenüber 
dem Skeptizismus des Staatsſekretärs müſſen wir dafür ſorgen, daß 
die Hoffnungen nicht von neuem zuſammenbrechen. Die Schuld des 
Scheiterns der Verhandlungen in Breſt darf man nicht nur auf der 
ruſſiſchen Seite ſehen. Die bisherigen Fehler dürfen nicht wieder⸗ 
holt werden. Der alldeutſchen konſervativen Preſſe, die nur in Trozki 
den Schuldigen ſieht, können wir nicht folgen. Gewiß wollten die 
Bolſchewiſten die Erzeugung einer internationalen Revolution als 
Weg zum Weltfrieden. Aber ſie ſind in der ganzen internationalen 
Welt damit in einer kleinen Minderheit geblieben. Als die Mittel⸗ 
mächte die Friedensziele der Bolſchewiſten als diskutable Grundlage 
des Friedens annahmen, wurde die Nachricht in Rußland mit Er⸗ 
ſtaunen und Jubel aufgenommen. Die Gegner der Bolſchewiſten er⸗ 
kannten das als einen ungeheuren Erfolg der Bolſchewiſten an. 
Dieſe luden zu einer Friedensfeier auf den 30. Dezember ein. Als 
am 28. Dezember die Erklärungen vom 27. Dezember bekannt 
wurden, ſchlug das Bild um. Es gab ungeheure Enttäuſchungen 
und ungeheures Frohlocken der Gegner der Bolſchewiſten. Wenn die 
Bolſchewiſten den Frieden nicht wollten, hätten ſie doch umgekehrt 
erſt trauern und nachher jubeln müſſen. Nach der Bereitſchafts⸗ 
erklärung der ruſſiſchen Regierung ſollten auch die militäriſchen 
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Operationen zurückgenommen werden. In die inneren Verhältniſſe 
in Finnland, Eſtland, Livland und der Ukraine wollen wir uns nicht 
einmiſchen. Unſer Intereſſe in der Ukraine beſchränkt ſich darauf, 
daß wir die Lebensmittel abtransportieren. Dazu iſt nur eine 
Sicherung der Verkehrsverhältniſſe notwendig. Den Bedenken des 
Abg. Gröber über das Gouvernement Cholm ſchließen wir uns an. 
Die Polen hätten unbedingt gehört werden müſſen. Es muß alles 
geſchehen, um zu verhüten, daß die deutſch⸗polniſche Verſtändigung 
zuſammenbricht. Die Verſtändigung im Oſten wird auch auf den 
Weſten wirken. Deshalb muß mit aller Macht und aller Ehrlichkeit 
dieſe Verſtändigung angeſtrebt werden. Jedenfalls erwartet unſere 
Partei ſie und ſieht ſie als Vorausſetzung an für unſere Mit⸗ 
arbeit. — Abg. Seyda (Pole): Mit Bedauern hören wir, daß auch 
das Zentrum dem Friedensvertrag zuſtimmt. Alle ſchönen Grundſätze 
von der Wahrung des Selbſtbeſtimmungsrechts und der Ablehnung 
von Annexionen ſind außer acht gelaſſen. Selbſt von einer Teilung 
Polens wird geſprochen. Wir Polen lehnen dieſen Friedensvertrag 
ab als einen Akt der Gewalt und boffen, daß ſich die übrigen 
Parteien uns anſchließen. — Vizepräſident Dove (Fortſchr. Volksp.): 
Der Aufforderung zur Ablehnung des Friedensvertrages können wir 
nicht nachkommen. Wir haben die Intereſſen des deutſchen Volkes 
zu vertreten und entſprechend zu handeln. Es heißt die Wahrheit 
auf den Kopf ſtellen, wenn man aus dieſem Vertrag eine neue 
Teilung Polens herauslieſt. Wir begrüßen den Friedensvertrag 
namentlich vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus. Wir halten es aber 
nicht für richtig, daß ein Vertreter der oberſten Heeresleitung den 
Friedensvertrag mitunterzeichnet hat. Fremde Nationalitäten wollen 
wir uns nicht angliedern. Wir hoffen, daß wir nun auch zu einem 
Frieden mit Großrußland kommen werden. — Abg. Dr. Strejemann 
(natl.): Wir danken Herrn v. Kühlmann für feine Zähigkeit und 
Geſchicklichkeit und ſein Pflichtgefühl, das ihn den Widerwillen über⸗ 
winden ließ, ſich mit einem Herrn Radek an einen Tiſch zu ſetzen. 
Die Unterzeichnung des Vertrages durch die oberſte Heeresleitung 
iſt nicht ganz in Ordnung, aber das iſt von untergeordneter Be⸗ 
deutung. Wir danken es doch der oberſten Heeresleitung, daß wir über⸗ 
haupt zu einem Friedensſchluß gekommen ſind. Grundſätzlich ſtimmen 
alle Parteien dem Vertrag zu. Weshalb will man ſich da an Formali⸗ 
täten ſtoßen? Es ſollte aber künftig unterbleiben, daß einzelne 
Bundesſtaaten Vertreter zu den Verhandlungen entſenden. Wir wollen 
als deutſche Einheit gelten. Nach Dr. David ſoll das Friedensbedürfnis 
der Bolſchewiſten groß ſein; dabei unterdrückten ſie jeden Verſuch, 
das Selbſtbeſtimmungsrecht praktiſch anzuwenden. Wir müſſen in den 
ruſſiſchen Friedensvertrag die Forderung aufnehmen auf ſofortige 


[168] Deutſcher Geſchichtskalender. 


Freilaſſung der deutſchen Gefangenen in Eſtland und Livland und 
die Anerkennung der Ukraine. Ein zweiter Friede darf uns den 
erſten nicht ſtören. Die Gefühle der Polen verſtehen wir, die ſie 
erfüllten, wo ihnen ein Teil ihres erträumten Zukunftslandes ge⸗ 
nommen wird. Was hätte man aber zu den Staatsmännern geſagt, 
wenn wegen des Cholmer Bezirkes die Verhandlungen geſcheitert 
wären? Sie wären geſteinigt worden. Was haben die Polen dazu 
getan, um ſich Sympathien bei uns zu ſichern? Wenn es zutrifft, 
daß die polniſchen Legionäre mit Rußland gegen die Ukraine ziehen, 
ſo zerreißen ſie den Vertrag vom 5. November 1916. Das wäre 
zu viel verlangt. Sie brauchen keine polniſche Armee, die mit 
Deutſchland gegen Rußland gehen ſollte. Millionen von Menſchen 
ſind in den letzten Tagen die Augen geöffnet worden über den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Anarchie und Ordnung. Wir erkennen die Notwendig⸗ 
keit, daß Oſterreich⸗Ungarn mit rumäniſchem Getreide und künftig 
mit ukrainiſchen Erzeugniſſen bevorzugt wird. Da darf man aber 
in Wien die Dinge nicht auf den Kopf ſtellen. Die Deutſchen in 
den Oſtſeeprovinzen werden für vogelfrei erklärt. Wir müſſen ihnen 
Hilfe bringen; dann können wir getroſt einer Volksabſtimmung ent⸗ 
gegenſehen. Die deutſchen Balten haben ihre deutſche Kultur voll 
bewahrt, ein glänzendes Beiſpiel für die amerikaniſierten Enkel 
deutſcher Großväter. Der Krieg wird nicht durch das Schwert der 
Kritik beendet, ſondern durch die Kritik des Schwertes. Mit einem 
deutſchen Siege werden wir zum Frieden der Welt gelangen. — 
Abg. Graf Weſtarp (konſ.): Der Friedensſchluß iſt Sache des Kaiſers, 
nicht des Parlaments. Wir begrüßen den Friedensſchluß mit der 
Ukraine lebhaft als die erſte Inſel im Meere des Weltkrieges. 
Namentlich im Hinblick auf Oſterreich⸗Ungarn und die Türkei iſt der 
Friedensſchluß zu begrüßen. Die Dardanellenfrage iſt damit erledigt. 
Hinſichtlich der wirtſchaftlichen und der rechtlichen Seite des Vertrages 
iſt gute und tüchtige Arbeit geleiſtet worden, der Vertrag kann im 
großen und ganzen als muſtergültig bezeichnet werden. Es wäre 
beſſer geweſen, wenn man von vornherein mit offenem Viſier in die 
Verhandlungen eingetreten wäre und wenn die deutſchen Intereſſen 
auf Grund der durch das Schwert erworbenen deutſchen Machtſtellung 
gewahrt worden wären. Wir begrüßen das Vorgehen unſerer Truppen, 
da wir die Pflicht haben, den Schutz der Bedrängten in den Oſtſee⸗ 
provinzen auf deren Hilferuf zu gewähren. Das neue Friedensan⸗ 
gebot bringt uns in eine überaus günſtige Lage. Die Bolſchewiki 
müffen anerkennen, daß die von uns beſetzten Gebiete dauernd von 
Rußland losgelöſt ſind. Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker 
werden wir wahren, ſoweit es das deutſche Intereſſe zulaßt. In⸗ 
wieweit es ſich um die militäriſche Sicherung der Grenzen handelt, 
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muß das Einverſtändnis von Hindenburg und Ludendorff eingeholt 
werden; ſie mögen den deutſchen Frieden unterſchreiben. Durch 
Fehler der Berichterſtattung ſind manche Enttäuſchungen hervorge⸗ 
rufen worden. Der ſchlimmſte Fehler war der Bericht vom 11. Februar, 
als W. T. B. lediglich die Erklärung Trozkis veröffentlichte ohne den 
Vorbehalt der deutſchen Regierung. Das hat unſer deutſches Volk 
nicht verdient, daß es ſolche Enttäuſchungen erleben muß. Dieſe 
Anſpannung ſeiner Nervenkräfte ſollte ihm erſpart bleiben. — Abg. 
v. Halem (Deutſche Fr.): Wir begrüßen die vorliegenden Verträge 
und erwarten, daß der Austauſch der ukrainiſchen Agrarprodukte mit 
den deutſchen Induſtrieerzeugniſſen baldigſt in die Wege geleitet 
wird. In unſern Oſtprovinzen iſt eine Trennung von Deutſchen 
und Polen nicht denkbar. Die Polen müſſen die preußiſchen Staats⸗ 
notwendigkeiten anerkennen. — Abg. Ledebvur (Unabh. Soz.): Wir 
zweifeln nicht daran, daß Graf Weſtarp den Frieden will; auch 
Trozki will ihn. Sein Friede iſt aber nicht nach Ihrem Geſchmack. 
Mit der Ukraine, einem Teilſtaat Rußlands, dürfte ein Friede nur 
mit Übereinſtimmung des übrigen Rußland geſchloſſen werden. Die 
inneren Wirren Rußlands ſollen nur einen ſittlichen Vorwand für 
weitere Eroberungsziele abgeben. Dr. Streſemann will keine An⸗ 
nexionen, aber Angliederung polniſcher Gebiete, ſoweit fie das mili⸗ 
täriſche Intereſſe verlangt und die Halbgötter Hindenburg und Luden⸗ 
dorff ſie wünſchen. Wenn man uns den Frieden überließe, würden 
ſich Kinder und Kindeskinder noch darüber freuen. Der Friede iſt 
nur der Vater neuer Kriege. Wir hoffen nicht auf die Regierung, 
daß ſie uns einen wirklichen, dauerhaften Frieden bringen wird. Den 
kann nur das internationale Proletariat durch den Maſſenſtreik er⸗ 
ringen. — Abg. Fürſt Radziwill (Pole): Die Ausnahmegeſetze gegen 
die Polen ſollten dieſe Nation ausrotten. Wir würden der preußiſchen 
Regierung dankbar ſein, wenn ſie dieſe Ausnahmegeſetzgebung ab⸗ 
tragen würde. Ein Verſtändigungsfriede muß auch unter den 
Nationalitäten eintreten. Auch die Polen haben in dieſem großen 
Kriege ihr Blut vergoſſen, ſie kämpfen für Deutſchland, aber auch 
für Polen. — Staatsſekretär v. Kühlmann: General Hoffmann war 
als Vertreter der oberſten Heeresleitung auf Vorſchlag des Reichs⸗ 
kanzlers vom Kaiſer zu den Verhandlungen bevollmächtigt entſandt. 
Das war nötig, weil die Verhandlungen während des Waffenſtill⸗ 
ſtands im beſetzten Gebiet ſtattfanden und es deshalb erwünſcht war, 
jederzeit einen Vertreter der oberſten Heeresleitung zugegen zu haben. 
Dieſe Einrichtung hat ſich gut bewährt und wird wohl auch beibe⸗ 
halten werden. Sie iſt auch nichts Neues. Bei den Haager Ver⸗ 
handlungen waren Militär- und Marinevertreter zugegen. Sie untere 
zeichneten die Verträge, ohne politiſche Bevollmächtigte zu ſein. — 
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Abg. Gröber (Zir.): Dieſe Sache hat nur oberflächliche Bedeutung. 
Es darf aber nicht die Anſicht auftauchen, zum Friedensſchluß ſei die 
Mitunterzeichnung eines Militärs notwendig. 

Die Verträge werden dem Hauptausſchuß überwieſen. 

21. Febrnar. Der Friedensvertrag mit der Ukraine und der 
Zukatzvertrag werden vom Hauptausſchuß des deutſchen Reichstags 
in Abweſenheit der Polen gegen 2 Stimmen der unabhängigen 
Sozialdemokraten angenommen. 

22. Februar. Die zweite Leſung der Verträge mit der Ukraine 
im deutſchen Reichstage bringt nichts Beſonderes. In der ſofort 
anſchließenden dritten Leſung erklärt Abg. Scheidemaun (Soz.): 
Unſere Bedenken gegen die Abgrenzung der Ukraine und Großpolen 
haben wir bereits ausgeſprochen. Trotzdem ſtimmen wir dem Ver⸗ 
trage zu, weil jeder Friedensſchluß die Politik der Kriegstreiber wieder 
erſchüttern half. Wir erwarten, daß bald wieder die Kulturarbeit 
zwiſchen den Völkern begonnen werden kann. — Abg. Fiſchbeck 
(Fortſchr. Volksp.): Wir ſtimmen dem Vertrag zu und erwarten, daß 
die wirtſchaftlichen und Handelsbeziehungen bald aufgenommen werden 
können. Wir find den Männern, die in Breſt-Litowſk mitgearbeitet 
haben, zu Dank verpflichtet; ſie ſind im Begriffe, das Friedenswerk 
fortzuſetzen und auch mit Rumänien zum Frieden zu kommen. Be⸗ 
ſonderer Dank gebührt der oberſten Heeresleitung, die uns die Mög⸗ 
lichkeit des Friedensſchluſſes erſt geſchaffen und dem Gegner in Breſt⸗ 
Litowſt gezeigt hat, daß die Deutſchen ſich nicht verſpotten laſſen. 
Wir wünſchen der jungen ukrainiſchen Volksrepublik von Herzen 
Glück, namentlich aber dem deutſchen Vaterlande, daß es bald zu 
den Segnungen eines ehrenvollen und gerechten Friedens komme. — 
Abg. Stychel (Pole): Die polniſche Nation iſt erſchüttert vor Schmerz 
angeſichts dieſes Vertrages. Er bedeutet die vierte Teilung Polens. 
Die Polen werden ſtets als Fremdkörper in Deutſchland betrachtet 
und als Bürger zweiter Klaſſe behandelt. Es trifft nicht zu, daß 
die Polen nicht ihre Pflicht im Kriege getan hätten. Der Friedens⸗ 
vertrag mit der Ukraine beruht auf einer wohlvorbereiteten Propa⸗ 
ganda. — Abg. Graf Weſtarp (konſ.): Wir ſtimmen dem Vertrag 
zu. Der Notſchrei der Polen iſt übertrieben. Sie haben wohl ver⸗ 
geſſen, was die Deutſchen in Polen geleiſtet haben. Ich erinnere 
allein an die Wegbauten, die unſere Soldaten dort ausgeführt haben. 
Wir bewundern unſer Heer im Vertrauen darauf, daß es Schritt 
für Schritt uns zum vollſtändigen Siege bringen wird. — Abg. 
Fehrenbach (Zir.): Das Wort Friede iſt von beſonderem Zauber⸗ 
klang, der uns beſonders erfreut, weil er von dort kam, wo uns 
die ruſſiſche Dampfwalze zu erdrücken verſuchte. Wir hoffen, daß 
auf der Grundlage dieſes Friedensſchluſſes künftige Friedensſchlüſſe 
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folgen werden. Wir ſchließen den Frieden um des Friedens 
willen. Wenn wir dabei auch den Warenaustauſch erhoffen, ſoll 
man das nicht einſeitig und häßlich verzerren. Die Unterhändler 
in Rumänien begleiten unſere beſten Wünſche. So hoffen wir 
auch mit den Oſtſeeprovinzen zu einem Freundſchaftsverhältnis zu 
kommen. Sie mögen ein freies Staatsgebilde werden aus eigener 
Entſchließung. Wir wollen zeigen, daß wir die wahren Beſchützer 
der kleinen Nationen ſind und ſie ſtützen und halten können 
ohne Eroberungsabſichten. Nicht in Deutſchland leben die Feinde 
Polens, ſondern die Feinde Polens find die Ruthenen und die Leiten. 
An der Tapferkeit der polniſchen Soldaten hat in Deutſchland und 
Oſterreich noch niemand gezweifelt. An der Cholmer Frage durfte 
der Friede nicht ſcheitern. Uns tut jeder Tropfen Blut leid, der 
noch vergoſſen werden wird. Aber wenn unſere Feinde im Weſten 
unſere Hand nicht annehmen, ſo wird unſere Front im Weſten durch⸗ 
halten bis zum deutſchen Siege. — Abg. Dr. Cohn⸗Nordhauſen (Unabh. 
Soz.): Wir können dem Vertrag nicht zuſtimmen. Er ſpielt die 
Ukraine gegen Rußland aus und iſt das Inſtrument zu neuen Zu⸗ 
ſammenſtößen. Es iſt nicht richtig, daß die Balten ſich nach Deutſch⸗ 
land ſehnen: ſie waren die erſten Träger des zariſtiſchen Syſtems. 
Ich ſehe den Tag kommen, an dem die Revolution Deutſchland er⸗ 
reicht und die Völker den Fürſten gegenüber ihr Geſchick ſelber in 
die Hand nehmen. — Abg. Dr. Streſemann (natl.): Die Freude an 
dem Friedensſchluß wird getrübt durch die Reden, die wir heute hier 
hören mußten. Nach den verſöhnlichen Ausführungen des Fürſten 
Radziwill ſprach heute ein Prieſter des Haſſes. Einen ſchlechteren 
Anwalt konnte ſich die polniſche Nation nicht ſuchen, als ſie ihn im 
Abg. Stychel gefunden hat. Ein ſo großes Volk geht nicht ohne 
eigene Schuld unter. Abg. Cohn meint, die ganze Menſchheit lechze 
nach Frieden; und doch lehnt ſeine Fraktion den erſten Frieden ab, 
der weitere Friedensſchlüſſe mit Rußland und Rumänien im Gefolge 
haben wird. Sie bekämpft ihn mit maßloſen Angriffen, reißt das 
eigene Vaterland herunter und gab der Welt erſt Material zum 
Deutſchenhaß. Kriegverkürzend wirkt jo etwas nicht. — Abg. Stychel 
(Pole): Unſer polniſches Vaterland wird ſeit Jahrhunderten ge⸗ 
martert. Für die großen Tugenden des deutſchen Volkes haben wir 
alle Anerkennung. 

Die Verträge werden hierauf gegen die Stimmen der unab⸗ 
hängigen Sozialdemokraten und der Polen endgültig angenommen. 

23. Februar. Die Funkenſtation Zarſkoje Sſelo empfängt um 
Mitternacht ein Funkentelegramm, gerichtet an den Rat der Volks⸗ 
beauftragten und unterzeichnet Hoffmann, in dem mitgeteilt wird, daß 
die deutſche Antwort um ſechs Uhr morgens dem ruſſiſchen Kurier 
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ausgehändigt worden ſei, der ſofort die Rückreiſe angetreten habe. 
Ein zweiter Funkſpruch, an Trozki gerichtet und Graf Czernin unter⸗ 
zeichnet, teilt mit, daß Oſterreich⸗Ungara zuſammen mit ſeinen Ver⸗ 
bündeten Friedensverhandlungen einzuleiten bereit ſei. 


Die deutſche Antwort iſt in Form eines Ultimatums gehalten 
und lautet: 


„Deutſchland iſt bereit, unter folgenden Bedingungen mit Rußland 
die Verhandlungen wieder aufzunehmen und Frieden zu ſchließen: 

1. Das Deutſche Reich und Rußland erklären die Beendigung des 
Kriegszuſtandes. Beide Nationen find entſchloſſen, fortan in Frieden und 
Freundſchaft zuſammen zu leben. 

2. Die Gebiete, die weſtlich der den ruſſiſchen Vertretern in Breſt⸗ 
Litowſk mitgeteilten Linien liegen und zum ruſſiſchen Reich gehört haben, 
werden der territorialen Hoheit Rußlands nicht mehr unterſtehen. Die Linie 
iſt in Gegend Dünaburg bis zur Oſtgrenze Kurlands zu verlegen. Aus 
der ehemaligen Zugehörigkeit dieſer Gebiete zum ruſſiſchen Reich werden 
ihnen keinerlei Verpflichtungen gegenüber Rußlaud erwachſen. Rußland 
verzichtet auf jede Einmiſchung in die inneren Verhältniſſe der Gebiete. 
Deutſchland und Sſterreich⸗Ungarn beabſichtigen das kunftige Schickſal der 
Gebiete im Benehmen mit deren Bevölkerung zu beſtimmen. 

Deutſchland iſt bereit, ſobald der allgemeine Friede geſchloſſen und die 
ruſſiſche Demobiliſierung vollkommen durchgeführt iſt, das öſtlich der oben 
genannten Linie gelegene Gebiet zu räumen, ſoweit ſich nicht aus Artikel 3 
etwas anderes ergibt. 

3. Livland und Eſtland werden von ruſſiſchen Truppen und Roter 
Garde unverzüglich geräumt und von deutſcher Polizeimacht beſetzt, bis 
Landeseinrichtungen die Sicherheit gewährleiſten und die ſtaatliche Ordnung 
hergeſtellt iſt. Alle aus politiſchen Gründen verhafteten Landeseinwohner 
ſind ſofort freizulaſſen. 

4. Rußland ſchließt ſofort Frieden mit der ukrainiſchen Volksrepublik. 
Ukraine und Finnland werden ohne jeden Verzug von ruſſiſchen Truppen 
und Roter Garde geräumt. 

5. Rußland wird alles in ſeinen Kräften Stehende tun, um alsbald 
die ordnungsmäßige Rückgabe der oſtanatoliſchen Provinzen an die Türkei 
ſicherzuſtellen, und erkennt die Abſchaffung der türkiſchen Kapitulationen an. 

6. a) Die völlige Demobilmachung des ruſſiſchen Heeres einſchließlich 
der aka jetzigen Regierung neu gebildeten Heeresteile ift unverzüglich 
durchzuführen. 

b) Die ruſſiſchen Kriegsſchiffe im Schwarzen Meere, in der Oſtſee und 
im Eismeer ſind entweder in ruſſiſche Häfen zu überführen und dort bis 
zum allgemeinen Friedensſchluß zu belaſſen oder ſofort zu desarmieren. 
Kriegsſchiffe der Entente in ruſſiſchem Machtbereich ſind wie ruſſiſche Kriegs⸗ 
ſchiffe zu behandeln. 0 

©) Die Handelsſchiffahrt im Schwarzen Meere und in der Oſtſee wird 
wieder aufgenommen, wie es im Waffenſtillſtandsvertrage vorgeſehen war. 
Das Minenräumen hat ſofort zu beginnen. Das Sperrgebiet im Eismeer 
bleibt bis zum allgemeinen Friedensſchluß beſtehen. a, 

7. Der deutſch⸗ruſſiſche Handelsvertrag von 1904 tritt wie in Artikel VII 
Ziffer 24 des Friedens mit der Ukraine wieder in Kraft, unter Wegfall der 
im Artikel 11 Ziffer 3 Abſatz 3 des Handelsvertrags vorgeſehenen beſonderen 
Vergünſtigungen für aſiatiſche Länder. Ferner wird der ganze erſte Teil des 


Die Friedensverhandlungen in Breſt⸗Litowſk. 173] 


Schlußprotokolls wiederhergeſtellt. Dazu kommen: Sicherung der Ausfuhr⸗ 
freiheit und Ausfuhrzollfreiheit für Erze, alsbaldige Verhandlung und Abſchluß 
eines neuen Handelsvertrages, Sicherung der Meiſtbegünſtigung bis min⸗ 
deſtens Ende 1925 auch für den Fall der Kündigung des Proviſoriums, end⸗ 
lich Beſtimmungen entſprechend Artikel VII Ziffer III, Ziffer IV A Abſatz 1 
und Ziffer Y des Friedens mit der Ukraine. 

8. Die rechtspolitiſchen Angelegenheiten werden geregelt auf Grund⸗ 
lage der Beſchlüſſe erſter Leſung der deutſch⸗ruſſiſchen Rechtskommiſſion, 
ſoweit Beſchlüſſe noch nicht gefaßt find, alſo insbeſondere Erſatz von Zivil⸗ 
ſchäden auf Grundlage der deutſchen Vorſchläge, Erſatz der Aufwendungen 
für Kriegsgefangene auf Grund des ruſſiſchen Vorſchlages. Rußland wird 
deutſche Kommiſſionen zum Schutze deutſcher Kriegsgefangener, Zivilperſonen 
und Rückwanderer zulaſſen und nach Kräften unterſtützen. 

9. Rußland verpflichtet ſich, jegliche amtliche oder amtlich unterſtützte 
Agitation oder Propaganda gegen die verbündeten Regierungen und ihre 
Staats⸗ und Heereseinrichtungen auch in den von den Zentralmächten be⸗ 
ſetzten Gebieten einzuſtellen. m 

10. Vorſtehende Bedingungen find in 48 Stunden anzunehmen. Ruſſiſche 
Bevollmächtigte haben ſich unverzüglich nach Breſt⸗Litowſk zu begeben und 
binnen drei Tagen den Frieden zu unterzeichnen, der innerhalb weiterer 
zwei Wochen ratifiziert ſein muß.“ 

In der Nacht zum 


24. Februar findet in Petersburg eine Vollſitzung des aus⸗ 
führenden Hauptausſchuſſes ſtatt. Nach heftiger Debatte werden die 
deutſchen Friedensbedingungen von Breſt⸗Litowſk, die aber durch die 
letzten Zuſätze v. Kühlmanns ergänzt find, angenommen. 126 Stimmen 
werden dafür und 85 dagegen abgegeben; 26 Mitglieder enthalten 
ſich der Stimme, und 2 Anarchiſten nehmen an der Abſtimmung nicht 
teil. Um 7 Uhr früh wird folgendes Telegramm durch Funkſpruch von 
Petersburg an die deutſche Regierung in Berlin, die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche in Wien, die bulgariſche in Sofia und die osmaniſche in 
Konſtantinopel abgeſandt: 

„Gemäß der vom ausführenden Hauptausſchuß und vom Rat der Ver⸗ 
treter der Arbeiter, Bauern und Soldaten am 24. Februar 4 Uhr 30 Minuten 
früh getroffenen Entſcheidung hat der Rat der Volksbeauftragten beſchloſſen, 
die von der deutſchen Regierung geſtellten Friedensbedingungen anzunehmen 
und eine Abordnung zur Unterzeichnung des Friedens nach Breſt⸗Litowſt 


zu ſenden. 
Der Vorſitzende des Rates der Volksbeauftragten: 
Wlademir Lenin. 
Der Volksbeauftragte für auswärtige Angelegenheiten: 
eo Trozki.“ 

Am ſelben Tage reiſen abends die Delegierten der Vierbund⸗ 
mächte nach Breſt⸗Litowſt ab. 

1. März. Die ruſſiſche Delegation nimmt die Entwürfe zum 
Friedensvertrag nebſt Anlagen und Zuſatzanträgen entgegen. Darauf 
erklärt der Vorſitzende Sokolnikow, daß er von einer Durchberatung 
in Kommiſſionen abſehen wolle. 


174 Deutſcher Geſchichtskalender. 


2. März. Der Vorſitzende und einzel e Mitglieder der ruſſiſchen 
Delegation nehmen Fühlung mit den Delegierten der Verbündeten, um 
ſich über die einzelnen Beſtimmungen der Entwürfe Aufklärungen zu 
verſchaffen. Abänderungswünſche werden ruſſiſcherſeits nicht geäußert. 
Für die Unterzeichnung der Verträge wird in gemeinſamem Einver⸗ 
nehmen der 3. März feſtgeſetzt. 

3. März. Um 11 Uhr vormittags treten die Abordnungen unter 
dem Vorſitz des öſterreichiſch-ungariſchen Botſchafters v. Merey zu 
einer Vollverſammlung zuſammen. Die Vollmachten werden geprüft 
und richtig befunden. Im allſeitigen Einverſtändnis wird vorbehalten, 
daß Staatsſekretär v. Kühlmann und Graf Czernin ihre Unterſchriften 
in Bukareſt nachtragen ſollen. 


Der Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation Sokolnikow gibt hierauf 
zwei Erklärungen ab. Die erſte Erklärung beſchäftigt ſich mit Artikel IV 
Abſatz 3 des Vertragsentwurfes, betreffend Rußlands Verzicht auf Ein⸗ 
miſchung in die Neuordnung der ſtaatsrechtlichen und völkerrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe in den ehemals türfiichen Bezirken Erdehan; Kars und Batum. 
Sokolnikow erklärt, daß dieſe Vertragsbeſtimmung eine Gebietsänderung 
ohne Befragung der Bevölkerung darſtelle und von Rußland nur unter 
Proteſt angenommen werde. In ſeiner zweiten Erklärung betont der 
Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation, das deutſche Ulnmatum habe die ruſſiſche 
Republik im Zuſtande der Demobilmachung getroffen, Rutzland ſehe ſich 
deshalb gezwungen, das Ultimatum anzunehmen und die ihm jetzt vor⸗ 
gelegten Verträge zu unterzeichnen. 

Dieſer Friede ſei kein Verſtändigungsfriede. Die ruſſiſchen 
Randvölker würden unter dem Vorwande des Selbſibeſtimmungsrechtes 
dem Einfluſſe des Gegners unterſtellt, um die dort berrſchenden Klaſſen 
gegen die Revolution zu ſchützen und die Kräfte der Gegenrevolution zu 
ſtarken. Auch in Finnland und der Ukraine ftüge der Vierbund die revo⸗ 
lutionsfeindlichen Beſtrebungen. Rußland, durch den Bruch des Waffen- 
ſtillſtandes vergewaltigt, unterzeichne, nachdem es vergeblich an die deutſchen 
Arbeiter appelliert habe, den Friedensvertrag, ohne in Verhandlungen dar⸗ 
über einzutreten. 

Botſchafter v. Merey gibt ſeinem Bedauern über die ruſſiſchen Er⸗ 
klärungen Ausdruck. Die Delegationen des Vierbundes hätten gehofft und 
gewünſcht, daß am letzten Tage der Verhandlungen friedliche und ver⸗ 
föhnliche Töne angeſchlagen würden. Wenn die ruſſiſche Delegation die 
Beſtimmung über Erdehan, Kars und Batum beanſtande, jo muſſe er be⸗ 
merken, daß die ruſſiſchen Herren in der Lage geweſen wären und vollauf 
Zeit gehabt haben würden, darüber zu verhandeln und Abänderungswünſche 
geltend zu machen. Wenn fie die Entwürfe ohne ſachliche Durchberatung 
im einzelnen in Bauſch und Bogen angenommen hätten, ſo beſäßen ſie nicht 
das Recht, ſich darüber zu beſchweren, ſondern hätten dies allein zu ver⸗ 
antworten. Jede Verantwortung und Schuld für die jetzige Lage Ruß⸗ 
lands müßten die Mächte des Vierbundes ablehnen, die Verhandlungen in 
Breſt⸗Litowſk hätten bei voller Waffenruhe zwei Monate lang gedauert, bei 
ſachgemäßer Verwendung dieſer Friſt würde die ruſſiſche Delegation reichlich 
Zeit gehabt haben, das Friedens werk auf der zu Beginn der Verhandlungen 
feſtgeſetzten Grundlage durchzuarbeiten und zu einem gedeihlichen Ende zu 
führen. Der größte Teil des Materials ſei überdies in den früheren Ver⸗ 
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handlungen tatſächlich eingehend burchberaten worden. Wenn die ruſſiſche 
Delegation ſpäter dieſen Weg verlaſſen und jetzt auf abſchließende Be⸗ 
ſprechungen verzichtet habe, ſo neffe die Schuld hieran ausſchließlich 
ſie ſelbſt. 

In längeren Ausführungen und unter Beibringung reichen geſchicht⸗ 
lichen, ethnographiſchen und geographiſchen Materials tritt hierauf der 
Vorſitzende der ottomaniſchen Delegation Hakki⸗- Paſcha der erſten Erklärung 
Sokolnikows entgegen. Er erinnert daran, daß die fraglichen drei Bezirke 
vier Jahrhunderte lang zur Türkei gehört hätten, daß Rußland ſie als Er⸗ 
ſatz für eine von der Türkei nicht gezahlte Kriegsentſchädigung an ſich ge⸗ 
riſſen und daß die Türkei, ſolange ſie Herrin der Bezirke geweſen ſei, von 
dort aus Rußland niemals bedroht habe. Den Vorwurf, daß hier eine 
Annexion vorliege, emkräfte er durch Hinweis auf den Wortlaut der von 
den Verbündeten vorgeschlagenen Vertragsbeſtimmung, wonach die Be⸗ 
völkerung das Recht haben ſolle, ihr künftiges ſtaatliches Schictſal ſelbſt zu 
beſtimmen. 

General Hoffmann legt gegen den Vorwurf einer Verletzung des 
Waffenſtillſtandsvertrages durch Deutſchland Verwahrung ein, indem er 
auf die Erklärungen des Staatsſekretärs v. Kühlmann in der Vollverſamm⸗ 
lung vom 10. Februar verweiſt. Herr v. Kühlmann habe damals dem 
Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten klipp und klar geſagt, daß 
mit einem einfeitigen Abbruch der Friedensverhandſungen der Waſſenſtill⸗ 
ſtand automatiſch außer Kraft trete. Trozki habe das widerſpruchslos zur 
Kenntnis genommen. Die ruſſiſche Demobilmachung habe nicht erſt infolge 
des Befehls vom 10. Februar begonnen. In Wirklichkeit fer fie ſchon lange 
Wochen vorher im Gange und de facto das ruſſiſche Herr am 10. Februar 
bereils demobil geweſen. Schon Wochen vorher habe die deuſche Heeres⸗ 
leitung gewußt, daß und wieviel Kilometer der ruſſiſchen Stellungen nicht 
mehr von ruſſiſchen Truppen beſetzt waren. Dieſe tatſächlichen Verhältniſſe 
ſeien der ruſſiſchen Regierung genau ſo gut bekannt geweſen wie der 
deutſchen Heeresleitung. 

Geſandter v. Roſenberg führt aus, die deutſchen Delegierten hätten 
ſich im Dezember und Januar ehrlich bemüht, einen Frieden der Verſtän⸗ 
digung zuſtande zu bringen. Sie hätten nicht auf die Rechte gepocht, die 
Deutſchland die Eroberung feindlicher Gebiete hätte einräumen können. 
In dem Wunſche, den Idealen des neuen Rußland entgegenzukommen, ſei 
hierauf verzichtet worden. Aber zu einer Verſtändigung gehörten zwei 
Parteien, die die Verſtändigung wünſchten, und den guten Willen hierzu 
habe die deutſche Delegation auf der ruſſiſchen Seite vermißt. Infolge 
eines unſeligen Verhängniſſes habe die ruſſiſche Delegation an der Ehrlich⸗ 
keit der deutſchen Abſichten mit den Randvölkern nicht glauben wollen. 
Inzwiſchen haben ſich die Verhaltniſſe und naturgemäß auch 
die Forderungen Deutſchlands verändert. Aber auch heute noch 
ſeien die Forderungen Deutſchlands weit davon entfernt, eine rückſichtsloſe 
Ausnutzung der Macht erhältniſſe darzuſtellen. Aber wenn die ruſſiſche 
Delegation nur die drei Tage im Auge habe, die jetzt zur Verfügung ſiänden, 
ſo ergebe ſich ein falſches Bild. Annähernd ſechs Wochen habe der Waffen⸗ 
ſlillſtand gedauert, bis am 10 Februar die Verhandlungen abgebrochen 
wurden. Alſo hätten der ruffiichen Regierung nicht drei Tage, ſondern ſechs 
Wochen plus drei Tage zur Verfügung geſtanden, um ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung der Friedensbedingungen ſchlüſſig zu werden. 
Hierzu komme, daß die Beſrrechungen im Jannar und Februar gerade auf 
den Gebieten, in denen die Materie kompliziert ſei, bereuss zu weitgehenden 
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Ergebniſſen geführt haben. Der Friede werde Rußland nicht auf⸗ 

ezwungen; in der freien Entſchließung des ruſſiſchen Volkes 
ſtehe es, die deutſchen Bedingungen anzunehmen oder den 
Krieg fortzuſetzen. Die ruſſiſche Regierung habe nicht das Recht, die 
Aufrichtigkeit der von Deutſchland verkündeten Abſichten mit der Bevölke⸗ 
rung der Randgebiete in Zweifel zu ziehen. Um ſo weniger, als während 
der kurzen Zeit, die ſie am Ruder ſei, zwiſchen ihren Worten und ihren 
Taten ſcharfe Widerſprüche feſtzuſtellen waren. a 

Der Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation habe in ſeiner Erklärung 
auch vom deutſchen Arbeiter geſprochen. Wer glaube, daß der deutſche 
Arbeiter für ſein Verhalten nach innen und außen Verhaltungsmaßregeln 
und Inſtruktionen vom Ausland beziehe, der kenne den deutſchen Arbeiter 
nicht. Der deutſche Arbeiter ſei derſelbe Mann, der draußen im Schützen⸗ 
graben ſeit vier Jahren mit grenzenloſer Hingebung das Vaterland ver⸗ 
teidige. Wenn er an der Einrichtung des deutſchen Hauſes, an der be⸗ 
ſtehenden Ordnung der öffentlichen Dinge etwas auszuſetzen habe, ſo mache 
er das im eigenen Hauſe, mit den eigenen Volksgenoſſen ab. Der Glaube, 
Da er dazu Ratſchläge von draußen gebrauche, beleidige den deutſchen 

rbeiter. 

Der Vorſitzende der bulgariſchen Delegation Totſcheff hebt hervor, 
daß die Vertreter des Vierbundes mit den ruſſiſchen Delegierten zuſammen⸗ 
gekommen ſeien, um einen dauerhaften Frieden zu ſchließen, und nicht, um 
den Keim für neue Kriege zu pflanzen, die Sprache und die Erklärungen 
Sokolnikows ſchüfen jedoch eine Atmoſphäre, die mit dieſer Abſicht nicht 
übereinſtimme. Er müſſe der unbegründeten Behauptung der ruſſiſchen 
Delegation entgegentreten, daß der Vierbund Rußland vergewaltigen wolle, 
ein Gedanke, der Bulgarien wie ſeinen Verbündeten fernliege. Wenn Ruß⸗ 
land ſich in ſeiner heutigen Lage befinde, ſo ſei dies lediglich die Folge 
jener nicht genügend weit ausſchauenden Politik, die Rußland geführt habe. 

Nach einer Replik Sokolnikows, der im weſentlichen nur die früher 
entwickelten Gedankengänge wiederholt, und nach einigen Gegenbemerkungen 
des Geſandten v. Roſenberg und des Generals Hoffmann wird die 
Sitzung um 2 Uhr auf zwei Stunden unterbrochen. 

Nach der Wiedereröffnung um 4 Uhr wird zur Unterzeichnung des 
Friedens vertrages geſchritten, die um 5 Uhr beendet iſt. Sodann folgt 
die Unterzeichnung der Rechtsverträge, die bis /26 Uhr dauert. 

Botſchafter v. Merey erklärt: „Ich möchte den feierlichen Akt, den 
wir ſoeben vollzogen haben, nicht vorübergehen laſſen, ohne der aufrichtigen 
Hoffnung Ausdruck zu geben, daß der heute unterzeichnete Friede es den 
Völkern unſerer Mächtegruppe ſowie Rußlands, die ſich langer als drei⸗ 
einhalb Jahre im Kriege gegenüberſtanden, ermöglichen wird, doch all⸗ 
mählich die früheren freundſchaftlichen Beziehungen wieder aufzunehmen.“ 

Nach Worten des Dankes an das Bureau und an die Dol⸗ 
metſcher erklärt Botſchafter v. Merey die Friedensverhandlungen 


für beendet. 
Der politiſche Hauptvertrag lautet: 
Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien 
und der Türkei einerſeits und Rußland andererſeits. 


Da Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und die Türkei 
einerſeits und Rußland andererſeits übereingekommen ſind, den Kriegs⸗ 
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zuſtand zu beenden und die Friedensverhandlungen möglichſt raſch 
zum Ziele zu führen, wurden zu Bevollmächtigten ernannt: 

Von der kaiſerlich deutſchen Regierung: 

Der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, kaiſerlicher Wirk⸗ 
licher Geheimer Rat Herr Richard v. Kühlmann, der kaiſerliche Ge⸗ 
ſandte und bevollmächtigte Miniſter Herr Dr. v. Roſenberg, der 
königlich preußiſche Generalmajor Hoffmann, Chef des Generalſtabes 
des Oberbefehlshabers Oſt, der Kapitän zur See Horn. 

Von der k. und k. gemeinſamen öſterreichiſch⸗ungariſchen Re⸗ 
gierung: 

Der Miniſter des k. und k. Hauſes und des Außern, Seiner 
k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat Ottokar Graf Czernin 
von und zu Chudenitz, der außerordentliche und bevollmächtigte Bot⸗ 
ſchafter Seiner k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat Herr 
Kajetan Merey von Kapos⸗mere, der General der Infanterie Seiner 
k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät Geheimer Rat Herr Maximilian 
Cſicſerics von Bacſany. 

Von der königlich bulgariſchen Regierung: 

Der königliche außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte 
Miniſter in Wien Andrea Toſcheff, der Oberſt im Generalſtabe, 
königlich bulgariſcher Militärbevollmächtigter bei Seiner Majeſtät dem 
Deutſchen Kaiſer und Flügeladjutant Seiner Majeſtät des Königs der 
Bulgaren Peter Gantſchew, der königlich bulgarische erſte Legations⸗ 
ſekretär Dr. Theodor Anaſtaſſoff. 

Von der kaiſerlich osmaniſchen Regierung: 

Seine Hoheit Ibrahim Hakki Paſcha, ehemaliger Großweſir, 
Mitglied des ottomaniſchen Senats, bevollmächtigter Botſchafter Seiner 
Majeſtät des Sultans in Berlin, Seine Exzellenz General der Kaval⸗ 
lerie Generaladjutant Seiner Majeſtät des Sultans bei Seiner 
Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer Zeki Paſcha. 

Von der ruſſiſchen föderativen Sowjets⸗Republik: 

Grigori Jakowlewitſch Sokolnikow, Mitglied des Zentralexekutiv⸗ 
ausſchuſſes der Räte der Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und Bauerndeputierten, 
Lew Michailowitſch Karachan, Mitglied des Zentralexekutivausſchuſſes 
der Räte der Arbeiter⸗, Soldaten und Bauerndeputierten, Georgi 
Waſſiliewitſch Tſchitſcherin, Gehilfe des Volkskommiſſars für aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten, Grigori Iwanowitſch Petrowſky, Volks⸗ 
kommiſſar für innere Angelegenheiten. 

Die Bevollmächtigten find in Breſt⸗Litowſk zu den Friedens⸗ 
verhandlungen zuſammengetreten und haben ſich nach Vorlegung ihrer 
in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten über folgende 
Beſtimmungen geeinigt: 
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Artikel J. 

Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und die Türkei einerſeits 
und Rußland andererſeits erklären, daß der Kriegszuſtand zwiſchen 
ihnen beendet iſt. Sie ſind entſchloſſen, fortan in Friede und Freund⸗ 
ſchaft miteinander zu leben. 

Artikel II. 


Die vertragſchließenden Teile werden jede Agitation oder Propaganda 
gegen die Regierung oder die Staats⸗ und Heereseinrichtungen des anderen 
Teiles unterlaſſen. Die Verpflichtung gilt, ſowgit fie Rußland obliegt, auch 
für die von den Mächten des Vierbundes beſetzten Gebiete. 


Artikel III. 

Die Gebiete, die weſtlich der zwiſchen den vertragſchließenden Teilen 
vereinbarten Linie liegen und zu Rußland gehört haben, werden der 
ruſſiſchen Staatshoheit nicht mehr unterſtehen; die vereinbarte 
Linie ergibt ſich aus der dieſem Friedensvertrag als weſentlicher Beſtandteil 
beigefügten Karle. (Anlage 1.) 

Die genaue Feſtlegung der Linie wird durch eine deutſch⸗ruſſiſche 
Kommiſſion erfolgen. Den in Rede ſtehenden Gebieten werden aus der 
ehemaligen Zugehörigkeit zu Rußland keinerlei Verpflichtungen gegenüber 
Rußland erwachſen. Rußland verzichtet auf jede Einmiſchung in die inneren 
Verhältniſſe dieſer Gebiete. Deuichland und Oſterreich⸗Ungarn beabſichtigen, 
das künftige Schickſal dieſer Gebiete im Benehmen mit deren Bevölkerung 
zu beſtimmen. 

Artikel IV. 


Deutſchland iſt bereit, ſobald der allgemeine Friede geſchloſſen und 
die ruſſiſche Demobilmachung vollkommen durchgeführt iſt, das Gebiet 
öſtlich der im Artikel III Abſatz 1 bezeichneten Linie zu räumen, ſoweit 
nicht Artikel IV anders beſtimmt. 

Rußland wird alles in ſeinen Kräften Stehende tun, um die als⸗ 
baldige Räumung der oſtanatoliſchen Provinzen und ihre ordnungsmäßige 
Rückgabe an die Türkei ſicherzuſtellen. 

Die Bezirke Erdehan, Kars und Batum werden gleichfalls ohne 
Verzug von den ruſſiſchen Truppen geräumt. Rußland wird ſich in 
die Neuordnung der ſtaatsrechtlichen und völkerrechtlichen Verhältniſſe dieſer 
Bezirke nicht einmiſchen, ſondern überläßt es der Bevölkerung dieſer Bezirke, 
die Neuordnung im Einvernehmen mit den Nachbarſtaaten, namentlich der 
Türkei, durchzuführen. 

Artikel V. 


Rußland wird die völlige Demobilmachung ſeines Heeres ein⸗ 
ſchließlich der von der jetzigen Regierung neugebildeten Heeresteiſe unver⸗ 
züglich durchführen. Ferner wird Rußland ſeine Kriegsſchiffe emweder in 
ruſſiſche Häfen überführen und dort bis zum allgemeinen Friedensſchluß 
belaſſen oder ſofort desarmieren. Kriegsſchiffe der mit den Mächten des 
Vierbundes im Kriegszuſtand verbleibenden Staaten werden, ſoweit ſie ſich im 
ruſſiſchen Machtbereich befinden, wie ruſſiſche Kriegsſchiffe behandelt werden. 

Das Sperrgebiet im Eismeer bleibt bis zum allgemeinen Friedens⸗ 
ſchluß beſtehen. In der Oſtſee und, ſoweit die ruſſiſche Macht reicht, im 
Schwarzen Meer wird ſofort mit der Wegräumung der Minen begonnen. 
Die Handelsſchifſahrt in Dielen Gebieten iſt frei und wird ſofort wieder 
aufgenommen. Zur Feſtlegung der näheren Beſtimmungen, namentlich zur 
Bekanntgabe der gefahrloſen Wege für die Handelsſchiffe, werden gemiſchte 
Kommiſſionen eingeſetzt. Die Schiffahrtswege ſind dauernd von treibenden 
Minen freizuhalten. id 
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2 Artikel W. 

Nußfland verpflichtet ſich, ſofort Frieden mit der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik zu ſchließen und den Friedensvertrag zwiſchen 
dieſem Staate und den Machten des Vierbundes anzuerkennen. Das 
ukrainiſche Gebiet wird unverzüglich von den ruſſiſchen Truppen und der 
ruſſiſchen Roten Garde geräumt. Rußland ſtellt jede Agitation oder Propa⸗ 
ganda gegen die Regierung oder die öffentlichen Einrichtungen der ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik ein. 

Eſtland und Livland werden gleichfalls ohne Verzug von den 
ruſſiſchen Truppen und der ruſſiſchen Roten Garde geräumt. Die Oſt⸗ 
grenze von Eſtland läuft im allgemeinen dem Narwa⸗Fluſſe entlang, die 
Oſtgrenze von Livland verläuft im allgemeinen durch den Peipus⸗See und 
Pfkowſchen See bis zu deſſen Südweſtecke, dann über den Lubanſchen See 
in Richtung Livenhof an der Düna. Eſtland und Livland werden von 
einer deutſchen Polizeimacht beſetzt, bis dort die Sicherheit durch eigene 
Landeseinrichtungen gewährleiſtet und die ſtaatliche Ordnung hergeſtellt iſt. 
Rußland wird alle verhafteten oder verſchleppten Bewohner Eſtlands und 
Livlands ſofort freilaſſen und gewährleiſtet die ſichere Rückſendung aller 
verſchleppten Eſtländer und Livländer. 

Auch Finnland und die Alandinſeln werden alsbald von den 
ruſſiſchen Truppen und der ruſſiſchen Roten Garde, die finniſchen Häfen von 
der ruſſiſchen Flotte und den rufſiſchen Seeſtreitkräſten geräumt. Solange 
das Eis die Überführung der Kriegsſchiffe“ in ruſſiſche Häfen ausſchließt, 
werden auf den Kriegsſchiffen nur ſchwache Kommandos zurückbleiben. 
Rußland ſtellt jede Agitation oder Propaganda gegen die Regierung oder 
die öffentlichen Einrichtungen Finnlands ein 

Die auf den Alandinſeln angelegten Beſeſtigungen ſind ſobald als 
möglich zu entfernen Über die dauernde Nichtbefeſtigung dieſer Inſeln 
ſowie über ihre ſonſtige Behandlung in militäriſcher und ſchiffahrtstechniſcher 
Hinſicht iſt ein beſonderes Abkommen zwiſchen Deutſchland, Finnland, Ruß⸗ 
land und Schweden zu treffen; es beſteht Einverſtändnis darüber, daß 
hierzu auf Wunſch Deutſchlands auch andere Anliegerſtaaten der Oſtſee 
hinzuzuziehen ſein würden. 

Artikel VII. 

Von der Tatſache ausgehend, daß Perſien und Afghaniſtan freie 
und unabhängige Staaten find, verpflichten ſich die verträgſchließenden Teile, 
die politiſche und wirtſchafrliche Unabhängigleit und die territoriale Unver⸗ 
ſehrtheit dieſer Staaten zu achten. 

e Artikel VIII. 

Die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden in ihre Heimat 
entlaiien. Die Regelung der hiermit zuſammenhängenden Fragen erfolgt 
durch die im Artikel XII vorgeſehenen Einzelverträge. 

Artikel IX. - 

Die vertragſchließenden Teile verzichten gegenſeitig auf 
den Erſatz ihrer Kriegskoſten, d. h der Staatlichen Autwendungen für 
die Kriegführung, ſowie auf den Erſatz der Kriegsſchäden, d. h. derjenigen 
Schäden, die ihnen und ihren Angehörigen in den Kriegsgebieten durch 
militäriſche Matznahmen mit Einſchluß aller in Feindesland vorgenommenen 
Requiſinionen entſtanden find 

. 5 Artikel X. x 

Die diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen zwiſchen 
den vertragichlietzenden Teilen werden ſofort nach der Ratifikation des 
Friedensvertrages wieder aufgenommen. Wegen Zulaſſung der beiderſeitigen 
Konſuln bleiben beſondere Vereinbarungen vorbehalten. 7 

1 * 
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Artikel XI. 4 

Für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Mächten des 
Vierbundes und Rußland ſind die in den Anlagen 2 bis 5 enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend, und zwar Anlage 2 für die deutſch⸗ruſſiſchen, An⸗ 
lage 3 für die öſterreichiſch⸗ungariſch⸗xuſſiſchen, Anlage 4 für die bul⸗ 
gariſch⸗ruſſiſchen, Anlage 5 für die türkiſch⸗ruſſiſchen Beziehungen. 

Artikel XII. [ 

Die Herſtellung der öffentlichen und privaten Rechtsbe⸗ 
ziehungen, der Austauſch der Kriegsgefangenen und der Zivilinternierten, 
die Amneſtiefrage ſowie die Frage der Behandlung der in die Gewalt des 
Gegners geratenen Handelsſchiffe werden in Einzelverträgen mit 
Rußland geregelt, welche einen weſentlichen Beſtandteil des gegenwärtigen 
Friedensvertrages bilden und, ſoweit tunlich, gleichzeitig mit dieſem in 


Kraft treten. 
Artikel XIII. 

Bei der Auslegung dieſes Vertrages ſind für die Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Rußland der deutſche und der ruſſiſche Text, für 
die Beziehungen zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland der deutſche, der 
ungariſche und der ruſſiſche Text, für die Beziehungen zwiſchen Bulgarien 
und Rußland der bulgariſche und der ruſſiſche Text und für die Beziehungen 
zwiſchen der Türkei und Rußland der türkiſche und der ruſſiſche Text 
maßgebend. a 

Artikel XIV. 

Der gegenwärtige Friedensvertrag wird ratifiziert werden; die Rati⸗ 
fikationsurkunden ſollen kunlichſt hald in Berlin ausgetauſcht werden. 
Die ruſſiſche Regierung verpflichtet ſich, den Austauſch der Ratifikations⸗ 
urkunden auf Wunſch einer der Mächte des Vierbundes innerhalb von zwei 
Wochen vorzunehmen. Der Friedensvertrag tritt, ſoweit nicht ſeine Artikel, 
feine Anlagen oder die Zuſatzverträge anders beſtimmen, mit ſeiner Rati⸗ 
fikation in Kraft. . . 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag eigen⸗ 
händig unterzeichnet. ei 8 

Ausgefertigt in fünffacher Urſchrift in Breſt⸗Litowſk am 3. März 1918. 

(Folgen Unterſchriften.) 

Die Ba de h Fragen, auf die ſich Artikel XI bezieht, 
find nach den Forderungen des deutſchen Ultimatums und analog 
dem ukrainiſchen Vertrage geordnet. Was die rechtspolitiſchen Ver⸗ 
einbarungen angeht, ſo entſprechen ſie im weſentlichen den Vorſchlägen, 
die auf Grund des Ultimatums von deutſcher Seite in der erſten 
Sitzung unterbreitet worden ſind. 


Deulſch⸗ ruſſiſcher Zuſatzverkrag. 


Auf Grund des Artikels XII des Friedensvertrags zwiſchen 
Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits 
und Rußland andererſeits ſind die Bevollmächtigten des Deutſchen 
Reichs, nämlich der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, kaiſer⸗ 
licher Wirklicher Geheimer Rat Herr Richard v. Kühlmann, der 
kaiserliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter Herr Dr. v. Roſen⸗ 

berg, der königlich preußiſche Generalmajor Hoffmann, Chef des 
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Generalſtabes des Oberbefehlshabers Oſt, und der laiſerliche Kapitän 
zur See Horn, ſowie die Bevollmächtigten der ruſſiſchen föderativen 
Sowjets⸗Republik, nämlich Grigori Jakowlewitſch Sokolnikow, Mit⸗ 
glied des Zentralexekutivausſchuſſes der Räte der Arbeiter⸗, Soldaten⸗ 
und Bauerndeputierten, Lew Michailowitſch Karachan, Mitglied des 
Zentralexekutivausſchuſſes der Räte der Arbeiter⸗, Soldaten⸗ und 
Bauerndeputierten, Georgi Waſſiliewitſch Tſchitſcherin, Gehilfe des 
Volkskommiſſars für auswärtige Angelegenheiten, und Grigori Iwa⸗ 
nowitſch Petrowſky, Volkskommiſſar für innere Angelegenheiten, 
übereingekommen, die Herſtellung der öffentlichen und privaten Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Deutſchland und Rußland, den Austauſch der 
Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, die Fürſorge für Rückwan⸗ 
derer, die aus Anlaß des Friedensſchluſſes zu erlaſſende Amneſtie 
und die Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen 
Kauffahrteiſchiffe unverzüglich zu regeln und zu dieſem Zwecke einen 
Zuſatzvertrag zu dem Friedensvertrag abzuſchließen. 

Nachdem die Bevollmächtigten feſtgeſtellt haben, daß die von 
ihnen bei der Unterzeichnung des Friedensvertrags vorgelegten Voll⸗ 
machten die Erledigung der vorſtehend bezeichneten Gegenſtände mit 
umfaſſen, haben fie ſich über folgende Beſtimmungen geeinigt. 


Erſtes Kapitel. 


Wiederaufnahme der diplomatiſchen und konſulariſchen 
Beziehungen. 


Artikel 1. Bei Wiederaufnahme der konſulariſchen Beziehungen gemäß 
Artikel X des Friedensvertrags wird jeder vertragſchließende Teil die Konſuln 
des anderen Teiles an allen Plätzen ſeines Gebiets zulaſſen, ſoweit nicht 
bereits vor dem Kriege für einzelne gemiſchtſprachige Plätze oder Gebiets⸗ 
teile Ausnahmen beſtanden und dieſe Ausnahmen nach dem Kriege jeder 
dritten Macht gegenüber gleichmäßig aufrechterhalten werden. 

Jeder Teil behält ſich vor, aus Gründen der Kriegsnotwendigkeit an 
gewiſſen Plätzen Konſuln des anderen Teiles erſt nach Abſchluß des all⸗ 
gemeinen Friedens zuzulaſſen. e 

Artikel 2. Jeder vertragſchließende Teil wird alle Schäden erſetzen, 
die in ſeinem Gebiete während des See von den dortigen ſtaatlichen 
Organen oder der Bevölkerung durch völkerrechtswidrige Handlungen der 
Diplomatiſchen und konſulariſchen Beamten des anderen Teiles zugefügt 
oder an Botſchafts⸗ und Konſulatsgebänden dieſes Teiles oder an deren 
Inventar angerichtet worden ſind. 

Zweites Kapitel. 
Wiederherſtellung der Staatsverträge. 

Artikel 3. Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, die zwiſchen 
den vertragſchließenden Teilen vor der Kriegserklärung in Kraft geweſen 
find, treten vorbehaltlich abweichender Bellimmungen des Friedensvertrags 
und dieſes Zuſatzvertrags bei deren Ratifikation mit der Maßgabe wieder 
in Kraft, daß, ſoweit ſie für eine beſtimmte Zeit unkündbar find, dieſe Zeit 
um die Kriegsdauer verlängert wird. 
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Artikel 4. Jeder vertragſchließende Teil kann dem anderen Zeile 
binnen ſechs Monaten nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags die 
Verträge, Abkommen oder Vereinbarungen oder deren Einzelbeſtimmungen 
mitteilen, die nach ſeiner Auffaſſung mit den während des Krieges ein⸗ 
getretenen Veränderungen in Widerſpruch ſtehen. Dieſe Vertragsbeſtim⸗ 
mungen ſollen tunlichſt bald durch neue Verträge erſetzt werden, die den 
veränderten Anſchauungen und Verhältniſſen entſprechen. 

Zur Ausarbeitung der im Ablag 1 vorgeſehenen neuen Verträge wird 
binnen ſechs Monaten nach der Ratifikation des Friedens vertrags eine aus 
Vertretern der beiden Teile beſtehende Kommiſſion in Berlin zuſammen⸗ 
treten. Soweit ſich dieſe binnen drei Monaten nach ihrem Zuſammentritt 
nicht einigt, ſteht es jedem Teile frei, von den Vertragsbeſtimmungen zurück⸗ 
zutreten, die er gemäß Ablag 1 Satz 1 dem anderen Teile mitgeteilt hat; 
handelt es ſich dabei um Einzelbeſtimmungen, fo ſteht dem anderen Teile 
der Rücktritt vom ganzen Vertrage frei. 

Artikel 5. Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, an denen 
außer den vertragſchließenden Teilen dritte Mächte beteiligt ſind, treten 
zwiſchen den beiden Teilen vorbehaltlich abweichender Beſtimmungen des 
Friedensvertrags bei deſſen Raufikation wieder in Kraft. Auf die mit 
ſolchen SKolleftivverträgen in Zuſammenhang ſtehenden Einzelverträge 
zwiſchen den beiden Teilen finden die Beſtimmungen des Artikels 3 über 
die Verlängerung der Geltungsdauer und des Artikels 4 über den Rücktritt 
keine Anwendung. 

Wegen der Kollektivverträge polüiſchen Inhalts, an denen noch 
andere kriegführende Mächte beteiligt find, behalien ſich die beiden Teile 
ihre Stellungnahme bis nach Abſchluß des allgemeinen Friedens vor. 


Drittes Kapitel. 
Wiederherſtellung der Privatrechte. 


Artikel 6. Alle in dem Gebict eines vertragſchließenden Teiles be: 
ſtehenden Beſtimmungen, wonach mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand die 
Angehörigen des anderen Teiles in Anſehung ihrer Privatrechte irgend⸗ 
welcher beſonderen Regelung unterliegen (Kriegsgeſetze), treten mit der 
Raufikation des Friedens vertrags außer Anwendung. 

Als Angehörige eines vertragſchließenden Teiles gelten auch folche 
juriſtiſche Perſonen und Geſellſchaſten, die in ſeinem Gebiet ihren Sitz 
haben. Ferner find den Angehörigen eines Teiles juriſtiſche Perſonen und 
Geſellſchaften, die in feinem Gebiete nicht ihren Sitz haben, inſoweit g eich⸗ 
zuitellen, als fie im Gebiete des anderen Teiles den jür dieſe Angehörigen 
geltenden Beſtimmungen umerworfen waren. 

Artikel 7. Über privatrechtliche Schaildverhältniſſe, die durch Kriegs 
geſetze beeinträchtigt worden find, wird nachſtehendes vereinbart. 

§ 1. Die Schuldverhältniſſe werden wiederhergeſtellt, ſoweit ſich nicht 
aus den Beſtimmungen der Artikel 7 bis 11 eim anderes ergibt. 

§ 2. Die Beſtimmung des J 1 hindert nicht, daß die Frage, welchen 
Einfluß die durch den Krieg geichaffenen Zuſtände, insbeſondere die durch 
Verkehrshinderniſſe oder Handelsverbole herbeigeführte Unmöglichkeit der 
Erfüllung, auf die Schuldverhalnuſſe ausüben, im Gebiete ſedes vertrag: 
ſchließenden Teiles nach den dort für alle Landeseinwohner geltenden Ge: 
ſetzen beurteilt wird. 

Daber dürfen die Angehörigen des anderen Teiles, die durch Maß⸗ 
nahmen dieſes Teiles behindert worden find, nicht ungünſtiger behandelt 
werden als die Angehörigen des eigenen Staates, die durch deſſen Maß⸗ 
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nahmen behindert worden ſind. Auch ſoll derjenige, der durch den Krieg 
an der rechtzeitigen Bewirkung einer Leiſtung behindert war, nicht ver⸗ 
pflichtet ſein, den dadurch entſtandenen Schaden zu erſetzen. 

8 3. Geldforderungen, deren Bezahlung im Laufe des Krieges auf 
Grund von Kriegsgeſetzen verweigert werden konnte, brauchen nicht vor 
Ablauf von ſechs Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrags be⸗ 
zahlt zu werden. Sie ſind von der urſprünglichen Fälligkeit an für die 
Dauer des Krieges und die anſchließenden ſechs Monate ohne Rückſicht auf 
Moratorien mit fünf vom Hundert für das Jahr zu verzinſen; bis zur 
urſprünglichen Fälligkeit ſind gegebenenfalls die vertraglichen Zinſen zu zahlen. 

Die vertragſchließenden Teile behalten ſich vor, nähere Beſtimmungen 
auf dem Gebiete des Wechſel⸗ und Scheckrechts ſowie der Valutageſchäfte 
zu vereinbaren. ; 

§ 4. Für die Abwicklung der Außenſtände und ſonſtigen privat⸗ 
rechtlichen Verbindlichkeiten ſind die ſtaatlich anerkannten Gläubigerſchutz⸗ 
verbände zur Verfolgung der Anſprüche der ihnen angeſchloſſenen natür⸗ 
lichen und juriſtiſchen Perſonen als deren Bevollmächtigte wechſelſeitig an⸗ 
zuerkennen und zuzulaſſen. 2 — 5 

Artikel 8. Jeder vertragſchließende Teil mit Einſchluß ſeiner Glied⸗ 
ſtaaten wird ſofort nach der Ratifikarion des Friedensvertrags die Be⸗ 
zahlung ſeiner Verbindlichkeiten, insbeſondere den öffentlichen Schulden⸗ 
dienſt, gegenüber den Angehörigen des anderen Teiles wieder aufnehmen. 
Die vor der Ratifikation fällig gewordenen Verbindlichkeiten werden binnen 
ſechs Monaten nach der Ratifikation bezahlt werden. 

Die Beſtimmung des Abſatzes 1 findet keine Anwendung auf ſolche 
gegenüber einem Teile beſtehenden Forderungen, die erſt nach der Unter⸗ 
zeichnung des Friedensvertrags auf Angehörige des anderen Teiles über⸗ 
gegangen ſind. 

Artikel 9. Über Urheberrechte und gewerbliche Schutzrechte, Kon⸗ 
zeſſionen und Priviligien ſowie ähnliche Anſprüche auf öffentlichrechtlicher 
Grundlage, die durch Kriegsgeſetze beeinträchtigt worden ſind, wird nach⸗ 
ſtehendes vereinbart. . 

8 1. Die im Eingang bezeichneten Rechte werden wiederhergeſtellt, 
ſoweit ſich nicht aus dem Artikel 11 ein anderes Ziel ergibt. . 

Dem Berechtigten werden die von ihm für die Zeit der Entziehung 
der Rechte geſchuldeten Gebühren erlaſſen oder, falls er ſie bereits bezahlt 
hat, zurückerſtattet; hat der Staat aus der Benutzung der Rechte durch 
Dritte Vermögensvorteile gezogen, welche die Gebühren überſteigen, ſo iſt 
dem Berechtigten der Mehrbetrag herauszugeben Soweit der Staat Rechte, 
die ihm übereignet worden ſind, benutzt hat, iſt der Berechtigte angemeſſen 
zu entſchädigen. 

& 2, Jeder vertragſchließende Teil wird den Angehörigen des anderen 
Teiles, die aus Anlaß des Krieges eine geſetzliche Friſt für die Vornahme 
einer zur Begründung oder Erhaltung eines gewerblichen Schutzrechts er⸗ 
forderlichen Handlung verſäumt haben, unbeſchadet wohlerworbener Rechte 
Dritter, für die Nachholung der Handlung eine Friſt von mindeſtens einem 
Jahre nach der Ratifikation des Friedensvertrags gewähren. — 

Gewerbliche Schutzrechte der Angehörigen des einen Teiles ſollen im 
Gebiete des anderen Teiles wegen Nichtausübung nicht vor Ablauf von 
vier Jahren nach der Ratifikation verfallen. 

$ 3. Die Beſtimmung des § 1 Abſ. 4 findet auf Konzeſſtonen und 
Privilegien ſowie ähnliche Anſprüche auf öffentlich⸗rechtlicher Grundlage 
keine Auwendung, ſoweit dieſe auf Grund einer für alle Landeseinwohner 
und für alle Rechte der gleichen Art geltenden Geſetzgebung inzwiſchen ab⸗ 
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geſchafft oder vom Staate oder von Gemeinden übernommen worden ſind 
und in deren Beſitze verbleiben; in dieſen Fällen regelt ſich die Ent⸗ 
schädigung des Berechtigten nach den Beſtimmungen des Artikels 13. 

8 4. Die vertragſchließenden Teile behalten ſich vor, wegen der 
Priorität gewerblicher Schutzrechte beſondere Beſtimmungen zu vereinbaren. 

Artikel 10. Die Friſten für die Verjährung von Rechten ſollen im 
Gebiete jedes vertragſchließenden Teiles gegenüber den Angehörigen des 
anderen Teiles, falls ſie zur Zeit des Kriegsausbruchs noch nicht abge⸗ 
laufen waren, früheſtens ein Jahr nach der Ratifikation des Friedens⸗ 
vertrags ablaufen. Das gleiche gilt von den Friſten zur Vorlegung von 
Zinsſcheinen und Gewinnanteilſcheinen ſowie von ausgeloſten oder ſonſt 
zahlbar gewordenen Wertpapieren. 


Artikel 11. Die Tätigkeit der Stellen, die auf Grund von Kriegs⸗ 
geſetzen mit der Beaufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Liquida⸗ 
tion von Vermögensgegenſtänden oder der Annahme von Zahlungen be⸗ 
faßt worden ſind, ſoll unbeſchadet der Beſtimmungen der Artikel 12, 13 
nach Maßgabe der nachſtehenden Grundſätze abgewickelt werden. 

8 1. Die beauflichtigten, verwahrten oder verwalteten Vermögens⸗ 
gegenſtände find auf Verlangen des Berechtigten unverzüglich freizugeben; 
bis zur Übernahme durch den Berechtigten iſt für die Wahrung ſeiner 
Intereſſen zu ſorgen. ** 

Gelder und Wertpapiere, die ſich bei einer zentralen Hinterlegungs⸗ 
ſtelle, einem öffentlichen Treuhänder oder einer 5 ſtaatlich beauf⸗ 
tragten Sammelſtelle befinden, ſind binnen drei Monaten nach der Rati⸗ 
fikation des Friedensvertrags dem Berechtigten zur Verfügung zu ſtellen; 
mit den Geldern ſind Zinſen zum Jahresſatze von vier vom Hundert ſeit 
der Einzahlung bei der Sammelſtelle, mit den Wertpapieren ſind die ein⸗ 
gezogenen Zinſen und Gewinnanteile herauszugeben. 

§ 2. Die Beſtimmungen des $ 1 ſollen wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht berühren. Zahlungen und ſonſtige Leiſtungen eines Schuldners, die 
von den im Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen oder auf deren 
Veranlaſſung entgegengenommen worden ſind, ſollen in den Gebieten der 
vertragſchließenden Teile die gleiche Wirkung haben, wie wenn ſie der 
Gläubiger ſelbſt empfangen hätte. 

Privatrechtliche Verfügungen, die von den bezeichneten Stellen oder 
auf deren Veranlaſſung oder ihnen gegenüber vorgenommen worden ſind, 
bleiben mit Wirkung für beide Teile aufrechterhalten. 

8 3. Über die Tätigkeit der im Eingang dieſes Artikels erwähnten 
Stellen, insbeſondere über die Einnahmen und Ausgaben, iſt den Be⸗ 
rechtigten auf Verlangen unverzüglich Auskunft zu erteilen. 

Erſatzanſprüche wegen der Tätigkeit dieſer Stellen oder wegen der 
auf ihre Veranlaſſung vorgenommenen Handlungen können nur gemäß den 
Beſtimmungen des Artikel 13 geltend gemacht werden. 

Artikel 12. Grundſtücke oder Rechte an einem Grundſtück, Berg⸗ 
werksgerechtſame ſowie Rechte auf die Benutzung oder Ausbeutung von 
Grundſtücken, Unternehmungen oder Beteiligungen an einem Unternehmen, 
insbeſondere Aktien, die infolge von Kriegsgeſetzen veräußert oder dem Be⸗ 
rechtigten ſonſt durch Zwang entzogen worden ſind, ſollen dem früheren 
Berechtigten auf einen innerhalb eines Jahres nach der Ratifikation des 
Friedensvertrags zu ſtellenden Antrag gegen Rückgewährung der ihm aus 
der Veräußerung oder Entziehung etwa erwachſenen Vorteile frei von allen 
inzwiſchen begründeten Rechten Dritter wieder übertragen werden. 

Die Beſtimmungen des Abſatz 1 finden keine Anwendung, ſoweit die 
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veräußerten Vermögensgegenſtände auf Grund einer für alle Landesein⸗ 
wohner und für alle Gegenſtände der gleichen Art geltenden Geſetzgebung 
inzwiſchen vom Staate oder von Gemeinden übernommen worden ſind 
und in deren Beſitze verbleiben. In dieſen Fällen regelt ſich die Ent⸗ 
ſchädigung des Berechtigten nach den Beſtimmungen des Artikels 18; auch 
kann bei einer Wiederaufhebung der Übernahme der im Abſatz 1 vorge⸗ 
ſehene Antrag auf Rückgewährung innerhalb eines Jahres nach der Wieder⸗ 
aufhebung geſtellt werden. 
Viertes Kapitel. 
Erſatz für Zivilſchäden. 

Artikel 13. Der Angehörige eines vertragſchließenden Teiles, der im 
Gebiete des anderen Teiles infolge von Kriegsgeſetzen durch die zeitweilige 
oder dauernde Entziehung von Urheberrechten, gewerblichen Schutzrechten, 
Konzeſſionen, Privilegien und ähnlichen Anſprüchen oder durch die Beauf⸗ 
ſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Veräußerung von Vermögens⸗ 
gegenſtänden einen Schaden erlitten hat, iſt in angemeſſener Weiſe zu ent⸗ 
ſchädigen, ſoweit der Schaden nicht durch Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand erſetzt wird. Dies gilt auch von Aktionären, die wegen ihrer Eigenſchaft 
als feindliche Ausländer von einem Bezugsrecht ausgeſchloſſen worden ſind. 

Artikel 14. Jeder vertragſchließende Teil wird den Zivilangehörigen 
des anderen Teiles die Schäden erjegen, die ihnen in feinem Gebiete während 
des Krieges von den dortigen ſtaatlichen Organen oder der Bevölkerung 
durch völkerrechtswidrige Gewaltakte an Leben, Geſundheit oder Vermögen 
zugefügt worden ſind. Dieſe Beſtimmung findet auch Anwendung auf die 
Schäden, welche die Angehörigen des einen Teiles als Teilhaber der auf 
dem Gebiete des anderen Teiles befindlichen Unternehmungen erlitten haben. 

Artikel 15. Zur Feſtſetzung der nach Artikel 13, 14 zu erſetzenden 
Schäden ſoll alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrags in St. Peters⸗ 
burg eine Kommiſſion zuſammentreten, die zu je einem Drittel aus Vertretern 
der beiden Teile und neutralen Mitgliedern gebildet wird; um die Be⸗ 
zeichnung der neutralen Mitglieder, darunter des Vorſitzenden, wird der 
Präſident des Schweizeriſchen Bundesrats gebeten werden. 

Die Kommiſſion ſtellt die für ihre Entſcheidungen maßgebenden Grund⸗ 
ſätze auf; auch erläßt ſie die zur Erledigung ihrer Aufgaben erforderliche 
Geſchäftsordnung und die Beſtimmungen über das dabei einzuſchlagende 
Verfahren. Ihre Entſcheidungen erfolgen in Unterkommiſſionen, die aus je 
einem Vertreter der beiden Teile und einem neutralen Obmann gebildet 
werden. Die von den Unterkommiſſionen feſtgeſtellten Beträge ſind inner⸗ 
halb eines Monats nach der Feſtſtellung zu bezahlen. 1 

Artikel 16. Jeder vertragſchließende Teil wird die von ihm in ſeinem 
Gebiete bei Angehörigen des anderen Teiles angeforderten Gegenſtände, 
ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, unverzüglich bezahlen. 

Wegen Regelung der Entſchädigung für ſolche Vermögenswerte von 
Angehörigen des einen Teiles, die abgeſehen von den im Artikel 9 8 3 und 
im Artikel 12 Abſatz 2 bezeichneten Fällen im Gebiete des anderen Teiles 
ohne ausreichenden Erſatz enteignet worden ſind, bleibt eine beſondere Ver⸗ 
einbarung vorbehalten. 


Fünftes Kapitel. 
Austauſch der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten. 
Artikel 17, Über den im Artikel VIII des Friedensvertrags vorgeſehenen 
Austauſch der Kriegsgefangenen werden die nachſtehenden Beſtimmungen 
getroffen. 
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8 1. Die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden in ihre Heimat ent⸗ 
laſſen werden, ſoweit ſie nicht mit Zustimmung des Nebenſtaates in deſſen 
Gebiete zu bleiben oder ſich in ein anderes Land zu begeben wuͤnſchen. 

Der bereits im Gange befindliche Austauſch dienſtuntauglicher Kriegs⸗ 
gefangener wird mit möglichſter Veſchleunigung durchgeführt werden. 

Der Austauſch der übrigen Kriegsgefangenen eriolgt tunlichſt bald in 
beſtimmten noch näher zu vereinbarenden Zeiträumen. 

Rutzland wird auf feinem Gebiete deutſche Kommiſſionen zum Zwecke 
5 Fürſorge für deutſche Kriegsgefangene zulaſſen und nach Kraften unter⸗ 
tigen. 

8 2. Bei der Entlaſſung erhalten die Kriegsgefangenen das ihnen von 
den Behörden des Nebenſtaates abgenommene Privateigentum ſowie den 
noch nicht ausbezahlten oder verrechneten Teil ihres Arbeitsverdienſtes; dieſe 
Verpflichtung bezieht ſich nicht auf Schriftſtucke militariſchen Inhalts. 

8 3. Jeder vertragſchließende Teil wird die Aufwendungen, die für 
ſeine in Kriegsgefangenſchaft geratenen Angehörigen von dem anderen Teile 
gemacht worden find, erſtatten, ſoweit die Aufwendungen nicht durch die 
Arbeit der Kriegsgefangenen in Staats⸗ oder Privatbetrieben als abgegolten 
anzuſehen iſt. 

ie Bezahlung erfolgt in der Währung des Nebenſtaates in Teil⸗ 
beträgen für le 50000 Kriegsgefangene, und zwar jedesmal innerhalb einer 
Woche nach deren Entlaſſung. 

8 4. Eine aus je vier Vertretern der beiden Teile zu bildende Kom⸗ 
miſſion ſoll alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrags an einem 
noch zu beſtimmenden Orte zuſammentreten, um die im § 1 Abſatz 3 vor⸗ 
geſehenen Zeiträume ſo wie die ſonſtigen Einzelheiten des Austauſches, ins⸗ 
beſondere die Art und Weiſe der Heimbeförderung, feſtzuſetzen und die 
Durchführung der getroffenen Vereinbarungen zu überwachen. 

Ferner wird die Kommiſſion die nach § 3 von den beiden Teilen zu 
erſtattenden Aufwendungen für Kriegsgefangene reltiegen. Sollte fie ſich 


innerhalb zweier Monate nach ihrem Zuſammentritt Über die Feſtſetzung 
geeinigt haben, fo ſoll dieſe in endgültiger Weiſe unter Zuziehung eines 
neutralen Obmanns nach Stimmenmehrheit erfolgen; um die Bezeichnung 
des Obmanns würde der Präſident des Schweizeriſchen Bundesrats zu 
bitten ſein. 

Artikel 18. Über die Heimkehr der beiderſeitigen Zivilangehörigen 
werden die nachſtehenden Beſtimmungen getroffen. 

8 1. Die beiderſeitigen internierten oder verſchickten Zivilangehörigen 
werden tunlichſt bald unentgeltlich heimbefördert werden, ſoweir fie nicht 
mit Zuſtimmung des Aufenthalts ſtaates in deſſen Gebiete zu bleiben oder 
ſich in ein anderes Land zu begeben wünſchen. 5 

Die in St. Petersburg über die Heimkehr der Zivilangehörigen ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen werden mit möglichſter Beſchleunigung durchge⸗ 
führt werden. SL g 

Die im Artikel 17 § 4 erwähnte Kommiſſion ſoll die bei den Verhand⸗ 
lungen in St. Petersburg offen gebliebenen Fragen regeln und die Durch⸗ 
führung der getroffenen Vereinbarungen überwachen. 

Die im Artikel 17 8 1 Abiatz 4 vorgeſehenen deutſchen Kommiſſionen 
werden auch die Fürſorge für deutſche Zivilperſonen übernehmen 

6 2. Die Angehörigen eines Teiles, die bei Kriegsausbruch in dem 
Gebiete des anderen Teiles ihren Wohnſitz oder eine gewerbliche oder Handels⸗ 
niederlaſſung hatten und ſich nicht in dieſem Gebiete aufhalten, können 
dorthin zurückkehren, ſobald ſich der andere Teil nicht mehr in Kriegszuſtand 
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befindet. Die Rückkehr kann nur aus Gründen der inneren oder äußeren 
Sicherheit des Staates verſagt werden. 

Als Ausweis genügt ein von den Behörden des Heimatſtaates aus⸗ 
geſtellter Paß, wonach der Inhaber zu den im Abſatz 1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen gehört; ein Sichtvermerk auf dem Paſſe iſt nicht erforderlich. 

Artikel 19. Die Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles ſollen im 
Gebiete des anderen Teiles für die Zeit, während deren ihr Gewerbe⸗ oder 
Handelsbetrieb oder ihre ſonſtige Erwerbstatigkeit infolge des Krieges geruht 
hat, keinerlei Auflagen, Abgaben, Steuern oder Gebühren für den Gewerbe⸗ 
oder Handelsbetrieb oder die ſonſtige Erwerbstätigkeit umerliegen. Beträge, 
die hiernach nicht geichuldet werden, aber bereits erhoben find, ſollen binnen 
ſechs Monaten nach der Ratifikationdes Friedens vertrages zurückerſtattet werden. 

Auf Handels: und ſouſtige Erwerbsgeſellſchaften, an denen Angehörige 
des einen Teiles als Geſellſchafter, Aktionäre oder in ſonfliger Weiſe be⸗ 
teiligt find und deren Betrieb im Gebiete des anderen Teiles infolge des 
Krieges geruht hat, finden die Beſtimmungen des Abſatzes 1 eutſprechende 
Anwendung. f 

Artitel 20. Jeder vertragſchließende Teil verpflichtet ſich, die auf feinen 
Gebiete befindlichen Grabſtätten der Heeresangehörigen ſowie der während 
der Internierung oder Verſchickung verſtorbenen ſonſtigen Angehörigen des 
anderen Teiles zu achten und zu unterhalten; auch können Beauftragte 
dieſes Teiles die Pflege und angemeſſene Ausſchmückung der Grabſtätten 
im Einvernehmen mit den Landesbehörden beſorgen. Die mit der Pflege 
der Grabſtätten zuſammenhängenden Einzelfragen bleiben weiterer Verein⸗ 
barung vorbehallen. 

Sechſtes Kapitel. 
Fürſorge für Rückwanderer. 


Artikel 21 Den Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles, die aus 
dem Gebiete des anderen Teiles ſtammen, ſoll es während einer Friſt von 
zehn Jahren nach der Ratifikation des Friedensvertrages freiſtehen, im Ein⸗ 
vernehmen mit den Behörden dieſes Teiles nach ihrem Stammland zurück⸗ 
zuwandern. 

Die zur Rückwanderung berechtigten Perſonen ſollen auf Antrag die 
Entlaſſung aus ihrem bisherigen Staatsverband erhalten. Auch ſoll ihr 
ſchriftlicher oder mündlicher Verkehr mit den divlomatiſchen und konſulariſchen 
Vertretern des Stammlandes in keiner Weiſe gehindert oder erſchwert werden. 

Die im Artikel 17 8 1 Abſatz 4 vorgeſehenen deutſchen Kommiſſionen 
werden auch die Fürſorge deutſcher Rückwanderer übernehmen. 

Artikel 22. Die Rückwanderer ſollen für die ihnen während des Krieges 
wegen ihrer Abſtammung zugefügten Unbilden eine billige Entſchädigung 
erhalten, auch durch die Ausübung des Rückwanderungsrechts keinerlei ver⸗ 
mögensrechtliche Nachteile erleiden. Sie ſollen befugt fein, ihr Vermögen 
zu liquidieren und den Erlös ſowie ihre ſonſtige bewegliche Habe mitzu⸗ 
nehmen; ferner dürfen ſie ihre Pachtverträge unter Einhaltung emer Friſt 
von ſechs Monaten kündigen, ohne daß der Verpächter wegen vorzeitiger 
Auflöſung des Pachtvertrags Schadenerſatzanſprüche geltend machen kann. 


Siebentes Kapitel. 
Am neſtie. 


Artikel 23. Jeder vertragſchließende Teil gewährt den Angehörigen 
des anderen Teiles Straffreiheit nach Maßgabe der nachſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen. 
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8 1. Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den dem anderen Teile 
angehörenden Kriegsgefangenen für alle von ihnen begangenen gerichtl 
oder diſziplinariſch ſtrafbaren Handlungen. 

§ 2. Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Zivilangehörigen des 
anderen Teiles, die während des Krieges interniert oder verſchickt worden 
And, für die während der Internierung oder Verſchickung begangenen ge⸗ 
richtlich oder diſziplinariſch ſtrafbaren Handlungen. 

§ 3. Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit allen Angehörigen des 
anderen Teiles für die zu deſſen Gunſten begangenen Straftaten und fur 
Verſtöße gegen die zum Nachteil feindlicher Ausländer ergangenen Aus⸗ 
nahmegeſetze. 

84. Die in den 88 1 bis 3 vorgeſehene Straffreiheit erſtreckt ſich 
nicht auf Handlungen, die nach der Ratifikation des Friedensvertrages be⸗ 
gangen werden. ; 

Artikel 24. Jeder vertragſchließende Teil gewährt volle Straffreiheit 
den Angehörigen ſeiner bewaffneten, Macht in Anſehung der Arbeiten, die 
ſie als Kriegsgefangene des anderen Teiles geleiſtet haben. Das gleiche 
gilt für die von den beiderſeitigen Zivilangehorigen wahrend ihrer Inter⸗ 
nierung oder Verſchickung geleisteten Arbeiten. > 

Artikel 25. Jeder vertragſchließende Teil gewährt volle Straffreiheit 
den Bewohnern ſeiner von dem anderen Teile beſetzten Gebiete für ihr poli⸗ 
tiſches und militäriſches Verhalten während der Zeit der Beſetzung. 

Abgeſehen von den im Abſatz 1 bezeichneten Fällen gewährt jeder Teil 
volle Straffreiheit den Angehörigen der Gebiete, die nach den Artikeln III, 
V des Friedensvertrages der ruſſiſchen Staatshoheit nicht mehr unterſtehen 
oder von den ruſſiſchen Truppen zu räumen ſind, für ihr politiſches und 
militäriſches Verhalten bis zur Ratifikation des Friedensvertrages. __ 

Aruikel 26. Soweit nach den Beſtimmungen der Artikel 23 bis 20 
Straffreiheit gewährt wird, werden neue Strafverfahren nicht eingeleitet, die 
W Strafverfahren eingeſtellt und die erkannten Strafen nicht vollſtreckt. 
g riegsgefangene, die je wegen Kriegs- oder Landesverrats, vorſaͤtz 
licher Tötung, Raubes, räu eriſcher Erpreſſung, vorſätzlicher Brandſtiftung 
oder Sittlichkeitsverbrechen in Unterſuchungs⸗ oder Strafhaft befinden, können 
bis zu ihrer Entlaſſung, die möglichſt mit dem erſten Austauſch der Dienſt⸗ 
untauglichen zu erfolgen hat; in Haft behalten werden. Auch behält ſich 
Deutſchland bis zum Abſchluß des allgemeinen Friedens das Recht vor, 
gegenüber Perſonen, denen es Straffreiheit gewährt, die im Intereſſe ſeiner 
militäriſchen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 5 

Über Personen, denen Straffreiheit gewährt wird, und über ihre 
Familien dürfen auch ſonſtige Rechtsnachteile nicht verhängt werden; ſoweit 
dies bereits geſchehen iſt, ſind ſie in den früheren Stand wiedereinzuſetzen. 

Artikel 27. Die vertragſchließenden Teile behalten ſich vor, weitere 
Vereinbarungen zu treffen, wonach jeder Teil wegen der zu ſeinen Un⸗ 
gunſten begangenen Handlungen Freiheit von Strafen und ſonſtigen Rechts⸗ 


nachteilen gewährt. 2 
Achtes Kapitel. 


Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen 
Kauffahrteiſchiffe und Schiffsladungen. 

Artikel 28. Auf die Kauffahrteiſchiffe der vertragſchließenden Teile und 
auf deren Ladungen findet ohne Rückſicht auf entgegenſtehende Priſenurteile 
das Sechſte Sander Abkommen über die Behandlung der feindlichen Kauf: 
fahrteiſchiffe beim Ausbruch der Feindſeligkeiten vom 18. Oktober 1907 mit 
nachſtehenden Maßgaben Anwendung. 


Die Friedensverhandlungen in Breſt⸗Lilowſk. 189 


Die Erlaubnis zum Auslaufen im Sinne des Artikels 2 Abſatz 1 des 
Abkommens kann nur dann als erteilt angegeben werden, wenn ſie auch 
von den übrigen feindlichen Seemächten anerkannt war. Kauffahrteiſchiffe, 
die gemäß Artikel 2 Abſatz 2 des Abkommens angefordert worden ſind, 
müſſen unter Entſchädigung für die Zeit der Benutzung entweder zuruͤck⸗ 
gegeben oder im Falle des Verluſtes in Geld erſetzt werden. Für nicht⸗ 
angeforderte Schiffe hat der Flaggenſtaat die Aufwendungen zur Inſtand⸗ 
haltung, nicht aber Hafengelder und ſonſtige Liegekoſten zu erſtatten. Die 
nach ihrer Bauart zur Umwandlung in Kriegsſchiffe geeigneten Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe werden abweichend vom Artikel 5 des Abkommens wie andere Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe behandelt. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels finden auch auf ſolche Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe Anwendung, die bereits vor Ausbruch des Krieges angefordert oder 
aufgebracht waren. 5 

Artikel 29. Die als Priſen aufgebrachten Kauffahrteiſchiffe der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile ſollen, wenn ſie vor der Unterzeichnung des Friedens⸗ 
vertrages durch rechtskräftiges Urteil eines Priſengerichts kondemniert worden 
ſind und nicht unter die Beſtimmungen der Artikel 28, 30 fallen, als end⸗ 
gültig eingezogen angeſehen werden. Im übrigen ſind ſie zurückzugeben 
oder, ſoweit ſie nicht mehr vorhanden ſind, in Geld zu erſetzen. 

Die Beſtimmungen des Abſatz 1 finden auf die als Priſen auf⸗ 
gebrachten Schiffsladungen von Angehörigen der vertragſchließenden Teile 
entſprechende Anwendung. Doch ſollen Güter von Angehörigen des einen 
Teiles, die auf Schiffen feindlicher Flagge in die Gewalt des anderen Teiles 
geraten ſind, in allen Fällen den Berechtigten herausgegeben oder, ſoweit 
dies nicht möglich iſt, in Geld erſetzt werden. 

Artikel 30. Kauffahrteiſchiffe eines vertragſchließenden Teiles, die in 
neutralen Hoheitsgewäſſern von Streitkräften des anderen Teiles aufgebracht, 
mit Beſchlag belegt oder verſenkt wurden, ſind ebenſo wie ihre Ladungen 
ohne Rückſicht all entgegenſtehende Priſenurteile zurückzugeben oder, ſoweit 
ſie nicht mehr vorhanden ſind, in Geld zu erſetzen; für die Zeit bis zur 
Rückgabe oder Erſatzleiſtung iſt Entſchädigung zu gewähren. 

Artikel 31. Kauffahrteiſchiffe, die nach den Artikeln 28 bis 30 zurück⸗ 
zugeben ſind, ſollen ſofort nach der Ratifikation des Friedensvertrages in 
dem Zuſtand und in dem Hafen, in dem ſie ſich befinden, dem Flaggen⸗ 
ſtaat zur Verfügung geſtellt werden. Befindet ſich ein ſolches Schiff am 
Tage der Ratifikation auf einer Reiſe, ſo muß es nach deren Beendigung 
und nach Löſchung der an dem bezeichneten Tage vorhandenen Ladung, 
ſpäteſtens aber nach einem Monat zurückgegeben werden; für die Zwiſchen⸗ 
zeit iſt die höchſte Tageszeilfracht zu vergüten. 55 

Hat der Zuſtand eines nach Artikel 28 zurückzugebenden Schiffes 
während der Zeit der Anforderung eine über die gewöhnliche Abnutzung 
hinausgehende Verſchlechterung erfahren, ſo iſt eine entſprechende Entſchä⸗ 
digung zu leiſten. Das gleiche gilt für ein nach Artikel 30 zurückzugebendes 
Schiff, ſelbſt wenn es nicht angefordert wurde. Für Verſchlechterungen 
oder Verluſte, die nach Einſtellung der Feindseligkeiten durch das Verhalten 
des rückgabepflichtigen Teiles herbeigeführt worden ſind, iſt in allen Teilen 
Entſchädigung zu gewähren. — 

Als Erſatz für ein nicht mehr vorhandenes Schiff iſt der Verkaufs⸗ 
wert, den es am Tage der Ratifikation des Friedensvertrages haben würde, 
zu zahlen. Als Entſchädigung für die Benutzung iſt die übliche Tageszeit⸗ 
fracht zu entrichten. £ 

Artikel 32. Alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrages foll 
zur Durchführung der in den Artikeln 28 bis 31 enthaltenen Beſtimmungen 
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eine Kommiſſton aus je zwei Vertretern der vertragſchließenden Teile und 
einem neutralen Obmann an einem noch zu beſtimmenden Orte zuſammen⸗ 
treten; um die Bezeichnung des Obmanns wird der Präfivent des Schweize⸗ 
tiſchen Bundesrates gebeten werden. 5 

Die Kommiſſion hat insbeſondere die Frage, ob im Einzelfalle die 
Vorausſetzungen für die Rückgabe oder den Erſatz eines Schiffes oder für 
die Zahlung einer Entſchädigung vorliegen, zu entſcheiden und die Höhe 
der zu zahlenden Beträge, und zwar in der Währung des Flaggenſtaates, 
feſtzuſetzen. Die Beträge ſind innerhalb eines Monats nach der Feſtſetzung 
der Regierung des Flaggenſtaates für Rechnung der Berechtigten zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. 

Neuntes Kapitel. 
Organiſation des Spitzbergen Archipels. 


Artikel 33. Die vertragſchließenden Teile werden darauf hinwirken, 
daß die auf der Spitzbergenkonferenz vom Jahre 1914 in Ausſicht ge⸗ 
nommene internationale Organiſation des Spitzbergen⸗Archipels unter Gleich⸗ 
ſtellung der beiden Teile durchgeführt wird. 

Zu dieſem Zwecke werden die Regierungen der beiden Teile die 
königlich norwegiſche Regierung bitten, die Fortſetzung der Spitzbergen⸗ 
konferenz tunlichſt bald nach Abſchluß des allgemeinen Friedens herbei⸗ 
zuführen. 

Zehntes Kapitel. 


Schlußbeſtimmungen. 


Artikel 34. Dieſer Zuſatzvertrag, der einen weſentlichen Beſtandteil 
des Friedens vertrages bildet, ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden 
ſollen zugleich mit den Ratifikationsurkunden des Friedensvertrages aus⸗ 
getauſcht werden. N 

Artikel 35. Der Zuſatzvertrag tritt, ſoweit darin nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt, gleichzeitig mit dem Friedensvertrag in Kraft. 

Zur Erganzung des Zuſatzvertrages, insbeſondere zum Abſchluß der 
darin vorbehattenen weiteren Vereinbarungen, werden binnen vier Monaten 
nach der Ratifikation Vertreter der vertragichliegenden Teile in Berlin zus 
ſammentreten. Dabei ſoll auch die Anwendung der Beſtimmungen des 
Zuſatzvertrages auf die deutſchen Schutzgebiete geregelt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Zuſatzvertrag 
eigenhändig unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urſchrift in 

Breſt⸗Litowſk am 3. März 1918. 


(Unterſchriften.) 


Von der deutſchen Preſſe wird der Abſchluß des Friedens zwiſchen 
dem Pierbunde und Großrußland allgemein mit Geungtuung aufgenommen, 
Der Berliner „Lok.⸗Anz.“ ſchreibt: „Nun der Friede mit ganz Rußland 
abgeſchloſſen iſt, lenken ſich unſere dankbaren Blicke nach dem Hauptquartier 
zum Kaiſer, der Hindenburg und Ludendorff freie Hand ſchaffte, und zu 
dieſen beiden Männern ſelbſt, deren Genialität und Tatkraft wir den Frieden 
im Oſten verdanken. Aber auch dem Grafen Hertling und dem Staats⸗ 
ſekretär v. Kühlmann danken wir.“ 

Die „Kreuzztg.“ äußert: „Mit der Unterzeichnung des Vertrages iſt 
der vom Kanzler angekündigte Friede an der Oſtfront zur Tatſache ge⸗ 
worden. Gewaltiger Kämpfe hat es bedurft, ehe es dahin gekommen tt. 
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Und wenn wir heute vor dieſem Ereignis von weltgeſchichtlicher Bedeutung 
ſtehen, wenn nach menſchlichem Ermeſſen die uns von Oſten drohende 
Gefahr, die zu Beginn des Weltkrieges ſo deutlich in Erſcheinung trat, 
als beſeiligt gelten kann, jo danken wir dies allein den herrlichen Waffen: 
erfolgen unſerer Truppen unter der genialen Führung Hindenburgs, deſſen 
Name mit der Niederwerfung unſeres öſtlichen Gegners in ganz beſonderer 
Weiſe verknüpft iſt. .. Wenn irgendwo, fo hat ſich hier erwieſen, wie voll⸗ 
kommen die Verzicht⸗ und Verſtändigungspolitik Erzbergers verſagt hat. 
Das deutſche Schwert hat in mehr als 3½ jährigem Ringen Rußland zu 
Boden geworfen, aber erſt der tarſächliche Beweis, daß es nicht eher in die 
Scheide geſteckt werden würde, als bis unſer größter Feind durch den 
formellen Friedensſchluß ſeine Niederlage anerkannt haben würde, konnte den 
jetzigen endgültigen Abſchluß bringen. Dieſelbe Erfahrung haben wir ſoeben 
ja auch mit Rumänien machen können“ 


Die „Dtſch. Tagesztig.“ ſtellt als Grundlage alles deſſen, was kommen 
wird, die Tatſache in den Vordergrund, daß wir im Oſten nicht allein ent⸗ 
laſtet, ſondern unangefochten Stark daſtehen und dadurch im Weſten nicht 
nur nicht minder ſtark, ſondern ſtärker denn je zuvor. Das Blatt hebt 
weiter hervor: „Wenn in Artikel 9 auf eine Kriegsentſchädigung verzichtet 
wird, ſo kann das ſelbſtverſtändlich nicht von grundſätzlicher Bedemung für 
die ſpäteren Friedensſchlüſſe mit den Weſtſtaaten ſein.“ 

In der „Tägl. Rundſch.“ heißt es: „Möge die Entwicklung im Oſten 
zur guten Vorbedeutung für den Weſten werden. Auch hier werden erſt 
die Waffen die militärifche Lage ſchaffen, in der Verhandlungen Ausſicht 
haben. Hoffentlich wird ſich die Regierung dann nach den neuerlichen 
großen Opfern erinnern, daß ſie mit ihren Friedensvorſchlägen der Entente 
keinen Freibrief ausſtellen wollte.“ 

Die „Köln. Volksztg.“ urteilt: „Daß die Vertragſchließenden gegen⸗ 
ſeitig auf jeden Erſatz der Kriegskoſten verzichten, eine Frage, die nach dem 
jüngſten Ultimatum noch offen war, bedeutet ein ſehr großes Entgegen⸗ 
kommen des Vierbundes, insbeſondere Deutſchlands, das infolge der 
bolſchewiſtiſchen Verzögerungstaktik neuerdings im Oſten wieder große Auf⸗ 
wendungen gegen Rußland machen mußte. Wenn irgendwo noch eine 
Neigung beſtand, diefen Frieden als einen Rußland aufgezwungenen Ge⸗ 
wallfrieden zu bezeichnen, jo würde allein ſchon dieſes Entgegenkommen 
die Hinfälligkeit dieſes Vorwurfes beweiſen. Verdient hätten die Herren 
Trozki und Genoſſen dieſes Entgegenkommen gewiß nicht. Aber man wird 
ſich damit abfinden können, wenn Rußland nunmehr ehrlich und aufrichtig 
an die Durchführung friedlicher und freundſchaftlicher Beziehungen ohne 
revolutionäre Hintergedanken geht und das ſeinige dazu beiträgt, daß der 
wirtſchaftliche Verkehr alsbald wieder in geordnete Bahnen kommt. Rußland 
hat ſolchen ja auch notwendiger als wir.“ 

Die „Köln Ztg.“ ſchreibt: „Es iſt kein Verſtändigungsfriede, wie ihn 
das zariſtiſche Rußland kurz vor feinem Sturz angeſtrebt haben ſoll, und 
wie wir ihn ſelbſt noch den Bolſchewiken zu geben bereit waren, bis Trozki 
die Verhandlungen in Litauiſch Breſt abbrach. Zähneknirſchend haben die 
kommuniſtiſch⸗anarchiſtiſchen Machthaber, die jetzt noch in Petersburg am 
Ruder find, unsere neuen Bedingungen annehmen müſſen, nachdem fie ſich 
überzeugt hatten, daß auch ihre vergifteten Pfeile gegen das Volk in Waffen 
nichts auszurichten vermochten. Daß ſie bis zum letzten Augenblick dieſe 
hinterhältige Taltik, unſere Kraft durch die Entfeſſelung der Mächte des 
Umſlturzes zu brechen, fortſetzten, bekunden die zahlreichen „flammenden“ 
Aufrufe aus der letzten Woche, die jetzt durch engliſche Zeitungen bekannt 


” 
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werden und ihren Weg auch in die deutſche Preſſe finden. Sie zeigen uns, 
daß die Machthaber an der Newa ihren Sinn nicht geändert haben, ſondern 
nach wie vor unſere Todfeinde ſind, auch wenn ſie ihren Namen jetzt unter 
den Friedensvertrag ſetzen mußten. Das ficht uns nicht an. Wir haben 
jetzt Frieden mit dem ganzen ehemaligen Rußland. Die Männer, die nach 
Trozki und Lenin in Petersburg ans Ruder kommen, werden, vielleicht froh, 
daß ihnen die verhaßten Bolſchewiken die Verantwortung für den Friedens⸗ 
ſchluß abgenommen haben, den Frieden halten müſſen, weil das kriegsmüde 
und erſchöpfte ruſſiſche Volk ſich durch nichts mehr bewegen laſſen wird, 
den für Rußland längſt ſinnlos gewordenen Krieg wieder aufzunehmen.“ 

Das „Leipz. Tagebl.“ läßt ſich vernehmen: „Der Sonderfriede mit 
Rußland iſt unterzeichnet, und das deutſche Volk ſagt ſich, wenn man von 
der nicht kleinen Senſation des erſten Augenblicks abſieht, ziemlich ver⸗ 
ſtandesmäßig, ohne jeden Überſchwang, daß es damit eine beträchtliche Ent⸗ 
laſtung für den weiteren Kampf gewonnen hat. Es fühlt die ruhige 
Feſtigkeit verſtärkt, mit der es dem noch recht anſehnlichen Reſt der Kämpfe 
entgegenſieht. Wenngleich wir für den Fall, daß der Krieg noch ein Jahr 
oder darüber dauern ſollte, durch dieſen Friedens ſchluß es kaum leichter 
haben würden, als wir es vor einem oder zwei Jahren hatten, ehe Amerika 
in den Krieg eingetreten war, ſo kann man auch umgekehrt ſagen, daß der 
Gewinn, den der Hinzutritt von Amerika der Entente brachte, durch das 
Ausſcheiden Rußlands wieder wettgemacht iſt.“ 

Im „Dresd. Anz.“ lieſt man: „Mit dem Friedensſchluß iſt die Zu⸗ 
kunft noch nicht neu geregelt. Es fehlen noch völlig alle Abkommen über 
Handel und Verkehr, die für ſich erſt den Frieden feſtlegen und neue Bahnen 
für ein künftiges Nachbarperhältnis bringen können. In dem erſten 
bolſchewiſtiſchen Aufruf an alle kriegführenden Völker war zugleich mit der 
Aufforderung zu Friedensverhandlungen auch der Vorſchlag einer Los⸗ 
ſagung von allen wirtſchaftlichen Kriegsplänen vorgeſchlagen und gefordert 
und eine neue Handels⸗ und Verkehrsbeförderung angekündigt. Und dennoch 
haben gerade die Bolſchewiſten genau ſo wie bei den politiſchen Friedens⸗ 
verhandlungen wie ein gereizter Stier nach allen Seiten geſtoßen und ſich 
gegen ein neues Abkommen gewehrt. Will man nochmals die Engländer 
Unterſtützen, oder glaubt Rußland heute noch, daß es ohne Deutſchlands 
Handel auskommen könne, oder ſoll es die erſte Rache an den Grenz⸗ 
völkern ſein, daß man ihnen mit einem autonomen Tarif unüberſteigliche 
Zollmauern vor die Naſe ſetzen will?“ 

Die ,Voſſ. Ztg.“ urteilt: „Für dieſen Krieg iſt die übermächtige Koalition, 
die uns entgegenſtand, geſprengt. Der weitere Kampf iſt vereinfacht.“ 

Die „Freiſ. Ztg.“ erinnert daran, daß 1914 Rußland als unſer ſtärkſter 
Gegner angeſehen wurde, auf den feine Verbündeten die größten Hoff⸗ 
nungen ſetzten. x 

Das „Berl. Tagebl.“ jagt: „Wir begrüßen freudig den Frieden, denken 
in treuer Dankbarkeit an das Heer und ſeine Taten, die ihn herbeigezwungen 
haben, und man braucht ja in dieſer Stunde nicht noch einmal alles zu 
erörtern, was ſich aus dem Vertrage ergibt. Im gegenwärtigen Augen⸗ 
blick liegt eine Veranlaſſung, ſchon Geſagtes zu wiederholen oder zu er⸗ 
gänzen, nicht vor. Es kann ſein, daß mancher in Petersburg den red⸗ 
lichen Wunſch gehabt hat, die deutſchen Truppen möchten bis in die Haupt⸗ 
ſtadt marſchieren, um dort die Ordnung herzuſtellen. Der Petersburger 
„Times“ ⸗Korreſpondent wenigſtens, der doch unverdächtig iſt, berichtete 
neulich, er habe erregte Hausfrauen ſo reden gehört. Die Ruſſen müſſen 
nun, dem Himmel ſei Dank, ſelber für ſich ſorgen, denn wir haben, wie 
nicht zu beſtreiten iſt, ſchon genug zu tun.“ 
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Die „Frkſt. Ztg.“ faßt ihr Urteil, wie folgt, zuſammen: „Der Friede, 
wie er jetzt geſchloſſen worden iſt, geht ein ganzes Stück weiter als die 
erſten Bedingungen. Er zwingt die bolſchewiſtiſche Regierung, Verpflich⸗ 
tungen zu übernehmen, die ſie nur widerſtrebend annimmt und die ver⸗ 
mutlich jede andere ruſſiſche Regierung mit ebenſo großem, vielleicht noch 
größerem Widerſtreben unterzeichnen würde Das aber iſt gerade das, was 
geeignet iſt, unſere künftige Politik gegen Rußland nachteilig zu beeinfluſſen 
und im voraus zu belaſten. Ein Verſtändigungsfriede, wenn er zu er⸗ 
reichen geweſen wäre, hätte, wenn auch nicht vollkommen, fo doch zu einem 
Feil die Gefahr vermieden, daß bei dem Beſiegten ein Gefühl der De⸗ 
mütigung, und das Verlangen nach Wiederherſtellung erwächſt. Wäre ein 
folcher Friede nicht auch für Deutſchland in erſter Linie das Rechte geweſen? 
Er war nicht zu erreichen, weil die Mittelmächte nicht einen Frieden um 
jeden Preis ſchließen konnten und weil die Bolſchewiki⸗Regierung glanbte, 
ohne Frieden beſſer an ihr Ziel zu kommen.“ 


Der „Vorwärts“ meint, es ſei ein befreiendes Gefühl, daß das große 
Morden rings um uns nun wenigſtens auf einer Seite ſein Ende gefunden 
habe. Die Feindſeligkeiten im Oſten ſeien nunmehr ein eſtellt. Dann fährt 
das Blatt fort: „Mit dem bisherigen Begriff »Rußland« räumt dieſer 
Friede auf Rußland wird fortab nach Weſten etwa die Grenzen des alten 
moskowitiſchen Reiches haben. Rings um dieſen Reſtſtaat entſteht ein Kranz 
neuer Staatenbildungen, geſchnitten aus einem Gebiet, das der doppelten 
Fläche des Deutſchen Reiches enſpricht — über fünfzig Millionen Menſchen 
werden von Rußland abgetrennt. Eine der gewaltigſten Umwälzungen, die 
jemals die Weltgeſchichte geſehen hat. Möglich geweſen iſt dieſe Zerteilung 
eines der bisher gewaltigſten Reiche, weil ſeine Machthaber es vorher in 
völlige militäriſche Ohnmacht verſetzt hatten. Dieſes Rieſenreich iſt unter 
der Herrſchaft der Bolſchewiki in einen geradezu grotesken Zuſtand ab⸗ 
ſoluter Wehrloſigkeit herabgeſunken. Die Bolſchewiki werden es jetzt wahr⸗ 
ſcheinlich nicht an Anklagen gegen die deutſche Arbeiterſchaft fehlen laſſen, 
daß ſie ihnen im entſcheidenden Augenblick nicht genügend tatkräftig bei- 
geſprungen ſei. Aber wir müſſen erwidern, daß die Bolſchewili es den 
deutſchen Imperialiſten denn doch gar zu leicht gemacht haben. Wer ſein 
Geld, anſtatt es im Geldſchrank zu verſchließen, auf die Straße ſtreut, der 
darf, wenn es ihm abhanden kommt, nicht der Polizei den Vorwurf mangel⸗ 
hafter Wachſamkeit machen. Und wer ſein Land, anſtatt es mit glühender 
Seele zu verteidigen, gelaſſen dem fremden Einmarſch öffnet, der kann ſich 
nicht wundern, daß die leichte Beute die Poſition der Beutegierigen un⸗ 
endlich ſtärkt.“ 


Auch die geſamte öſterreichiſche Preſſe wertet den Friedensſchluß 
als ein epochemachendes Ereignis. Das „Wiener Fremdenblatt“ bezeichnet 
es als Tatſache von allergrößter Wichtigkeit, daß die Monarchie künftighin 
keine gemeinſame Grenze mehr mit Rußland haben werde Ein großer, 


wichtiger Schritt zur Beendigung des Weltkrieges ſei getan und der Friedens⸗ 


gedanke in ſeinem Siegeslaufe nicht mehr lange aufzuhalten 


Die „N. F. Preſſe“ glaubt, daß Rußland nach dem Kriege nicht mehr 
das fein werde, was es vorher geweſen ſei. Nicht mehr mit Rutland die 
Grenze, nicht mehr die unaufhörliche Sorge wegen des die äußere und 
innere Politik ſtörenden und zum Haß gegen die Monarchie reizenden 
Panflawismus zu haben, ſei der Traum, der auf den Schlachtfeldern zu 
tröſtlicher Wirklichkeit wurde. Für beſonders bedeutſam hält es das Blatt, 
daß der Friedensvertrag jeden Handelskrieg mit Rußland ausſchließt. 
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Mehrere Blätter betonen als beſonders bemerkenswert, daß die Türkei 
mit dem Frieden von Breſt⸗Lirowſk ihr einſtiges Beſitztum von Rußland 
zurückerwerbe, das ſie vor 40 Jahren im Berliner Vertrage verlor. 

Die „Reichspoſt“ fieht in dem Frieden einen wichtigen neuen Schrüt 
auf dem Wege zum allgemeinen Frieden. r 

Das „N. Wiener Tagblatt“ hält die ruſſiſche Gefahr fur Mitteleuropa 
für beſeitigt. Ein neues Kapitel der Weltgeſchichte beginne. 

Von ungariſchen Blattern ſagt „Magyar Hirlap“, das Sprachrohr 
des Grafen Andraſſy: „Die Mittelmächte haben eine glänzende und augen 
fällige Genugtuung bekommen, die eine Rechtfertigung der vielgeſchmähten 
Theorie iſt, daß der Friede nicht durch leere Worte und pazifiziſtiſche Phraſen 
allein erreicht werden kann. Deutſchland mußte, dem Lärm der öffentlichen 
Meinung Trotz bietend, den Krieg fortſetzen, um einen Frieden zu erlangen, 
der nicht Unſicherheit, ſondern die unbedingte Beruhigung zur Folge hat.“ 

„Magyar Orſzag“, das Sprachrohr der Karolyi⸗Partei, führt aus, 
für die Madjaren hätte keine beſſere Botſchaft kommen können als die 
Kunde, daß der Krieg mit Rußland endgültig aufgehört habe. Das Lander 
ungetüm, das Ungarn zu erdrücken drohte, ſei in Trümmer zerfallen. Von 
dem Geſpenſt befreit, könne Ungarn nunmehr an den Ausbau ſeines ein- 
heitlichen Nationalſtaates gehen. 

Die engliſche Preſſe äußert ſich recht niedergeſchlagen. Die Londoner 
„Morning Poſt“ ſagt: „Ter Slawe wird zum Sklaven des Deutſchen, das 
iſt die Deutung des deutſch⸗ruſſiſchen Friedens. Ob Deulſchland eine Kriegs⸗ 
entſchädigung aus Rußland herausgeſchlagen hat oder nicht, ſo viel iſt 
ſicher, daß in Zukunft Rußland Lebensmittel und Rohſtoffe für Deutſch⸗ 
land hervorbringen und einen Markt für deut che Waren abgeben wird. 
Jetzt wird der Deutſche hinter dem ruſſiſchen Thron ſitzen und die Politif 
Rußlands diktieren, nicht im Intereſſe Rußlands, ſondern in dem Deutſch⸗ 
lands. Und dieſes Intereſſe wird ſich gegen das Hochkommen und gegen 
den Fortſchritt Rußlands richten; denn es iſt offenſichtlich die deutſche Politik, 
Rußland arm, hilflos und unwiſſend zu erhalten, damit es niemals mehr 
ſeine Rieſenmacht gegen den Deutſchen verwenden kann. N 

Ahnlich urteilt „Daily Chronicle“: „Die deutſche Politik wird dazu 
übergehen, in Großrußland und in der ÜUkraine einzelne Regierungen zu 
befeſtigen. Man glaubt, daß ſie die Gegenſätze zwiſchen beiden dadurch 
zu verewigen trachten wird, daß fie die Ukraine zur Revublik und Groß 
rußland unter einem reaktionären Romanow zur Monarchie macht. Beide 
Staaten werden unter deutſchem Zepter ſtehen, deſſen Bereich dann leicht 
weiter nach Oſten hin erweitert werden könnte. 

Solche Ausſichten könnten uns zur Verzweiflung bringen wenn man 
nicht wüßte, daß letzten Endes faſt alles hierbei mit dem Ausgang im 
Weſten fällt oder ſteht. Die Verbandsmächte können Rußland zuſammen 
mit der übrigen Welt befreien: aber fie brauchen dieſe Freiheit nicht auf 
ruſſiſchem Boden zu gewinnen ebenſowenig wie Serbiens Freiheit auf 
einem ſerbiſchen Kampfplatz Inzwiſchen aber ſollten wir für möglichſte 
Erweiterung unſeres Einfluſſes auf ruſſiſchem Gebiet ſorgen.“ 


Unter den franzöſiſchen Blättern erklärt der „Temps“ vom 6. März 
den Breſter Vertrag einfach für ungültig: „Der Vertrag von Breſt⸗Litowſk 
iſt nicht das Ergebnis von Verhandlungen, ſondern durch den Vormarſch 
der Deutſchen auf Petersburg erpreßt worden und ſchon darum ungültig. 
Außerdem waren aber die Volkskommiſſare« nicht berechtigt, im Namen 
Rußlands zu verhandeln. Wie können die Petersburger Bolſchewiki als 


lokale und ihrer Stellung nicht fichere Vertreter rechtsgültig Gebiete ab⸗ 
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treten, die ſich von der preußiſchen Grenze bis zum Kaukaſus erſtrecken! 
Wenn aber die Mittelmächte den Bolſchewismus als den geſetzlichen Erben 
des Zaren betrachten, jo geben fie damit zu, daf er durch den Londoner 
Vertrag gebunden iſt und keinen Sonderfrieden ſchließen kann. Herr 
v. Kühlmann freilich hat erklärt, die Maximaliſten hätten den Londoner 
Vertrag zerriſſen, warum ſollten dann aber nicht andere Ruſſen morgen 
den Vertrag von Breſt zerreißen können? Auf die Theorie vom »Fetzen 
Papier kann man den zukünftigen Frieden nicht aufbauen. 

So liegt es im Intereſſe des Friedens ſelbſt, daß der Verband den 
Breſter Vertrag als für ſich nicht beſtehend erklärt. Dieſer juriſtiſche Vor 
behalt aber, obſchon für die Zukunft nötig, genügt für die Gegenwart 
nicht. Wir müſſen uns auf den Boden der Tatſachen ſtellen und der 
Politik des Feindes die unfrige entgegenſetzen.“ 

„Eclair“ will noch nicht an Rußlands Wiederaufbau verzweifeln: „Das 
Werk Peters des Großen iſt zerſtört, die Dftice wird ein deutſches Meer. 
Deutſchland läßt den Handelsvertrag von 1904 wieder aufleben, und das 
Jarenreich wird zur deutſchen Kolonie. Wie ſeinerzeit Polen wird es nach 
modernen Begriffen zerſtückelt. Wir haben keine Worte, um dieſen Fall 
unſeres einſtigen großen Verbündeten zu beklagen. Wäre dieſer Zuſtand 
endgültig, ſo würde der preußiſche Geiſt die Welt beherrſchen, aber das iſt 
nicht der Fall. Selbſi wenn Deutſchland die flawiſche Welt für einige 
Zeit feſſelt, wird es Rußland nicht abjorbieren können. Das Gegenteil 
wird früher oder ſpäter eintreten, das muß ſo ſein nach aller geſchichtlichen 
Erfahrung. Die ſlawiſche Naffe iſt ſtärker als die deutſche, wenn fie auch, 
in der Umwandlung, in der ſie ſich beſindet, nicht in der Lage war, den 
langen Krieg zu beſtehen. Das Vordringen Rußlands in Oſtpreußen hat 
uns vielleicht geſtattet, die Schlacht an der Marne zu beſtehen. Wir mögen 
Rußland beklagen, aber dürfen nicht an ihm verzweifeln.“ 

„Victoire“ erwartet das Heil von der Wiedergeburt des Zarismus: 
„Man darf nicht auf ein ſtarkes Wiedererwachen des ruſſiſchen National⸗ 
gefühls oder auf eine baldige Wiedergeburt des zuſammengebrochenen 
ruſſiſchen Vaterlandes aus ſich ſelbſt heraus rechnen! In einem Lande, 
wo es beim Volke keinen anderen Patriotismus als die Religion gibt, 
deren Chef und lebendes Symbol der Zar iſt, ſieht man keine andere 
Relung als in der Wiederkehr des Zarismus.“ 

Außerſt düſtre Schilderung von der Zukunft Rußlands entwirft „Echo 
de Paris“: „Der Friede von Breſt⸗Litowſtk vernichtet mehr als 200 Jahre 
ruſſiſcher Geſchichte. In einem fo verſtümmelten Rußland, das eine un⸗ 
überichreitbare Mauer von dem Reſt Europas trennen würde, würden 
innerhalb von zehn Jahren die Bären auf dem Newſki⸗Proſpekt wieder 
erſcheinen. Das verſtümmelte Rußland und die germaniſche Welt werden 
aber durch keine unüberſchreitbare Mauer getrennt. Wo ſind die Sy 
der Ukraine, des Vaſallenſtaates Oſterreich-Ungarns, wo die Grenzen 
Finnlands und Livlands? Deutſchland bezweckt nicht nur die wiriſchaftliche 
Durchdringung der Reſtteile von Rußland, es will ſie vielmehr gegen uns 
noch in dieſem Kriege gebrauchen. Die Aufrechterhaltung der Blockade im 
Weißen Meer richtet ſich gegen unſere Schiffahrt.“ 

Die holländiſche Preſſe kann ſich nicht entſchließen, den Friedens⸗ 
ſchluß mit Rußland als ein erfreuliches Ereignis zu betrachten, hat viel⸗ 
mehr vorwiegend Bedenken. Der Haager „Nieuwe Courant“ ſchreibt: 
„Die Miitelmächte haben reichlich Vorteil aus der falſchen Rechnung der 
Bolſchewiki gezogen. Die neuen Bedingungen über den Kaukasus find eine 
eigenartige Anwendung des Selbſtbeſtimmungsrechts, die das Reich des 
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Feindes nur verſtümmelt und der Bevölkerung das Recht nimmt, Anſchluß 
an das Mutterland zu ſuchen. Der Siegerſtandpunkt waltet vor. Kein 
neuer Tag iſt der Welt angebrochen. Die Ausſichten des allgemeinen 
Friedens werden natürlich durch das Beiſpiel dieſes Friedens ſehr ge 
ſchädigt. Muß ſich Rumänien ebenfalls unterwerfen, jo iſt ſehr zu be⸗ 
zweifeln, daß die Überzeugung im Weſten dadurch ſehr verſtärkt wird, daß 
in Deutſchland der Geiſt des Reichstagsbeſchluſſes und der Wilſonſchen 
Grundſätze negiert wird.“ 

Das „Algemeen Handelsblad“ jchreibt: „Ob das ein Verſöhnungs⸗ 
iriede und ein Dauerfriede iſt, muß bezweifelt werden. Es iſt ein Friede, 
erzwungen mit dem Meſſer an der Kehle. Er wurde ſogar unterzeichnet 
ohne Beſprechung der Bedingungen. Die feindliche Stimmung in Ruß⸗ 
land bleibt wach. Andererſeits iſt es begreiflich, dab Deutſchland ſich 
weigerte, in lange Verhandlungen unter Einſtellung der Feindſeligkeiten 
einzutreten.“ Das Blatt findet die Bedingungen, die Rußland geſtellt. 
worden ſind, ſehr hart und geht ſo weit, das Selbſibeſtimmungsrecht der 
an als „Farce“ zu bezeichnen, beſonders hinſichtlich der kaukaſiſchen 

öſung. . 9 h 

Der „Nieuwe Rotterdamſche Courant“ weiſt auf die noch fehlende 
Ratifizierung des Vertrages hin und auf die Gegenſatze in Rußland in 
der Beurteilung des Friedens. Er ſieht infolgedeſſen noch eine Verſchlech⸗ 
terung der Lage in Großrußland voraus. Obgleich Deutſchland im Oſten 
wahrſcheinlich weiter Wacht halten müſſe, jet der Friede für Deutſchland 
ſehr vorteilhaft. Zwar würden beide Parteien im Weſten von dieſem 
Friedensſchluß Vorteile für ſich erwarten; aber darin liege eben der Grund, 
daß der Krieg unvermindert fortgehen werde. 

Das ſtarke Kriegszielintereſſe Englands am nahen Orient ſpiegelt ſich 
darin wieder, daß der „Telegraaf“ ſich hauptſächlich gegen die Aufhebung 
der türkiſchen Kapitulationen im Friedensvertrag mit Rußland wendet. Er 
bezeichnet das als eine „kulturfeindliche Handlung“ zugunſten der Türkei. 
Die Kapitulationen ſeien ein heilſames völkerrechtliches Inſtitut geweſen 
und die Türkei mit ihrer Hilfe langſam zu einem großen internationalen 
Staat geworden. Nunmehr ſei die Türkei für die deutſche Willkür geöffnet. 


Aus der Reihe der ſchwediſchen Blätter ſei „Stockholms Dagblad“ 
angeführt, das ſchreibt: „Der Wert des von den Mittelmächten erzielten 
Erfolges beruht weſentlich darauf, inwieweit man den erzwungenen Frieden 
für endgültig halten kann. Die Oppoſttion gegen die Bolſchewikiregierung 
will ihn nicht anerkennen. Die Oſtſeeflotte und die Petersburger Garniſon 
haben eine Entſchließung für die Fortſetzung des Krieges angenommen.“ 

Demgegenüber meinen „Dagens Nyheter“: „Der Friede im Oſten iſt 
jetzt eine unerſchütterliche Tatſache, die letzten Endes durch die zweiwochige 
Kriegführung erzwungen wurde. Dadurch wurde faſt ebenſoviel ruſſiſches 
Gebiet wie im ganzen vorhergehenden Kriege beſetzt. Auch wenn man an⸗ 
nimmt, daß die Bolſchewikiregierung ſchon morgen geſtürzt wird, ſo wird 
dies keine Anderung des jetzigen Verhaälmiſſes mit ſich bringen. Das 
militäriſch durchaus desorganiſierte Rußland, das noch dazu von inneren 
Kämpfen zerriſſen iſt, vermag nicht einmal einem kleinen Bruchteil des 
Heeres der Mittelmächte zu widerſtehen, der ſich jetzt ungehindert ins Innere 
Rußlands ergießt. Hat nun aber der deutiche Siegesfriede im Oſten den 
allgemeinen Frieden nähergebracht? Das iſt die grotze Frage, die trotz der 
rieſigen Erfolge Deutſchlands beſtehen bleibt.“ } 

„Svenſka Dagbl.“ urteilt folgendermaßen: „Deutſchland hat ſich durch 
den jetzt unterzeichneten Frieden auf Koſten des Auslandes zwei neue 
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Intereſſenſphären geſchaffen, eine an der Oſtſee und eine am Schwarzen 
Meere. Ebenſo wie der neu errichtete ukrainiſche Staat iſt auch das am⸗ 
putierte Großrußland in nächſter Zeit in hohem Grade auf deutſche Ver⸗ 
waltung und Organiſation angewleſen, beſonders in wirtſchaftlicher Hin⸗ 
ſicht. Hieraus folgt auch die Ausbeutung der zahlreichen unverbrauchten 
Vorräte und Kräfte in Rußland durch Deutſchland. Der Friedensſchluf 
hat Deutſchland einen mächtigen Einfluß bei ſeinem öſtlichen Nachbarn ge 
ſichert. Man darf ſeine Überlegenheit über die Mitbewerber auf dieſem 
Gebiete als eine gegebene Tatſache anſehen.“ 

Unter den Schweizer Preßorganen bezeichnet der Berner „Bund“ 
den Frieden als hart für Rußland und ſagt weiter: „Die ruſſiſche Dele⸗ 
gation zog es vor, ſich kampflos zu unterwerfen, ſtatt die Bedingungen zu 
erörtern. Das iſt das Ende des ruſſiſchen Feldzuges, der mit ſo großen 
Verſprechungen begonnen und begleitet wurde. Ein erſchütterndes Ende! 
Das große heilige Rußland, ein Volk von 180 Millionen, wurde durch das 
Wort ſeines Zaren in den Krieg geſtürzt, in ſeiner großen Mehrheit wußte 
es nicht, warum und wofür es kämpfen jollte. Es ging jo weit abwärts, 
daß die Revolution keinen ernſten Widerſtand mehr fand. Die Bolſchewiſten 
taten das übrige. Der Vertrag von Breſt⸗Litowſk iſt in gleicher Weiſe das 
hiſtoriſche Dokument für Zarentum und Maximalismus. Er iſt noch nicht 
ratifiziert, und Havas meldet, daß gegen den ſchändlichen Vertrag proteſtiert 
wird. Die Proteſte werden aber einen ſchweren Stand haben, denn die 
deutſchen Waffen ſind in allzu gefährlicher Nähe. Es iſt, wie ſchon der 
Ton verkündet, ein Gewaltfriede und kein Verſtändigungsfriede Was 
aus den Randvölkern werden ſoll, iſt darin nicht geſagt. Es wird nun 
aller Anſtrengung bedürfen, daß ſie nach dem Selbſtbeſtimmungsrecht zu 
unabhängigen Republiken heranwachſen können.“ 

Dagegen findet das „Berner Tagbl.“ die Friedensbedingungen für Ruß⸗ 
land in keiner Weiſe entwürdigend „Ein rückſichtslos auf ſeine militäriſchen 
Erfolge vochender Gegner würde ganz andere Bedingungen diktiert haben. 
Vor einem Monat hätte Großrußland den Frieden allerdings billiger haben 
können. Damals hätte es einige Forderungen bezüglich der Geſtaltung 
Polens und der von den Mittelmächten beſetzten Gebiete im Oſten durch 
ſetzen können. Nur die Frage einer etwaigen neuen Zugehörigkeit Polens 
zu Rußland wollte Deutſchland unter allen Umſtänden ausgeſchaltet wiſſen. 
Das iſt ihm nicht zu verargen. Heute müſſen ſich die Petersburger Macht⸗ 
haber nach der erfolgreichen Beſetzung der Randſtaaten und Polens dazu 
bequemen, dieſe ehemals ruſſiſchen Länder ihrem eigenen Schickſal zu über- 
laſſen. Die Beſtimmungen darüber bilden den Hauptteil des Friedensvertrages. 
In Deutſchlands Hand iſt es gegeben, im Verein mit den neuen Staatsbehörden 
von Polen, Livland und Eſtland die Organiſation dieſer Länder vorzu⸗ 
nehmen. Das wird ſchrittweiſe erfolgen, wobei der Volkswille nach Mög⸗ 
lichkeit und dem Stande der Volksbildung angemeſſen berückſichtigt wird. 
Daß die mit deutſcher Kultur durchsetzten Länder an der Oſtſee dem ruſſiſchen 
Zarismus und dem maximaliſtiſchen Terror für immer entriſſen ſind, iſt im 
Intereſſe einer geordneten Entwicklung der Dinge nur zu begrüßen. Nicht 
an der Hand des ſchön theoretiſierenden maximaliſtiſchen Rußland werden 
die Nationen zu eigenem ſtaatlichen Leben geführt werden, ſondern an der 
Hand der vielgeſchmähten, als militäriſch und annexioniſtiſch hingeſtellten 


Mittelmächte, geſtützt allerdings auf ihre militäriſche Macht.“ 

Von einer anderen Seite betrachten die „Baſeler Nachr.“ den Friedens 
schluß, wenn fie ſchreiben: „Mit Spannung hat man erwartet, ob die 
Zentralmächte an der Bedingung der unverzüglichen und völligen Demo⸗ 
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bilmachung des ruſſiſchen Heeres feſthalten würden. Das ift nun in der 
Tat der Fall und bedeutet nichts anderes, als daß Deutſchland den Kampf 
mit Japan ſelbſt durchführen wird. Es beginnt alſo im Moment des 
Friedensſchluſſes eine neue Rieſenunternehmung von gewaltiger Bedeutung; 
denn entweder hätte Deutſchland Rußland geſtatten muſſen, alles, was es 
an brauchbaren Truppen noch irgend zur Verfügung hat, beiſammen zu 
behalten und den Japanern entgegenzuwerfen, oder Deutſchland muß die 
Arbeit in Sibirien ſelbſt tun. Tatenlos zuſehen, wie die große Militärmacht 
des Oſtens Rußland, mit deſſen wirtſchaftlicher Ausbreitung es rechnet, 
von hinten auffrißt, kann es nicht. Eine dritte Möglichkeit kann nur darin 
beſtehen, daß Deutſchland ſich mit Japan über die Verteilung von Ruſſiſch⸗ 
Aſien bereits verſtändigt hat in dem Sinne, daß die Japaner den Ural 
nicht überſchreiten, ſondern ſich nach der Eroberung von Sibirien nach 
Süden gegen Indien wenden würden. Abſolut ausgeſchloſſen iſt dies nicht, 
obſchon die Ententepreſſe den Eindruck erwecken will, der japaniſche Vorſtoß 
ſei gegen Deutſchland gerichtet.“ 


3. März. Kaiſer Wilhelm richtet aus Anlaß des Friedens: 
ſchluſſes mit Rußland an den Reichskanzler Grafen v. Hertling 
folgendes Telegramm: 

„Großes Hauptquartier, 3. März 1918. 

Das deutiche Schwert hat, geführt von großen Heldenführern, den 
Frieden mit Rußland gebracht. Mil tiefer Dankbarkeit gegen Gott, der mit 
uns geweſen iſt, erfüllt mich ſtolze Freude über die Taten meiner Armee, 
über die zähe Ausdauer meines Volkes. Daß deutſches Blut und deutſche 
Kultur haben gerettet werden können, iſt mir eine beſondere Befriedigung. 
Empfangen auch Sie für Ihre treue, ſtarke Mitwirkung am großen Werke 
meinen warmen Dank. 

0 Wilhelm l. R.“ 


4. März. An den Feldmarſchall v. Hindenburg richtet der 
Kaiſer folgendes Telegramm: 


„Nachdem geſtern nachmittag der Friede mit Rußland unterzeichnet 
und hiermit der faſt vierjährige Krieg an der Oſtfront zu glorreichem Ab 
ſchluß gelangt iſt, iſt es mir tiefempfundenes Herzensbedürfnis, Ihnen, mein 
lieber Feldmarſchall, und Ihrem treuen Gehilfen, dem General Ludendorff, 
meinen und des deutſchen Volkes heißen Dank erneut anszuſprechen. Sie 
haben durch die Schlacht von Tannenberg, durch die Winterſchlacht in 
Maſuren und durch die Kämpfe bei Lodz den Grund für alle weiteren 
Erfolge gelegt und die Möglichkeit geſchaffen, mittels des Durchbruchs von 
Gorlice⸗Tarnow die ruſſiſche Armee zu weiterem Rückzuge zu zwingen und 
allen ferneren Anſtürmen feindlicher Heeresmaſſen ſiegreich ſtandzuhalten. 
Und nun iſt der koſtbare Siegespreis jahrelangen Ringens in unſerer Hand. 
Unſere baltiſchen Brüder und Volksgenoſſen ſind vom ruſſiſchen Joch befreit 
und dürfen ſich wieder als Deutſche fühlen. Gott war mit uns und wird 


weiter helfen. 
Wilhelm J. R.“ 
Dem Oberbefehlshaber Oſt Prinzen Leopold von Bayern ver⸗ 
leiht der Kaiſer das Großkreuz des Eiſernen Kreuzes und läßt ihm 
nachſtehendes Telegramm zugehen: 


In dreieinhalbjährigem Ringen hatte die deutſche Armee im Verein 
mit unſeren treuen Verbündeten dem in erdrückender Übermacht unſer Land 
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bedrohenden ruſftſchen Heere Halt geboten. In gewaltigen Schlachten wurde 
der Feind geſchlagen und in das Innere ſeines Landes zurückgeworfen 
Die Schläge der verbündeten Heere führten die Zerſetzung des ruſſiſchen 
Reiches herbei Am Ende des vorigen Jahres ſenkte der einſt mächtige 
Gegner im Oſten zum erſtenmal die Waffen. Aber noch einmal mußte 
ich mein tapferes Oſtheer zum Kampfe rufen, um den von der ruſſiſchen 
Regierung auf dem Wege der Verhandlungen verweigerten Frieden mit dem 
Schwerte zu erkämpfen. Unter Deiner Führung haben meine unvergleich⸗ 
lichen Truppen in wenigen Tagen ihre Aufgabe glänzend gelöſt. Es wehr 
der alte Angriffsgeiſt in ihnen! Truppen aller deutſchen Stämme wetteifern 
an Zähigkeit und an Ausdauer. In unaufhaltſamen Tagesmarſchen, auf 
ſchlechten Wegen, in Eis und Schnee gaben ſie ihr Außerſtes her. Der 
vierzehntägige Siegeszug im Oſten, reich an Anſtrengungen und Ent⸗ 
behrungen, aber auch reich an Erfolgen, wird ein Ruhmesblatt in der Ge⸗ 
ſchichte des deutſchen Heeres bleiben. Allen Führern und allen Truppen 
inreche ich meinen und des Vaterlandes Dank aus. Gott helfe weiter! 
Wilhelm J. R.“ 


Am ſelben Tage richtet in Vertretung des abweſenden Reichs 
tagspräſidenten Vizepräſident Dove folgendes Telegramm an den 
Kaiſer: 

8 „Euere Kaiſerliche und Königliche Majeſtät bitte ich im Namen des 
Reichstags, der hohen Freude Ausdruck geben zu dürfen, daß durch den 
friedensſchluß mit der ruſſiſchen Republik nun an der Dftivont der Friede 
wieder hergeftellt it. Durch die unvergleichlichen Waffentaten unſerer 
Brüder im Felde und ihrer Verbündeten, durch das Genie ihrer Führer 
und durch den Opfermut des ganzen Volkes iſt die deutſche Kultur vor der 
Vernichtung bewahrt worden, welche ihr der Anſturm der im Zarenreich 
vereinten Völkermaſſen drohte. Ew. Majeſtät haben das zur Verteidigung 
des Vaterlandes gezückte Schwert mit dem Lorbeer des Sieges umwunden. 
Dankbar für das Erreichte und eniſchloſſen, auszuharren, bis der Ver 
nichtungswille auch der anderen Feinde durch die Kraft der deutſchen 
Waffen gebrochen iſt, erhofft mit dem ganzen Volke der deutſche Reichstag, 
daß uns bald der allgemeine ehrenvolle Friede beichert fein moge, der uns 
freie Bahn gibt, in friedlichem Wettbewerb mit den Völkern unter dem 
ruhmreichen Zepter Eurer Majeſtät der Macht und Herrlichkeit des Vater⸗ 
landes uns zu freuen, die Wunden, die der Krieg geschlagen, zu heilen, 
für die Freiheit und Wohlfahrt des Volkes zu arbeiten.“ 


Darauf geht vom Kaiſer folgende Antwort ein: 


„Herzlichen Dank für das Telegramm des Reichstags, deſſen Faſſung 
mich ſehr erfreut hat. Der völlige Sieg im Oſten erfüllt mich mit tiefer 
Dankbarkeit. Er läßt uns wieder einen der großen Momente erleben, in 
denen wir ehrfürchtig Gottes Walten in der Geſchichte bewundern konnen. 
Welch eine Wendung durch Gottes Fügung! Die Heldentaten unſere. 
Truppen, die Erfolge unſerer großen Feldherren. die bewunderungswür 
digen Leiſtungen der Heimat wurzeln letzten Endes in den ſittlichen Kräften, 
im kategoriſchen Imperativ, die unſerm Volk in harter Schule anerzogen 
ſind. Sie werden uns auch durch die entſcheidenden Schlußkampfe hm- 
durchtragen, endgültigen Siege entgegen. Bei den großen Aufgaben, die 
uns Friedens ſchluß, Wiederaufbau und Heilung der Kriegswunden ſtellen 
werden, wünſche ich meinem geliebten deutſchen Volke die alte geſchichtliche 
Erfahrung, daß Einigkeit jtarl macht. Möchte es mit ſtarkem Wirklichkeit 


2000 Deuſcher Geſchichtskalender. 


finn, mit undeugſamem Glauben an ſich ſelbſt und ſeine Miſſion, mit 
ſtarkem Staatsgefühl und ſtolzer Freude am Vaterland an die neue Zeit 
und ihre Aufgaben herantreten, mit mir und meinem Hauſe durch die alt⸗ 
bewährten Bande gegenſeitigen Vertrauens verbunden! Ich zweifle nicht, 
daß aus den Stürmen und Opfern dieſer Zeit eine reiche, ſtarke und glück 
liche Zukunft erwachſen wird. Das Befinden des Reichstagspräſidenten 
Kaempf begleite ich mit beiten Wünſchen für baldige Geneſung. 
Wilhelm J. E.“ 

16. März. Die ruſſiſche Regierung ratifiziert den Friedens⸗ 
vertrag mit dem Vierbund. 

17. März. Der deutſche Bundesrat ftimmt dem Friedensvertrag 
mit Rußland zu. 

18./22. März. Der deutſche Reichstag ratifiziert den Friedens⸗ 
vertrag mit Großrußland. Alle Parteien mit Ausnahme der unab⸗ 
hängigen Sozialdemokraten ſtimmen dem Vertrage zu. 


Alphabetisch geordnetes Namen: und Ganj-Negiter. 


Bobinſki, ruſſiſcher Delegierter, ver⸗ Breſt⸗Citowſk, Trozki erklärt Rußlands 


lieſt Erklärung über polniſche An⸗ 
gelegenheiten (7. Februar) 1097. 
Breſt⸗Litowſk, Ankunft der ruſſiſchen 
Unterhändler in, (3. Dezember) 13. 
Unterzeichnung des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrags in, (15. Dezember) 15 ff. 
Beginn der Vorbeſprechungen zu 
Friedensverhandlungen in, (17. 
Dezember) 19. 
Eröffnung der Friedensverhandlungen 
in, (22. Dezember) 21. 
Unterbrechung der Verhandlungen 
(22. Dezember — 9. Januar) 26f. 
Ausſchußverhandlungen über Sonder⸗ 
fragen (26.— 28. Dezember) 26 ff. 
Preßſtimmen dazu 30f. | 
Wiederaufnahme der Verhandlungen 
in, (9. Januar) 35. 
ukrainiſche Delegation als ſelbſtandig 
anerkannt (12. Januar) 46f. 
Sitzungen der deutſch⸗öſterreichiſch⸗ 
ungariſch⸗ruſſiſchen Kommiſſion für 
territoriale Fragen (11., 12., 14. 
18. Januar) 48ff. 
Unterbrechung der Kommiſſions⸗ 
Sitzungen (18. Januar) 69. 
Wiederaufnahme der Vollverhand⸗ 
lungen (30. Januar) 90. 
neue Sitzungen der Kommiſſion für 
politiſche und territoriale Fragen 
(31. Januar, 3. Februar) 93 ff. 
Vollſitzung, betr. Klärung der Stellung 


Kriegszuſtand mit Vierbund für be⸗ 
endet (10. Februar) 136f. 

Preßſtimmen dazu 138 ff. 

Abreiſe der Unterhändler (11. Fe⸗ 
bruar) 143. 

Wiederaufnahme der Verhandlungen 
(1. März) 178. 

Unterzeichnung des Friedens mit 
Großrußland (3. März) 176ff. 


. Ezernin, Graf, öſterreichiſch⸗ungar. 


Miniſter des Auswärtigen, unter⸗ 
zeichnet Antwort auf ruſſiſches 
Friedensangebot (29. Nov.) 3. 
beantwortet namens des Vierbundes 
ruſſiſches Friedensprogramm (25. 
Dezember) 28 ff. 
ſtellt feſt, daß Verhandlungen nicht 
mehr auf allgemeinen Frieden, 
ſondern auf Sonderfrieden ge⸗ 
richtet ſind (9. Januar) 38. 
eckennt ukrainiſche Delegation als 
ſelbſtändig an (12. Januar) 46. 
lehnt Kamenews Vorſchläge ab (14. 
Januar) 56ff. 

Rede im Ausſchuß der öſterreichiſchen 
Delegation (24. Januar) 71 ff. 
erhält Vertrauensvotum (24. Jan.) 81. 
Erklärung, betr. Stellung des Vier⸗ 

bundes zur ukrainiſchen Delegation 
(1. Februar) 102. 
Reiſe nach Berlin (3. Februar) 105. 


zur ukrainiſchen Zentralrada (1. Deutſches Reich, der Reichskanzler teilt 


Februar) 95. 

neue Unterbrechung der Verhand- 
lungen (4.— 6. Februar) 105f. 

Preßſtimmen dazu 106f. 

neue Sitzungen der Kommiſſion für 
politiſche und territoriale Fragen 
(7.9. Februar) 107ff., 132ff. 

Unterzeichnung des Friedens zwiſchen 
Vierbund und Ukraine (9. Februar) 
111ff. 

Preßſtimmen dazu 126 ff. 


ruſſiſches Friedensangebot im 
Reichstag mit (29. Dezember) 3. 
Verhandlung im Hauptausſchuß des 
Reichstags (30. Dezember) Zff. 
beantwortet ruſſiſches Friedenspro⸗ 
gramm (25. Dezember) 23ff. 
Vorſchlag, betr. Faſſung von Art. 1 
u. 2 des Präliminarvertrags 28. 
lehnt Verlegung der Verhandlungen 
auf neutrales Gebiet ab (3. Ja⸗ 
nuar) 32. 
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Deutſches Reich jtellt feſt, daß Ber: | 


bandsmächte ſich Friedensverhand⸗ 
lungen nicht angeſchloſſen haben 
(5. Januar) 33f. 
erkennt ukrainiſche Delegation als 
ſelbſtandig an (12. Januar) 46 
lehnt Kamenews Vorſchläge ab (14. 
Januar) 56ff. 
Verhandlungen im Hauptausſchuß 
des Reichstags (25. Januar) 81ff. 
erklärt Waffenſtillſtand mit Rußland 
für gekündigt (16. Februar) 146. 
nimmt Vormarſch in Rußland wieder 
auf (18. Februar) 148. 
Bundesrat ſtimmt Frieden mit Ukraine 
zu (19. Februar) 148. 
Verhandlungen des Hauptausſchuſſes 
des Reichstags über Friedensver⸗ 
trag (19.21. Februar) 148 ff, 170. 
Reichstagsverhandlungen über Frieden | 
mit Ukraine (20./22. Febr.) 161 ff. 
Ultimatum an Rußland (23. Fe⸗ 
bruar) 171ff. | 
ſchließt Frieden mit Großrußland (3. 
März) 176ff. 
Bundesrat ſtimmt Frieden mit Ruß⸗ 
land zu (17. Marz) 200. 
Reichstag ratifiziert Friedensvertrag 
(22. März) 200. 
Dove, zweiter Vizepräſident des deutſchen 
Reichstags, Telegramm an Kaiſer 
Wilhelm (4. März) 199. 


Großbritannien, erkennt Frieden des 
Vierbundes mit Ukraine nicht an 
(12. Februar) 144. 


v.Bertling, Dr., Graf, deutſcher Reichs⸗ 
kanzler, teilt ruſſiſches Friedens⸗ 
angebot im Reichstage mit (29. 
November) 3. 
lehnt Verlegung der Verhandlungen 
auf neutrales Gebiet ab (4. Jan.) 32. 
empfängt Fraktionsführer (6. Jan.) 34. 
erhält Telegramme Kaiſer Wilhelms 
(10. Februar, 3. März) 142, 198. 
Reiſe ins deutſche Hauptquartier (13. 
Februar) 145. | 
Hoffmann, deutſcher General, proteſtiert 
gegen ruſſiſche Beſchimpfungen 
deutſchen Heeres (9. Januar) 38f. 
Preßſtimmen dazu 39. | 
proteftiert gegen Kamenews Vor⸗ 
ſchläge (12. Januar) 54 ff. . 


Alphabetiſch geordnetes Namen: und Sach⸗Regiſter 


Hoffmann, deutſcher General, nimmt 
deutſche Soldaten polniſcher Na⸗ 
tionalität gegen Anſchuldigungen 
Bobinſki⸗Radeks in Schutz (7. Fe 
bruar) 110. 

Holubowytſch, ukrainiſcher Staats⸗ 
ſekretar für Handel und Induſtrie, 
überreicht Note mit Friedensprogramm 
der Ukraine (10. Januar) 41 ff. 


Joffe, ruſſ. Friedensunterhändler, ent⸗ 
wickelt Grundlagen ruſſiſchen Frie⸗ 
densprogramms (22. Dezbr.) 22f. 

repliziert auf deutſche Antwort (25. 
Dezember) 25f. 

ſchlägt Verlegung der Verhandlungen 
auf neutrales Gebiet vor (2. Ja⸗ 
nuar) 31f. 

Ablehnung des Vierbundes (3. Ja⸗ 
nuar) 32. 

übernimmt Führung der ruſſiſchen 
Delegation (18. Januar) 69. 

erkennt Vertreter der ukrainiſchen 
Arbeiter⸗ und Bauernregierung an 
(28. Januar) 89f. 


Namenew, ruſſ. Friedensunterhandler, 
ſchlägt Anderung der Arbeitsweiſe 
der Konferenz vor (12. Jan.) 52ff. 

erfahrt Ablehnung (14. Jan.) 56ff. 

Karl J., Kaiſer von Oſterreich, Manifeſt 
an ſeine Völker (12. Febr.) 144f. 

Armeebefehl (14. Februar) 145. 

Krolenkow, ruſſiſcher Höchſtkomman⸗ 
dierender, ſendet Parlamentäre, betr. 
Waffenſtillſtands⸗ und Friedensver⸗ 
handlungen (26. November) 11. 

Kucharzewſki, polniſcher Miniſterprä⸗ 
ident, Neife. nach Wien (29. Dezem⸗ 
ber) 31. 

v. Kühlmann, deutſcher Staatsſekretar, 
Mitteilungen im Hauptausſchuß 
des Reichstags zum ruſſiſchen 
Friedensangebot (30. Nov.) 3. 

eröffnet Friedensverhandlungen in 
Breſt⸗Litowſt (22. Dezember) 22. 

gibt Rückblick auf Verhandlungen (9. 
Januar) 35ff. 

berichtet Hauptausſchuß des Reichs⸗ 
tags über Verhandlungen in Breft- 
Litowſk (25. Januar) S1Ff. 

zur polniſchen Frage (3. Febr.) 103. 

über gefalſchte ruſſiſche Telegramme 
(7. Februar) 108f. 


Alphabetiſch geordnetes Namen und Sach⸗Regrſter. 


v. Kühlmann, deutſcher Staats ſekretär, 

weiſt Trozkis Einſpruch gegen an⸗ 
gebliche deutſche Preßkampagne 
zuruck (7. Februar) 109. 

weiſt Bobinfki⸗Radeks Erklärung über 
polniſche Angelegenheiten zurück 
(7. Februar 110. 

Anſprache bei Unterzeichnung Friedens 
mit Ukraine (9. Februar 111. 

Reife ins deutſche Hauptquartier (18. 
Februar) 145. f 

Nede im Hauptausſchuß des Reichs⸗ 
tags (19. Februar) 148 ff. | 

Rede im Plenum des Reichstags über 
Frieden mit Ukraine (20. Februar 
161ff. 


Tenin, Vorſitzender des ruſſiſchen Rats 
der Volkskommiſſare, unterzeichnet 
Aufforderung zu. Waffenſtillſtands⸗ 
und Friedensverhandlungen (28. No⸗ 
vember) 1. 

Leopold, Prinz v. Bayern, begrüßt 
rufſ. Friedensunterhändler (3/22. 
Dezember) 13, 21. 

erhält Großkreuz des Eiſernen Kreuzes 
(4. März) 1988. | 

Lubynjki, ukrainiſcher Abgeordneter, 
über Stellung ukrainiſcher Delegation 
(1. Februar) 98ff. | 


meſſimi Bei, türkiſcher Miniſter des 
Außern, teilt Parlament ruſſiſches 
Friedens angebot mit (6. Dezember) 5. 


Gſterreich⸗Ungarn, beannvortet ruſſt⸗ 
ſches Friedensangebot (29. No⸗ 
vember] 3 

erkennt ukrainiſche Delegation als 
ſelbſtändig an (12. Januar) 46. 
Rede Czernins im Ausſchuß der öſter⸗ 
reichiſchen Delegation (24. Jan.) 
71ff. . 
v. Podewils, Graf, zum bayrischen Ver⸗ 
treter bei Friedensverhandlungen be- 
ſtimmt (14. Januar] 62. 


Radoſlawoff, bulgar. Miniſterpräſident, 
teilt ruſſiſches Friedensangebot der 


I 
| 
| 
} 
} 


Sobranje mit (1. Dezember) 47. v. 


Rumänien, ſchließt ſich Waffenſtill⸗ 
ſtandsverhandlungen an (4. De⸗ 
zember) 13. 

Abſchluß des Waffenſtillſtands (9. 
Dezember] 14. f 
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Rußland, erläßt Aufforderung zu Frie 


densverhandlungen (28. Novbr.) If. 

Note an neutrale Länder (28. Nov.) 2. 

Preßſtimmen dazu 5 ff. 

ſendet militäriſche Parlamentäre, 
betr. Waffenſtillſtands⸗ u. Friedens: 
verhandlungen (26. Nov.) 11f. 

Bericht derſelben über deutſche Ant 
wort (27. November) 12f. 

Beginn der Verhandlungen (3. De⸗ 
zember 13. 

Ausdehnung der Verhandlungen auf 
rumäniſche Truppen (4. Dez.) 13. 

Abſchluß der Waffenruhe (5. Dez.) 13. 

Abſchluß des Wafſenſtillſtands für 
Front zwiſchen Dujeſtr u. Donau⸗ 
mündung (9. Dezember) 14. 

teilt Erfolgloſigkeit ſeiner Bemüh⸗ 
ungen bei Verbandsmächten mit 
(11. Dezember) 147. 

Unterzeichnung des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrags (15. Dezember) 15ff. 

Preßſtimmen dazu 19ff. 

läßt durch Joffe Grundlagen ſeines 
Friedensprogramms entwickeln (22. 
Dezember) 227. 

Antwort des Vierbundes 
(25. Dezember) 23ff. 

ruſſiſche Replik 25f. 

ſchlägt Verlegung der Verhandlungen 
auf neutrales Gebiet vor (2. Ja⸗ 
nuar) 31f. 

Ablehnung durch Vierbund (3. Ja⸗ 
nuar) 32 

mit Fortführung der Verhandlungen 
in Breſt⸗Litowſk einverſtanden (K. 
Januar) 33. 

ordnet Demobilmachung an (11. Fe⸗ 
bruar) 143. 

widerruft Demobilmachungsbefehl ! 11. 
Februar 144. 

nimmt deutſches Ultimatum an (24. 
Februar) 173. 

Unterzeichnung des Friedens mit 
Vierbund (3. März) 176 ff. 

ratifiziert Frieden mit Vierbund 
(16. März) 200. 


darauf 


Seidler, Dr., öſterreich. Miniſterpräſ., 
teilt ruff. Friedensangebot im Abge⸗ 
ordnetenhauſe mit (30. Novemb.) 4. 

Erklärung im Abgeordnetenhauſe 
über Frieden mit Ukraine (19. Fe⸗ 
bruar) 159ff. 
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Alphabetiſch geordnetes Namen und Sach ⸗Regiſter. 


H 


Sewrjuk, übernimmt Vorſitz in Ab: | Trogki, erhebt Einſpruch gegen an⸗ 


ordnung der ukrainiſchen Rada 
(1. Februar) 95. | 
proteſtiert gegen Trozkis Einſchrän 
kung der Anerkennung der Selb 
ſtändigkeit der ukrainiſchen Dele⸗ 
gation (31. Januar) 95f. 
Anſprache bei Unterzeichnung Friedens 
mit Ükraine (9. Februar) 111f. 


Erozki, ruſſ. Volkskommiſſar für Aus⸗ | 
wärtiges, unterzeichnet Aufforde⸗ 
rung zu Waffenſtillſtands⸗ und 
Friedensverhandlungen 
vember) 1. 

unterzeichnet ruſſiſche Note an Neu: | 
trale (28. November) 2. 

erklärt Einverſtändnis mit Teilnahme 
beſonderer ukrainiſcher Vertreter 
an Friedensverhandlungen (10. 
Januar) 43f. 

beantwortet deutſch⸗öſterreichiſch un: 
gariſche Erklärungen vom 9. Ja⸗ 
nuar (10. Januar) 44ff. 

erkennt ukrainiſche Delegation als 
ſelbſtändig an (12. Januar) 46f. 

Antwort auf Ablehnung von Kame⸗ 
news Vorſchlägen durch Vierbund 
(14. Januar) 59ff. 

Abreiſe nach Petersburg (18. Jan.) 69. 


Erklärung, beir. Eintritt von zwei 


ukrainiſchen Vertretern in ruſſiſche 
Delegation (30. Januar) 90f. 


gebliche deutſche 
(7. Februar) 108f. 

lehnt Verantwortung für Bobinſki 
Radeks Erklärung über polniſche 
Angelegenheiten teilweiſe ab (7. 
Februar) 110. 

erklärt Kriegszuſtand mit Vierbund 
für beendet (10. Februar) 18367. 

Preßſtimmen dazu 138 ff. 

gibt Beendigung des Kriegszuſtandes 
bekannt (11. Februar) 143. 


Preßkampagne 


(28. No: Ukraine, erkennt Waffenſtillſtand zwi! 


ſchen Rußland und Vierbund an 
(28. Dezember) 30. 

läßt Note mit eigenem Friedens⸗ 
programm überreichen (10. Na: 
nuar) 41 ff. 

Feſtſtellung der Grundlagen eines 
Friedensvertrags (20. Januar) 70. 

Vertreter in Breſt⸗Litowſk erkennen 
Zentralrada nicht als Vertreterin 
des geſamten ukrainiſchen Volkes 
an (28. Januar) 89. 

Vollſitzung, betr. Klärung der Stellung 
der beteiligten Regierungen zur 
Zentralrada (1. Februar) 95ff. 

ſchließt Frieden mit Vierbund (9. 
Februar) 111. . 

Erklärung an Deutſchland (16. Fe⸗ 
bruar) 146ff. 


Erklärung über gefälſchtes Telegramm Wilhelm II., deutſcher Kaiſer, Rede in 


der P. T.⸗A. (31. Januar, 7. Fe: 
bruar) 93, 108. 

ſchränkt Anerkennung der Selbſtändig⸗ 
keit der utrainiſchen Delegation 
ein (31. Januar, 1. Februar) 94ff. 

über Zuziehung polniſcher Vertreter 
(3. Februar) 103. 

zur finnländiſchen Frage (3. Februar) 
104. 
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Verantwortlicher Herausgeber: Dr. Friedrich Purlitz in Dresden. 


Homburg v. d. H. (10. Febr.) 142. 
Telegramme an Reichskanzler (11. 
Februar, 5. März) 143, 198. 
en an Hindenburg (4. März) 
198. 


Telegramm an Prinzen Leopold 
von Bayern (4. März) 198f. 

Telegrammwechſel mit Reichstag 
(4. März) 199f. 


Druck von Carl Marquart in Leipzig 


ne 


„Vergangenheit und Gegenwart“: 

„Die einzi eunbedingizuperläſſige und wirklich wiſſenſchaftliche 
Kriegschronik, die wir beſitzen. Die Aufnahme der Nachrichten erfolgt ſo vor⸗ 
ſichtig, daß ſpätere Berichtigungen faſt gar nicht nötig ſein werden.“ 

Fiſchers Zeitſchrift für Verwaltung: 

„Das uns ſonſt wohl nur als Nachſchlagewerk von Bedeutung erſcheint, der 
Stoff macht es hier zu einem Buch von größtem Eindrucke. Es iſt die Wucht 
der Takſachen, die hier eine gewaltige Sprache reden und uns die Größe der Ereig⸗ 
niſſe erſchütternd vor Augen führen. Der Gang und die Wirkungen des Krieges 
draußen auf den Kriegsſchauplätzen im Weſten, Oſten und Süden, im Innern des 
Landes, im feindlichen Ausland, bei den Tteufralen, in der Diplomatie, der Ge⸗ 
feßgebung, im Handel und Verkehr erſcheinen in kurzen Nachrichten urkundficher 
Art; wie in lebenden Bildern ohne jeden verbindenden Text ſehen wir die große 

it an uns vorüberziehen, und die lapidare Form kann den Eindruck nur 
i A ein Werk von hohem Werte für jeden, der von der gewaltigen Zeit ein 
ſachlich wahres und zugleich umfaſſendes Bild erhalten will.“ 


Rudolf Eucken: 

„Dieſer Kalender ergibt einen ſo wertoollen und ſo überſichtlichen Durchblick 
unſerer bewegten Zeit, daß er über die Gegenwart hinaus einen bleibenden Werl 
behaupten wird. Durch ihn erſt wird einem recht klar, wie viel in der Gegen⸗ 
wart vorgeht und in wieviel Strömen die Bewegung verläuft.“ 

Profeſſor Stier⸗Somlo im Zentralblatt der Reichs verſicherung: 


„Die große Sorgfalt der Berichterſtattung, ihre Objektivität und Vollſtändig⸗ 
keit laſſen das Werk als unentbehrliches Handbuch in dieſen Kriegszeiten erſcheinen.“ 


Prof. R. A. Hohlſeld. Madilon, Wis. USA: 


Ihr Werk iſt mir ſehr wertvoll und wird flei ig von mir benutzt. Dieſe 
mehr aktenmäßigen Angaben der wirklichen Tatſachen ſind im Grunde weit wirk⸗ 
ſamer als die vielen Proteſtakionen und PBroklamafionen deulſcherſeils, die 
zum Teil durchaus nicht den Ton getroffen haben, mit dem ſich auf die vorein⸗ 
genommene gegneriſche Seite wirklich Eindruck machen läßt.“ 


Unter anerkennenden Worten für die Führung des Geſchichtskalender⸗ wurde; 


von allerhöͤchſten Stellen die Fortſetzung beſtellt. Es ſeien darunter genannt:; 


: Die Kgl. Hausbiblioiyeh Seiner Majeſtät des Deulſchen Saifers, : 
Das Kämmereramk Seiner Majejtät des Königs von Sachſen, 
Das Hofmarſchallamt Sr. Kgl. Hoheit des Prinzen Johann Georg, ; 
f Herzogs zu Sachſen, a i 
Die General⸗Inkendanz der Großherzogl. Ziwilliſte in Karlsruhe uſw. 


- In zum Teil mehrfacher Anzahl beziehen den Kalender regelmäßig: 
Das Auswärlige Amt des Deulſchen Reiches, 

Das Oſterreichiſch⸗ungariſche Miniſterium des Außeren, 

Das Preußiſche Miniſterium des Innern, 5 
Das Badiſche Kullusminiſterium, das ihn auch den Schulen zur: 
f Anſchaffung empfahl, und 1 
viele andere Reichsämter und ſlaaklichen Miniſterien. 
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Weitere Urteile über l 


E. Filger in der „W 


„Ein umfaſſendes Na⸗ 
wird, als Kalender naturlich, n 
Der Leſer hat den großen Vort 
vorzufinden, ſodaß er nicht ein. 
was er brauchen kann, vor ſich zu haben. Ver Synchronmuz wegen m 
alſo durch die mehrfachen Gliederungen unterbrochen, in den einzelnen Abſchnitten 
findet er ſich aber wieder. Das iſt außerordentlich praktifh... So hat denn 
Dr. Fr. Purlitz mit den beiden neuen Jahrgängen eine Rieſenaufgabe zu leiſten 
gehabt und geleiſtet.“ 


„Dresdner Anzeiger“: 


5 „Es bedurfte des Weltkrieges, um der großen Maſſe der Deutſchen das 
tiefgehende Inkereſſe und Verſtändnis für die Politik beizubringen, das ſich heute 
in immer e Maße beim deutſchen Volke bemerkbar macht und ernennen 
läßt wie das Eingehen auf die Politik nicht nur feine polltiſchen Kenntniſſe vermehrt, 
ſondern auch fein politiſches Gefühl geſteigert hal. Deshalb iſt auch der ⸗Deutſche 
Geſchichtskalender⸗ in feiner Sonderdarſtellung des europäiſchen ie berufen, 
ein wahres Volksbuch zu werden, das in keinem Hauſe fehlen ſollte, in dem 
man eine zuverläſſige und aktenmäßige Darſtellung des Welkkrieges entbehrt.“ 


„Münchner Poft“: 

„Wohl die vollſtändigſte Geſchichte unſerer bewegten Zeit, da ſie nicht nur 
über alle Vorgänge, die direkk den Krieg und die kriegführenden Länder betreffen, 
ſondern überhaupt über alle wichtigen Vorgänge unſerer Zeit aktenmähige Belege 
bringt. Namentlich den Vorgängen im neutralen und feindlichen Ausland 
wird unter Zuhilfenahme der führenden Blätter des Auslandes beſondere Berüc- 
ſichtigung zuteil, ſodaß der Leſer hier manches findet, was in der deulſchen Preſſe 
nicht zum Ausdruck kam. Die Bände werden in ſpäterer Zeit erſt recht ihren 
vollen Wert erweiſen.“ 


„Die Poſt“: 

„Immer größer wird der Kreis des Welkgeſchehens, und entſprechend immer 
ſchwieriger wird die Aufgabe, alle wejentlihen Züge dieſes Geſchehens zeitlich wie 
ſachlich klar zu ordnen und zum Gebrauch des Nachſchlagens handfertig herzurichten; 
aber die Herausgeber des »Wippermannſchen Kalenders waren von jeher Meiſter 
in dieſer Kunſt, und auch diesmal iſt es geglückt, Überſichtlichkeik und Fülle 
des Inhalts in gleicher Weiſe zu wahren und dem Polikiker von heuke ein 
außerordentlich wertvolles Hilfsmittel der Erinnerung und Orientierung über die 
bisherigen Kriegsereigniſſe zu ſchaffen. Soweit wir heute überhaupt ſchon von 
wiſſenſchaftlicher Betrachtung des Erlebten reden können, erfüllt der »Europäifche 
Krieg, von Geringfügigkeiten abgeſehen, auch dieſe Forderung. Er darf deshalb 
wohl auch für die Folgezeit als geſchichtliches Quellenwerk gelten.“ 


„Neue Bahnen“: 

„Es iſt erſtaunlich, was für eine gewaltige gewiſſenhafte Arbeit in 
dieſem ſtarken Bande geleiftet wurde. Es gibt zurzeit keine »Kriegschronik⸗, die 
zuverläſſiger und vollſtändiger berichtet wie die vorliegende. Sie läßt in keiner 
Frage im Stich, und ihre Anordnung iſt jo gefickt, Namen- und Sachregiſter ſind 
jo trefflich geordnet, daß man beim Nachſchlagen kaum einmal in Verlegenheit 
kommt. Die chronologiſche und politiſch⸗geographiſche Einteilung erweiſt ſich beim 
Gebrauch als recht überſichtlich. Beſonders zu danken iſt für die reiche Aus⸗ 
wahl von Preßſtimmen der führenden ausländiſchen Zeitungen und der Parlamenks⸗ 
berichte: man kann aus ihnen zur pſychologiſchen Beurteilung unferer 
Gegner ſehr viel lernen.“ 


Druck von Karl Marquark in Leipzig. 
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